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Editorial

die psychotherapeutische Landschaft profi-
tiert in hohem Maße von der gegebenen 
Vielfalt an effektiven Behandlungskonzep-
ten. Psychotherapeuten benötigen eine 
gewisse methodische Freiheit, um im Ein-
zelfall die besten Lösungen für konkrete 
Therapiesituationen zu finden und für Pati-
enten mit unterschiedlichsten Problemkon-
stellationen und sozialen Hintergründen ei-
ne optimale Versorgung sicherzustellen. Die 
alltägliche Arbeit vieler Psychotherapeuten 
ist längst integrativ ausgerichtet, unbeein-
druckt von institutionellen und berufspoliti-
schen Grabenkämpfen. Die Vielfalt effizien-
ter therapeutischer Ansätze zur Behandlung 
psychischer Störungen sollte sich auch in 
den Richtlinienverfahren und in der thera-
peutischen Ausbildung widerspiegeln.

Dem Wissenschaftlichen Beirat Psychothe-
rapie (WBP) kommt nach dem PsychThG 
die Aufgabe zu, auf Anfrage der zuständi-
gen Behörden zu beurteilen, ob ein Psy-
chotherapieverfahren wissenschaftlichen 
Ansprüchen gerecht wird. Wissenschaft-
lichkeit ist die Voraussetzung dafür, dass ein 
Verfahren zur Ausübung und Ausbildung 
berufsrechtlich anerkannt wird. Der WBP 
hat Ende 2007 in einem Methodenpapier 
Verfahrensregeln zur Beurteilung der wis-
senschaftlichen Anerkennung von psycho-
therapeutischen Verfahren und Methoden 
veröffentlicht, dies mit dem Ziel, die Beur-
teilungskriterien zu konkretisieren und Ent-
scheidungsprozesse transparenter zu ge-
stalten. Vertreter traditioneller, bisher nicht 
anerkannter Therapieansätze befürchten, 
dass durch die neuen Verfahrensregeln 
die Hürde für eine Anerkennung so hoch 
gesetzt wurde, dass nur noch spezifische 
Methoden anerkannt werden können und 
Nicht-Richtlinienverfahren endgültig aus-
gegrenzt werden. In Anbetracht der hohen 
Bedeutsamkeit des Methodenpapiers des 
WBP für die Weiterentwicklung der Psy-
chotherapie in Deutschland hat sich der 
Redaktionsbeirat entschlossen, diesem 
Thema ein Schwerpunktheft zu widmen. 
Nach einer Einführung in die Thematik 
durch Rainer Richter, den Präsidenten der 
BPtK, stellt Rüdiger Nübling die Inhalte des 
Methodenpapiers vor. In Interviewform ant-
worten die beiden Vorsitzenden des WBP, 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Dietmar Schulte und Gerd Rudolf, auf aus-
gewählte Fragen des Redaktionsbeirats. 
Um die Vielfalt unterschiedlicher Positio-
nen möglichst breit abbilden zu können, 
haben mit Günter Esser, Jürgen Kriz und 
Falk Leichsenring auch weitere Mitglieder 
des WBP Gelegenheit, die neuen Verfah-
rensregeln zu kommentieren. 

Auch die Gerichte haben schon mehr-
fach das Gesundheitssystem verändert. 
Das OVG Nordrhein-Westfalen hat das 
Land NRW Anfang 2008 verpflichtet, ei-
ne gesprächspsychotherapeutische KJP-
Ausbildungsstätte zuzulassen und klärte 
die Zuständigkeiten von WBP und Lan-
desbehörde. Der noch nicht rechtskräftige 
Gerichtsbeschluss wird von Uta Cramer-
Düncher und Mareke de Brito Santos-Dodt 
erläutert.

Vor dem Hintergrund ständig verfügbarer 
und immer realitätsnäher gestalteter virtu-
eller Spielwelten hat in den vergangenen 
Jahren die Zahl der Betroffenen, die unter 
Computerspielsucht leiden, deutlich zuge-
nommen. Das Störungsbild entwickelt sich 
oft schleichend und von der sozialen Umge-
bung kaum beachtet, so dass sich erst mit 
zunehmender Chronifizierung und wach-
senden Folgeproblemen ein Krankheitsbe-
wusstsein bei Angehörigen und Betroffenen 
einzustellen scheint. Klaus Wölfling und Kai 
W. Müller stellen in ihrem Beitrag „Phäno-
menologie, Forschung und erste thera-
peutische Implikationen zum Störungsbild 
Computerspielsucht“ den Stand der wis-
senschaftlichen Diskussion zu diesem ver-
breiteten, aber bisher wenig erforschten 
psychopathologischen Phänomen dar und 
stellen ein eigenes Modellprojekt zur Thera-
pie von Computerspielsucht vor.

Nach heutigem Erkenntnisstand ist Phar-
makotherapie im Rahmen der Akutbe-
handlung und Rezidivprophylaxe von bi-
polaren affektiven Störungen nach wie vor 
unverzichtbar. Allerdings zeigen neuere 
Studien, dass es sinnvoll ist, die pharma-
kologische Behandlung durch psychoedu-
kative und psychotherapeutische Interven-
tionen zu flankieren. Britta Bernhard und 
Thomas D. Meyer stellen in ihrem Beitrag 

„Psychotherapie für Betroffene mit bipolar 
affektiven Störungen“ Konzepte zur psy-
chotherapeutischen Behandlung bipolarer 
Störungen vor.

Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit von Psy-
chotherapie ist für vielfältige Störungsbilder 
sehr gut belegt. In Anbetracht dessen ist es 
kaum verwunderlich, dass eine Studie der 
Gmünder Ersatzkasse für viel Empörung un-
ter Psychotherapeutenverbänden gesorgt 
hat. Die Autoren der Studie schlossen aus 
ihren Ergebnissen, dass die Inanspruchnah-
me von ambulanter Psychotherapie drama-
tisch zugenommen habe, ohne dass Effekte 
auf den Gesundheitszustand nachweisbar 
wären. In dem Beitrag „Gesundheitsbericht-
erstattung über Psychotherapie nach dem 
Gesundheitsmodernisierungsgesetz: Ein 
kritischer Fall“ analysieren Frank Jacobi und 
Jürgen Hoyer präzise, inwieweit die Studi-
enautoren verzerrte Schlussfolgerungen 
aus ihren Ergebnissen gezogen haben und 
mahnen Wachsamkeit gegenüber politisch 
motivierten Interpretationen von Studiener-
gebnissen an.

Abschließend möchte ich unsere Leser 
darauf hinweisen, dass die inhaltlichen 
Zielsetzungen des PTJ erneuert wurden. 
Diese sind in der vorliegenden Ausgabe 
dargestellt.

Im Namen des Redaktionsbeirats wünsche 
ich Ihnen eine interessante Lektüre.

Sascha Gönner (Rheinland-Pfalz) 
Mitglied des Redaktionsbeirates
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Die inhaltlichen Zielsetzungen des  
Psychotherapeutenjournals

Die Landespsychotherapeutenkammern 
und die Bundespsychotherapeutenkam-
mer als Herausgeber des Psychotherapeu-
tenjournals haben die inhaltlichen Zielset-
zungen des Psychotherapeutenjournals 
und damit die Arbeitsgrundlage des Re-
daktionsbeirates erneuert.

„Mit dieser Zeitschrift wollen wir:

Sie als Psychologische Psychothera- �

peutinnen und Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeutinnen und -psychotherapeu-
ten über allgemeine gesundheits- und 

gesellschaftspolitische Fragen, die für 
die weitere Entwicklung unserer Berufe 
wichtig sind, informieren,
ein Forum bieten, in dem die fach- �

lichen Fragen der Ausübung und 
Entwicklung des Berufs, der Weiter-
entwicklung und Anwendung der Psy-
chotherapie 
sowie aktuelle Themen der psychoso- �

zialen und psychotherapeutischen Ver-
sorgung dargestellt und diskutiert wer-
den können,
eine Möglichkeit schaffen, regelmäßig  �

und aktuell über rechtliche und wirt-
schaftliche Veränderungen zu berich-

ten, die bei der beruflichen Tätigkeit zu 
beachten sind, um Sie als Kammermit-
glieder in der Gestaltung Ihres berufli-
chen Alltags zu unterstützen,
Ihnen nicht nur die Tätigkeit der Kam- �

mer, der Sie angehören, transparenter 
machen, sondern Ihnen auch den „Blick 
über den Zaun“ in die Tätigkeit anderer 
Kammern ermöglichen, und
ein preiswertes Publikationsorgan für  �

die amtlichen Mitteilungen der Kam-
mern schaffen.“

Die Herausgeber des  
Psychotherapeutenjournals

Gesundheitsreform 2007 (GKV-WSG)
Die wichtigsten Veränderungen für Psychotherapeuten auf einen Blick

Herausgegeben von Dr. Ulrich Orlowski, Prof. Dr. Jürgen Wasem und 
Dieter Best. 2008. 61 Seiten. Kartoniert. 19,-. ISBN 978-3-938909-32-4

Nach heftigen Auseinandersetzungen in der Politik ist die Gesundheitsreform am
1. April 2007 in Kraft getreten. Die Umsetzung der einzelnen Teile der Reform
erfolgt in Stufen, so tritt ein neuer Einheitlicher Bewertungsmaßstab schon am 
1. Januar 2008 in Kraft. Ein Jahr später wird – von Ärzten und Psychotherapeu-
ten lange ersehnt – die gesetzliche Budgetierung aufgehoben. Mit der Einfüh-
rung des Gesundheitsfonds erwartet die Politik mehr Wettbewerb zwischen den
Krankenkassen. Und mit der Einführung eines einheitlichen Orientierungspunkt-
wertes als Basis der Honorare der Ärzte und Psychotherapeuten wird mit der
regionalen Honorarverteilung Schluss sein.  Ob dies letztlich zu mehr Honorar-
gerechtigkeit führt, wird sich wohl erst nach einiger Zeit zeigen. Die Psycho-

Psychotherapeutenverlag, Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, 
Im Weiher 10, 69121 Heidelberg, Kundenbetreuung: Bestell-Tel. 089/54852-8178, 
Bestell-Fax 089/54852-8137, E-Mail: kundenbetreuung@hjr-verlag.de, 
www.psychotherapeutenverlag.de

therapeuten jedenfalls knüpfen hohe Erwartungen an diesen Teil der Gesund-
heitsreform. 

Auch in der privaten Krankenversicherung ändert sich einiges. So müssen die
Versicherungen ab 2009 einen Basistarif anbieten und bei Neuverträgen eine
Mitgabe der Alterungsrückstellungen bei Wechsel des Versicherungsunter-
nehmens einkalkulieren. 

Die vorliegende Broschüre stellt die wichtigsten Bestimmungen des GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetzes im Überblick dar. Sie eignet sich deshalb gut 
als Orientierung über die Veränderungen, die auf Psychotherapeuten in den 
nächsten Jahren zukommen werden. 
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Schwerpunktthema Wissenschaftlicher Beirat 
Psychotherapie

Einleitung von Rainer Richter

Bundespsychotherapeutenkammer

Im April 2005 veranstaltete die Bundes-
psychotherapeutenkammer das Symposi-
um „Evidenzbasierte Psychotherapie“ zur 
Bedeutung der Evidenzbasierten Medizin 
für psychotherapeutische Behandlungen. 
Über die kurze Zeit später auf dem 5. 
Deutschen Psychotherapeutentag geführ-
te Diskussion findet sich im Bericht der 
BPtK (PTJ 2/2005): „Die Psychotherapeu-
ten haben, darin war sich der 5. DPT einig, 
mit dem Symposium zur evidenzbasierten 
Psychotherapie am 5. April 2005 deutlich 
gemacht, dass sie sich in die Debatte um 
Evidenzbasierung einmischen werden. Evi-
denzbasierung, so unterstrichen die Dele-
gierten, darf nicht technokratisch verkürzt 
werden. Wirksamkeitsnachweise aus der 
klinischen Praxis (effectiveness) sind zu 
berücksichtigen.“

Es ist bemerkenswert, dass diese prokla-
mierte Diskussion bald danach verebbte 
und auch anlässlich der Novellierung der 
Verfahrensordnung des Gemeinsamen 
Bundesausschusses im Oktober 2005, bei 
der erstmals das Primat der Evidenzstufe 
1, also der RCT-Studien, festgeschrieben 
wurde, allenfalls verhalten geführt wurde. 
Eine breite Diskussion in der Psychothe-
rapeutenschaft setzte aber erst 2 Jahre 
später mit den Entwürfen zu dem „Metho-
denpapier“ des Wissenschaftlichen Beirats 
Psychotherapie (WBP) in der zweiten Jah-
reshälfte 2007 ein.

Die Transparenz des Beratungsver-
fahren im Wissenschaftlichen Beirat 
ermöglichte es den Landespsycho-
therapeutenkammern und der Bundes-
psychotherapeutenkammer (BPtK), meh-
reren Psychotherapeutentagen sowie den 
Fachgesellschaften und Berufsverbänden, 
die im Methodenpapier beschriebenen 
„Verfahrensregeln zur Beurteilung der wis-
senschaftlichen Anerkennung von Metho-
den und Verfahren der Psychotherapie“ 
– durchaus kontrovers – zu diskutieren. 
Auch nach der Verabschiedung der derzeit 
gültigen Version 2.6 hält die Debatte über 
die Einzelheiten des Bewertungsverfah-
rens und die geregelte Kooperation mit 
dem G-BA unvermindert an. Angesichts 
der Bedeutung des Methodenpapiers für 
die zukünftige Entwicklung der Psycho-
therapie und damit für die Profession ist 
dies nicht verwunderlich.

So informiert dann das vorliegende Schwer-
punktheft des Psychotherapeutenjournals 
über die Einzelheiten des Methodenpa-
piers. Vor allem aber will es verschiedene 
fachliche und politische Einschätzungen 
liefern, die es der Leserin, dem Leser er-
möglichen sollen, sich eine eigene, fun-
dierte Meinung zu bilden. Hierzu wurden 
die beiden Vorsitzenden des WBP mit 
gleich lautenden Fragen interviewt und 
drei weitere Beiratsmitglieder um Stellung-
nahmen gebeten.

Noch sind die Folgen des Methodenpa-
piers für die in der Versorgung psychisch 
Kranker derzeit verbreiteten sowie für neue 
Verfahren und Methoden nicht absehbar. 
Aber schon jetzt „müsste eine gewisse Rat-
losigkeit aufkommen“, so Horst Kächele in 
einem gerade erschienenen Themenheft 
zum selben Thema, „wenn man ins Auge 
fasst, dass längst mehr als eine Therapie 
für bestimmte Störungen als evidenzba-
siert identifiziert wurde“, und er bricht „an-
gesichts der explodierenden Heterogenität 
der Forschungsbefunde eine Lanze für kli-
nische Weisheit“. Wie in weiser Voraussicht 
findet sich im Bericht über den o. e. 5. DPT 
der Satz: „Die Debatte um das Leistungsan-
gebot der GKV dürfe im Übrigen nicht bei 
Evidenzbasierung stehen bleiben“.

Allen Beteiligten danke ich für ihre Arbeit 
an dieser Zusammenstellung.

Kächele, H. (2008). Forscher und Praktiker 
– wer lehrt wen was? Persönlichkeits-
störungen. Theorie und Therapie, 12 
(1), 54-63.
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Wissenschaftlicher Bei-
rat Psychotherapie und 
 Gemeinsamer Bundes-
ausschuss

Im Psychotherapeutengesetz (PsychThG) 
wird an zwei Stellen wissenschaftlich fun-
dierte Psychotherapie gefordert: Psycholo-
gische Psychotherapeuten und Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten haben 
laut PsychThG im Rahmen ihrer Approba-
tion Psychotherapie „mittels wissenschaft-
lich anerkannter psychotherapeutischer 
Verfahren“ durchzuführen (§ 1 Abs. 3). In 
§ 6 Abs. 2 des PsychThG ist geregelt, dass 
die Ausbildung zum Psychotherapeuten 
an Ausbildungsstätten zu erfolgen hat, in 
denen Patienten, „die an psychischen Stö-
rungen leiden, nach wissenschaftlich aner-
kannten psychotherapeutischen Verfahren 
stationär oder ambulant behandelt wer-
den“. Die Wissenschaftlichkeitsklausel be-
trifft also sowohl die Ausbildung als auch 
die Ausübung von Psychotherapie. Die 
Ausbildungsstätten werden nach Prüfung 
von den jeweils zuständigen Landesbehör-

den zugelassen, über die Rechtmäßigkeit 
der Berufsausübung hat im Zweifelsfall das 
Berufsgericht der Landeskammern zu be-
finden.

Für die Feststellung, ob ein Verfahren die 
Kriterien der „wissenschaftlichen Anerken-
nung“ erfüllt, hat der Gesetzgeber den 

Wissenschaftlichen Beirat Psychotherapie 
(WBP¸ www.wbpsychotherapie.de) als 
Gremium zur Erarbeitung von Gutachten 
in Paragraph 11 des PsychThG verankert: 
„Soweit … die wissenschaftliche Anerken-
nung eines Verfahrens Voraussetzung für 
die Entscheidung der zuständigen Behör-
de ist, soll die Behörde in Zweifelsfällen 

Mitglieder Stellvertreter
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Günter Esser (Potsdam)
Thomas Fydrich (Berlin)
Jürgen Kriz (Osnabrück)
Falk Leichsenring (Göttingen)
Dietmar Schulte (Bochum, Vorsitzender)
Bernhard Strauss (Jena)

Jochen Eckert (Hamburg)
Hans Reinecker (Bamberg)
Hertha Richter-Appelt (Hamburg)
Ulrich Stuhr (Hamburg)
Kirsten von Sydow (Duisburg-Essen)
Eberhard Windaus (Frankfurt) 

II. von der Bundesärztekammer berufen

Gerhard Buchkremer (Tübingen)
Fritz Hohagen (Lübeck)
Horst Kächele (Ulm)
Ulrike Lehmkuhl (Berlin)
Gerd Rudolf (Heidelberg; Vorsitzender)
Michael Schulte-Markwort (Hamburg) 

Manfred Cierpka (Heidelberg)
Gereon Heuft (Münster)
Gerd Lehmkuhl (Köln)
Michael Linden (Berlin)
Rolf Meermann (Bad Pyrmont)
Renate Schepker (Ravensburg) 

Tabelle 1: Aktuelle Besetzung des Wissenschaftlichen Beirats Psychotherapie (Mitglieder und 

deren Stellvertreter)

Das Methodenpapier des Wissenschaftlichen 
Beirats Psychotherapie

Definierte Hürden für die Zulassung von Psychotherapieverfahren  
für Ausbildung und Berufsausübung

Rüdiger Nübling

Landespsychotherapeutenkammer 
Baden-Württemberg
Zusammenfassung: Der Beitrag fasst die 
wichtigsten Punkte des Ende 2007 ver-
öffentlichten Methodenpapiers des Wis-
senschaftlichen Beirats Psychotherapie 
(WBP) zusammen. Im Methodenpapier 
werden Kriterien definiert, die zur Bewer-
tung der Wissenschaftlichkeit eines psy-
chotherapeutischen Verfahrens oder einer 
Methode herangezogen werden. Die im 

Psychotherapeutengesetz verankerte Be-
gutachtung durch den WBP ist Vorausset-
zung für die Berechtigung zur Ausübung von 
Psychotherapie, nicht jedoch für die sozial-
rechtliche Zulassung (über die der Gemein-
same Bundesausschuss G-BA entscheidet). 
Im aktuellen Methodenpapier des WBP wird 
erstmals der Versuch unternommen, neben 
– den aus Sicht einer streng ausgelegten 
Evidence-based Medicine notwendigen ex-
perimentellen Studien (Randomized Cont-

rolled Trials RCTs) – auch naturalistische, 
d. h. in der konkreten Versorgungspraxis 
durchgeführte (und deshalb nicht expe-
rimentell kontrollierbare) Studien zur Be-
wertung der Wissenschaftlichkeit einzube-
ziehen. In diesem für eine faire Bewertung 
außerordentlich relevanten Punkt hebt 
sich das Methodenpapier deutlicht von 
der Verfahrensordnung des G-BA (in dem 
Ergebnisse naturalistischer Studien denen 
aus RCTs nachgeordnet sind) ab.
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ihre Entscheidung auf der Grundlage eines 
Gutachtens eines wissenschaftlichen Bei-
rates treffen“. Die Gutachten des Wissen-
schaftlichen Beirates sind somit bedeut-
sam für die berufsrechtliche Frage, welche 
Formen von Psychotherapie ausgebildet 
und nach Approbation angewandt werden 
dürfen.

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) 
und Bundesärztekammer (BÄK) haben 
nach § 11 PsychThG zusammen den WBP 
zu bilden und vereinbart, diesen paritä-
tisch zu besetzen. Für die Psychologischen 
Psychotherapeuten und die Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeuten beruft 
die BPtK sechs Mitglieder und persönliche 
Stellvertreter und für die „Psychiatrie und 
Psychotherapie“ sowie die „Psychosomati-
sche Medizin und Psychotherapie“ beruft 
die BÄK ebenfalls sechs Mitglieder und 
Stellvertreter. Die aktuelle Besetzung des 
WBP gibt Tabelle 1 wieder.

Neben der oben dargestellten gutachterli-
chen Beratung zur wissenschaftlichen An-
erkennung sind BPtK und BÄK übereinge-
kommen, dass der WBP auch „anderweitig 
fachwissenschaftlich bezogene Aufgaben 
bearbeitet“ und „im Rahmen seiner wis-
senschaftlichen Begutachtung zur über-
professionellen Einheitlichkeit beitragen 
soll, so dass seine Gutachten für Ärzte, 
Psychologische Psychotherapeuten und 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten gleichermaßen Bedeutung erlangen.” 
Beide Kammern haben weiterhin verein-
bart, dass sie sich „dafür einsetzen, dass in 
ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich die 
Gutachten des Beirats die jeweils rechtlich 
mögliche Verbindlichkeit erlangen“, d. h. 
beispielsweise Eingang in die ärztliche 
Weiterbildung finden (BÄK-BPtK, 2003).

Ergänzend soll hier nur am Rande erwähnt 
werden, dass der Gemeinsame Bundes-
ausschuss (G-BA; www.g-ba.de) als im 
Sozialgesetzbuch (SGB V) verankertes 
Gremium der sozialrechtlichen Selbstver-
waltung entscheidet, welche Formen von 
Psychotherapie im Rahmen der gesetz-
lichen Krankenversorgung erbracht und 
über die kassenärztlichen Vereinigungen 
von den gesetzlichen Krankenkassen be-
zahlt werden können. Hierbei ist neben 
der Wirksamkeit auch die Wirtschaftlichkeit 

der Behandlung in die Zulassungsentschei-
dung einzubeziehen. Die Anerkennung zur 
Ausbildung und die berufsrechtliche An-
wendung von Psychotherapie, die nach 
PsychThG wissenschaftlich anerkannte 
Verfahren umfassen soll, ist also getrennt 
von der sozialrechtlichen Zulassung und 
somit Bezahlung im Rahmen der kassen-
ärztlichen Versorgung zu sehen. So kann 
der G-BA Gutachten des WBP (z. B. im 
Rahmen des Stellungnahmerechts, vgl. 
Abschnitt E der Verfahrensordnung des 
G-BA; G-BA, 2006) in seine Entscheidun-
gen für die Zulassung einbeziehen, ist aber 
nicht daran gebunden.

Erste Kriterien der wissen-
schaftlichen Anerkennung 
von Psychotherapie

Der Wissenschaftliche Beirat, dem, wie 
oben dargestellt, im PsychThG die Auf-
gabe zugewiesen ist, im Zweifelsfall auf 
Anfrage der zuständigen Behörde über die 
Wissenschaftlichkeit einer Behandlungs-
form zu entscheiden, veröffentlichte 1999 
im Deutschen Ärzteblatt einen „Leitfaden 
für die Erstellung von Gutachten-Anträgen 
zu Psychotherapieverfahren“ (WBP, 1999). 
Hier sieht der WBP seine Aufgabe darin, 
einerseits Behörden in ihrer Entscheidung 
zu unterstützen, andererseits bot er an, auf 
Antrag von Fachgesellschaften Gutachten 
über die wissenschaftliche Anerkennung 
von Behandlungsverfahren zu erstellen 
und zu veröffentlichen. In diesem Leitfaden 
waren noch keine differenzierten Kriterien 
für die Qualität der vorzulegenden Studien 
genannt. Gefordert wurden Studien zum 
Nachweis der spezifischen Wirkung des 
jeweiligen Verfahrens sowie multimodale 
Erfolgsnachweise bei relevanten Patien-
tenpopulationen und Katamnesestudien. 
Es war den Antragstellern überlassen, die 
Indikationsbereiche für das Verfahren dar-
zustellen.

Anwendungsbereiche der 
 Psychotherapieverfahren

Die psychotherapeutische Ausbildung 
soll nach PsychThG zur Behandlung von 
„Störungen mit Krankheitswert, bei denen 
Psychotherapie indiziert ist“ (§ 1 Abs. 3) 
befähigen. Hierbei ist nach § 8 Abs. 3 
PsychThG in einem wissenschaftlich aner-

kannten Psychotherapieverfahren vertieft 
auszubilden. Letzteres bedeutet, dass ein 
für die vertiefte Ausbildung zugelassenes 
Verfahren befähigen sollte, mit dieser 
Therapie Patienten mit verschiedenen 
Krankheitsbildern zu behandeln. Dies ver-
anlasste den WBP im Jahr 2000 Kriterien 
für die Anerkennung als Verfahren für die 
vertiefte Ausbildung zum Psychologischen 
Psychotherapeuten oder Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten zu veröf-
fentlichen (WBP, 2000a; WBP, 2000b). 
Der Wissenschaftliche Beirat stellte hierbei 
fest, dass für ein Psychotherapieverfah-
ren für die vertiefte Ausbildung die breite 
Wirksamkeit der Behandlung mit diesem 
Therapieverfahren für verschiedene so ge-
nannte Anwendungsbereiche nachzuwei-
sen sei. In den 12 vom WBP festgelegten 
Anwendungsbereichen wurden größere 
Klassen von Diagnosen zusammengefasst, 
beispielsweise die depressiven Störungen, 
Angststörungen, dissoziative, Konversions- 
und somatoforme Störungen, Essstörun-
gen oder Persönlichkeits- und Verhaltens-
störungen. Der Nachweis für die breite 
Wirksamkeit sei dann erbracht, wenn für 
jeden der Anwendungsbereiche Studi-
en zum Wirksamkeitsnachweis vorliegen. 
Übergangsweise würden Nachweise für 
fünf Anwendungsbereiche genügen. Sei 
dieser Nachweis einer breiten Wirksamkeit 
des Verfahrens nicht möglich, könne die-
ses, so die Feststellung des WBP nur als 
„Zusatzverfahren“ im Rahmen der vertief-
ten Ausbildung gelehrt werden.

Kriterien für den Wirksamkeits-
nachweis: Mindestanforderun-
gen für die Begutachtung

In einer weiteren Veröffentlichung legte 
der WBP fest, nach welchen Kriterien Stu-
dien zur Wirksamkeit von Psychotherapie 
beurteilt werden (WBP, 2004). Hierbei 
wird unterteilt in Studien, die vor und nach 
1990 voröffentlich wurden. Neben der 
Darstellung relevanter Outcomekriterien 
und reliabler Outcomeerhebung wird eine 
klinisch operationalisierte Diagnostik und 
Diagnose gefordert. Weiterhin werden zur 
untersuchten therapeutischen Intervention 
Kontrollbedingungen gefordert, um Spon-
tanverlauf oder Veränderung im Vergleich 
zu anderen Psychotherapien beurteilen zu 
können. Für neuere Studien ab 1990 wird 
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hierzu ein Kontrollgruppendesign mit ran-
domisierter Zuordnung gefordert.

Methodenpapier des Wis-
senschaftlichen Beirats

Aufgrund der Erfahrungen mit den Krite-
rien für den Wirksamkeitsnachweis und 
den Anwendungsbereichen sah sich der 
WBP veranlasst, im Januar 2007 den Ent-
wurf eines „Methodenpapiers“ vorzulegen. 
Nach Rückmeldungen aus Berufs- und 
Fachverbänden und den Länderkammern 
verabschiedete der WBP im Dezember 
2007 dieses „Methodenpapier des Wis-
senschaftlichen Beirats Psychotherapie 
– Verfahrensregeln zur Beurteilung der 
wissenschaftlichen Anerkennung von Me-
thoden und Verfahren der Psychotherapie“ 
(WBP, 2007). Absicht sei, „neben seinem 
gesetzlichen Auftrag die wissenschaftlich-
methodologische Weiterentwicklung des 
Faches und die allgemeine Diskussion zur 
evidenzbasierten Medizin unter Berück-
sichtigung des besonderen Charakters 
psychotherapeutischer Behandlungen“ 
(S. 3). Ziel der Überarbeitung der bisheri-
gen Verfahrensregeln sei „die Feststellung 
der wissenschaftlichen Anerkennung auf 
Grundlage eines strukturierten und trans-
parenten Beurteilungsprozesses, der für 
alle in Frage kommenden Psychotherapie-
verfahren und Psychotherapiemethoden 
in vergleichbarer Weise durchzuführen ist“ 
(ebd.).

Zentrale Punkte des Methodenpapiers 
sind

die Unterscheidung zwischen psycho-1. 
therapeutischen Verfahren und Metho-
den,
die Kriterien der wissenschaftliche An-2. 
erkennung,
die Festlegung von Anwendungsberei-3. 
chen der Psychotherapie.

1. Das Schwellenkriterium zur 
Differenzierung von Psychothe-
rapie-Verfahren und Psychothe-
rapie-Methode

In Abstimmung mit dem Gemeinsamen 
Bundesausschuss (G-BA), der sich diesel-
be Unterscheidung zueigen gemacht hat, 

geht der WBP von folgendem Verständnis 
von Psychotherapie-Verfahren und Psycho-
therapie-Methoden aus:

Psychotherapie-Verfahren

Psychotherapie-Verfahren werden vom 
WBP wie folgt definiert: „Ein zur Kranken-
behandlung geeignetes Psychotherapie-
Verfahren ist gekennzeichnet durch

eine umfassende Theorie der Entste- �

hung und Aufrechterhaltung von Krank-
heiten und ihrer Behandlung bezie-
hungsweise verschiedene Theorien der 
Entstehung und Aufrechterhaltung von 
Krankheiten und ihrer Behandlung auf 
der Basis gemeinsamer theoretischer 
Grundannahmen,

und
eine darauf bezogene psychothera- �

peutische Behandlungsstrategie für ein 
breites Spektrum von Anwendungsbe-
reichen oder mehrere darauf bezogene 
psychotherapeutische Behandlungs-
methoden für ein breites Spektrum von 
Anwendungsbereichen,

und
darauf bezogene Konzepte zur Indi- �

kationsstellung, zur individuellen Be-
handlungsplanung und zur Gestaltung 
der therapeutischen Beziehung“ (WBP, 
2007, S. 4f).

Der Nachweis der Wirksamkeit eines Psy-
chotherapie-Verfahrens für ein breites Er-
krankungsspektrum (Kriterium 2) soll nach 
Beschluss des WBP und G-BA bei den am 
häufigsten auftretenden psychischen Er-
krankungen erfolgen und wird vom WBP 
und G-BA anhand des sog. Schwellenkri-
teriums geprüft:

Für die Behandlung Erwachsener wird  �

gefordert, dass die wissenschaftliche 
Anerkennung mindestens für die An-
wendungsbereiche affektive Störungen 
und Angststörungen (Anwendungsbe-
reiche 1 und 2, s.u.) sowie zusätzlich 
für mindestens eine Erkrankung aus 
den Bereichen somatoforme Störun-
gen, Persönlichkeits- und Verhaltens-
störungen (Anwendungsbereiche 3,4 
oder 5, s.u.) oder für mindestens zwei 
der restlichen acht Anwendungsberei-
che festgestellt wurde (vgl. WBP, 2007, 
S. 28).

Analog wird für ein wissenschaftlich  �

anerkanntes Psychotherapieverfahren 
für die Behandlung von Kindern und Ju-
gendlichen die wissenschaftliche Aner-
kennung für die Anwendungsbereiche 
affektive Störungen, Angststörungen, 
hyperkinetische Störungen und Stö-
rungen des Sozialverhaltens (Anwen-
dungsbereiche 1, 2 und 14, s.u.) oder 
mindestens zwei dieser Anwendungs-
bereiche 1, 2 und 14 und zusätzlich 
mindestens zwei der restlichen An-
wendungsbereiche gefordert (vgl. WBP, 
2007, S. 29).

Psychotherapie-Methode

Demgegenüber definiert der WBP eine 
Psychotherapie-Methode folgenderma-
ßen: „Eine zur Behandlung einer oder 
mehrerer Störungen mit Krankheitswert 
geeignete Psychotherapiemethode ist ge-
kennzeichnet durch

eine Theorie der Entstehung und der  �

Aufrechterhaltung dieser Störung bzw. 
Störungen und eine Theorie ihrer Be-
handlung,
Indikationskriterien einschließlich deren  �

diagnostischer Erfassung,
die Beschreibung der Vorgehensweise  �

und
die Beschreibung der angestrebten Be- �

handlungseffekte“ (vgl. WBP, 2007, S. 
3).

Eine wissenschaftlich anerkannte Psycho-
therapiemethode muss die unten darge-
stellten Kriterien der wissenschaftlichen 
Anerkennung erfüllen.

Als Psychotherapie-Technik wird die konkre-
te Vorgehensweise im Rahmen der Metho-
de oder des Verfahrens bezeichnet, bspw. 
für die Verhaltenstherapie die Reizkonfron-
tation in vivo, für die psychodynamischen 
Verfahren die Übertragungsdeutung.

Mit der Unterscheidung von Psychothe-
rapie-Verfahren und Psychotherapie-Me-
thoden wurde die nur für Methoden gül-
tige indikationsbezogene Zulassung für die 
Psychotherapie-Verfahren vermieden, letz-
tere können so weiterhin für das gesamte 
Spektrum der Psychotherapie zugelassen 
und für die vertiefte Ausbildung anerkannt 
werden.
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2. Wissenschaftliche 
 Anerkennung

Entsprechend der gesetzlichen Definition 
von Psychotherapie als „jede mittels wis-
senschaftlich anerkannter psychotherapeu-
tischer Verfahren vorgenommene Tätigkeit 
zur Feststellung, Heilung oder Linderung 
von Störungen mit Krankheitswert, bei de-
nen Psychotherapie indiziert ist“ (PsychThG 
§ 1 Abs. 3) geht der Wissenschaftliche Bei-
rat davon aus, „dass die wissenschaftliche 
Anerkennung eines Psychotherapiever-
fahrens dann festzustellen ist, wenn es 
sich aus wissenschaftlicher Sicht um ein 
Psychotherapieverfahren handelt, dessen 
Durchführung in der Praxis zur Heilung 
oder Linderung von Störungen mit Krank-
heitswert führt“ (WBP, 2007, S. 6, Fettdruck 
und Unterstreichungen im Original). Damit 
ergeben sich für den WBP vier Kriterien für 
die Beurteilung von Forschungsarbeiten zum 
Wirkungsnachweis von Psychotherapiever-
fahren und -methoden:

„1. Der Einsatz der Intervention erfolgt 
bei Personen, die unter einer Störung mit 
Krankheitswert leiden, und der beobachte-

te therapeutische Effekt stellt eine Heilung 
oder Linderung dieser Störung dar. […]

2. Der beobachtete therapeutische Effekt 
ist intersubjektiv feststellbar und replizier-
bar. […]

3. Der erzielte Effekt muss mit hoher 
Wahrscheinlichkeit auf die psychothera-
peutische Intervention zurückführbar sein 
(interne Validität). […]

4. Die untersuchte psychotherapeutische 
Intervention ist in der Praxis unter den 
Rahmenbedingungen des Gesundheits-
wesens effektiv durchführbar (externe Vali-
dität)“ (WBP, 2007, S. 6ff).

Der gesamte Prozess der Evaluation eines 
Psychotherapieverfahrens oder einer Psy-
chotherapiemethode durch den WBP wird 
in einem Gutachtenprotokoll festgehal-
ten, dessen einzelne Stufen weitgehend 
operationalisiert wurden. Neben den dar-
gestellten und weiter unten spezifizierten 
Kriterien werden zur Beurteilung eines Ver-
fahrens oder einer Methode verlangt:

Darstellung der Theorie und Behand-

lungsstrategie/-methode des Verfah-
rens oder der Methode und deren Aus- 
bzw. Weiterbildung,
die Beschreibung der Anwendungsberei-

che (siehe unten) des Verfahrens oder der 
Methode, differenziert für Psychotherapie 
bei Erwachsenen und Psychotherapie 
bei Kindern und Jugendlichen, weiterhin 
Kontraindikationen und unerwünschte 
Wirkungen (vgl. WBP, 2007, 15).

Die vorzulegenden Studien zur Wirksam-
keit eines Verfahrens oder einer Methode 
werden nach den o.g. Kriterien überprüft, 
die weiter spezifiziert werden (vgl. WBP, 
2007, S. 19-23). Hierzu hat der WBP einen 
umfangreichen Kriterienkatalog vorgelegt 
und jedes Kriterium hinsichtlich seiner 
Qualität definiert (vgl. ebd., S. 31-36):

Feststellung des Gegenstands der Un-1. 
tersuchung,
Beurteilung der allgemeinen methodi-2. 
schen Qualität der vorgelegten Studien,
Beurteilung der internen Validität der 3. 
vorgelegten Studien,
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Beurteilung der externen Validität der 4. 
vorgelegten Studien,
Beurteilung der Ergebnisse der Studi-5. 
en.

Für Wirksamkeitsstudien, die bis Ende 
1989 publiziert wurden, legt der WBP ent-
sprechend seinem Beschluss vom Juni 
2006 ebenfalls Bewertungskriterien fest, 
wobei mindestens fünfzig Prozent der 
Wirksamkeitsstudien neueren Datums sein 
müssen.

Die wissenschaftliche Anerkennung für 
jeweils einen Anwendungsbereich (siehe 
unten) sei dann festgestellt, wenn hierfür 
mindestens drei methodisch adäquate 
und valide Studien – zwei davon mit posi-
tiv beurteilter interner und zwei mit positiv 
beurteilter externer Validität – vorliegen 
und in einer katamnestischen Untersu-
chung der Therapieerfolg nach mindes-
tens sechs Monaten nachgewiesen ist und 
keine Hinweise auf erhebliche schädliche 
Effekte des Psychotherapieverfahrens oder 
der Psychotherapiemethode vorliegen 
(vgl. WBP, 2007, S. 24f) Für die wissen-
schaftliche Anerkennung einer Psychothe-
rapiemethode für die Behandlung einer 
einzelnen Störung genügen zwei unab-
hängige Studien, die im Wesentlichen die 
im vorangegangenen Absatz dargestellten 
Kriterien erfüllen (vgl. WBP, 2007, S. 26f).

3. Definition von Anwendungs-
bereichen der Psychotherapie

Wie oben dargestellt und im Methodenpa-
pier ausgeführt hat der WBP „von Beginn 
seiner Tätigkeit an festgestellt, dass vom 
Nachweis der Wirksamkeit eines psycho-
therapeutischen Verfahrens oder einer 
Methode bei einem Anwendungsbereich 
nicht generell auf die Wirksamkeit des ge-
samten psychotherapeutischen Verfahrens 
oder der Methode bei einem anderen 
Anwendungsbereich geschlossen werden 
kann“ (WBP, 2007, S. 10). Da, so der WBP, 
der Wirksamkeitsnachweis bei Erwachse-
nen nicht den Rückschluss zulässt, dass 
diese Intervention auch bei Störungen im 
Kinder- und Jugendlichenalter wirksam ist 
und umgekehrt, hat der WBP festgelegt, 
„Wirksamkeitsnachweise für verschiede-
ne Anwendungsbereiche […] getrennt zu 
überprüfen und anzugeben, für welche An-
wendungsbereiche ein Psychotherapiever-

fahren oder eine Psychotherapiemethode 
als wissenschaftlich anerkannt gelten kann“ 
(WBP, 2007, S. 10f). Für die Überprüfung 
hat der WBP 18 Anwendungsbereiche im 
Sinne größerer Klassen von Störungen 
gebildet sowie eine Kategorie „gemischte 
Störungen“ für komplexe Störungen, die 
durch mehrere ICD-Diagnosen abgebildet 
werden, hinzugefügt (vgl. Tabelle 2). Da-
bei gelten die Bereiche 15-17 nahezu aus-
schließlich für Kinder und Jugendliche.

Empfehlungen für die Aus-
bildung von Psychologi-
schen Psychotherapeuten 
und Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten 
(PP und KJP) sowie für die 
ärztliche Weiterbildung

Im letzten Kapitel des Methodenpapiers 
wird ausgeführt, dass ein Psychothera-
pieverfahren oder eine Psychotherapie-
methode grundsätzlich Gegenstand der 
vertieften Ausbildung von PP und KJP 
beziehungsweise der ärztlichen Weiterbil-
dung sein können.

Mit Bezug auf die gesetzliche Vorschrift, 
dass die vertiefte Ausbildung „in einem 
wissenschaftlich anerkannten psychothe-
rapeutischen Verfahren“ (PsychThG) zu er-
folgen hat, empfiehlt der Wissenschaftliche 
Beirat, nur solche Psychotherapieverfahren 
für die vertiefte Ausbildung für PP und KJP 

anzuerkennen, die „durch die Breite ihrer 
Anwendungsbereiche ihre Relevanz für 
eine umfassende psychotherapeutische 
Versorgung nachgewiesen haben“ (WBP, 
2007, S. 27). Nach den Ausführungen des 
WBP sollen nur solche Psychotherapiever-
fahren für die vertiefte Ausbildung zuge-
lassen werden, die die oben dargestellten 
Kriterien eines Psychotherapieverfahrens, 
d. h. das o.g. Schwellenkriterium für breite 
Wirksamkeit, erfüllen. Liegt die Anerken-
nung nur für eine geringere Anzahl von 
Anwendungsbereichen vor, können diese 
Vorfahren oder Methoden, so die Anre-
gung des WBP, im Rahmen der inhaltlich 
nicht festgelegten Ausbildungszeiten ge-
lehrt werden.

Kritische Würdigung des 
Methodenpapiers

Im Minderheitenvotum von Jürgen Kriz, 
der als Mitglied des wissenschaftlichen 
Beirates dem Methodenpapier nicht zuge-
stimmt hat, sind mehrere kritische Punkte 
aufgeführt (WBP, 2007, S. 38ff):

Es wird für das Methodenpapier die Ge-1. 
fahr einer Missinterpretation dergestalt 
gesehen, dass man mit der Begutach-
tungsmethode ein Psychotherapiever-
fahren in Teilbereiche auflösen wolle, 
um diese jeweils als wissenschaftlich zu 
bestätigen oder zu verwerfen, was der 
von den beiden Vorsitzenden der ersten 

Tabelle 2: Anwendungsbereiche der Psychotherapie bei Erwachsenen sowie Kindern und Ju-

gendlichen

Affektive Störungen (F3; einschließlich F94.1; F53)1. 
Angststörungen und Zwangsstörungen (F40 – F42; F93 und F94.0)2. 
Somatoforme Störungen und dissoziative Störungen (Konversionsstörungen; F44 – F48)3. 
Abhängigkeiten und Missbrauch (F1, F55)4. 
Persönlichkeitsstörungen und Verhaltensstörungen (F6)5. 
Anpassungs- und Belastungsstörungen (F43)6. 
Essstörungen (F50)7. 
Nicht-organische Schlafstörungen (F51)8. 
Sexuelle Funktionsstörungen (F52)9. 
Psychische und soziale Faktoren bei somatischen Krankheiten (F54)10. 
Schizophrenie, schizotype und wahnhafte Störungen (F2)11. 
Organische, einschließlich symptomatischer psychischer Störungen (F0)12. 
Psychische und soziale Faktoren bei Intelligenzminderung (F7) und tiefgreifende Entwick-13. 
lungsstörungen (F84)
Hyperkinetische Störungen (F90) und Störungen des Sozialverhaltens (F91, F94.2 – F94.9)14. 
Umschriebene Entwicklungsstörungen (F80 bis F83)15. 
Störungen der Ausscheidung (F98.0, F98. 1)16. 
Regulationsstörungen/ Fütterstörungen (F98.2)17. 
Ticstörungen und Stereotypien (F95 und F98.4)18. 
Gemischte Störungen bei Patienten mit komplexen Störungen mit mehreren ICD-Diagnosen19. 
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Amtsperiode des WBP zum Ausdruck 
gebrachten Intention widerspräche.
Die Zulassung von Verfahren zur Aus-2. 
bildung und über Vertiefungsgebiete ist 
Angelegenheit der zuständigen Landes-
behörden, hier solle der WBP nicht über 
seinen Gutachtenauftrag hinausgehend 
eingreifen wollen.
Da es neben „Kinder- und Jugendli-3. 
chenpsychotherapeuten“ nur „Psycho-
logische Psychotherapeuten“ – nicht 
„Erwachsenenpsychotherapeuten“ 
– mit berufsrechtlicher Behandlungs-
erlaubnis für alle Altersgruppen gebe, 
sei die Trennung in Psychotherapie 
bei Erwachsenen und bei Kindern und 
Jugendlichen ohne Gutachtenauftrag 
weder erforderlich noch möglich und 
inhaltlich nicht haltbar. Es sollte deshalb 
eine angemessene Symptom- und Al-
tersvarianz für Wirksamkeitsstudien ge-
fordert werden.
Therapeutische Ansätze wurden, wie in 4. 
anderen Ländern bis heute, in der am-
bulanten Behandlung vor Inkrafttreten 
des PsychThG bei Kranken angewen-
det und werden im stationären Kon-
text erfolgreich eingesetzt. Diese seien 
gegenüber den sog. Richtlinienthera-
pien benachteiligt. Weiterhin würden 
im Methodenpapier nur quantitative 
Wirksamkeitsbeweise Berücksichtigung 
finden, andere Forschungsansätze wie 
qualitative Einzelfall- und Gruppenstudi-
en sowie Prozessforschung oder Unter-
suchungen zur Wirkweise würden keine 
Berücksichtigung bei der Evaluation fin-
den, obwohl letztere sowohl in Univer-
sitäts-Lehrbüchern als auch der interna-
tionalen Wissenschaftlergemeinschaft 
Anerkennung finden würden. Somit sei 
es für Psychotherapieverfahren, deren 
wissenschaftliche Begründung und Er-
forschung vorwiegend auf anderen als 
der quantitativen Prüfmethodik beruhe, 
benachteiligt gegenüber Verfahren, die 
diese Methodik bevorzugen.

Weiterhin darf das Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts Nordrhein-Westfalen (OVG 
NRW) vom 15.01.2008 nicht unerwähnt 
bleiben. Ein Ausbildungsinstitut hat auf 
staatliche Anerkennung für die Ausbildung 
zum Kinder- und Jugendlichentherapeu-
ten für Gesprächspsychotherapie geklagt. 
In der Vorinstanz hatte das Verwaltungs-

gericht Köln seine Entscheidung auf das 
Gutachten des wissenschaftlichen Beirats 
Psychotherapie gestützt, dass Gesprächs-
psychotherapie mangels entsprechender 
Wirksamkeitsnachweise für die Ausbildung 
von Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten nicht anerkannt werden könne. 
Das OVG NRW weist darauf hin, dass Ent-
scheidung zur Zulassung für die vertiefte 
Ausbildung ausschließlich der zuständigen 
Landesbehörde zustehe, während dem 
wissenschaftlichen Beirat mit der Aufgabe 
der Erstellung eines Gutachtens in Zwei-
felsfällen lediglich eine Beratungsfunktion, 
nicht aber eine Entscheidungsbefugnis zu-
gewiesen werde. Dies bedeutet, wie das 
OVG weiter ausführt, dass weitere Kriterien 
für die Zulassung zur vertieften Ausbildung 
von der zuständigen Behörde Berücksich-
tigung finden sollten. Die zuständige Lan-
desbehörde hat gegen die Entscheidung 
des OVG NRW Revision eingelegt, so dass 
die Entscheidung, in welcher Form über 
die wissenschaftliche Anerkennung zu be-
finden sein wird, vom Bundesverwaltungs-
gericht zu treffen sein wird.

Der WBP hat sich mit seinem Methoden-
papier deutlich von der für die sozialrecht-
liche Zulassung von Methoden und Verfah-
ren entscheidenden Verfahrensordnung 
des Gemeinsamen Bundesausschusses 
(G-BA, 2006) abgegrenzt. In ihr wird in 
enger Auslegung der evidence-based me-
dicine (Sackett, Rosenberg, Gray, Haynes 
& Richardson, 1996; Sackett, Richardson, 
Rosenberg & Haynes, 2000) die Verfüg-
barkeit von Therapiestudien auf der Basis 
von RCTs (Randomized Controlled Trials, 
experimentelle Studien) als Hauptkriterium 
für die Zulassung definiert. Die dadurch 
bedingte Überbewertung der internen auf 
Kosten der externen Validität ist z.T. deut-
lich kritisiert worden (vgl. z. B. Campell 
et al., 2000; Fydrich & Schneider, 2007; 
Kächele, 2006; Heekerens, 2005; Leich-
senring, 2004a, b; Porzsolt, Ackermann & 
Amelung, 2006; Shadish, Matt, Navarro 
& Phillips, 2000; Tschuschke, 2005; Zur-
horst, 2003), sogar von Vertretern der 
Pharmaforschung (Porzsolt et al., 2006), 
in der das RCT-Paradigma eine besonders 
hervorgehobene Rolle spielt. Kern der Kri-
tik ist, dass experimentelle Studien (RCTs) 
eine künstliche Situation beforschen und 
letztlich u.U. nur sehr begrenzt etwas über 

die Wirkung unter Alltagsbedingungen 
(Generalisierbarkeit, externe Validität) aus-
sagen können. Wie Fydrich und Schneider 
(2007) hervorheben, sind naturalistische 
Studien demgegenüber nicht grundsätz-
lich von geringerer Qualität, sie verfolgen 
unterschiedliche Zielrichtungen und er-
möglichen unterschiedliche Aussagen. Die 
Absicht des WBP, nun die Bedeutung natu-
ralistischer, also unter Alltagsbedingungen 
durchgeführter Studien, höher zu bewer-
ten, ist – trotz der oben aufgeführten Kritik 
von Kriz – beispielgebend (vgl. hierzu auch 
Nübling, Munz & Klett, 2007).

Versorgungspolitisch besonders bedeut-
sam ist, dass der WBP – wiederum ge-
wissermaßen in Gegenposition zum G-BA 
– für die Abschätzung der Versorgungs-
relevanz das Kriterium der gemischten 
Störungen (Gruppe 19 in Tabelle 2) ein-
geführt hat. Dadurch können auch Studi-
en zur Bewertung herangezogen werden, 
die in der realen Versorgung in der Regel 
häufig auftretende Komorbidität bei psy-
chischen Erkrankungen abbilden, d. h. 
nicht ausschließlich Patienten einbeziehen 
(müssen), die eine (in RCTs geforderte) 
Unidimensionalität der Störungen aufwei-
sen. Allerdings – und u. a. deshalb wird 
das Schwellenkriterium von verschiedenen 
Psychotherapeutenverbänden kritisiert – 
können Studien mit Patienten „gemischter 
Störungen“ nur Studien der Kategorien 
6-18 (Tabelle 2), nicht aber – die epide-
miologisch weit häufiger vorkommenden 
– Störungen der Indikationsgruppen 1-5 
ersetzen. Vor allem auch in diesen „ver-
sorgungsrelevanten“ Indikationsgruppen 
kommt psychische Komorbidität im klini-
schen Alltag besonders häufig vor, weshalb 
es für diese auch besonders schwer sein 
dürfte, Studien zu finden oder durchzu-
führen, deren untersuchte Patienten eine 
unidimensionale Störung aufweisen.
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Fragen zur Zukunft der Psychotherapie

vor dem Hintergrund der neuen „Verfahrensregeln zur Beurteilung der wissen-
schaftlichen Anerkennung von Methoden und Verfahren der Psychotherapie“ 
(Methodenpapier) des Wissenschaftlichen Beirats Psychotherapie (WBP)

Ein Interview des Psychotherapeutenjournals mit

Prof. Dr. Dietmar Schulte, dem Vorsitzenden des WBP und

Prof. Dr. Gerd Rudolf, dem stellvertretendem Vorsitzenden des WBP

Aus welchen Gründen hat der Wissenschaftliche Beirat Psychotherapie (WBP) am 21.11.2007 neue Verfahrensregeln 
verabschiedet und was sind aus Ihrer Sicht die wichtigsten Veränderungen gegenüber der bisherigen Fassung?

Prof. Dr. Dietmar Schulte

Schulte: Das Methodenpapier mit den 
Verfahrensregeln fasst zusammen, wie der 
Beirat arbeitet. Es beschreibt, wie er Stu-
dien sammelt und beurteilt und wie er zu 
seinen Empfehlungen kommt. Der Beirat 
hatte sofort nach seiner Gründung ein ers-
tes solches Regelwerk entwickelt. Er stand 
damals unter massivem Zeitdruck, weil 
die Länder den Beirat drängten, erste Ent-
scheidungen, vor allem zur Gesprächspsy-
chotherapie, zu treffen. Der Beirat bestand 
allerdings darauf, zunächst allgemeine und 
transparente Kriterien für sein Vorgehen 
und seine Entscheidungen zu entwickeln, 

unabhängig vom einzelnen zu entschei-
denden Fall.

Im Verlauf seiner Tätigkeit wurde deutlich, 
dass verschiedene Regelungen präzisiert, 
manche auch verändert werden sollten. 
Das liegt nicht zuletzt auch daran, dass sich 
im Laufe der Jahre die Forschungsmetho-
dologie weiterentwickelt hat. Wir wissen 
heute mehr darüber, was Forschungser-
gebnisse verfälschen kann und was folg-
lich bei der Beurteilung der Ergebnisse von 
Studien berücksichtigt werden sollte.

Ein weiterer Grund ist die vielfach vorge-
tragene Forderung nach Berücksichtigung 
von Feldstudien zur Psychotherapie unter 
alltäglichen Rahmenbedingungen. Solche 
Studien können oft keine Antwort auf die 
Frage geben, ob etwaige Veränderungen 
tatsächlich auf das Verfahren zurückzu-
führen sind (interne Validität), wohl aber 
gegebenenfalls auf die Frage, ob Verän-
derungen bei den Patienten auch unter 
den Alltagsbedingungen psychotherapeu-
tischer Praxis nachweisbar sind (externe 
Validität). Dieser Aspekt wird nunmehr bei 
der Beurteilung gesondert berücksichtigt.

Der wohl wichtigste Grund für die Überar-
beitung der Verfahrensregeln ist allerdings 
eine Veränderung in der Entwicklung der 

Psychotherapie selber. Der Gesetzgeber 
hat den Beirat damit beauftragt, psycho-
therapeutische Verfahren zu beurteilen. 
Aber umfangreiche therapeutische Verfah-
ren wie die Psychoanalyse oder die Verhal-
tenstherapie, also umfassende Systeme, 
die aus einer bestimmten theoretischen 
Perspektive psychische Störungen erklä-
ren wollen und auf dieser Basis zu einem 
oder mehreren Behandlungskonzepten 
kommen, werden international in der For-
schung nicht mehr neu entwickelt. Neu 
entwickelt werden dagegen speziellere 
therapeutische Methoden, die einen viel 
bescheideneren Anwendungsbereich be-
anspruchen, nämlich einzelne Störungen 
oder Störungsgruppen. Diese Methoden 
haben durchaus auch einen theoretischen 
Überbau, sie begründen, warum sie wir-
ken, und in der Regel erklären sie damit 
zumindest teilweise auch die Störungen, 
die sie behandeln können. Der WBP wurde 
in den vergangenen Jahren verschiedent-
lich damit beauftragt, die wissenschaftliche 
Anerkennung solcher Methoden zu beur-
teilen, z. B. EMDR oder Interpersonelle 
Psychotherapie. Solche neuen Entwicklun-
gen sollten auch Patienten in Deutschland 
zugänglich sein, selbst wenn sie nicht den 
Status eines Verfahrens haben. Der Beirat 
musste daher seine Kriterien dieser Ent-
wicklung anpassen.
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Rudolf: Aus dem Wortlaut des Psychothe-
rapeutengesetzes leitet der Wissenschaftli-
che Beirat die Aufgabe ab, die Wissenschaft-
lichkeit von Psychotherapien zu definieren 
und für die in Frage stehenden Verfahren 

(bezogen auf Aus- und Weiterbildung) zu 
beurteilen. Mit diesem Thema hat sich der 
Beirat in den knapp zehn Jahren seiner bis-
herigen beiden Amtsperioden permanent 
beschäftigt und Stellungnahmen erarbei-
tet, zum Beispiel zur Gesprächspsycho-
therapie, Verhaltenstherapie, Psychodyna-
mischen Therapie, Hypnotherapie, EMDR, 
IPT, Neuropsychologische Therapie, Syste-
mische Therapie. Dass ein solches, paritä-
tisch besetztes und heterogenes Gremium 
– zusammengesetzt aus Medizinern und 
Psychologen, Psychiatern und Psychoso-
matikern, Erwachsenen- und Kinderthe-
rapeuten – überhaupt zu zahlreichen Ar-
beitsergebnissen gelangt ist und sich nicht 
in Grundsatzdiskussionen verloren hat, ist 
erstaunlich genug und spricht für das En-
gagement der Beteiligten, die Psychothe-
rapie in der Aus- und Weiterbildung der 
Therapeuten und in der Versorgung der 
Patienten auf ein solides, wissenschaftli-
ches Fundament zu stellen und ihr gute 
weitere Entwicklungschancen zu sichern. 

In diesem langjährigen Arbeitsprozess do-
kumentiert das jetzt verabschiedete „Me-
thodenpapier“ den heutigen Stand der 
Diskussion vor dem Hintergrund früherer 
Entwürfe (z. B. die Definition von Anwen-
dungsgebieten, Mindestanforderungen für 
die Begutachtung, Wirksamkeitsstudien 
etc.). Das Methodenpapier enthält nichts 
grundsätzlich anderes, sondern eine sorg-
fältige Differenzierung und Präzisierung von 
Vorgehensweisen und methodischen Ver-
fahrensregeln. Zwei Einflussfaktoren sind 
dabei von besonderem Interesse: einmal 
die in der letzten Amtsperiode intensivier-
ten Kontakte mit dem GBA und die daraus 
resultierenden Abstimmungsprozesse und 
zweitens die zahlreichen Stellungnahmen 
von Fachverbänden, welche die angebo-
tene Gelegenheit wahrgenommen haben, 
den Vorentwurf des Papiers kritisch zu 
kommentieren. Beides hat dazu beigetra-
gen, die internen Diskussionen des Beirats 
mit den äußeren Gegebenheiten abzu-
stimmen.

Welche Chancen und Risiken bringen die neuen Verfahrensregeln des WBP aus Ihrer Sicht für die Weiterentwicklung 
der Psychotherapie und die psychotherapeutische Versorgung psychisch Kranker?

Schulte: Für die Psychotherapie gilt – wie 
für alle akademischen Disziplinen –, dass 
die Weiterentwicklung ihrer Methodologie 
durch Forschungsergebnisse in Wechsel-
wirkung mit der Praxis erfolgt. Aus neuen 
wissenschaftlichen Erkenntnissen können 
sich Ideen für neue Behandlungsmethoden 
ergeben, die in der Praxis angewendet und 
evaluiert werden müssen. Aus praktischen 
Erfahrungen ergeben sich Vermutungen 
über Wirkungsweise und Wirksamkeit neu-
er, veränderter Vorgehensweisen, und die-
se Vermutungen werden zu Fragestellun-
gen der Forschung. Dieser Prozess erfolgt 
unabhängig vom wissenschaftlichen Beirat 
und seinen Kriterien. Das ergibt sich schon 
allein aus der Tatsache, dass der weitaus 
größte Teil der Forschung zur Psychothe-
rapie (und natürlich auch der psychothe-

rapeutischen Praxis) außerhalb Deutsch-
lands geschieht.

Innerhalb Deutschlands können die ver-
änderten Regelungen allerdings Rück-
wirkungen auf die psychotherapeutische 
Evaluationsforschung haben, sie sollten 
es auch, weil die Kriterien des Beirats 
zur Beurteilung einzelner Studien eine in 
dieser Form einzigartige Zusammenstel-
lung von Aspekten darstellt, die bei der 
methodischen Planung solcher Studien 
berücksichtigt werden sollten. Rückwir-
kungen auf die Praxis werden die neuen 
Regelungen insofern haben, als – wie 
erwähnt – nunmehr auch offiziell Metho-
den bewertet werden und damit einen 
Weg in die Ausbildung finden können. Da 
auch der Gemeinsame Bundesausschuss 

in seinen neuen Richtlinien Methoden 
berücksichtigt, ist der Weg dafür geebnet, 
dass sie auch Eingang in die Praxis finden 
können.

Rudolf: Es sollte damit sichergestellt sein, 
dass eine qualitätsgesicherte Krankenver-
sorgung erfolgt, insofern als die Ausbildung 
der Therapeuten und die Behandlung 
der Patienten in psychotherapeutischen 
Verfahren und Methoden erfolgt, deren 
Wirksamkeit und konzeptuelle Stringenz 
wissenschaftlich belegt ist. Freilich stellt 
die konkrete Anwendung des Methoden-
papiers in der Begutachtung von Verfahren 
und Methoden größere Arbeitsanforde-
rungen, deren finanzielle Unterstützung 
jedoch durch die beiden Kammern in Aus-
sicht gestellt ist.

Es wird befürchtet, dass in Zukunft keine psychotherapeutischen Verfahren, sondern nur noch Methoden und Tech-
niken anerkannt werden können. Wie sehen Sie die zukünftige Entwicklung und wie schätzen Sie die Zukunft der 
traditionellen – anerkannten wie (noch) nicht anerkannten – Psychotherapieverfahren ein?

Schulte: An der Beurteilung von Verfah-
ren hat sich nichts grundlegend geändert, 

außer dass die Kriterien nunmehr präziser 
gefasst und transparenter sind. Lediglich 

die Beurteilung der externen Validität und 
damit die stärkere Berücksichtigung von 



113Psychotherapeutenjournal 2/2008

D. Schulte, G. Rudolf

Randomisierten, kontrollierten Studien (RCT-Studien) wird bei der Bewertung der Wirksamkeit von Verfahren und Me-
thoden nach wie vor der höchste Stellenwert zugewiesen, obwohl hierzu auch die anderen Evidenzstufen herangezogen 
werden können. In der internationalen Psychotherapieforschung aber auch in anderen Bereichen der Medizin mehren 
sich Bedenken gegen den sogenannten Goldstandard der RCT-Studien. Welches sind die Gründe dafür, an diesem soge-
nannten Goldstandard der höchsten Evidenzstufen der RCT-Studien festzuhalten, welche Gründe sprechen dagegen?

Schulte: Diese Beschreibung trifft vielleicht 
eher auf das Vorgehen des GB-A zu, aber 
nicht auf die Richtlinien des Beirats. Der 

Beirat beurteilt verschiedene Aspekte: Han-
delt es sich um ein (theoretisch fundiertes) 
Therapieverfahren oder um eine Therapie-

methode? Führt das Verfahren oder die 
Methode nachweislich zu einer Heilung 
oder Linderung von Störungen mit Krank-

Feldstudien ist hinzugekommen, aber das 
war nicht zuletzt auch eine weit verbreitete 
Forderung aus der Praxis. Dass in Zukunft 
vom Beirat mehr Methoden zu bewerten 
sein werden, ist nicht eine Folge der Krite-
rien des Beirats sondern umgekehrt – wie 
beschrieben – eine Reaktion auf eine ver-
änderte Entwicklung der Psychotherapie 
und ihrer Forschung.

Rudolf: Die heute existierenden Verfahren 
sind als Ergebnis langer historischer Ent-
wicklungen vielschichtig und heterogen. 

Sie umfassen bereits jetzt viele therapeu-
tische Differenzierungen, die zukünftig 
wahrscheinlich noch stärker in Erschei-
nung treten werden; dazu gehören die 
Entwicklung störungsspezifischer Behand-
lungsansätze und die Integration verschie-
dener Teilaspekte (z. B. von Methoden 
und Techniken). Bestehende Verfahren 
stehen vor der Aufgabe, ihren jeweiligen 
konzeptuellen Rahmen zu definieren, in-
nerhalb dessen methodische und techni-
sche Differenzierungen möglich sind. Auf 
dieser Linie liegt die wissenschaftliche 

Anerkennung für therapeutische Metho-
den zur Behandlung umschriebener Stö-
rungen. Der Beirat hat bereits eine Reihe 
von therapeutischen Vorgehensweisen 
geprüft, wie zum Beispiel IPT, EMDR, Hyp-
notherapie, die nicht Teil eines Verfahrens 
sind und deren therapeutische Wirksam-
keit bei einigen Störungen, nicht aber in 
der gesamten Bandbreite wissenschaftlich 
belegt ist. In solchen Fällen wäre künftig 
auf der Grundlage des Methodenpapiers 
der Begriff „Methode“ im Unterschied zu 
„Verfahren“ angezeigt.
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heitswert, wie der Gesetzgeber das formu-
liert hat? Ist diese Wirkung tatsächlich auf 
das Verfahren oder die Methode zurückzu-
führen? Ist die Wirkung (auch) unter den 
Bedingungen alltäglicher therapeutischer 
Praxis zu erzielen? Und sind die Antworten 
auf die vorgenannten Fragen, also die For-
schungsergebnisse, objektiv, reliabel und 
replizierbar? Lediglich für die Beantwortung 
einer dieser Fragen, nämlich in wie weit die 
Wirkung tatsächlich auf das Verfahren oder 
die Methode zurückzuführen ist, die Frage 
nach der internen Validität, setzt einen sys-
tematischen Vergleich mit anderen Behand-
lungsformen oder mit einer unbehandelten 
Patientengruppe vor aus, also RCT-Studien. 
Der Beirat berücksichtigt alle Studien, nicht 

nur RCT-Studien, zum jeweiligen Verfahren 
und prüft, zur Beantwortung welcher dieser 
Fragen die jeweilige Studie einen Beitrag 
leisten kann. Die Methodik einer Studie gilt 
nicht absolut gesehen als gut oder besser 
als eine andere, sondern immer nur im Hin-
blick auf die jeweilige Forschungsfrage.

Rudolf: RCT-Studien sind weiterhin unver-
zichtbar als Belege für die interne Validität 
eines Verfahrens/einer Methode. Ein Pro-
blem bleibt die Finanzierbarkeit von gro-
ßen, gut gemachten und aussagekräftigen 
RCT-Studien. Die Pharmaindustrie, die üb-
licherweise Studien in der Medizin finan-
ziert, hat hier keine Interessen; öffentliche 
Geldgeber fördern eher komplexe und 

Der WBP hat zusammen mit dem Gemeinsamen Bundesausschuss beschlossen, die wissenschaftliche und sozial-
rechtliche Anerkennung eines psychotherapeutischen Verfahrens von der Versorgungsrelevanz, dem sogenannten 
Schwellenkriterium, abhängig zu machen, das auf indikationsbezogenen Anwendungsbereichen beruht. Welche 
Konsequenzen ergeben sich daraus für die zukünftige Anerkennung von Psychotherapieverfahren, für die Praxis der 
Psychotherapie und für die Versorgung psychisch Kranker?

Schulte: Der Beirat hat von Anfang an die 
Wirksamkeit eines Verfahrens getrennt für 
verschiedene Anwendungsbereiche beur-
teilt und dann eine Schwelle festgelegt, für 
wie viele Bereiche der Nachweis erbracht 
worden sein muss, um den Bundeslän-
dern zu empfehlen, dieses Verfahren als 
Schwerpunkt der Ausbildung zuzulassen 
– die Schwelle lag bei etwa 50% der Stö-
rungsbereiche. Ein Verfahren sollte also 
eine gewisse Breite der Störungen ab-
decken können, also für die Versorgung 
eines größeren Spektrums von Patienten 
mit unterschiedlichen Störungen nach-
weislich wirksam sein. Allerdings waren die 
verschiedenen Anwendungsbereiche nicht 
nach epidemiologischen Daten gewich-
tet, so dass das 50% Kriterium nur eine 
grobe Schätzung der Versorgungsrelevanz 
darstellte. Bei der neuen Festlegung der 
erforderlichen Anwendungsbereiche ist 
diese Gewichtung berücksichtigt worden. 
Das neue Vorgehen ist also lediglich eine 
präzisere und differenziertere Schätzung 
der Versorgungsrelevanz als die bisherige. 
Da Patienten mit Angststörungen und/
oder Depressionen etwa 80% aller Patien-

ten von Psychotherapeuten ausmachen, 
sollte ein Therapeut für die Behandlung 
dieser Patienten auf jeden Fall qualifiziert 
sein. Momentan lässt sich das nur dadurch 
erreichen, dass der Therapeut ein Verfah-
ren lernt, das für diese beiden Anwen-
dungsbereiche (und für noch mindestens 
ein weiteres) nachweislich wirksam bzw. 
wissenschaftlich anerkannt ist. Es wird al-
so der Nachweis für weniger Bereiche ge-
fordert als bisher, aber es ist sichergestellt, 
dass ein so ausgebildeter Therapeut bei 
den weitaus meisten Patienten wissen-
schaftlich anerkannte, wirksame Verfahren 
anwenden kann.

Der Beirat hat aber bereits vor einigen Jah-
ren vorgeschlagen, diese enge gesetzliche 
Vorgabe zu lockern und lediglich zu fordern, 
dass ein Therapeut für die Behandlung aller 
Störungsbereiche ausgebildet werden soll 
und zwar in wissenschaftlich anerkannten 
Verfahren, aber nicht notwendigerweise 
für alle Bereiche in dem gleichen aner-
kannten Verfahren oder der gleichen an-
erkannten Methode. Es kann das gleiche 
Verfahren sein, muss aber nicht. Dadurch 

grundlagenwissenschaftliche Fragestellun-
gen. Was die Übertragbarkeit der RCT-Er-
gebnisse auf die Anwendung der Verfahren 
in der Praxis betrifft, so werden Zweifel dar-
an festgemacht, dass aus vergleichsweise 
sehr kurzen Studientherapien auf die un-
gleich längeren Behandlungen in der Pra-
xis und aus der Behandlung ausgelesener, 
monosymptomatischer Studienpatienten 
auf die komplexen Störungen in der Praxis 
rückgeschlossen werden muss. Der Beirat 
hat diesen Bedenken Rechnung getragen, 
indem er die Ergebnisse der RCT-Studien 
nicht als einzigen Wirkungsnachweis ak-
zeptiert, sondern auch Studien mit praxis-
nahen Bedingungen berücksichtigt und in 
die Gesamtbeurteilung einbezieht.

könnten Methoden oder Verfahren, die nur 
bei wenigen Patientengruppen nachweis-
lich wirksam sind, zum Gegenstand der 
Ausbildung werden. Sie können – sofern 
anerkannt – allerdings auch heute schon 
Eingang in die Versorgung finden, wenn sie 
von Therapeuten eingesetzt werden, die 
allerdings ihre Approbation aufgrund eines 
anderen Ausbildungsschwerpunktes erhal-
ten haben – ein sicher nicht befriedigen-
der Zustand. Hier ist die Politik gefordert, 
Änderungen vorzunehmen.

Rudolf: Die Einführung des Schwellenkrite-
riums soll sicherstellen, dass ein zugelasse-
nes psychotherapeutisches Verfahren ein 
Breitbandverfahren ist, das die wichtigsten 
und häufigsten Störungsbilder effektiv zu 
behandeln vermag. Ein therapiesuchender 
Patient sollte davon ausgehen können, 
dass ein zugelassener Therapeut innerhalb 
seines Verfahrens über eine Bandbreite 
von therapeutischen Möglichkeiten ver-
fügt. Unter der Voraussetzung, dass ein 
Therapeut für ein solches Breitbandverfah-
ren qualifiziert ist, kann er dann auch wei-
tere spezielle Methoden anbieten.
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Nach Daten aus dem deutschen Gesundheitssurvey leidet die Hälfte aller psychisch Kranken an mehr als einer psychi-
schen Störung. Müsste deshalb nicht der Nachweis erfolgreicher Behandlungen von komorbiden Störungen viel mehr 
Gewicht bekommen?

Schulte: In der Tat ist dies eine wichtige 
Frage, deren Relevanz durchaus seit vie-
len Jahren erkannt ist. Für die Beurteilung 
der internen Validität ist es angemessen, 
Störungen zunächst einzeln zu untersu-
chen. Allerdings sind dann Untersuchun-
gen erforderlich um zu prüfen, ob sich bei 
Komorbidität die Behandlungstechniken 
oder -ansätze für die einzelnen Störungen 
simultan oder sukzessiv kombinieren las-
sen. Die mir bekannten Studien zu dieser 
Frage haben das ausnahmslos bestätigt, 
aber hier ist noch viel zu tun.

Geht es hingegen um die Beurteilung der 
externen Validität, so ist die Beschränkung 
auf Patienten mit nur einer Störung ein 
Nachteil, der die Aussagekraft der Studie 
einschränkt. Dies hat der Beirat in seinen 
Kriterien auch genau so berücksichtigt. Er-
freulicherweise gibt es aber zunehmend 
mehr Studien, in denen Komorbidität kein 
Ausschlusskriterium darstellt.

Rudolf: Der wissenschaftliche Umgang 
mit komplexen, komorbiden Störungen 
ist zweifellos schwierig. In der Logik der 
Verhaltenstherapie lassen sich hier durch 
sorgfältige Diagnostik durchaus Haupt-

diagnosen definieren, die dann für die 
Indikation, Behandlung und Ergebnisein-
schätzung handlungsleitend sind. Aus 
psychodynamischer Sicht, die sich um 
die Beschreibung einer ganzheitlichen 
Persönlichkeitsentwicklung bemüht, er-
scheint die Heraushebung einer Haupt-
diagnose und darauf zugeschnittener Be-
handlungen eher fraglich. Als ein Schritt 
zur besseren Berücksichtigung dieser für 
Praxisstudien bedeutsamen Patienten-
gruppe hat der Beirat jenseits der acht-
zehn diagnostischen Anwendungsberei-
che die Kategorie „gemischte Störungen“ 
eingerichtet.

Der WBP unterscheidet in seinem „Methodenpapier“ zwischen der wissenschaftlichen Anerkennung von Psychothe-
rapieverfahren für Erwachsene und für Kinder und Jugendliche. Diese Differenzierung wurde sowohl fachlich als auch 
juristisch wiederholt in Frage gestellt. Was spricht im Kontext künftiger Entwicklungen aus Ihrer Sicht für oder gegen 
eine solche gesonderte Bewertung?

Schulte: Es gibt in der Tat eine umfang-
reiche Fachdiskussion zur Frage, ob Me-
thoden der Behandlung Erwachsener auf 
die Behandlung von Kindern (bei Jugend-
lichen ist es weniger eindeutig, je nach Al-
ter) übertragbar sind. Das Votum ist eher 
einhellig so, dass eine solche Übertragbar-
keit nicht möglich ist. Das gilt sowohl für 
die entwicklungspsychologische als auch 
für die kinder- und jugendpsychiatrische 
Fachliteratur, wie ein Blick in deutsche und 
internationale Lehrbücher deutlich macht.

Die Gründe dafür sind dreierlei:

Psychische Störungen bei Erwachse-1. 
nen und bei Kindern unterscheiden 
sich deutlich, selbst in solchen Fällen, 
in denen die Hauptsymptomatik gleich 
ist. Grundsätzlich – und das ist auch 
die Grundposition des Beirats – kann 
nicht davon ausgegangen werden, dass 
ein Verfahren, das bei einer Störung 
wirksam ist, „automatisch“ auch bei 
anderen Störungen wirkt. Selbst wenn 
das von Vertretern des Verfahrens an-
genommen wird und das konkrete 
therapeutische Vorgehen sich nicht un-

terscheidet, ist der Nachweis getrennt 
zu erbringen. Das gilt nicht nur für die 
unterschiedlichen Störungen innerhalb 
einer Altersgruppe, sondern für alle Stö-
rungen über die Altersgruppen hinweg.
Kontext und Rahmenbedingungen psy-2. 
chischer Störungen unterscheiden sich 
bei Kindern und Jugendlichen und bei 
Erwachsenen. Psychische Störungen 
hängen bei Kindern und Jugendlichen 
eng mit normalen Entwicklungsprozes-
sen zusammen, die Störungen aus-
lösen und ihre Behandlung über die 
Zeit hinweg beeinflussen können. Und 
Kinder und Jugendliche sind stärker von 
ihrem sozialen Umfeld abhängig, was 
ebenfalls sowohl die Entstehung von 
Störungen als auch ihre Behandlung 
beeinflusst. Entsprechend ist die Um-
welt in die Therapie einzubeziehen.
Psychotherapie kann bei Kindern nicht 3. 
in der gleichen Art und Weise durch-
geführt werden wie bei Erwachsenen; 
das gilt für jedes Verfahren und für jede 
Methode. Vielmehr sind kinderspezifi-
sche Medien und Vermittlungsschritte 
einzusetzen. Die Unterschiede in der 
Vorgehensweise sind gravierend; iden-

tisch ist oft nur die Theorie bezüglich 
des zu realisierenden therapeutischen 
Wirkprinzips. Von daher ist ein Wirksam-
keitsnachweis, der für die Behandlungs-
form für Erwachsene erbracht wurde, 
nicht ohne weiteres auf die Behand-
lungsform für Kinder und Jugendliche 
zu übertragen und umgekehrt.

Rudolf: Es spricht vieles dafür, dass die in der 
psychotherapeutischen Behandlung von 
Erwachsenen verwendeten, zum Beispiel 
verhaltenstherapeutischen oder psychody-
namischen Prinzipien nicht eins zu eins auf 
Jugendliche, Schulkinder oder Kleinkinder 
übertragen werden können, sondern unter 
entwicklungspsychologischen Gesichts-
punkten erheblich modifiziert werden 
müssen. So entstehen spezielle Therapie-
ansätze, die in ihrer Wirksamkeit gesondert 
geprüft werden müssen. Freilich ist die Si-
tuation der öffentlichen Forschungsförde-
rung im Bereich der Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapie, der Kinderpsychiatrie 
und Kinderpsychosomatik sehr begrenzt, 
so dass es schwer sein dürfte, in absehba-
rer Zeit die erforderlichen Therapiestudien 
durchzuführen.
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Der WBP und der G-BA haben eine begrenzte Zusammenarbeit beschlossen. Welche Auswirkungen erwarten Sie von 
dieser Kooperation auf die psychotherapeutische Versorgung, die Entwicklung neuer Behandlungsverfahren und auf 
das Berufsbild der Psychotherapeuten?

Schulte: Die Vergangenheit hat gezeigt, 
dass Beirat und G-BA zu unterschiedlichen 
Beurteilungen auch bei solchen Fragen 
gekommen sind, bei denen sich die Auf-
träge beider Gremien überlappen. Sofern 
und soweit das auf unterschiedliche for-
male Regelungen zurückzuführen ist, ist 
das unbefriedigend – für alle Seiten. Da-
her haben beide Gremien sich zum einen 
auf ein gemeinsames Verständnis zentraler 
Begriffe oder Konzepte (Verfahren, Metho-
de, Technik) geeinigt, weiterhin erfolgt die 
Suche nach relevanter Literatur einheitlich 
(wobei das Ergebnis veröffentlich wird und 
die Antragsteller die Liste ohne weiteres er-
gänzen können), beide Gremien benutzen 
die gleiche Einteilung der durch Psycho-
therapie behandelbaren Störungen oder 
Krankheiten in verschiedene Störungsbe-
reiche (auf Basis des ICD 10), auch auf die 
Gewichtung dieser Störungsbereiche, vor 
allem auf Grundlage epidemiologischer Er-
gebnisse, haben sich die Gremien geeinigt 

(und damit auf das so genannte Schwel-
lenkriterium), und schließlich haben sie ei-
nen gemeinsamen Protokollbogen zur Be-
urteilung einzelner Studien erarbeitet. Der 
Protokollbogen berücksichtigt, dass die 
Beurteilungskriterien z. T. unterschiedlich 
sind, aber er macht unmittelbar deutlich, 
zu welcher Beurteilung die jeweils andere 
Seite gekommen ist und warum.

Die Beurteilungen beider Gremien sind 
und bleiben unabhängig voneinander, sie 
erfolgen auch notwendigerweise zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten. Von daher ist die 
Selbständigkeit beider Gremien gewähr-
leistet, und ich sehe daher auch keinerlei 
Auswirkungen dieser Verständigung auf 
die psychotherapeutische Versorgung, die 
Entwicklung neuer Behandlungsverfahren 
oder auf das Berufsbild der Psychothera-
peuten. Auswirkungen sehe ich nur in Hin-
blick auf nicht inhaltlich begründete Dis-
krepanzen zwischen den Beschlüssen der 

Gremien, und die Reduktion solcher nicht 
inhaltlich begründeter Diskrepanzen kann 
sich „auf die psychotherapeutische Ver-
sorgung, die Entwicklung neuer Behand-
lungsverfahren oder auf das Berufsbild der 
Psychotherapeuten“ nur positiv auswirken.

Rudolf: Die fortentwickelte und weiter ver-
abredete Form der Zusammenarbeit mit 
dem GBA soll sicherstellen, dass die beiden 
Gremien, die unterschiedliche Aufgaben 
haben (Wissenschaftlicher Beirat: Prüfung 
der wissenschaftlichen Fundierung von 
Psychotherapien als Voraussetzung für die 
Empfehlung zur Aus- und Weiterbildung; 
GBA: Prüfung der Versorgungsrelevanz 
von Psychotherapien als Voraussetzung 
für die Aufnahme in das Versorgungssys-
tem), sich in ihren Stellungnahmen auf die 
gleiche Datenbasis, d. h. auf die gleichen 
Therapiestudien in den gleichen Anwen-
dungsgebieten und vergleichbare Beurtei-
lungskriterien beziehen.

Welcher Aspekt, den wir bisher nicht berücksichtigt haben, scheint Ihnen außerdem wichtig?

Schulte: Der Beirat hat etwa vier Jahre an 
der Präzisierung und Weiterentwicklung 
seiner Verfahrensrichtlinien gearbeitet. Das 
Ergebnis differenziert den Beurteilungs-
prozess in einzelne, nachvollziehbare Teil-
schritte. Gefördert wird damit nicht zuletzt 
die Transparenz der Entscheidungen des 
Beirats und ihrer jeweiligen Gründe. Dies 
ist in meinen Augen ein entscheidender 
Fortschritt – ein Fortschritt für die Verstän-
digung zwischen Beirat und Antragstel-
lern, für (wie erwähnt) die Verständigung 
zwischen verschiedenen Gremien, für die 
Möglichkeit zur Einschätzung der Qualität 
von Psychotherapie durch Dritte aus Po-
litik und Verwaltung, für die Orientierung 
neu zu planender Forschungsprojekte an 
methodischen Standards und nicht zuletzt 
für die bessere Verständigung zwischen 
Forschung und Praxis im Feld der Psycho-
therapie. Was Psychotherapie tatsächlich 

– evidenzbasiert – zu leisten vermag, ist 
auf dieser Grundlage für alle leichter beur-
teilbar. Und da braucht sich die Psychothe-
rapie keineswegs zu verstecken.

Rudolf: Das deutsche Versorgungssystem 
der ambulanten und stationären Psycho-
therapie hat, verglichen mit anderen Län-
dern, einen hoch professionellen und pati-
entenfreundlichen Standard erreicht. Diese 
bestehende Qualität gilt es zu sichern und 
dort, wo sie unzureichend ist, zu verbes-
sern. Der Beitrag des Wissenschaftlichen 
Beirats ist es, für die wissenschaftliche 
Fundierung dieses Systems und seine 
zeitgemäße Weiterentwicklung Sorge zu 
tragen. Dafür ist die wissenschaftliche Un-
abhängigkeit des Gremiums gegenüber 
politischen, berufspolitischen oder stan-
despolitischen Interessen entscheidend 
wichtig.
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Kritische Aspekte und bedenkliche Tendenzen des Methodenpapiers

Jürgen Kriz

Universität Osnabrück

1Eigentlich hätte alles gar nicht so kom-
pliziert werden müssen. Der Wille des 
Gesetzgebers nach § 11 PsychThG, „in 
Zweifelsfällen“ und „auf Antrag“ der zu-
ständigen Behörden, Gutachten über die 
„wissenschaftliche Anerkennung“ von Ver-
fahren abzugeben, hätte auch ganz anders 
erfüllt werden können: Etwa indem ein 
„Wissenschaftlicher Beirat Psychotherapie“ 
(WBP) sich auf die jahrzehntelange Exper-
tise seiner Mitglieder stützt und über die 
fraglichen Verfahren Konsens herzustellen 
versucht. Auf der Basis von publizierten 
wissenschaftlichen Studien (auch, aber 
nicht nur, zur Wirksamkeit), der Veranke-
rung in Lehre und Forschung an den Uni-
versitäten, der Qualität der curricularen 
Ausbildungsstrukturen und weiterer Daten 
hätte entschieden werden können, wel-
che Verfahren auch nach dem „Einschnitt“ 
durch das PsychThG von 1999 weiterhin 
bzw. wieder für die Psychotherapie-Ausbil-
dung in der BRD geeignet sind, weil sie sich 
durch ihre wissenschaftliche Anerkanntheit 
deutlich von Scharlatanerie absetzen. Ein 
solches Vorgehen hätte zwar vermutlich in 
einzelnen Fällen zu erheblichem Dissens 
im WBP und in der Profession geführt. 
Dennoch bin ich sicher, dass ein beacht-
lich großer Konsens zu erzielen gewesen 
wäre. Allerdings wären dann viele der Ver-
fahren nicht mehr ausgeschlossen, die vor 
1999 in der BRD und heute im Ausland, 
etwa Österreich, erfolgreich in Praxen an-
gewendet werden. Verfahren, die übrigens 
auch weiterhin an Kliniken in der BRD in 
erheblichem Umfang praktiziert werden 
und die sogar jenseits von Abrechnungs-
bezeichnungen einen beträchtlichen Anteil 
realer Psychotherapie selbst in den Praxen 
der BRD ausmachen. Kurz: das was viele 

WBP von einem Gutachtergremium für die 
Länder nach § 11 PsychThG zu einer Art 
Akkreditierungs-Agentur entwickelt.

Es ist sicherlich nützlich, dass in Deutsch-
land ein wissenschaftlich ausgewiesenes, 
ärztliche und psychologische Psychothe-
rapeuten umfassendes Gremium „WBP“ 
vielfältige Fragen zur Psychotherapie erör-
tert und sich öffentlich äußert. Wegen der 
in § 11 PsychThG zugewiesenen Aufgabe 
des WBP, die Länderbehörden zu beraten, 
müsste das Methodenpapier sich in den 
Verfahrensregeln zumindest an Gesetze 
und Verordnungen halten sowie die Ent-
scheidungsstrukturen der Länderbehörden 
berücksichtigen. Bereits in diesem ele-
mentaren Aspekt weist das Methodenpa-
pier aber zwei erhebliche Mängel auf:

1.) Die WBP-Erfindung einer „Psychothera-
pie bei Erwachsenen“ steht rechtlich und 
strukturell „quer“ zur Approbationsordnung 
und damit zum Gutachterauftrag nach § 11 
PsychThG, weil Psychologische Psychothe-
rapeuten (PP) laut Gesetz immer Kinder 
und Jugendliche mit behandeln. Auch in-
haltlich ist eine Trennung der „Wirksamkeit“ 
oder gar „Wissenschaftlichkeit“ für Erwach-
sene und solche für Kinder und Jugendli-
che nicht haltbar. Zwar kann von Studien 
zur Wirksamkeit bei Erwachsenen nicht 
einfach auf die Wirksamkeit bei Kindern ge-
schlossen werden – solche Schlüsse sind 
aber auch z. B. von 12 – 18jährigen auf 3 – 
6jährige oder von Adoleszenten auf Greise 

Therapeuten konkret tun, könnte auch in 
der BRD qualifiziert für die Approbation ge-
lehrt und gelernt werden.

Das war von maßgeblichen Kräften, wel-
che ab 1999 die Entscheidungen beein-
flussten, offensichtlich nicht gewollt. Eine 
Begutachtung nach § 11 PsychThG, die 
zügig auf der Basis der Fachkompetenz ei-
nes WBP vorgenommen wird, fand nicht 
statt. Sondern der WBP ging bekanntlich 
andere Wege. Dies führte dann zum ers-
ten Methodenpapier, in dem bereits einige 
zentrale Grundpositionen festgelegt wur-
den, die nun auch die aktuelle Fassung 
bestimmen.

Kritik daran gab es von vielen Seiten – von 
Juristen, Wissenschaftlern wie die „Neue 
Gesellschaft für Psychologie“ (NGfP) so-
wie aus der therapeutischen Profession. 
Selbst die Länderbehörden waren, wie ich 
aus Gesprächen weiß, nicht angetan da-
von, wie der WBP seine Gutachteraufgabe 
erledigte: Denn den einzigen Gutachter-
auftrag der Länder (zur GPT) erfüllte der 
WBP nach jahrelangem Gerangel, und mit 
unklaren Aussagen im KJP-Bereich. Die 
Länder wurden somit vom WBP letztlich 
„im Regen“ stehen gelassen – was sich 
nun auch an zahlreichen Gerichtsverfah-
ren zeigt. Dass daraufhin kein weiterer 
Gutachtenauftrag der Länder an den WBP 
kam, ist nur zu verständlich.

Dennoch hat der WBP auch in seiner 
2. Amtsperiode (ab 2004) erhebliche Ak-
tivitäten entfaltet – mangels Aufträgen aus 
den Länderbehörden bewertet er nun al-
lerdings Verfahren und Methoden auf An-
trag von Verbänden hin. Damit hat sich der 

1 Wegen des sehr begrenzten Platzes ist nur 
eine stark gekürzte Fassung abgedruckt. Ei-
ne längere und differenzierte Fassung kann 
in internet unter www.jkriz.de/vermessen.pdf 
heruntergeladen werden.
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etc. nicht fundierter. Die Bewertungslogik 
muss daher ganz anders aussehen.

2.) Entscheidungen über die vertiefte 
Ausbildung zum Psychotherapeuten, über 
Ausbildungsstrukturen oder über die Form 
und Inhalte der Anträge sind Angelegen-
heiten der zuständigen Behörden bzw. der 
Kammern. Schon das alte Methodenpapier 
ignorierte diese Entscheidungsbefugnisse 
und meinte, Empfehlungen zur Ausbildung 
machen zu sollen. Im neuen Methodenpa-
pier aber ist eine Antwort auf die zentrale 
Frage des PsychThG zur „wissenschaftli-
chen Anerkennung“ eines Verfahrens gar 
nicht mehr vorgesehen. Stattdessen wird 
gleich von der Feststellung der Studien-
qualität (II.5.1) zur „Empfehlung für die 
Vertiefungsgebiete der Ausbildung zum 
Psychotherapeuten“ (III) gesprungen.

Mindestens so problematisch ist aber, dass 
das Methodenpapier trotz seiner teilwei-
sen Berücksichtigung naturalistischer Stu-
dien weiterhin ganz im Paradigma einer 
quantitativen Wirkungsforschung angelegt 
ist. Damit werden viele wichtige Belege 
zur Wissenschaftlichkeit (einschließlich zur 
Wirksamkeit und zum Nutzen) von Ver-
fahren ausgeblendet – etwa Belege aus 
qua litativen Einzelfall- und Gruppenstu-
dien, aus der quantitativen und qualitati-
ven Prozessforschung oder der Forschung 
zur Wirkweise (um nur wenige weitere 
Ansätze wissenschaftlicher Psychothe-
rapieforschung zu nennen). Die syste-
matische Nicht-Berücksichtigung solcher 
Forschungsergebnisse durch das Metho-
denpapier steht in krassem Gegensatz zur 
Evidenz2, die viele Wissenschaftler bei der 
Beurteilung von Psychotherapieverfahren 
gerade (auch) aus solchen Forschungsan-
sätzen ziehen. Ich halte dies für ein fatales 
Signal sowohl an die Wissenschaft als auch 
an die Therapeutenprofession, weil damit 
solche Forschung und deren Ergebnisse 
im Wettlauf der Anerkennung entwertet 
werden.

In Psychotherapeutenjournal 3/2007 
(258-261) hatte ich dargelegt, das es un-
terschiedliche Positionen gibt, wie „Psycho-
therapie“ zu verstehen sei, nämlich, kurz 
gesagt, einmal als Anwendung von Tech-
niken, zum anderen als passungsgerechte 
Entfaltung von Prinzipien. Und dass daraus 

unterschiedliche Vorstellungen folgen, wie 
Studien für die Gesamtbewertung eines 
Verfahrens aggregiert werden. Der WBP 
verstand sich in der 1. Amtsperiode hier 
noch als recht verfahrensneutral, indem 
die Forderung nach Belegen in einer Min-
destanzahl an Anwendungsbereichen als 
exemplarisch für die Entfaltung der Wirk-
prinzipien für eine bestimmte Symptom-
breite verstand, was als Operationalisie-
rung im Rahmen der Gesamtentscheidung 
gemeint war. Noch am 15.01.2006 beton-
ten die ehemaligen beiden Vorsitzenden 
des WBP zusammenfassend, es handele 
sich um ein „Missverständnis“, wenn man 
meine, dass die Begutachtungsmethodik 
„Psychotherapieverfahren in Teilbereiche 
auflösen“ wolle, um „diese jeweils als wis-
senschaftlich zu bestätigen oder zu verwer-
fen.“ Das neue Methodenpapier hingegen 
spricht ganz unverhohlen davon (S. 11), 
es ginge darum „anzugeben, für welche 
Anwendungsbereiche ein Psychotherapie-
verfahren oder eine Psychotherapieme-
thode gegebenenfalls als wissenschaftlich 
anerkannt gelten kann“. Hier wird nicht nur 
einer Patchwork-Therapie aus einzelnen la-
borwirksamen Interventionstechniken Tor 
und Tür geöffnet, sondern diese partikula-
re Sichtweise wird nun auch jenen Ansät-
zen übergestülpt, die nach ganz anderen 
Prinzipien ihre Wirksamkeit entfalten.

Ungereimt ist auch das neue sog. „Schwel-
lenkriterium“ und seine Begründung mit 
„Versorgungsrelevanz“. Nach den gültigen 
Bestimmungen in der BRD ist nämlich die 
Indikation für Psychotherapie „seelische 
Krankheit“ und nicht irgendeine Symptom- 
oder Störungsgruppe. Versorgungsrelevant 
sind besonders Patienten, welche die am 
häufigsten vorkommenden „komorbiden 
Störungen“ aufweisen – wobei ein Patient 
nicht mehrere Störungen hat, sondern sei-
ne Störung fällt in mehrere ICD-Kategorien. 
Doch diese Patienten sind beim WBP nur 
unter „ferner liefen“ (beim G-BA sogar gar 
nicht) berücksichtigt, obwohl es die größte 
und relevanteste Gruppe ist.

Insgesamt ist es mehr als fraglich, ob mit 
den zahlreich vorgenommenen Operatio-
nalisierungen wirklich mehr Transparenz 
in dem Begutachtungsprozess geschaffen 
wurde. Transparent sind zwar die einzel-
nen Schritte, die Vergabe von Punkten und 

deren Verrechnung zu einem Gesamtwert. 
Doch dies täuscht. Denn intransparent sind 
die vielen impliziten Voraussetzungen, das 
dahinterstehende Menschenbild und die 
Reduktion des komplexen Gegenstandes 
„Psychotherapie“ auf ein Einheitsverständ-
nis, das das Wesentliche in vielen Psycho-
therapieverfahren verfehlt.

Der vielleicht gutgemeinte Vorsatz, mit 
möglichst großer methodischer Akribie 
auf der sicheren Seite der Erkenntnis zu 
sein, treibt in manchen Gremien Blüten. 
So ist aus den Regelwerken der EU-Kom-
missionen bekannt, dass es auch für den 
Krümmungswinkel von Salatgurken einen 
Schwellenwert gibt, den eine Gurke über-
schreiten muss, damit sie im Sinne der EU-
Agrarordnung auch wirklich eine Salatgurke 
ist – was dazu führte, dass ein dänischer 
Bauer vor einigen Jahren seine Gurken-
ernte vernichten musste. Man darf getrost 
fragen, ob die Tatsache, dass der WBP 
9 Jahre nach Inkrafttreten des PsychThG 
immer noch nicht die Wissenschaftlichkeit 
und Wirksamkeit der jenseits deutscher 
Staatsgrenzen in Wissenschaft und Profes-
sion anerkannten Psychotherapieverfah-
ren nachvollziehen kann, wirklich in diesen 
Verfahren oder aber in der Prüfmethodik 
begründet liegt. In jedem statistischen 
Grundkurs lernt man, dass es neben dem 
Alpha-Fehler (die Nullhypothese einer Un-
wirksamkeit falscherweise zu verwerfen) 
auch den Beta-Fehler (die Wirksamkeit zu 
übersehen) gibt. Das Methodenpapier ist 
ein Meisterwerk im Verhindern des Alpha-
Fehlers. Der Beta-Fehler und den Schaden 
für Patienten, wenn ihnen wirksame pas-
sende Therapie vorenthalten wird, wird 
dabei völlig übersehen.

Die Beurteilung von Psychotherapieverfah-
ren ist zweifellos komplex. Gerade deshalb 
ist aber inhaltliche Expertise gefragt und 
nicht eine methodische Akribie, die We-

2 Gemeint ist hier ein wissenschaftlich kor-
rekter „Evidenz“-Begriff, so wie er auch der 
„evidenzbasierten Medizin“ (EbM) zugrunde 
liegt. Es ist erschreckend, dass nicht einmal 
20 Jahre nach Einführung des EbM-Ansatzes 
durch Gruppe um David Sackett trotz ein-
dringlichen Warnungen (z. B. Sackett, D.L.et 
al. (1996): Evidence-based Medicine: What It 
Is and What It Isn‘t. BMJ, 312, 71-72) oft nur 
noch eine entstellte Form, die lediglich RCT-
Sudien berücksichtigt, von manchen fälsch-
lich als „EbM“ ausgegeben wird. 
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sentliches verfehlt. Das „Reziprozitätsge-
setz“ des Begründers der Fuzzy-Logik, Lofti 
Zadeh, besagt, dass mit zunehmender 
Komplexität eine abnehmende Schärfe in 
der Beschreibung einhergeht. Dies drückt 
gewissermaßen unsere beschränkte Fähig-
keit aus, schwierige Sachverhalte einfach 
darzustellen. Der Versuch des Methoden-
papiers, die Komplexität der Bewertung 
einer Therapiemethode möglichst auf eine 
Zahl mit zwei Stellen hinter dem Komma 
Genauigkeit reduzieren zu wollen, sollte 
uns nachdenklich machen: welche Ba-
nalitäten oder Artefakte erfassen wir da 
eigentlich – was blenden wir zu Gunsten 
formaler Genauigkeit an bedeutsamen In-
halten aus?

Abschließend sei das Resümee des Min-
derheitenvotums3 zitiert: „Dieses Metho-
denpapier zeigt keine Wege auf, wissen-
schaftlich begründbare und begründete 

Forschungsbelege zur Wirksamkeit und 
zum Nutzen eines Psychotherapiever-
fahrens – über eine enge quantitative 
Prüfmethodik hinausgehend – zu berück-
sichtigen. Es stellt daher eine kaum zu 
nehmende Hürde für solche Verfahren dar, 
deren wissenschaftliche Begründung und 
Erforschung vorwiegend (auch) anderen 
Paradigmen bzw. Prüfmethodiken folgt(e). 
Das Methodenpapier lässt sich daher zu 
leicht als ein Bollwerk dafür verwenden, 
um in der internationalen Wissenschaft an-
gesehene Verfahren in Deutschland nicht 
wieder für die ambulante Versorgung und 
die Ausbildung von Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten zuzulassen.“

3 http://www.wbpsychotherapie.de/down-
loads/WB_Psychotherapie_Methodenpa-
pier_22112007.pdf

Zum Methodenpapier des Wissenschaftlichen 
Beirats Psychotherapie

Falk Leichsenring

Universität Giessen

Es ist ein kennzeichnendes Merkmal der 
Forschung, dass sie sich ständig weiter 
entwickelt. Dies gilt auch für die Psycho-
therapieforschung, sowohl in ihren me-
thodischen als auch in ihren inhaltlichen 
Fragestellungen.

Das „Methodenpapier“ des Wissenschaft-
lichen Beirats Psychotherapie (WBP) ist 
bestrebt, solchen Weiterentwicklungen in 
der Psychotherapieforschung Rechnung 
zu tragen. Es greift verschiedene wichtige 
Diskussionen und Entwicklungen auf und 
macht Vorschläge zur Lösung einer Reihe 
von wissenschaftlichen Problemen. Als 
ein wesentlicher Aspekt der Wissenschaft-

lichkeit von Psychotherapie wird deren 
Wirksamkeit angesehen. Allerdings kann 
Wissenschaftlichkeit nicht mit Wirksamkeit 
gleich gesetzt werden, Wissenschaftlichkeit 
umfasst mehr als Wirksamkeit.

Das Methodenpapier befasst sich u. a. mit 
der Unterscheidung von psychotherapeuti-
schen Verfahren und Methoden und greift 
die Diskussion um randomisierte kontrol-
lierte Studien (RCTs) und naturalistische 
Studien auf. In den letzten Jahren war die 
einseitige Orientierung an RCTs als Gold-
standard der Wirksamkeitsforschung in 
der Psychotherapie zunehmend kritisiert 
worden. In einer innovativen Weise greift 

Prof. Dr. Jürgen Kriz
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das Methodenpapier diese Diskussion 
auf, indem bei der Beurteilung von Studi-
en sowohl deren interne als auch deren 
externe Validität anhand definierter Krite-
rien eingeschätzt wird. Damit eine Studie 
als Wirkungsnachweis anerkannt werden 
kann, muss für beide Validitätsarten ein 
Cut-Off-Wert überschritten werden. Interne 
und externe Validität werden nicht in Form 
eines Alles-oder-Nichts beurteilt, sondern 
als kontinuierliche Merkmale. Auf diese 
Weise wird eine einseitige Orientierung an 
RCTs, deren Stärke die interne Validität ist, 
überwunden. Um die Wirksamkeit eines 
Verfahrens oder einer Methode für einen 
Anwendungsbereich zu belegen, fordert 
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das Methodenpapier drei Studien, davon 
mindestens zwei mit hoher interner Vali-
dität und zwei mit hoher externer Validität. 
Dadurch ist es möglich, die Wirksamkeit für 
einen Anwendungsbereich z. B. durch zwei 
randomisierte/parallelisierte Studien und 
eine offene naturalistische Studie ohne 
Kontrollgruppe zu belegen. Damit haben 
naturalistische Studien Eingang gefunden 
in die Beurteilung psychotherapeutischer 
Verfahren und Methoden und kommen als 
Wirkungsnachweise in Frage. Hier ist sicher 
ein Fortschritt gegenüber bisherigen Krite-
rien zur Beurteilung der Wirksamkeit von 
Psychotherapie erreicht. Eine gewisse Hö-
herbewertung von RCTs kommt allerdings 
im Methodenpapier noch immer dadurch 
zum Ausdruck, als es nicht möglich ist, ei-
nen Wirkungsnachweis durch zwei offene 
naturalistische Studien ohne Kontrollgrup-
pe und eine randomisierte/parallelisierte 
Studien zu führen.

Der WBP hat sich mit dem Gemeinsamen 
Bundesausschuss (GBA) sinnvollerweise 
auf ein gemeinsames Schwellenkriterium 
geeinigt. Dieses orientiert sich an der Ver-
sorgungsrelevanz, z. B. an der Prävalenz 
psychischer Störungen. Voraussetzung da-
für, dass ein Verfahren als wissenschaftlich 
anerkannt werden kann, ist es danach im 
Erwachsenen-Bereich, dass die Wirksam-
keit bei den beiden häufigsten psychi-
schen Störungen (depressive Störungen 
und Angststörungen) belegt ist. Darüber 
hinaus ist es erforderlich, dass die Wirk-
samkeit in mindestens einem weitern 
„großen“ oder in mindestens zwei wei-
teren „kleineren“ Anwendungsbereichen 
nachgewiesen wird.

Im Methodenpapier hat der WBP einen 
weiteren zusätzlichen Anwendungsbereich 
aufgenommen und definiert, der den Be-
reich der „gemischten Störungen“ abdeckt. 

Hierdurch wird der Tatsache Rechnung ge-
tragen, dass psychische Störungen selten 
isoliert auftreten, sondern meist in Ver-
bindungen mit weiteren psychischen Stö-
rungen (Multimorbidität oder „komplexe 
Störungen“). Dieser Anwendungsbereich 
deckt einen großen, wenn nicht sogar den 
größten Teil psychischer Störungen in der 
klinischen Praxis ab4. Die Aufnahme dieses 
Anwendungsbereichs ist ein Novum im 
Bereich der Psychotherapieforschung und 
stellt eine wichtige Weiterentwicklung im 
Hinblick auf Praxisrelevanz dar. Es wird sich 
möglicherweise noch erweisen, dass hier 
eine wichtige Weichenstellung für die zu-
künftige Psychotherapieforschung gelegt 
ist. Insgesamt ist zu vermuten, dass das 
Methodenpapier des WBP einen Einfluss 
auf die Konzipierung und Darstellung zu-
künftiger Studien haben wird.

Im Kern handelt es sich bei dem Kriterien-
katalog des Methodenpapiers um ein neu 
entwickeltes diagnostisches Instrument, 
und bei der Beurteilung von Studien und 
von psychotherapeutischen Verfahren/
Methoden anhand dieser Kriterien um ein 
Ratingverfahren. Neue diagnostische Ver-
fahren müssen sich empirisch bewähren, 
etwa im Hinblick auf ihre Reliabilität und 
Trennschärfe. So sind z. B. die Cut-Off-Wer-
te für die allgemeine methodische Qualität 
und für die interne und externe Validität 
zunächst einmal a priori im Methodenpa-
pier festgelegt worden. Bei diagnostischen 
Verfahren werden Cut-Off-Werte dann üb-
licherweise in weiteren Schritten empirisch 
geprüft. Ziel ist eine nach verschiedenen 
Gesichtspunkten optimale, d. h. weder 
zu weite noch zu enge Auslese. In dieser 
Hinsicht ist das Methodenpapier noch zu 
überprüfen. Es muss sich auch erst noch 
zeigen, inwieweit der Kriterienkatalog allen 
Fragestellungen der Psychotherapie ge-
recht wird, etwa naturalistischen Studien 

oder Studien zur Langzeittherapie. Kriteri-
en für die Anerkennung von Einzelfallana-
lysen sind erst noch zu entwickeln.

Es steht nun an, Erfahrungen mit dem Inst-
rument des Methodenpapiers zu sammeln 
und es gegebenenfalls zu verbessern.

4 Darüber hinaus deckt dieser Anwendungsbe-
reich Studien mit diagnostisch heterogenen 
Stichproben ab, z. B. weist eine Gruppe von 
Patienten Diagnose A auf, eine zweite Diag-
nose B und eine dritte Diagnose C.

Prof. Dr. Falk Leichsenring

Mitglied des WBP
Klinik für Psychosomatische Medizin und 
Psychotherapie
Universität Giessen
Ludwigstr. 76
35392 Giessen
Falk.Leichsenring@psycho.med.uni-
giessen.de
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Statement zu den neuen Verfahrensregeln  
zur Beurteilung der wissenschaftlichen  
Anerkennung von Methoden und Verfahren  
der Psychotherapie

Günter Esser

Universität Potsdam

Das neue Methodenpapier des Wissen-
schaftlichen Beirats, das die Verfahrensre-
geln zur wissenschaftlichen Anerkennung 
festlegt, ist in meinen Augen ein Meilen-
stein für die wissenschaftliche Erforschung 
von Psychotherapie und somit für die Ver-
sorgung psychisch Kranker mit wirksamen 
Therapiemethoden.

Durch die präzise Festlegung der Anforde-
rungen an Studien, die als Wirksamkeits-

nachweis dienen sollen, wird die Mindest-
qualität zukünftiger Therapiestudien positiv 
beeinflusst werden. Internationale Journals 
verwenden im Übrigen bereits seit länge-
rem ähnliche, zumeist deutlich schärfere 
Kriterien. Die differenzierte Betrachtung 
vieler einzelner Studiendetails und deren 
abgestufte Bewertung ermöglicht die Kom-
pensation von einzelnen Designschwä-
chen, die dem Forschungsgegenstand 
immanent sind. Das betrifft z. B. schwerer 

zu erforschende seltene oder stark chroni-
fizierte Krankheitsbilder wie Autismus oder 
bestimmte Persönlichkeitsstörungen.

Nach wie vor wird den RCT-Studien eine 
hohe Priorität eingeräumt. Die Wirksam-
keitsnachweise orientieren sich an den 
Grundsätzen der evidenzbasierten Medizin. 
Der Hinweis einiger Kollegen, dass viele 
Teile der tagtäglich verordneten medizini-
schen Maßnahmen und Heilmittel diesen 



122 Psychotherapeutenjournal 2/2008

Statement zu den neuen Verfahrensregeln

Kriterien auch nicht genügen, ist zwar völ-
lig zutreffend, darf aber meines Erachtens 
nicht zur Leitlinie von wissenschaftlicher 
Psychotherapie werden. Psychotherapie 
in Deutschland als Teil der Leistungen der 
GKV sollte sich von derartigen nicht eva-
luierten und zum Teil auch zweifelhaften 
Behandlungsmethoden klar abheben.

Neben der internen Validität, die vor allem 
durch die RCT-Studien repräsentiert wird, 
ist die externe Validität, die durch die An-
wendungsstudien repräsentiert wird, stark 
aufgewertet worden. Methodisch gute An-
wendungsstudien können jetzt Teile der 
RCT-Studien ersetzen. Im Übrigen halte 
ich den Gegensatz zwischen RCT- und 
Anwendungsstudien für artifiziell und nicht 
mehr zeitgemäß. Viele gute Therapiestudi-
en vereinen beide Aspekte in weiten Teilen 
und berücksichtigen z. B. sowohl die Ko-
morbidität als auch die Zufallszuweisung 
zu den Behandlungen in einem klinischen 
Setting. Studien dieser Art erhalten nach 
den neuen Kriterien ein besonderes Ge-
wicht. Auch das neue „Methodenpapier“ 
unterscheidet zwischen der Wirksamkeit 
im Erwachsenenalter und der Wirksamkeit 
im Kindes- und Jugendalter. An dieser Un-
terscheidung sind insbesondere juristische 
Zweifel geäußert worden. Eine Übertra-
gung der Wirksamkeit von Erwachsenen 
auf Kinder, die im Übrigen für Medikamen-
te verboten ist, würde die Erkenntnisse 
eines Vierteljahrhunderts Forschung zur 
Entwicklungspsychopathologie ignorieren, 
die klar herausgestellt hat, dass Phäno-
menologie, Spontanverlauf und Therapie-
erfolg altersabhängig sind und wegen der 
ungleich höheren Entwicklungsdynamik im 
Kindesalter eben nicht durch Modelle des 
Erwachsenenalters erklärt werden können.

Die berufsrechtliche Möglichkeit der Be-
handlung von Kindern durch Psycholo-
gische Psychotherapeuten, im Übrigen 
genauso wie durch Ärzte für Allgemeinme-
dizin, gefährdet den Behandlungsstandard 
weit mehr als eine zu fordernde umgekehr-
te Regelung (Kinderärzte und Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapeuten dürfen 
Erwachsene behandeln).

Die großen Psychotherapieverfahren sind 
entweder bereits durch den WBP geprüft 
worden oder befinden sich gerade im 
Prüfprozess. Prinzipiell sind zwar weitere 
Psychotherapieverfahren möglich, z. B. als 
Weiterentwicklung bestehender Methoden 
oder Techniken, das Hauptgewicht wird in 
Zukunft jedoch auf der Prüfung von Metho-
den (spezifische Vorgehensweisen bei ein-
zelnen Krankheitsbildern) liegen. Diesem 
Umstand trägt insbesondere der deutlich 
differenziertere Katalog der Anwendungs-
bereiche Rechnung. Während es in der 
Vergangenheit möglich gewesen wäre, mit 
Entspannungsverfahren, die die Wirksam-
keit bei Einschlafstörungen nachgewiesen 
haben, auch Essstörungen zu behandeln, 
weil sie in der ICD in einem Kapitel (5) 
vereint sind, liegt nun eine Gliederung vor, 
die phänomenologisch ähnliche Störungs-
bilder, die ein ähnliches therapeutisches 
Vorgehen erfordern, zusammenfasst (so 
werden z. B. reaktive Bindungsstörungen 
den affektiven Störungen und Bindungs-
störungen mit Enthemmung den Störun-
gen des Sozialverhaltens zugeordnet). 
Aus kinderpsychotherapeutischer Sicht ist 
vor allem auch die neu aufgenommene 
Kategorie Regulationsstörungen, die Be-
handlungsansätze bei sehr jungen Kindern 
berücksichtigt, hervorzuheben.

Die Einigung zwischen dem WB und dem 
GBA auf gemeinsame Bewertungskriterien 
bezüglich der wissenschaftlichen Anerken-
nung war letztlich nur auf Grundlage des 
neuen Methodenpapiers möglich. Die Prü-
fung wissenschaftlicher Anerkennung wird 
dem WB übertragen. Damit sind unter-
schiedliche Ergebnisse von WB und GBA 
bei der Prüfung der Wissenschaftlichkeit 
desselben Verfahrens oder derselben Me-
thode künftig ausgeschlossen.

Die Empfehlung eines Psychotherapiever-
fahrens für die vertiefte Ausbildung zum 
Psychologischen Psychotherapeuten oder 

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten muss gewährleisten, dass mit diesem 
Verfahren allein bereits die Mehrzahl der 
anfallenden Patienten wirksam behandelt 
werden kann. Die Häufigkeit der einzelnen 
Störungsbilder orientiert sich dabei an epi-
demiologischen wie auch versorgungsre-
levanten Parametern. Dieses sog. Schwel-
lenkriterium ist im Übrigen in keiner Weise 
verschärft worden. Es werden auch zukünf-
tig für die Anerkennung eines Verfahrens 
mindestens neun Studien (3 x 3) aus den 
Kernanwendungsbereichen benötigt bzw. 4 
x 3 Studien, sofern die Kernbereiche nicht 
vollständig abgedeckt werden.

Abschließend möchte ich betonen, dass 
die intensive Diskussion des neuen Me-
thodenpapiers sehr viel zur Verständigung 
zwischen unterschiedlichen Auffassungen 
beigetragen hat, indem v. a. viele Vorurtei-
le und Missverständnisse aufgelöst werden 
konnten.

Prof. Dr. Günter Esser

Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut
Mitglied des WBP
Lehrstuhl Klinische Psychologie/Psycho-
therapie
Universität Potsdam
Institut für Psychologie
Karl-Liebknecht-Str. 24/25
14476 Potsdam OT Golm
gesser@rz.uni-potsdam.de
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Zusammenfassung: Das Oberverwaltungsgericht (OVG) Nordrhein-Westfalen hat am 
15.01.2008 durch Beschluss das Land NRW verpflichtet, eine Ausbildungsstätte für 
die Ausbildung von Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten in Gesprächspsy-
chotherapie (GPT) zuzulassen. In dem Beschluss legt das OVG den unbestimmten 
Rechtsbegriff der wissenschaftlichen Anerkanntheit aus und verweist auf die (nur) 
beratende Funktion des Wissenschaftlichen Beirats Psychotherapie (WBP) als Gutach-
ter. Die Aufteilung der wissenschaftlichen Anerkennung der Gesprächspsychotherapie 
nach unterschiedlichen Altersgruppen wird verworfen. Das Land NRW hat Revision 
beim Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) eingelegt. Die Begründung des Gerichts-
beschlusses wird dargestellt und auch in Bezug auf vorangegangene Gerichtsentschei-
dungen erläutert und diskutiert.

Wissenschaftliche Anerkennung auf dem 
 gerichtlichen Prüfstand: Wer bestimmt, was 
„wissenschaftlich anerkannt“ ist?

Der Beschluss des Oberverwaltungsgerichts Nordrhein-Westfalen zur 
 Gesprächspsychotherapie1

Uta Cramer-Düncher, Mareke de Brito Santos-Dodt

Der Fall

Im Rechtsstreit ging es darum, ob das 
Land NRW verpflichtet ist, eine Ausbil-
dungsstätte zur vertieften Ausbildung von 
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten (KJP) in Gesprächspsychothera-
pie anzuerkennen.

Das Land hatte den Antrag der Ausbildungs-
stätte mit der Begründung abgelehnt, der 
Wissenschaftliche Beirat Psychotherapie 
(WBP) habe die Gesprächspsychotherapie 
(GPT) nur für die Ausbildung von Psycho-
logischen Psychotherapeuten anerkannt. 
Dagegen hatte die Ausbildungsstätte Kla-
ge erhoben und u. a. darauf hingewiesen, 
dass sie verpflichtet sei, Psychologische 
Psychotherapeuten (PP) auch zur Be-
handlung von Kindern und Jugendlichen 
auszubilden. Das Verwaltungsgericht Köln 
hatte die Klage abgewiesen2. Die bean-
tragte Berufung der Ausbildungsstätte wur-
de zugelassen.

Am 15.01.2008 hat das OVG Nordrhein-
Westfalen (Az.: 13 A 5238/04) der Beru-
fung stattgegeben und das Land NRW ver-
pflichtet, den Antrag der Ausbildungsstätte 
auf Zulassung zur vertieften Ausbildung 
von Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten in der Gesprächspsychotherapie 
positiv zu bescheiden. Das Gericht hat mit 
Billigung der Parteien ohne mündliche Ver-
handlung entscheiden können, weil es die 
Berufung einstimmig für begründet hielt.

In seiner Begründung setzt sich das Gericht 
ausführlich mit dem Begriff der „wissen-
schaftlich anerkannten Psychotherapiever-
fahren“ und der Rolle des WBP ausein ander 
wie bereits andere Verwaltungsgerichte 
zuvor (s. Übersicht im Kasten). In der nun 
auch von dem Oberverwaltungsgericht be-
stätigten Auslegung des Begriffs liegt die 
besondere Bedeutung des Beschlusses für 
die Profession und die zur Zeit heftig und 
kontrovers geführte Diskussion über die 
neuen „Verfahrensregeln zur Beurteilung 

der wissenschaftlichen Anerkennung von 
Methoden und Verfahren der Psychothera-
pie“ („Methodenpapier des Wissenschaftli-
chen Beirats Psychotherapie“, Version 2.6 
vom 21.11.2007; siehe dazu auch die wei-
teren Artikel in diesem Heft).

OVG: Der Begriff der „wissen-
schaftlichen Anerkanntheit“ 
bedarf der Auslegung

Der Begriff „wissenschaftlich anerkannt“ 
bzw. „wissenschaftliche Anerkennung“ fin-
det sich in den §§ 1 Abs. 3 (Legaldefiniti-
on), 8 Abs. 3 Nr. 1 („wissenschaftlich aner-
kannte Verfahren“ als Ausbildungsinhalte) 
und 11 des Psychotherapeutengesetzes 
(PsychThG), in dem die Aufgabe des WBP 
bestimmt ist.

Da der Begriff im Psychotherapeutengesetz 
nicht weiter definiert sei und das Gesetz 
auch keine konkretisierenden Regelungen 
bzgl. der Anforderungen für die wissen-
schaftliche Anerkanntheit psychotherapeu-
tischer Verfahren enthalte, bedürfe er der 
Auslegung (siehe OVG-Beschluss S. 11: 
„unbestimmter Rechtsbegriff, bei dem 
Auslegung und Subsumtion der vollen ge-
richtlichen Überprüfung unterliegen“).

1 Den Wortlaut des Beschlusses finden Sie 
unter www.psychotherapeutenjournal.de/
archiv.html.

2 Siehe Kasten: Chronologie der Gerichtsurteile.
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Wissenschaftliche Anerkennung auf dem  gerichtlichen Prüfstand

„Der somit zentrale Begriff der ‚wissen-
schaftlich anerkannten psychotherapeuti-
schen Verfahren’ wird im Psychotherapeu-
tengesetz nicht definiert. […]. Der Begriff 
bedarf deshalb der Auslegung. Dabei 
liegen Schwierigkeit und zugleich Dilem-
ma darin, dass bestimmte Abläufe und 
Ergebnisse in der Wissenschaft kontrovers 
bewertet und beurteilt werden mit der Fol-
ge, dass sich wegen dieser Unsicherheit 
häufig kein einheitliches Bild und keine 
übereinstimmende Bewertung für eine 
wissenschaftliche Anerkennung eines Ver-
fahrens oder einer Methode ergibt. Dies gilt 
in besonderem Maße gerade auch für die 
Psychotherapie, bei der dementsprechend 
der Konsens unter den Psychotherapeuten 
über die Wertung und Anerkennung psy-
chotherapeutischer Methoden nur sehr ge-
ring ist.“ (OVG-Beschluss, S. 7).

Besonders deutlich werde das dadurch, 
dass der WBP die Gesprächspsychothe-
rapie anerkannt habe, während anderer-
seits der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) im Beschluss vom 21. November 
2006 zu dem Ergebnis gekommen sei, 
dass „die Wirksamkeit und der Nutzen der 
Gesprächspsychotherapie für die Behand-
lung der wichtigsten psychischen Erkran-
kungen – mit Ausnahme der Depression – 
nicht wissenschaftlich belegt ist“. Auch die 
Vielzahl der kritischen Reaktionen und Ver-
öffentlichungen, die der G-BA-Beschluss 
ausgelöst habe, belege die „uneinheitliche 
Bewertung dieser Frage unter Wissen-
schaftlern“ (OVG-Beschluss, S. 8).

Auslegung des Gerichts

In seiner Auslegung des unbestimmten 
Rechtsbegriffs „wissenschaftlich anerkann-
te Verfahren“ orientiert sich das OVG vor-
rangig an der Intention des Gesetzgebers, 
Missbrauch zu verhindern. Keinesfalls sei 
es beabsichtigt gewesen, durch die Einfüh-
rung des Begriffes „wissenschaftlich aner-
kannt“ die Entwicklung der Profession zu 
behindern, sondern im Gegenteil diese zu 
befördern:

„Der Gesetzentwurf definiert, was Aus-
übung von Psychotherapie im Sinne des 
Gesetzes sein soll. […]. Die Beschränkung 
der Berechtigung auf „wissenschaftlich 
anerkannte psychotherapeutische Verfah-
ren“ soll verhindern, dass die Befugnis zur 

Ausübung von Psychotherapie zu Schar-
latanerie missbraucht wird.“ (BT-Drucks. 
12/5890, S. 13 f).

„Der Gesetzentwurf enthält keine Aufzäh-
lung der zulässigen psychotherapeuti-
schen Verfahren. Weiterentwicklungen in 
diesem Bereich sollen nicht ausgeschlos-
sen werden. Gerade im Rahmen der be-
ruflichen Definition psychotherapeutischer 
Tätigkeiten ist es nicht angezeigt, Verfah-
ren auszugrenzen. Ihre wissenschaftliche 
Anerkennung bleibt indes Voraussetzung 
für die anerkannte Ausübung von Psycho-
therapie, um zu verhindern, dass die Be-
fugnis zur Ausübung der Psychotherapie 
missbraucht wird.“ (BT-Drucks. 13/8035, 
S. 14, zit. nach OVG-Beschluss, S. 9).

Das Gericht kommt zu der Feststellung, 
dass es in der Wissenschaft häufiger di-
vergierende Auslegungen des Begriffes 
„wissenschaftlich anerkannt“ gebe. Dies 
zeige sich – wie oben dargelegt – in der 
Differenz in der GPT-Beurteilung durch 
den WBP und den G-BA. Nach der Intenti-
on des Gesetzgebers komme es darauf an, 
dass ein Verfahren nach allgemeinen Kri-
terien wissenschaftlich vertretbar sei und 
hinreichende Verbreitung und Anerken-
nung in der Profession finde; dies schließe 
unter Umständen auch wissenschaftliche 
Außenseiterpositionen ein.

„In Anlehnung an den ärztlichen Bereich, 
in dem einem Arzt im Rahmen der The-
rapiefreiheit nicht von vornherein der 
Einsatz wissenschaftlich nicht anerkann-
ter Behandlungsmethoden untersagt 
ist, kann demnach ein wissenschaftlich 
anerkanntes Verfahren i. S. d. § 1 Abs. 3 
PsychThG dann angenommen werden, 
wenn es wissenschaftlich begründete Ar-
gumente in der Profession der Psychothe-
rapeuten für sich findet, wobei dies auch 
eine Mindermeinung zulässt, oder wenn 
das psychotherapeutische Verfahren in 
der Fachdiskussion eine breite Resonanz 
gefunden hat und in der beruflichen Praxis 
von einer erheblichen Zahl von Therapeu-
ten angewandt wird.“ (OVG-Beschluss, S. 
10, Unterstreichung durch die Verf.).

Das OVG betont damit, dass Wissenschaft-
lichkeit sich durch Diskurs in der Wis-
senschaft, in der psychotherapeutischen 

Profession und scientific community her-
ausbildet.

Die Bindung der Landesbehörden als auch 
des WBP an diese Gesetzesintention wird 
aufgezeigt:

„An diese Auslegungsprämisse sind nach 
der Gesetzeslage sowohl die für die Aner-
kennung einer Ausbildungsstätte zustän-
dige Landesbehörde als auch der Wis-
senschaftliche Beirat nach § 11 PsychThG 
gebunden. Ein – einer gerichtlichen Über-
prüfung nur eingeschränkt zugänglicher 
Beurteilungsspielraum – kann ihnen dabei 
nicht zuerkannt werden.“ (OVG-Beschluss, 
S. 11).

„Vor dem dargelegten Hintergrund kommt 
deshalb auch den vorliegenden Stellung-
nahmen des Wissenschaftlichen Beirats in 
Bezug auf die Gesprächspsychotherapie 
im Kinder- und Jugendlichenbereich keine 
entscheidungserhebliche Bedeutung zu 
und kann die Ablehnung des Begehrens 
der Klägerin nicht darauf gestützt wer-
den.“ (OVG-Beschluss, S. 11).

Bereits die vorangegangenen Verhandlun-
gen vor Verwaltungsgerichten (siehe Über-
sicht), konnten teilweise ohne förmliche 
Entscheidung beendet werden, weil die 
beklagten Länder sich die jetzt vom OVG 
NRW bestätigte Rechtsauffassung der 
Verwaltungsgerichte zu eigen machten. 
Diese hatten u. a. ergeben, dass eine Un-
terscheidung zwischen „wissenschaftlich 
anerkannten Verfahren“ und „Verfahren zur 
vertieften Ausbildung“ nicht zulässig sei. In 
dem Urteil zur Systemischen Psychothera-
pie/Familientherapie stellte das VG Düssel-
dorf z. B. fest, dass die wissenschaftliche 
Anerkanntheit des Verfahrens zweifelsfrei 
gegeben sei, weil die Wissenschaftlichkeit 
und Wirksamkeit des Verfahrens in der 
Wissenschaft weithin anerkannt sei; Wirk-
samkeitsnachweise nach den Kriterien des 
WBP seien nicht entscheidend für die Fra-
ge der wissenschaftlichen Anerkennung. 
Das OVG hält es vor dem Hintergrund der 
„Gesetzesintention, Weiterentwicklungen 
… nicht zu verhindern“ (OVG-Beschluss, 
S. 9) ebenfalls für nicht geboten, die Aner-
kennung eines Verfahrens von der Bewer-
tung von Wirksamkeitsnachweisen abhän-
gig zu machen. Die Stellungnahme des 
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Chronologie: Gerichtliche Klärungen zur Legaldefinition, zur Frage der wissenschaftlichen Anerkanntheit von Psycho-
therapieverfahren und zur Anerkennung von Ausbildungsstätten gem. § 6 Abs. 2 PsychThG 

Oberwaltungsgericht Bremen
12.02.2002
(Az.: 1 A 270/01)
Klage auf Approbationserteilung als PP mit Nach-
weisen überwiegend aus der Behandlung von 
Kindern und Jugendlichen 

Klage stattgegeben:
§ 1 Abs. 3 PsychThG (Legaldefinition) umfasst die gesamte Bandbreite psychotherapeuti- �
scher Tätigkeitsbereiche
Psychotherapeutische Tätigkeit ist unabhängig vom Patientenalter zu berücksichtigen �

Bundessozialgericht
06.11.2002
(Az.: B 6 KA 37/01 R, B 6 KA 38/01 R)
Klage auf Arztregistereintrag/Anerkennung der 
Fachkunde von PP mit Nachweisen überwiegend 
aus der Behandlung von Kindern und Jugendli-
chen 

Klage stattgegeben:
weder SGB V noch PsychThG unterscheiden zwischen der Behandlung von Erwachsenen  �
einerseits und von Kindern und Jugendlichen andererseits
Aufgliederung der pschotherapeutischen Tätigkeit in zwei unterschiedliche Berufe erfolg- �
te, um auch Berufsgruppen ohne Psychologiestudium den Zugang zur Behandlung von 
Kindern und Jugendlichen zu ermöglichen

Verwaltungsgericht Köln
10.11.2004
(Az.: 9 K 4647/02)
Klage einer Ausbildungsstätte gegen das Land 
NRW auf Zulassung zur KJP-Ausbildung in Ge-
sprächspsychotherapie.

Klageabweisendes Urteil:
Wissenschaftliche Anerkennung von Psychotherapieverfahren ist keine berufsrechtliche  �
Regelung
Wissenschaftliche Anerkennung getrennt nach „bestimmten Personengruppen“ ist mög- �
lich
WBP ist eine Beurteilungsinstanz �
Wirksamkeitsnachweise sind Voraussetzung zur wissenschaftlichen Anerkennung �

Urteil im Berufungsverfahren aufgehoben (OVG NRW 15.01.08)

Verwaltungsgericht München
22.02.2005
(Az.: M 16 K 02.712)
Klage einer Ausbildungsstätte gegen den Freistaat 
Bayern auf Zulassung zur KJP-Ausbildung in 
 Gesprächspsychotherapie

Gerichtlicher Vergleich:
Freistaat Bayern verpflichtet sich zur Neu-Anfrage an den WBP unter Beachtung der Rechts-
auffassung des VG.

Der gesetzliche Begriff stellt nicht auf Wirksamkeit, sondern auf nachvollziehbare, wissen- �
schaftlich plausible Begründung ab
WBP hat Sachverständigenfunktion, keine Entscheidungskompetenz �
Wirksamkeit ist nicht Bestandteil des unbestimmten, gerichtlich auszulegenden Rechts- �
begriffs
Landesbehörde ist nicht an Empfehlungen des WBP gebunden �

Verwaltungsgericht Leipzig
20.04.2005
(Az.: 4 K 376/02)
Klage einer Ausbildungsstätte gegen den Freistaat 
Sachsen auf Zulassung zur KJP-Ausbildung in 
Gesprächspsychotherapie

Gerichtlicher Vergleich:
VG schließt sich der Rechtsauffassung des VG München an.
Freistaat Sachsen verpflichtet sich zur Neu-Anfrage an WBP unter Beachtung der Rechtsauf-
fassung des VG.

WBP ist kein „Wissenschaftsgericht“ �
WBP-Unterscheidung „wissenschaftlich anerkanntes Verfahren“ und „Verfahren zur vertief- �
ten Ausbildung“ ist rechtlich nicht haltbar

Verwaltungsgericht Düsseldorf
07.04.2006
(Az.: 26 K 9121103)
Klage einer Ausbildungsstätte gegen das Land 
NRW auf Zulassung zur KJP-Ausbildung in Systemi-
scher Therapie /Familientherapie

Klage stattgegeben:
Das Land NRW wird verpflichtet, die Ausbildungsstätte anzuerkennen.

Verbreitung des Verfahrens in Wissenschaft und Praxis lässt keine Zweifel an der wissen- �
schaftlichen Anerkanntheit zu
WBP hat Wirksamkeit und nicht Wissenschaftlichkeit geprüft �
Entscheidend ist die herrschende Auffassung in der Wissenschaft �
Das Land hätte prüfen müssen, ob der WBP im Rahmen seines gesetzlichen Auftrages  �
geblieben ist

Das Land hat Berufung eingelegt.

Verwaltungsgericht Gelsenkirchen
06.03.2007
(Az.: 7 K 83/04)
Klage einer Ausbildungsstätte gegen das Land 
NRW auf Zulassung zur PP-Ausbildung in Systemi-
scher Therapie /Familientherapie

Außergerichtlicher Vergleich:
Das Land NRW verpflichtet sich, bei Zurückweisung der Berufung im Berufungsverfahren VG 
Düsseldorf, die Ausbildungsstätte zuzulassen.
Mit der Zustimmung zu dem Vergleich anerkennt das Land die Unteilbarkeit der wissen-
schaftlichen Anerkennung eines Verfahrens.

Oberverwaltungsgericht NRW
15.01.2008
Berufungsverfahren zu dem Urteil des VG Köln 
(s.o.)
(Az.: 13 A 5238/04 zu 9 K 4647/02)

Berufung stattgegeben (s. VG Köln):
Einstimmiger Beschluss des OVG ohne Verhandlung wegen eindeutiger Rechtslage.

OVG verpflichtet das Land NRW, die Ausbildungsstätte zur vertieften Ausbildung von KJP  �
in Gesprächspsychotherapie zuzulassen
Wissenschaftliche Anerkennung richtet sich nach dem Stand der Fachdiskussion und der  �
Verbreitung in der Praxis
WBP hat lediglich beratende Funktion �
Land und WBP sind an die juristische Auslegung des Begriffes „wissenschaftlich anerkann- �
tes Verfahren“ gebunden
Gesprächspsychotherapie ist (auch) zur Ausbildung von KJPen geeignet und zuzulassen �
Aufteilung von Psychotherapieverfahren nach Altersgruppen ohne Grundlage �

Das Land hat Revision bei dem BVerwG eingelegt.
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Wissenschaftliche Anerkennung auf dem  gerichtlichen Prüfstand

WBP zur Gesprächspsychotherapie für die 
Frage der wissenschaftlichen Anerkannt-
heit für die Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapie sei insofern nicht zu beachten, 
als der WBP den gesetzlichen Begriff „wis-
senschaftlich anerkannt“ mit seinen For-
derungen nach Wirksamkeitsnachweisen 
verkannt habe. Das vom WBP konstatierte 
Fehlen hinreichender Wirksamkeitsstudien 
zur Gesprächspsychotherapie bei Kindern 
und Jugendlichen sei daher unerheblich 
(OVG-Beschluss, S. 14). Das OVG rückt 
damit die Stellung und Zuständigkeit des 
WBP zurecht und bestätigt auch Spellbrink, 
Richter am Bundessozialgericht, Kassel, 
der schon 2001 das Vorgehen des WBP 
recht drastisch als „usurpierte Prüfkompe-
tenz“ kritisiert hatte.

Entscheidungskompetenz der 
Landesbehörden – Beratungs-
funktion des WBP

Das Gericht klärt anschließend die gesetz-
lich vorgesehene Stellung des WBP im 
Verhältnis zu den Landesbehörden und 
verbindet dies mit einer klaren Unterschei-
dung bezüglich der per Gesetz zugewie-
senen Aufgaben, die eingehalten werden 
müssten. Hier erfolgt ein deutlicher Hin-
weis auf die lediglich beratende Funktion 
des WBP für die Landesbehörden und 
auch darauf, dass die Landesbehörden 
ihre Entscheidungskompetenz nicht ohne 
Weiteres an ein anderes Gremium abge-
ben dürfen:

„Nach dem insoweit eindeutigen Wort-
laut des § 11 PsychThG, wonach über 
die wissenschaftliche Anerkennung eines 
Verfahrens die zuständige Landesbehör-
de entscheidet und sie ihre Entscheidung 
in Zweifelsfällen auf der Grundlage eines 
Gutachtens des wissenschaftlichen Beirats 
treffen soll, steht allein der zuständigen 
Landesbehörde […] die Entscheidungs-
kompetenz zu, während dem wissen-
schaftlichen Beirat mit der Aufgabe der 
Erstellung eines Gutachtens in Zweifels-
fällen als Grundlage für die behördliche 
Entscheidung lediglich eine Beratungs-
funktion, nicht aber eine Entscheidungs-
befugnis zugewiesen wird. […].

Diese gesetzlich vorgesehene Zuteilung 
von Entscheidungs- und Beratungskom-
petenzen hat die Beklagte bei der den 

Gegenstand dieses Verfahrens bildenden 
Entscheidung verkannt, weil sie sich […] 
ausschließlich auf die Bewertung und Ein-
schätzung des wissenschaftlichen Beirats 
zur Eignung der Gesprächspsychothera-
pie als Ausbildung für die psychothera-
peutische Behandlung von Kindern und 
Jugendlichen bezogen hat, ohne eine 
eigenständige Entscheidung zu treffen.“ 
(OVG-Beschluss, S. 12).

Aufspaltung eines Verfahrens 
in Kinder- und Erwachsenen-
psychotherapie unzulässig

Bei der Diskussion der eigentlichen Frage-
stellung, ob nämlich die Ausbildungsstätte 
auch für Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie ausbilden darf, misst das Gericht 
der Einführung der beiden Psychotherapeu-
tenberufe keine Bedeutung bei. Es stellt le-
diglich fest, das eher formale Kriterium des 
WBP, die Gesprächspsychotherapie wegen 
fehlender Wirksamkeitsnachweise nicht als 
wissenschaftliches Verfahren bei Kindern 
und Jugendlichen anzusehen, sei vor dem 
Hintergrund der Intention des Gesetzge-
bers nicht entscheidend.

„Die Gesprächspsychotherapie als solche 
wird seit langem in der Wissenschaft als 
geeignete Therapiemethode angesehen. 
[…]. Zwar ist die formelle Zweiteilung 
der psychotherapeutischen Berufe in den 
Psychologischen Psychotherapeuten und 
den Kinder- und Jugendlichenpsychothe-
rapeuten erst mit dem Inkrafttreten des 
Psychotherapeutengesetzes Anfang 1999 
erfolgt. Obwohl die unterschiedlichen Be-
handlungsgruppen der Erwachsenen und 
der Kinder/Jugendlichen bekannt waren, 
ist aber nicht erkennbar, dass die früheren 
und auf alle Altersstufen bezogenen Stel-
lungnahmen zur grundsätzlichen Eignung 
der Gesprächspsychotherapie als Thera-
pieverfahren deswegen ihre Bedeutung 
als Erkenntnisgrundlage verloren haben.“ 
(OVG-Beschluss, S. 13f.).

Das OVG bestätigt damit die Rechtsauf-
fassung früherer Urteile , dass ein Psycho-
therapieverfahren nicht nach Altersgruppen 
oder – so das VG Köln – nach anderen 
„bestimmten Personengruppen“ aufgeteilt 
werden kann. Bereits 2002 hatten das OVG 
Bremen wie auch das Bundes sozialgericht 
rechtskräftig festgestellt, dass weder im 

SGB V noch im PsychThG eine Differenzie-
rung psychotherapeutischer Behandlungs-
verfahren nach ihrer Eignung für bestimmte 
Altersgruppen vorgesehen sei. Bei Würdi-
gung der erforderlichen Behandlungsmo-
difikation in der Anwendung eines Verfah-
rens bei der Behandlung von Erwachsenen 
sowie von Kindern und Jugendlichen oder 
auch anderen, spezielle Behandlungsan-
forderungen stellenden Patientengruppen 
wird nun auch seitens des OVG NRW da-
rauf verwiesen, dass die Schaffung der bei-
den Heilberufe PP und KJP nicht impliziere, 
dass ein (wissenschaftlich anerkanntes) 
Verfahrens nicht zur psychotherapeutischen 
Behandlung von allen Altersgruppen, so 
auch von Kindern und Jugendlichen, ge-
eignet sei. Vielmehr sollte dadurch lediglich 
der Zugang auch anderer Berufsgruppen als 
der Diplom-Psychologen geregelt werden. 
Des Weiteren wird hervorgehoben, dass 
Psychologische Psychotherapeuten in ihrer 
Ausbildung auch auf die Behandlung von 
Kindern und Jugendlichen genügend vor-
bereitet würden.

„[…] bei den psychologischen Psychothe-
rapeuten kann aufgrund ihrer Ausbildung 
davon ausgegangen werden, dass sie 
sich in der Gesprächsführung umfassend 
auf den Patientenkreis von Kindern und 
Jugendlichen mit den entsprechenden Be-
handlungsvorgaben einstellen werden.“ 
(OVG-Beschluss, S. 14f.).

Der durch eine vertiefte Ausbildung in  einem 
Richtlinienverfahren erworbene und anzu-
erkennende Fachkundenachweis (§ 95c 
SGB V i.V.m. § 8 PsychThG) von Psychologi-
schen Psychotherapeuten ist umfassend. In 
den Psychotherapie-Vereinbarungen haben 
die Vertragspartner lediglich bestimmt, dass 
PP zur Erteilung der Abrechnungsgenehmi-
gung für die Behandlung von Kindern und 
Jugendlichen zusätzliche Nachweise (Ent-
wicklungspsychologie, Behandlungsfälle) 
erbringen müssen.

Ob diese aus der Zeit vor 1999 übernom-
mene Regelung nach der Einführung des 
PsychThG und der alle Altersgruppen 
übergreifenden Ausbildung von Psycho-
logischen Psychotherapeuten nach staat-
lichen Vorgaben noch sachgerecht und 
gerechtfertigt ist, steht zur Diskussion. In 
der Profession wird darauf eine mögliche 
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Antwort in Weiterbildungsordnungen ge-
sucht.

Konsequenzen

Das Kriterium des WBP, dass die Bewertung 
eines psychotherapeutischen Verfahrens als 
wissenschaftlich den positiven Nachweis der 
Wirksamkeit erfordere, wurde mit diesem 
Beschluss zurückgewiesen und die Intention 
des Gesetzgebers wieder in den Blick ge-
rückt. D. h. dieser Beschluss gibt dem Begriff 
des „wissenschaftlich anerkannten Psycho-
therapieverfahrens“ eine weiterreichende 
Dimension: Sie dient dem Patientenschutz 
und richtet sich nach dem Stand der Fach-
diskussion und der Verbreitung in der Praxis. 
Das Kriterium der durch Studien erbrachten 
Wirksamkeit kann allenfalls als ein Indiz u. a. 
gelten. Das OVG verweist auf die juristische 
Kommentar-Literatur (u. a. Redeker, 1999; 
Spellbrink, 2001; Francke, 1999; Pulverich, 
1999; Jerouschek, 2004, § 11 Rn. 1-5), in 
der bereits früher Bedenken gegen die Aus-
gestaltung des beratenden Auftrags des WBP 
formuliert worden waren.

Offen bleibt dabei, wie die Landesbehörden 
mit der ihnen gesetzlich zugewiesenen Auf-
gabe und der Bindung an die gerichtliche 
Auslegung des unbestimmten Rechtsbe-
griffs „wissenschaftlich anerkanntes Psycho-
therapieverfahren“ umgehen werden.

Spellbrink (2001, S. 116) führt hierzu aus: 
„Der Gesetzgeber wollte „Gutachten“, auf 
deren Grundlage die Approbationsbehör-
den sodann selbst zu entscheiden hatten, 
nicht (normähnliche) Entscheidungen 
über Therapiemethoden durch den wis-
senschaftlichen Beirat, die die Landesbe-
hörden lediglich zu exekutieren hätten. 
Diesen gesetzlichen Vorgaben kommt der 
wissenschaftliche Beirat offensichtlich (und 
bewusst) nicht nach. […] . Der wissen-
schaftliche Beirat kann also nur innerhalb 
dieser vom Gesetz gewollten bloß bera-
tenden, entscheidungsvorbereitenden Auf-
gabenzuweisung tätig werden.“ „Der WBP 
hat daher keine andere Stellung als jeder 
andere Gutachter, der für Gerichte oder 
Behörden eine fachkundige Meinungsäu-
ßerung abgibt.“ (Spellbrink, 2005)

Die Landesbehörden wären demnach gut 
beraten in Fällen, in denen die wissen-
schaftliche Anerkanntheit eines verbreitet 

angewandten Verfahrens vom WBP nicht 
bestätigt und der Beratungsgegenstand in 
der Profession kontrovers diskutiert wird, 
weitere Stellungnahmen einzuholen oder 
eigene weitere Recherchen anzustellen, 
um sich ein Urteil zu bilden.

Da das Land NRW Revision eingelegt hat, 
hat nun das BverwG das letzte Wort. Die 
Begründung der Revision war bei Redakti-
onsschluss noch nicht bekannt.3

Es ist davon auszugehen, dass der OVG-
Beschluss die in der Profession kontrovers 
geführte Diskussion über die Kriterien, die 
der Wissenschaftliche Beirat Psychothera-
pie seinen Beurteilungen von Psychothe-
rapieverfahren zu Grunde legt, sowie über 
die neuen Verfahrensregeln nicht zur Ruhe 
kommen lassen, sondern im Gegenteil 
weiter zuspitzen wird.
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Zusammenfassung: Gehäuft auftretende Kasuistiken von Betroffenen, die suchtar-
tiges Computerspielverhalten aufweisen, haben in den letzten Jahren zu vermehrter 
Forschungsaktivität auf diesem Gebiet geführt und die Notwendigkeit erkennen lassen, 
speziell auf die Störung „Computerspielsucht“ zugeschnittene Interventionsmaßnah-
men zu entwickeln und durchzuführen. Dabei wird in internationalen Studien sucht-
artiges Computerspielen häufig über die Kernsymptome von substanzgebundener 
Abhängigkeit beschrieben; zu diesen Symptomen zählen das unwiderstehliche Verlan-
gen, der Kontrollverlust, die Entstehung von Toleranz, zunehmende Vernachlässigung 
alternativer Aktivitäten und Interessen, negative Konsequenzen (gesundheitlicher und 
sozialer Art) sowie Entzugserscheinungen. Als Reaktion auf diese zunehmende Auftre-
tenshäufigkeit computerspielsüchtigen Verhaltens wurde an den Kliniken der Universi-
tät Mainz nun Deutschlands erste Ambulanz für Spielsucht eröffnet, in der Betroffenen 
in Form von verhaltenstherapeutischen Gruppentherapien geholfen wird, Kontrolle 
über die exzessive Computernutzung zurückgewinnen und Medienkompetenz zu ent-
wickeln.

Phänomenologie, Forschung und erste 
 therapeutische Implikationen zum Störungsbild 
Computerspielsucht

Klaus Wölfling, Kai W. Müller

Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Die Erkenntnis, dass bestimmte Stoffe 
süchtig machen, ist eine Tatsache, die in 
der heutigen Zeit sicherlich von nieman-
dem mehr auch nur ansatzweise ange-
zweifelt wird. In der psychiatrischen und 
psychotherapeutischen Praxis werden Stö-
rungen diagnostiziert und therapiert, die 
in Form von z. B. Alkoholabhängigkeit den 
übermäßigen Konsum von Substanzen 
zum Gegenstand haben, welche sich in 
direkter Weise auf das zentrale Nervensys-
tem auswirken und für die Konsumenten 
in teilweise fatalen physischen, sozialen 
und psychischen Konsequenzen münden. 
Sogenannte stoffgebundene Süchte sind 
kein neuartiges Phänomen. Es gibt festge-
legte valide diagnostische Kriterien, sucht-
bezogene Anamnesefragebögen, Behand-
lungsmanuale und ungezählte empirische 
Studien zu Epidemiologie, Risikofaktoren, 
Komorbiditäten, Therapieerfolgsquoten 
und Präventionsmaßnahmen.

Die Erkenntnis, dass bestimmte stoffun-
gebundene Phänomene süchtig machen, 

kristallisiert sich ebenfalls zunehmend als 
Tatsache heraus – eine Tatsache aller-
dings, die auch heutzutage noch darum 
kämpft, in wissenschaftlichen, wie auch 
gesellschaftlich-kulturellen Kreisen Aner-
kennung zu finden. Das öffentliche Be-
wusstsein weiß sehr wohl um die toxische 
und psychopathologische Wirkung von Al-
koholabusus. Die möglicherweise ebenso 
pathogenen Effekte von Verhaltenssüch-
ten, wie sie beispielsweise durch die In-
ternetsucht oder, im engeren Sinne, durch 
die Computerspielsucht erzeugt werden, 
werden hingegen öffentlich und wissen-
schaftlich noch zögerlich debattiert. Wer 
sich nicht mit der Versendung von E-Mails, 
dem Hoch- und Runterladen von Dateien, 
dem wochenendlichen Einklinken in das 
Firmen-Intranetz des Arbeitsplatzes oder 
dem Bearbeiten von Onlineformularen 
auskennt, dem fehlt mittlerweile ein gro-
ßes Stück Kommunikation, der bekommt 
unter Umständen ernste Schwierigkeiten 
mit seinem Arbeitgeber (Stichwort: örtli-
che und zeitliche Flexibilität), bzw. der wird 

so schnell erst gar keine Anstellung finden 
(sofern sich der Arbeitgeber auf Online-
Ausschreibungen beschränkt). Ebenso wie 
es aus sozialpsychologischer Sicht vor we-
nigen Jahren Schlagwörter wie emotionale 
oder soziale Intelligenz waren (Goleman, 
1997), die als neue „soft skills“ im tägli-
chen Umgang miteinander als unverzicht-
bar angesehen wurden, so erhält nun die 
Medienkompetenz einen ähnlichen Status 
(allerdings sucht man den Begriff der „soft-
ware skills“ bislang noch vergeblich).

Nun könnte man sich die Frage stellen, 
ob auch das Beherrschen von Computer-
spielen bzw. Online-Rollenspielen in den 
Bereich der vielgerühmten Medienkompe-
tenz fällt. All jenen, die sich unter Online-
Rollenspielen nichts vorstellen können, sei 
zunächst eine kurze Einführung in diese 
Subkultur des Internet gegeben: In sog. 
MMPORGs (Massive Multiplayer Online 
Role Play Games), also virtuellen Spielplatt-
formen, kommen Spieler aus aller Welt zu 
Tausenden zusammen, um in oftmals sehr 
mythisch gehaltenen programmierten 
Fantasiewelten diverse Herausforderungen 
zu bestehen, Schlachten zu schlagen, Rät-
sel zu lösen, kurzum, sich in spielerischer 
Weise die Zeit zu vertreiben. Diese Spiel-
plattformen, die rund um die Uhr betretbar 
sind, erfahren unter Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen enormen Zu-
spruch. Eine hohe Spielbindung wird dabei 
häufig durch eine monatlich fällige Gebühr, 
die ständige Verfügbarkeit des Spiels und 
die Tatsache, dass das Geschehen nicht 
pausierbar ist, erreicht. Der hohe zeitliche 
Einsatz wird durch Fortschritte im Spiel, ein 
innerhalb der Spielergemeinschaft (wel-
che unter den Spielern in Form von so ge-
nannten Gilden, also sozialen Zusammen-
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schlüssen, entsteht) steigendes soziales 
Prestige und vertiefte soziale Bindungen 
innerhalb der Gilde belohnt. Die meisten 
Online-Rollenspiele sind so angelegt, dass 
bestimmte, teilweise für das Weiterkom-
men im Spiel benötigte Aufgaben nicht 
allein zu bewältigen sind, so dass die Spie-
ler aufeinander angewiesen sind. Diese 
sozialen Bindungen innerhalb des Spiels 
scheinen wiederum Verpflichtungen und 
Versäumnisängste zu erzeugen. Weiterhin 
scheint die Möglichkeit in diesen virtuellen 
Welten unkompliziert unzählige nicht-reale 
Beziehungen einzugehen, die Verdichtung 
beziehungsweise die Ausweitung von Zeit-
erleben während der Spielhandlung, der 
Verlust an Orientierung im virtuellen Raum 
(der sogenannte „Tunnelblick“ vor dem 
Monitor) sowie die Chance sozialen Status 
unabhängig von materiellen oder persön-
lichen Voraussetzungen zu erringen, einer 
exzessiven beziehungsweise suchtartigen 
Nutzung dieser Spiele Vorschub zu leis-
ten.

Das Besondere an den sozialen Netzwer-
ken innerhalb dieser MMPORGs ist nun, 
dass man als Involvierter nicht wie bei 
einem gewöhnlichen Videospiel der alten 
Schule alleine durch diese Wunderwelten 
streift, sondern sich mit realen Mitspielern, 
die entweder nebenan oder auch tausend 
Kilometer entfernt vor ihrem Rechner sit-
zen, zusammenschließen kann. Umgeben 
von einer archaischen Märchenwelt steht 
es einem jeden Spieler also offen – und 
vor allem fällt es jedem Spieler leicht – sich 
in kürzester Zeit ein zwar funktionierendes, 
jedoch gänzlich aus Cyber-Avataren beste-
hendes soziales Netzwerk aufzubauen. Wo 
in der nicht-digitalen Welt Gegebenheiten 
wie äußeres Erscheinungsbild, Kommuni-
kationsfähigkeit, soziale Gehemmtheit, In-
troversion und Bedürfnis nach Individual-
distanz als kommunikative Hemmschuhe 
wirken können und eine soziale Bindung 
üblicherweise erst nach einer Phase des 
gegenseitigen „Beschnupperns“ etabliert 
wird, werden diese Fährnisse im Internet 
schlicht übersprungen bzw. vermieden. In 
wie weit jedoch die klassischen Qualitäts-
merkmale echter sozialer Bindungen wie 
beispielsweise Nähe, Vertrautheit und In-
timität erfüllt sind (Taylor, Peplau & Sears, 
2006), bleibt fraglich. Bergmann und 
Hüther sprechen in diesem Zusammen-

hang sehr treffend von dem Paradoxon so-
zialer Internetbeziehungen, die zwar eine 
eigentümliche Tiefe, jedoch keinerlei sozi-
ale Nähe aufweisen (Bergmann & Hüther, 
2006).

Ungeachtet der qualitativen Defizite dieser 
virtuellen Sozialkontakte ist dennoch nicht 
von der Hand zu weisen, dass basale Vo-
raussetzungen für die Empfindung, einem 
soliden sozialen Netz anzugehören, durch-
aus gegeben sind. So ist aus kommunika-
tionspsychologischer Sicht seit längerem 
erwiesen, dass bereits die bloße Häufigkeit 
von Begegnungen zu Sympathie führt, 
welche wiederum das sozial-kognitive 
Schema von empfundener Vertrautheit be-
dingt. Hierbei handelt es sich um den so-
genannten mere exposure effect (Zajonc, 
1965). Diese ungehinderte Häufigkeit der 
Sozialkontakte ist gerade im Internet eben 
gar kein Problem, da es so gut wie keine 
örtlichen Begrenzungen gibt, es sich so-
zusagen um ein ortloses Universum han-
delt, in welchem sich etliche potenzielle 
Internetbekanntschaften entdecken lassen 
(Bergman & Hüther, 2006).

Empirisch zwar bislang weitestgehend un-
überprüft, erscheint diese Leichtigkeit des 
Kennenlernens im Cyberspace, wodurch 
das phylogenetisch verankerte Bedürfnis 
nach sozialer Zugehörigkeit (Berscheid & 
Regan, 2006) auf einfachem Wege befrie-
digt wird, als erster grundlegender Risiko-
faktor identifizierbar zu sein, welcher com-
puterspielsüchtiges Verhalten begünstigen 
kann. Weitere prädisponierende Faktoren 
wie eine niedrig ausgeprägte soziale In-
telligenz, depressive Verstimmtheit sowie 
soziale Ängstlichkeit werden von anderen 
Forschergruppen berichtet (van Egmond-
Fröhlich et al., 2007). Daneben spielen na-
türlich auch eher grundlegende technisch-
logistische Merkmale eine Rolle. Hier wäre 
zunächst die weite Verfügbarkeit von preis-
günstigen Internet-Breitbandanschlüssen 
zu nennen ebenso wie die immer reali-
tätsnäher generierten virtuellen Räume 
der Online-Spielwelten.

Anhand von Kasuistiken zeigt sich, dass, 
je mehr die virtuelle Welt für exzessive 
Computerspieler an Attraktivität zunimmt 
(und dabei parallel der Selbstwertsteige-
rung dient), es umso schwieriger für die-
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se Nutzer wird, sich mit den alltäglichen 
Problemen der realen Welt auseinander zu 
setzen. Die reale Welt verliert im Verlauf ei-
ner potentiellen Abhängigkeitsentwicklung 
mehr und mehr an Attraktivität gegenüber 
dem virtuellen Universum. Der „typische 
Computerspielsüchtige“ fällt zunächst wäh-
rend der Entwicklung der Abhängigkeitser-
krankung seinem sozialen Umfeld kaum 
negativ auf. Die lang andauernde Beschäf-
tigung mit dem PC wird anfänglich von El-
tern oder Angehörigen häufig verstärkt und 
positiv bewertet, bzw. als erwünschte Me-
dienkompetenz fehlinterpretiert. Erst mit 
zunehmender sozialer Isolation, auffälligen 
schulischen oder beruflichen Leistungsein-
bußen, familiärer oder partnerschaftlicher 
Verweigerungshaltung, Verwahrlosungs-
tendenzen und der unbedingten gedankli-
chen Fixierung auf das Computerspiel wird 
das Problemverhalten für die Angehörigen 
offenbar. Nicht selten kommt es beim 
Entzug des Mediums Computerspiel oder 
dem von außen (fremd-)herbeigeführten 
Abbruch zu raptusartigen, aggressiven 
Durchbrüchen gegenüber Eltern oder An-
gehörigen. Eine Krankheitseinsicht der Be-
troffenen ist häufig aufgrund der weiter be-
stehenden materiellen Versorgung durch 
das Elternhaus reduziert. Hinzu kommt, 
dass der zeitliche Aufwand, der eine akti-
ve Teilnahme an den Online-Rollenspielen 
erfordert, zu einer deutlichen Retardie-
rungstendenz der betroffenen Kinder und 
Jugendlichen führen kann. Die verspielte 
Zeit (oft mehrere tausend Stunden pro 
Jahr), die für das Erleben von notwendigen 
regulierenden Erfahrungen außerhalb des 
Computerspiel-Universums wichtig wä-
re, fehlt aus entwicklungspsychologischer 
Sicht. So weisen jugendliche Patienten, die 
die Kriterien einer Computerspielsucht er-
füllen, oft eine kritische Differenz zwischen 
realem Lebensalter und dem psychischen 
Entwicklungsalter im Sinne einer begin-
nenden Retardierung auf.

Für die Psychologen, Psychotherapeu-
ten und Psychiater, die in ihrer Tätigkeit 
zunehmend mit Patienten, die wegen 
computerspielsuchtartiger Symptome die 
Praxen aufsuchen, konfrontiert werden, 
besteht aufgrund der Nicht-Anerkennung 
der Diagnose Computerspielsucht das 
Problem, qualifizierte Interventionen an-
bieten zu können. In den aktuellen Ver-

sionen von ICD-10 (Dilling, Mombour & 
Schmidt, 2000) und DSM-IV-TR (Saß, 
Wittchen, Zaudig & Houben, 2003) ist 
nur das pathologische Glücksspiel – sub-
sumiert unter der Kategorie „Störung der 
Impulskontrolle“ – als Diagnoseschlüssel 
aufgeführt. Weitere sogenannte „Verhal-
tenssüchte“ sucht man jedoch bisher ver-
geblich. Auf Initiative der AMA (American 
Medical Association) wurde im Jahre 2007 
ein Fachkollegium einberufen, das den Be-
darf der Aufnahme einer Diagnose „Com-
puter- und Videospielsucht“ in den Krite-
rienkatalog psychischer Störungen prüfen 
sollte. Der wissenschaftliche Beirat, der 
die medizinisch-psychiatrische Relevanz 
des Themas einzuschätzen hatte, forder-
te im Ergebnis seiner Arbeit die forcierte 
Durchführung von empirisch ausgerichte-
ten Untersuchungen zum Symptombild, 
um die Aufnahme einer derartigen Diag-
nose bei der nächsten Revision des DSM 
im Jahr 2012 mittels einer wissenschaftlich 
abgesicherten Entscheidung treffen zu 
können (CSAPH-Report, 2007). Eine An-
erkennung des Störungsbildes „Compu-
terspiel-/Onlinesucht“ im DSM wäre auch 
für Deutschland auf gesundheitspolitischer 
Ebene richtungsweisend, da sich die im 
deutschen Sprachraum angewendeten Di-
agnosekriterien psychischer Störungen in-
haltlich nah an denen des DSM orientieren. 
Grundsätzlich herrscht in der internationa-
len Forschungsgemeinschaft noch keine 
Einigkeit darüber, inwieweit eine Diagnose 
Onlinesucht, die verschiedene interaktive 
Handlungen wie z. B. exzessives Chatten, 
Pornographie, Spielen oder Informations-
suche zusammenfasst, als gerechtfertigt 
erscheint. Auch besteht zur Frage der Ope-
rationalisierung des Symptomkomplexes 
„Computerspiel-/Onlinesucht“ noch keine 
Einigkeit in nationalen und internationalen 
wissenschaftlichen Veröffentlichungen. 
Insbesondere der Computerspielsucht – 
entgegen der weiter gefassten „Internetab-
hängigkeit“ oder „Onlinesucht“ – scheint 
jedoch anhand der auffälligen Fallzahlen 
aus der Praxis eine besondere Rolle zuzu-
kommen.

Im deutschen Sprachraum gibt es bisher 
nur wenige empirisch fundierte Ergebnisse, 
die zumeist an Stichproben mit geringem 
Umfang erhoben wurden. Eine endgültig 
gesicherte Aussage über die Prävalenz 

des Symptomkomplexes „Computerspiel-/
Onlinesucht“ lässt sich daher zum jetzigen 
Zeitpunkt auf dem Hintergrund der verfüg-
baren Datenbasis noch nicht treffen.

Im Ergebnis erster Studien finden sich 
Schätzungen zu Betroffenen von „Inter-
netsucht“ oder „Pathologischem Internet-
gebrauch“, die mit einer Spannweite von 
3 bis 13% angegeben werden. Aus dem 
Vergleich der methodischen Herangehens-
weise in verschiedenen Untersuchungen 
zu psychopathologischen Auffälligkeiten 
im Bereich der „Internetsucht“ erscheint 
die Anwendung der adaptierten Diagnose-
kriterien der substanzgebundenen Abhän-
gigkeiten als diagnostisches Screening zur 
Charakterisierung des Symptomkomplexes 
Computerspielsucht sinnvoll.

Damit können folgende Kriterien für die 
diagnostische Einordnung herangezogen 
werden:

das unwiderstehliche Verlangen, am  �

Computer zu spielen,
die verminderte Kontrollfähigkeit be- �

züglich Beginn, Beendigung und Dauer 
des Computerspielens,
Entzugserscheinungen (Nervosität, Un- �

ruhe, Schlafstörungen) bei verhinderter 
Computerspielnutzung,
der Nachweis einer Toleranzentwicklung  �

(Steigerung der Häufigkeit oder Intensi-
tät/Dauer des Computerspielens),
fortschreitende Vernachlässigung ande- �

rer Tätigkeiten oder Interessen,
anhaltendes exzessives Computer- �

spielen trotz nachweislich eindeutigen 
schädlichen Folgen (z. B. Übermüdung, 
Leistungsabfall in der Schule, auch 
Mangelernährung).

Aus den Fallschilderungen zum Symptom-
komplex Computerspielsucht wird deutlich, 
dass überwiegend männliche Jugendliche 
und junge Erwachsene betroffen sind. 
Dieser Umstand lässt sich auch mit ersten 
empirischen Zahlen aus dem deutschen 
Sprachraum zu diesem Störungsbild unter-
mauern (Thalemann, Albrecht, Thalemann 
& Grüsser, 2004; Grüsser, Thalemann, Alb-
recht & Thalemann, 2005).

Die derzeit vorliegenden internationalen 
empirischen Untersuchungen zur Compu-
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terspielsucht wurden zumeist mit jungen 
Erwachsenen durchgeführt; sie operatio-
nalisieren das symptomatische Verhalten 
auf verschiedene Art und zeigen dem-
entsprechend weit auseinandergehende 
Prävalenzschätzungen. In einer Befragung 
von 540 Nutzern des Online-Rollenspiels 
„Everquest“, Sony Online Entertainment, 
eines der meist frequentierten MMOR-
PGs weltweit, kam Griffith (1997) zu dem 
Ergebnis, dass die durchschnittliche wö-
chentliche Spielzeit der Nutzer 25 Stunden 
beträgt; 4% der Befragten gaben sogar ei-
ne wöchentliche Spieldauer von über 50 
Stunden an. Griffith (1995) plädiert dafür, 
zwischen den verschiedenen Online-Akti-
vitäten (z. B. Chatten, Computerspielen, 
Pornographie) zu unterscheiden, da das 
jeweils abhängige Verhalten durch die Ei-
genschaften der spezifischen Aktivitäten 
bestimmt ist – und nicht bezüglich des 
Internetkonsums allgemein besteht. Einen 
ähnlichen Ansatz verfolgt Young (1999), 
die fünf verschiedene Subgruppen der 
Online-Aktivitäten mit Suchtpotential un-
terscheidet und unter anderem „Computer 
addiction“ (exzessives Computerspielen) 

als eigenständige Kategorie etabliert. Grif-
fiths und Hunt (1998) geben als Ergebnis 
ihrer Studie an 387 Jugendlichen (im Alter 
von 12-16 Jahren) einen Anteil von 19,9% 
Jugendlichen an, die das Störungsbild 
Computerspielsucht erfüllen. Fisher (1994) 
kam in einer Querschnittsuntersuchung an 
Schulkindern (im Alter von 11-16 Jahren) 
zu einer geschätzten Prävalenzrate von 
6% an pathologischen Computerspielern.

Hierbei ist jedoch stets zu berücksichtigen, 
dass hoch selektierte Stichproben unter-
sucht wurden und es damit zu Verzerrun-
gen bei der Interpretation der Ergebnisse 
kommen kann. Für den Altersbereich Kin-
der und Jugendliche gibt es wenige und 
differierende Angaben über die Häufig-
keit von Betroffenen mit pathologischem 
Computerspielverhalten. Im Rahmen einer 
Studie der Interdisziplinären Suchtfor-
schungsgruppe der Berliner Charité wurde 
das Computerspielverhalten von Berliner 
Grundschülern der 6. Klasse untersucht. 
Insgesamt nahmen an dieser psychometri-
schen Studie 323 Kinder im Alter zwischen 
11 und 14 Jahren teil. Zur Diagnose des 

exzessiven Computerspielverhaltens wur-
de der standardisierte „Fragebogen zum 
Computerspielverhalten“ (Thalemann et 
al., 2004) eingesetzt. Die Kriterien für das 
exzessive Computerspielverhalten wurden 
an den Kriterien für Abhängigkeitserkran-
kungen nach ICD-10 bzw. für pathologi-
sches Glücksspiel nach DSM-IV-TR ange-
lehnt. Die Daten der Studie zeigen, dass 
9,3% der untersuchten Kinder (N=30) 
die festgelegten Kriterien für exzessives 
Computerspielverhalten vollständig erfül-
len. Diese Gruppe der exzessiv compu-
terspielenden Kinder unterscheidet sich 
signifikant von ihren nicht-exzessiv compu-
terspielenden Mitschülern im Ausmaß des 
Fernsehkonsums, des Kommunikations-
verhaltens und der Konzentrationsfähigkeit 
im Unterricht sowie der Bewältigungsstra-
tegien bezüglich negativer Gefühle. Hier 
zeigen die betroffenen Kinder deutlich 
geringere Werte. Die Ergebnisse deuten 
darauf hin, dass – analog zu Erkenntnissen 
aus der Suchtforschung – die Computer-
nutzung für einen Teil der untersuchten 
Kinder eine spezifische Funktion im Sinne 
einer inadäquaten Stressbewältigungsstra-
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tegie erhalten hatte (Grüsser et al., 2005). 
Eine anschließende Folgeuntersuchung 
mit analoger Fragestellung bei Berliner 
Schülern der 8. Klasse zeigte, dass 6,3 % 
der 221 befragten Schüler die Kriterien 
einer Abhängigkeit in Bezug auf ihr Com-
puterspielverhalten erfüllten (Wölfling, 
Thalemann & Grüsser, 2007). Bezogen auf 
den Schultyp konnte festgestellt werden, 
dass sich v. a. Schüler der Hauptschulen 
exzessiv mit dem Computerspiel beschäf-
tigen. Dies ist ein Befund, der so auch von 
Erhebungen anderer Forschergruppen be-
stätigt wurde (van Egmond-Fröhlich et al., 
2007). In einer weiteren aktuellen Studie 
wurde das Ausmaß des als pathologisch 
einzustufenden Computerspielverhaltens 
und der Zusammenhang zwischen dem 
exzessiven Computerspielverhalten und 
Einstellungen zu Aggression anhand einer 
Online-Befragung überprüft. Hierzu wur-
den 7069 Computerspieler mittels Online-
Fragebogen in Kooperation mit einem 
Online-Spielemagazin (gaming-network) 
befragt. Es zeigte sich, dass 11,9% der Be-
fragten ein als pathologisch einzustufen-
des Muster des Computerspielverhaltens 
aufwiesen. Weiterhin konnte nur ein sehr 
schwacher Zusammenhang mit geringer 
Effektstärke zwischen exzessivem Compu-
terspielverhalten und aggressiv gefärbten 
Einstellungen nachgewiesen werden, der 
nicht sinnvoll interpretierbar ist (Grüsser, 
Thalemann & Griffiths, 2007).

Anfang März diesen Jahres startete im 
Rahmen der Eröffnung der ‚Ambulanz für 
Spielsucht’ an den Kliniken der  Johannes 
Gutenberg-Universität Mainz ein zwölfmo-
natiges Modellprojekt, das Gruppentherapi-
en zur Behandlung der Com puterspielsucht 
für Jugendliche und junge Erwachsene 
anbietet. In der vorrangig verhaltensthe-
rapeutisch ausgerichteten Therapie wird 
die individuelle Analyse des Problemver-
haltens und seiner aufrechterhaltenden 
Bedingungen im Vordergrund stehen. So 
werden gedankliche, emotionale, körperli-
che und verhaltensbezogene Aspekte des 
Computerspielverhaltens der Betroffenen 
in einer „sekundengenauen“ Analyse be-
leuchtet. Ebenso sollen Wünsche, Ängste 
und Motivationen der Patienten hinterfragt 
und die intrinsische Motivation zur Reduk-
tion von (Online-)Spielzeiten aufgebaut 
werden. Hauptziel der Behandlung der 

Computerspielsucht ist die starke Reduzie-
rung der Online-Zeiten auf ein normales 
Maß. Parallel sollen alternative Verhaltens-
weisen (wieder-)erlernt werden, wie z. B. 
vernachlässigte Aktivitäten bzw. Hobbys, 
und die Aufnahme (realer) sozialer Kon-
takte gefördert werden. Darüber hinaus 
stellen psychoedukative Elemente und 
die Vermittlung funktionaler Stressbewälti-
gungsstrategien einen zentralen Bestand-
teil des therapeutischen Angebots dar. Das 
Modellprojekt setzt auf ein ambulantes 
Behandlungskonzept, da die Konfrontation 
mit den häuslichen Lebensbedingungen 
und auch das Erleben von Misserfolgser-
lebnissen (wie z. B. Rückfälle) direkt in den 
therapeutischen Prozess mit einbezogen 
werden können. Ebenso bietet sich das 
Gruppensetting als Therapieform beson-
ders an, da gerade der Austausch der Be-
troffenen untereinander die Chance bietet, 
am Modell des Anderen zu lernen und 
Rückhalt in der Gruppe zu finden. Geplant 
ist auch eine Exposition der Patienten mit 
dem direkten Spielgeschehen. Hintergrund 
ist, dass die Entscheidung (wieder und 
wieder) zu spielen, für die Betroffenen von 
teilweise nicht sofort erkennbaren gedank-
lichen, emotionalen und physiologischen 
(also insgesamt vor- bzw. unbewussten) 
Prozessen beeinflusst wird. In der indivi-
duellen Beobachtung des Spielverhaltens 
soll anhand bestimmter Spielsequenzen 
herausgearbeitet werden, welche individu-
ellen Prozesse an der Entscheidung, das 
Spiel fortwährend aufzusuchen, beteiligt 
sind. Diese Vorgehensweise ist der ver-
haltenstherapeutischen Behandlung des 
„pathologischen Glücksspiels“ entlehnt, in 
der eine Exposition/Konfrontation mit dem 
Spielgeschehen zu den Erfolg versprechen-
den Behandlungsmethoden gehört.

Da es sich, wie bereits erwähnt, bei der 
Behandlung suchtartigen Computerspiel-
verhaltens um ein Modellprojekt handelt, 
erscheint es nach dem derzeitigen Stand 
der Dinge schwierig, Indikatoren wie Be-
handlungserfolg oder Rückfallwahrschein-
lichkeiten konkret abschätzen zu können. 
Aus Therapieevaluationen zur Behandlung 
des pathologischen Glücksspiels weiß man 
jedoch, dass 72% der Behandelten nach 
einem Katamnesezeitraum von sechs 
Monaten Kontrolle über ihr Spielverhal-
ten behalten hatten (Walker, 1992). Was 

die Rückfallquote anbetrifft, so erscheinen 
Zahlen um 60% als vorsichtiges Schätz-
maß herangezogen werden zu können 
(Hodgins & Petry, 2004).

Zusammenfassend lässt sich feststel-
len, dass exzessives, suchtartiges Com-
puterspielverhalten und der sich darin 
offenbarende pathogene Mechanismus 
die Entstehung und Aufrechterhaltung 
suchtspezifischer Folgeerscheinungen be-
günstigen kann. Betroffene erfahren, dass 
sie mit solchen Verhaltensweisen oder 
Gebrauchsmustern schnell und effektiv 
Gefühle im Zusammenhang mit Frustrati-
onen, Unsicherheiten und Ängsten regu-
lieren bzw. verdrängen können. Im Laufe 
einer Abhängigkeitsentwicklung rückt die 
exzessive Nutzung von Computerspielen 
in den Vordergrund und geht zu Lasten 
anderer Verhaltensweisen. Somit werden 
keine alternativen Verhaltensmuster, wie 
z. B. adäquate Stressverarbeitungsstrate-
gien für kritische oder als Stress erlebte 
Lebenssituationen entwickelt, beziehungs-
weise erlernt. Ebenso erscheint es auf 
diesem Hintergrund wichtig, im Rahmen 
von Präventionsmaßnahmen auf die mög-
lichen Gefahren einer exzessiven Compu-
terspielnutzung hinzuweisen, denn häufig 
entsteht erst durch die abrupte Verhinde-
rung des Computerspielens oder durch 
die bei chronisch-exzessivem Gebrauch 
auftretenden Folgeerscheinungen (Ver-
nachlässigung von Pflichten, Leistungs-
einbußen, psychische und physische 
Beeinträchtigungen) für die Betroffenen 
beziehungsweise deren Angehörigen ein 
Krankheitsbewusstsein für das Störungs-
bild Computerspielsucht. Diese zeitliche 
Verzögerung leistet sukzessiv einer schlei-
chenden und damit chronifizierenden Stö-
rungsgenese Vorschub.
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Zusammenfassung: In diesem Artikel werden psychotherapeutische Behandlungs-
manuale für Betroffene mit bipolaren Störungen vorgestellt. Die familienfokussierte 
Therapie setzt mit Hilfe von Kommunikations-, Problemlöse- und Bewältigungsstrategi-
en sowie Psychoedukation und Rückfalltraining auf eine Verbesserung des Familienkli-
mas. Die kognitive Verhaltenstherapie fokussiert zusätzlich auf Veränderung dysfunkti-
onaler Gedanken und Einstellungen, Erfassung und Umgang von Stressfaktoren sowie 
die Identifikation und Modifikation von Stimmungsschwankungen. Die Interpersonelle 
und Soziale Rhythmustherapie konzentriert sich auf IPT typische interpersonelle The-
men sowie auf soziale und zirkcadiane Rhythmen. Auch in Deutschland entstanden 
Programme wie das Manual von Meyer & Hautzinger (2004), welches speziell zur am-
bulanten Einzeltherapie entwickelt wurde sowie das Manual von Schaub, Bernhard & 
Gauck (2004), welches im Kontext der stationären und ambulanten Gruppentherapie 
entwickelt wurde.

Psychotherapie für Betroffene mit bipolar 
 affektiven Störungen

Britta Bernhard1, Thomas D. Meyer2

1 Ludwig Maximilians Universität München
2 Newcastle University

Einleitung

Während depressive Phasen klassischer-
weise mit einer niedergeschlagenen, trau-
rigen oder hoffnungslosen Stimmung, 
Freud- und Antriebslosigkeit, Gefühlen der 
Wertlosigkeit und ggf. Suizidversuchen ein-
her gehen, zeichnen sich manische Phasen 
durch folgende Symptome aus: Eine über-
trieben euphorische, expansive oder reiz-
bare Stimmung, ein deutlich gesteigertes 
Selbstbewusstsein oder auch Größenideen, 
ein erhöhtes Aktivitätsniveau, ein geringes 
bis fehlendes Schlafbedürfnis. Außerdem 
können Rededrang und Ideenflucht auf-
treten, und auch psychotische Symptome 
wie Wahnvorstellungen und selbst Hallu-
zinationen sind nicht selten. Abgesehen 
vom subjektiven Leid durch das Gefühl, 
keine Kontrolle über die Erkrankung zu ha-
ben oder nicht mehr zu wissen, wie und 
wer man in bezug auf die eigene Persön-
lichkeit ist, entstehen durch die Erkrankung 
oft deutliche Belastungen für die Umwelt, 
insbesondere für die Angehörigen, z. B. 
durch sexuelle Eskapaden oder geschäftli-
che Entscheidungen. Erfüllt ein Patient nicht 

den Schweregrad einer manischen Krank-
heitsepisode, dann spricht man von einer 
Episode mit „hypomanischen“ (ICD 10) 
oder „hypomanen“ (DSM IV) Symptomen. 
Eine hypomane Episode unterscheidet sich 
klinisch gesehen primär im Schweregrad 
von der Manie, d. h. die Beeinträchtigung 
der psychosozialen Leistungsfähigkeit ist 
nicht so deutlich. Die Betroffenen als auch 
das nähere Umfeld bemerken jedoch die 
Abweichung des Verhaltens der Person 
vom Normalzustand (Meyer, 2008a). Typi-
scherweise treten die ersten Symptome im 
frühen Erwachsenenalter mit etwa Anfang 
20 Jahren auf. Inzwischen wissen wir aber, 
dass der Beginn auch bereits im Jugendal-
ter liegen kann (Geller et al., 2002). Das 
Erkrankungsrisiko für die Bipolar-I- und -II-
Störung liegt zusammen bei ca. 2% (Arolt 
& Behnken, 2006).

Rezidivprophylaxe bipolar 
 affektiver Störungen

Kernstück in der Akutbehandlung und Re-
zidivprophylaxe bipolar affektiver Störungen 
ist die Pharmakotherapie (Berghöfer et al., 

2006; Grunze et al., 2002). Sofern keine 
prophylaktische medikamentöse Behand-
lung erfolgt, liegt das Risiko für ein Rezidiv 
– sei es manisch, depressiv oder gemischt 
– innerhalb eines 12-Monatszeitraums 
bei etwa 50% (APA, 1994; Prien & Potter, 
1990). Eine Behandlung mit stimmungssta-
bilisierenden Medikamenten wie z. B. Lithi-
um zeigt entsprechend positive Effekte auf 
den Verlauf der Erkrankung, aber langfristig 
muss dennoch mit dem Wiederauftreten 
von affektiven Episoden gerechnet werden 
(Berghöfer et al., 2006). Hieraus ergibt sich 
die Notwendigkeit zusätzlicher Therapieop-
tionen, um einen angemessenen Umgang 
mit der chronischen Erkrankung zu erler-
nen. Nach der Entwicklung und Evaluation 
erster Programme etabliert sich der Einsatz 
von Psychoedukation und Psychotherapie 
bei bipolar affektiven Störungen immer 
mehr auch in der Praxis. Psychoedukati-
on wird dabei von allen aktuell empirisch 
untersuchten psychotherapeutischen In-
terventionen als wichtiger und integraler 
Bestandteil aufgefasst. Psychoedukation im 
engeren Sinne bedeutet Information und 
Aufklärung der Betroffenen (und ggf. ihrer 
Angehörigen) über ihre Erkrankung, deren 
Ursachen, Verlauf und Behandlungsmög-
lichkeiten. Psychotherapie geht über Psy-
choedukation insofern hinaus, dass letztere 
vom inhaltlichen Umfang und zeitlichen 
Aspekt her gesehen begrenzt ist. Reicht ei-
ne psychoedukative Behandlung nicht aus, 
den Zustand hinreichend zu bessern oder 
zu stabilisieren, dann ist ein umfassenderer 
psychotherapeutischer Behandlungsplan 
indiziert, der neben Psychoedukation und 
spezifischer Rückfallprophylaxe auch er-
möglicht, andere Probleme und potentielle 
Defizite zu bearbeiten.
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Die drei zurzeit am häufigsten eingesetz-
ten Programme in der Rezidivprophylaxe 
bipolar affektiver Störungen sind die Inter-
personelle und Soziale Rhythmustherapie 
(IPSRT, Frank, 2005), Kognitive Verhaltens-
therapie (KVT, Basco & Rush, 1996; Meyer 
& Hautzinger, 2004; Newman, Leahy, Beck, 
Reilly-Harrington & Gyulai, 2002) und Fa-
mily Focused Treatment (FFT; Miklowitz & 
Goldstein, 1997). In Kliniken werden im-
mer häufiger bipolar spezifische Psycho-
edukationsgruppen implementiert (z. B. 
Schaub et al., 2004; Wagner & Bräunig, 
2006; Colom & Vieta, 2006), die den Pati-
enten neben einer Psychoedukation auch 
einen ersten Einblick in die Verhaltensthe-
rapie bieten und zu einer weiterführenden 
Therapie oder aktiven Teilnahme in einer 
Selbsthilfegruppe motivieren. Der Vorteil 
einer Psychoedukation in einem solchen 
Gruppensetting ist, dass die Patienten un-
tereinander Hilfe und Feedback oft besser 
annehmen können als von einem Thera-
peuten. Außerdem erleben viele Patienten 
die Gruppen als sehr hilfreich, um sich 
über die Erfahrungen mit anderen austau-
schen zu können und nicht mehr das Ge-
fühl zu haben, mit der Erkrankung allein zu 
sein (Patelis-Siotis et al., 2001).

Family Focused Treatment

Der „Family Focused Treatment (FFT)“ An-
satz von Miklowitz und Goldstein (1997) 
beinhaltet eine verhaltenstherapeutisch 
orientierte Familientherapie. Das Besonde-
re an diesem Programm ist, dass es von 
Anfang an die Integration der Familie, der 
Partner oder anderer zentraler Bezugsper-
sonen vorsieht.

Ausgangspunkt für die Entwicklung die-
ses Ansatzes war die Forschung zum 
Konzept „Expressed Emotion“ (EE = 
Feindseligkeit, Kritik oder emotionales 
Überengagement; Butzlaff & Hooley, 
1998), welches zur  Vorhersage von 
Rückfällen beiträgt (Miklowitz, Goldstein, 
Nuechterlein, Snyder & Mintz, 1988). 
Das FFT sieht 21 Sitzungen vor und um-
fasst neben einem psychoedukativen Teil 
ein Training von Kommunikations- und 
Problemlösefertigkeiten. Miklowitz und 
Goldstein (1997) empfehlen die Sitzun-
gen mit zwei Therapeuten in der häus-
lichen Umgebung der Betroffenen mit 

ihren Angehörigen abzuhalten, um die 
Beteiligung der gesamten Familie wahr-
scheinlicher zu machen und um den 
Transfer auf den Alltag für die Familie zu 
erleichtern.

Im ersten Behandlungsmodul (Psycho-
edukation) ist es das Ziel, dysfunktionale 
Vorstellungen aller Familienmitglieder 
über die Störung abzubauen und dadurch 
eine Basis für das Kommunikations- und 
Problemlösetraining zu schaffen. Die Fa-
milie soll das Gefühl bekommen, dass 
sie eine gewisse Kontrolle über die Si-
tuation hat und auf potentiell schwieri-
ge Situationen in der Zukunft durch das 
Erlernen bestimmter Strategien vorbe-
reitet ist. Außerdem wird ein Rückfall-
Präventionsplan anhand der identifizier-
ten Prodromalsymptome erarbeitet und 
geklärt, welche Rolle jedes einzelne 
Mitglied in der Familie einnehmen kann, 
wenn sich Frühwarnsignale andeuten. In 
den folgenden Sitzungen steht das Er-
lernen kommunikativer Fertigkeiten, wie 
z. B. das Ausdrücken positiver Gefühle, 
Feedback geben und aktives Zuhören im 
Zentrum. Die verbleibenden Sitzungen 
dienen primär dem Umgang mit auftre-
tenden Problemen. Neben dem allge-
meinen Problemlöseansatz werden die 
Angehörigen in den Prozess integriert 
und die Problemlösung wird von allen 
Beteiligten getragen.

Interpersonelle und Soziale 
Rhythmustherapie

Die Interpersonelle und Soziale Rhythmus-
therapie (IPSRT) ist eine strukturierte und 
Manual-geleitete Einzelintervention (Frank, 
2005) und eine Modifikation der Interper-
sonellen Psychotherapie nach Klerman et 
al. (1984). Die IPSRT versucht über drei 
Mechanismen eine Symptomreduktion zu 
erreichen: Erstens durch einen verantwor-
tungsbewussten Umgang mit Medikamen-
ten, zweitens durch eine Stabilisierung der 
sozialen Rhythmen bzw. eine Erhöhung der 
Regelmäßigkeit des täglichen Lebens (z. B. 
Tagesstruktur, Schlaf-Wach-Rhythmus, so-
ziale Stimulation) und drittens durch eine 
Reduktion interpersoneller Schwierigkeiten 
(Frank et al., 1999). Das primäre Ziel ist, 
das Auftreten erneuter affektiver Episoden 
zu verhindern.

6., vollst. überarb.
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In der psychiatrischen Praxis und
Forschung haben sich bei der Diag-
nostik und Klassifikation psychischer
Störungen in den letzten 15 Jahren
einschneidende Veränderungen erge-
ben. Die sechste Auflage der «Leit-
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korrigiert und entsprechend der
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Die IPSRT besteht aus vier Phasen: Die 
erste Phase, die Initialphase, die auch di-
rekt im Anschluss an eine akute Episode 
einsetzen kann, umfasst vier Sitzungen. 
Die wöchentlich stattfindenden Sitzungen 
dienen dazu, die 1) Krankheitsgeschichte 
unter besonderer Berücksichtigung von 
Veränderungen oder Unterbrechungen der 
alltäglichen Routine sowie interpersonellen 
Aspekten zu erfassen, 2) die Betroffenen 
über die Erkrankung aufzuklären, 3) die 
wichtigsten Problembereiche (Trauer über 
Verluste, zwischenmenschliche Konflikte, 
Rollenwechsel oder interpersonelle Defizi-
te) zu identifizieren und 4) der Einführung 
eines Selbstbeurteilungsinstruments zur 
Erfassung des sozialen Rhythmus („Social 
Rhythm Metric“). Eine „Social Rhythm Me-
tric (SRM)“ ist in Abbildung 2 exemplarisch 
dargestellt. Ziel ist, über einen gewissen 
Zeitraum zunächst den alltäglichen Rhyth-
mus zu erfassen, um dann später darauf 
aufbauend entsprechende Maßnahmen 
und Interventionen abzuleiten und zu im-
plementieren.

In der zweiten Phase, geht es um Sym-
ptommanagement und interpersonelle 
Problembereiche. Bei der Entwicklung 
des Symptom-Management-Plans liegt 
der Fokus auf einer Stabilisierung des All-
tags (z. B. Schlafenszeiten, Arbeitszeiten 
etc.), Identifikation von Unterbrechungen 
des alltäglichen Rhythmus (z. B. Ausmaß 
sozialer Stimulation, Arbeitsanhäufung) 
sowie Aufrechterhalten einer Balance. Bei 
der Bearbeitung des interpersonellen Pro-
blembereichs kommen unterschiedliche 
Strategien (z. B. Rollenwechsel, Lösung 
zwischenmenschlicher Konflikte). In der 
dritten Phase stehen Stabilisierung und 
Stärkung der Selbstwirksamkeitsüberzeu-
gungen im Fokus sowie selbständig das 
Erlernte auch außerhalb der Therapie an-
wenden zu können. Besonders relevant ist 
der Plan für die Zukunft und monatliche 
oder vierteljährliche Auffrischsitzungen 
über mehrere Jahre anzubieten.

Kognitiv-verhaltenstherapeuti-
scher Ansatz

Im englischen Sprachraum sind inzwischen 
mehrere Manuale zur kognitiven Verhal-
tenstherapie (KVT) veröffentlicht, die je-
doch nur in Details und unterschiedlichen 
Betonungen einzelner Aspekte voneinan-

der abweichen. Das kognitiv-verhaltens-
therapeutische Programm von Meyer & 
Hautzinger (2004) stellt eine an deutsche 
Verhältnisse angepasste Version des von 
Basco und Rush (1996) vorgestellten Ma-
nuals dar. Das Manual umfasst 20 Sitzun-
gen, die zunächst für 3 Monate wöchent-
lich, dann 14-tägig erfolgen und schließlich 
mit monatlichen Sitzungen ausklingen. In 
Abbildung 3 sind die vier abgrenzbaren 
Module der KVT mit den entsprechenden 
Inhalten dargestellt: (1) Durch die gemein-
same Erarbeitung und Vermittlung eines 
konsensuellen Wissenstandes, bei dem 
der Bezug zur individuellen Biographie 
heraus gearbeitet wird, sollen dysfunktio-
nale und irrationale Vorstellungen von der 
eigenen Erkrankung modifiziert und ein 
biopsychosoziales Verständnis der eigenen 
Problematik – analog zum Vulnerabilitäts-
Stress-Modell – gefördert werden. Dies 
stellt die Basis für einen verantwortungs-
bewussten Umgang mit der Erkrankung 
und für die Compliance bzw. Mitarbeit in 
der pharmakologischen wie psychothe-
rapeutischen Behandlung dar. (2) Das 
selbständige Erkennen von potentiellen 
Prodromalsymptomen und Auslösern für 
erneute depressive und manische Phasen, 
die Differenzierungsfähigkeit zwischen 
normalen Stimmungsschwankungen und 
Krankheitssymptomen, ist entscheidend, 
adäquat mit entsprechenden Warnsym-
ptomen umgehen zu können. Mit Hilfe 
der bei der Verhaltens- und Bedingungs-
analyse identifizierten Auslösern affektiver 
Symptome und den individuellen Pro-
dromalsymptomen können konkrete Be-
wältigungsfertigkeiten aufgebaut werden. 
Ein therapiebegleitendes Tagebuch dient 
sowohl der Informationssammlung als 
auch der Selbstbeobachtung. Im thera-
peutischen Setting eignet sich ein solches 
Stimmungstagebuch dazu, sich gemein-
sam mit dem Patienten bzw. der Patientin 
einen Überblick über den aktuellen Zu-
stand zu verschaffen und entsprechende 
Rückmeldungen zu geben. (3) Der Um-
gang mit individuellen Kognitionen und 
Verhaltensweisen, die im Rahmen von 
depressiven und manischen Episoden auf-
treten, ist wichtig im Bezug auf die Rück-
fallprophylaxe. Die Unterbrechung der Ge-
danken-Gefühle-Verhaltens-Teufelskreise 
wird als eine Möglichkeit erachtet, ein Auf-
schaukeln maniformer oder depressiver 

Symptome zu verhindern. In dieser Pha-
se können verschiedene Techniken zum 
Einsatz kommen (z. B. Spaltentechnik, 
Realitätstestung, schrittweise Aufgaben-
bewältigung, Ziele setzen), wobei es so-
wohl um die Bearbeitung irrationaler und 
dysfunktionaler Kognitionen als auch um 
Aktivitäten gehen kann. Das Grundprinzip 
besteht dabei in einer Balance zwischen 
„Nicht zu wenig und nicht zu viel!“ (4) Ne-
ben dem Erstellen eines Notfallplans geht 
es um die Bearbeitung alltäglicher Prob-
leme und interpersoneller Konflikte, das 
Belastungsniveau und Stress weitgehend 
zu reduzieren. Auch ein Training sozialer 
Kompetenzen oder ein Training zusätzli-
cher interpersoneller Fertigkeiten können 
hier relevant werden (z. B. „Wie erkläre ich 
den anderen, warum ich mich so seltsam 
verhalten habe?“) (vgl. Meyer, 2008b; 
Meyer & Hautzinger, 2004).

In Ergänzung zum einzeltherapeuti-
schen Setting bei Meyer und Hautzinger 
(2004) kann das erste deutschsprachige 
Psychoedukationsmanual für Gruppen von 
Schaub et al. (2004) gewertet werden. Es 
sieht vor, neben den Patientengruppen 
auch Gruppen für Angehörige anzubie-
ten, da diese einen oft entscheidenden 
Beitrag leisten, wenn es um den Umgang 
mit Medikamenten und das Erkennen von 
Frühwarnsignalen geht. Die Primärziele 
bestehen aus Steigerung der Krankheits-
einsicht, Rückfallprävention und Behand-
lungscompliance. Die Sekundärziele sind: 
Erhöhung der allgemeinen Belastbarkeit 
und Stressmanagement, Etablierung eines 
regelmäßigen Lebensrhythmus und Vor-
beugung von Substanzmissbrauch sowie 
suizidalem Verhalten. Als Tertiärziele sind 
Wissensvermittlung, Umgang mit psycho-
sozialen Konsequenzen der vergangenen 
Episoden, Umgang mit subsyndromalen 
und residualen Symptomen, Verbesserung 
der Lebensqualität und Verbesserung des 
sozialen Funktionsniveaus definiert.

Evaluation psychotherapeuti-
scher Interventionen bei bipo-
lar affektiven Störungen

Inzwischen sind eine Reihe von Über-
sichtsarbeiten veröffentlicht, in denen die 
Studien zur Überprüfung der Wirksamkeit 
unterschiedlichster psychosozialer Maß-
nahmen im Detail dargestellt werden (für 
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detaillierte Informationen siehe: Meyer & 
Hautzinger, 2006; Hautzinger & Meyer, 
2007; Rouget & Aubry, 2007; Scott et al., 
2007). Es wurden verschiedene unkont-
rollierte Studien durchgeführt, die meist 
eine subjektive Verbesserung zeigen (z. B. 
Bernhard et al., 2006). Da es aber unklar 
bleibt, inwieweit solche Veränderungen 
auch ohne Intervention eingetreten wären, 
sind kontrollierte Studien notwendig, um 
tatsächliche Schlüsse ziehen zu können.

Van Gent, Vida und Zwart (1988) gehörten 
mit zu den ersten, die positive Ergebnisse 
für ein Gruppenprogramm berichteten. Die 
Studie von Colom et al. (2003) konnte die 
Wirksamkeit psychoedukativer Maßnah-
men sowohl für eine längere Zeit bis zum 
Rückfall als auch für eine geringere Zahl 
an Kliniktagen nachweisen. Perry, Tarrier, 
Morriss, McCarthy und Limb (1999) be-
fassten sich vor allem mit der Identifikation 
von Prodromalsymptomen und fanden vor 
allem einen Effekt im Hinblick auf die Prä-
vention manischer Episoden. Während in 
der Kontrollgruppe 25% bereits nach 17 
Wochen einen Rückfall hatten, war diesel-
be Rückfallrate in der Psychoedukation erst 
nach 65 Wochen erreicht. Deutliche Ver-
besserungen zeigten sich auch hinsichtlich 
der sozialen Integration und Arbeitsfähig-
keit.

Die Wirksamkeit des „Family Focused 
Treatment (FFT)“ wurde mehrfach un-
tersucht. Die groß angelegte Colorado-
Studie von Miklowitz et al. (2000, 2003) 
sollte den positiven Befund der Pilotstudie 
(1997) erhärten. Bei den Rückfallraten für 
den 12-monatigen Studienzeitraum zeigt 
sich, dass die Patienten, die mit ihren An-
gehörigen zusammen FFT erhalten hatten, 
seltener erneut depressive Episoden hat-
ten als die Patienten in der Kontrollbedin-
gung (Medikation plus zwei Sitzungen Psy-
choedukation). Auch im Hinblick auf den 
Verlauf der Symptomatik während der Stu-
die bestätigte sich, dass durch FFT im Ver-
gleich zur Kontrollbedingung über die Zeit 
eine bessere Stabilisierung depressiver, 
aber nicht manischer Symptome erreicht 
wurde. In einer weiteren Studie konnten 
Rea et al. (2003) im Vergleich eines ein-
zel- versus familientherapeutischen Set-
tings zeigen, dass Patienten, die mit „klas-
sischer“ FFT behandelt wurden, weniger 

Rückfälle in einem zweijährigen Zeitraum 
aufwiesen als die einzeltherapeutisch be-
handelten Patienten. Die Ergebnisse der 
Studie von Miklowitz et al. (2003) und Rea 
et al. (2003) sind sehr vielversprechend, 
wobei das FFT sicherlich in seiner vorlie-
genden Fassung an die Grenzen der Prak-
tikabilität im ambulanten wie stationären 
Setting stößt.

Das Design zur Bestimmung der Wirk-
samkeit der „Interpersonellen und So-
zialen Rhythmustherapie (IPSRT)“ von 
Ellen Frank und Mitarbeitern (1999, 2005) 
weicht von klassischen Psychotherapiestu-
dien etwas ab, da sie gleichzeitig auch un-
tersuchten, inwieweit sich ein Wechsel der 
Therapiebedingung nach einiger Zeit de-
stabilisierend auswirkt. Die Kontrollbedin-
gung (K) bestand aus einer Mischung von 
unterstützenden Gesprächen und Psycho-
edukation, deren primäres Ziel eine Erhö-
hung der Compliance war. Es fanden sich 
keinerlei Hinweise auf eine Überlegenheit 
der IPSRT im Hinblick auf die Akutsymp-
tomatik, aber Patienten, die zuerst IPSRT 
erhalten hatten, blieben länger stabil in der 
Folge als die anderen, und zwar unabhän-
gig davon, was für eine Therapie sie in der 
Folge erhielten. Eine deutliche Stabilisie-
rung des sozialen Rhythmus fand sich nur 
bei den mit IPSRT behandelten Patienten 
(Frank et al., 2005).

Die meisten Studien liegen zur Wirksam-
keit kognitiv-verhaltenstherapeutischer 
Interventionen (KVT) bei bipolar affek-
tiven Störungen vor (vgl. auch Meyer & 
Hautzinger, 2006). Die Studie von Cochran 
(1984) stellte eine Pionierarbeit dar, wobei 
sie versuchte, innerhalb von sechs Sit-
zungen die Compliance gegenüber den 
Medikamenten zu erhöhen. Um dies zu 
erreichen, wurden die mit der medika-
mentösen Behandlung interferierenden 
Kognitionen und Verhaltensweisen be-
sprochen. Insbesondere im längerfristigen 
Verlauf zeigten sich die positiven Effekte, 
denn die kognitiv-verhaltenstherapeutisch 
behandelten Patienten mussten seltener 
erneut stationär behandelt werden und 
hatten weniger Rezidive als in der Kon-
trollgruppe (kurze unregelmäßige Arzt-
kontakte). Scott, Garland und Moorehead 
(2001) untersuchten die Wirksamkeit einer 
kognitiv-verhaltenstherapeutisch orientier-

ten Einzeltherapie im Vergleich zu einer 
Warteliste. Die Ergebnisse zeigen, dass 
die Patienten, die KVT erhalten hatten, im 
Vergleich zu Patienten der Warteliste am 
Ende der Behandlung ein signifikant höhe-
res allgemeines Funktionsniveau hatten. 
Auch im Hinblick auf depressive Sympto-
me ergab sich ein deutlicher Unterschied 
zugunsten der KVT. Lam und Mitarbeiter 
(2000, 2003) hatten ebenfalls in Anleh-
nung an das entsprechende Manual (Lam, 
Jones, Hayward und Bright, 1999) ein 
einzeltherapeutisches Setting gewählt. Es 
zeigte sich, dass im Verlauf kognitiv-verhal-
tensttherapeutisch behandelte Patienten 
u. a. weniger und kürzere Rezidive hat-
ten, seltener stationär behandelt werden 
mussten und weniger Stimmungsschwan-
kungen aufwiesen. Im Verlauf über 2 Jah-
re schwächen sich allerdings die Effekte 
zugunsten der KVT wieder ab (Lam et al., 
2005). Außerdem zeigt sich in der bislang 
größten multizentrisch angelegten Studie 
von Scott et al. (2006), dass KVT nur bei 
den Patienten rezidivprophylaktische Ef-
fekte aufwies, deren bisheriger Krankheits-
verlauf weniger schwer und nicht durch 
unzählige Episoden gekennzeichnet war. 
Inzwischen haben wir auch Hinweise, dass 
die erwähnten Interventionen – IPSRT, FFT 
und KVT – nicht nur rezidivprophylaktische 
Effekte aufweisen, sondern auch effektiv in 
der Behandlung akuter (bipolarer) Depres-
sionen sind (Miklowitz et al., 2007).

Schlussfolgerungen und 
 Ausblick

Obwohl die pharmakologische Behandlung 
unverzichtbar erscheint, unterstreichen die 
Studien die Effektivität psychotherapeu-
tischer Interventionen bei Patienten mit 
bipolar affektiven Störungen. Fasst man 
die Befunde und Erfahrungen zusammen, 
so lässt sich folgendes Fazit ziehen: (1) Im 
Vergleich zur regulären psychiatrischen 
Behandlung profitieren die Betroffenen 
subjektiv und objektiv von psychothera-
peutischen Interventionen. (2) Die Effek-
te psychotherapeutischer Interventionen 
zeigen sich sowohl auf der symptoma-
tisch- syndromalen Ebene (z. B. Rezidive) 
als auch auf der funktionalen Ebene (z. B. 
kommunikative Fertigkeiten, Arbeitsfähig-
keit, Stressbewältigung). (3) Viele Fragen 
sind nach wie vor unbeantwortet. Abge-
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sehen davon, dass das skizzierte Stufen-
modell nicht empirisch untersucht ist, wis-
sen wir wenig über mögliche differentielle 
Indikationen. Die aktuelle Forschung zu 
psychologischen Prozessen bei bipolaren 
Störungen lässt hoffen, dass wir bald die 
therapeutischen Strategien im Umgang 
mit diesen Patienten weiter spezifizieren 
und verbessern können.
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Zusammenfassung: Die Interpretation des GEK-Gesundheitsreports 2007 wird kri-
tisch hinterfragt, nach der ambulante Psychotherapie keine sichtbare Verbesserung 
des Gesundheitszustandes bei Psychotherapiepatienten bewirke. Kritisiert werden 
hierbei sowohl die Auswahl der Erfolgsindikatoren als auch die „Messlatte“ für Erfolg. 
Ferner wird bestritten, dass wir es seit Inkrafttreten des Psychotherapeutengesetzes 
mit einer „dramatischen“ Zunahme von Psychotherapie als Kassenleistung zu tun ha-
ben, da nach wie vor unter 10% der Versicherten mit F-Diagnose eine Psychotherapie 
aufsuchen.

Zur Diskussion:

Gesundheitsberichterstattung über Psychotherapie nach dem Gesundheits-
modernisierungsgesetz: Ein kritischer Fall

Stellungnahme zum Artikel „Hilft Psychotherapie zu wenig? Verbände und 
 Kassen im Streit“ in der Ärzte Zeitung vom 20.02.2008

Frank Jacobi, Jürgen Hoyer

Technische Universität Dresden

Im o.g. Artikel der Ärzte-Zeitung wird über 
den Report der Gmünder Ersatzkasse 
(GEK) zur ambulant-ärztlichen Versorgung 
2007, dessen Interpretation durch den 
Studien-Leiter Prof. Dr. F. W. Schwartz und 
über die Reaktion von Psychotherapeuten-
verbänden berichtet. Dieser GEK-Report 
(abrufbar unter http://gek.de/presse/
studien/ambulant-aerztliche-versorgung/
index.html) behandelt als Schwerpunkt-
thema Häufigkeit und Behandlungsraten 
von psychischen Diagnosen. Knapp 28% 
der 1,5 Mio. GEK-Versicherten erhielten im 
Jahr 2006 mindestens eine Diagnose aus 
dem Kapitel „Psychische und Verhaltens-
störungen“ (F00-F99) der ICD-10. Ledig-
lich bei 3% der Diagnoseträger war 2006 
eine Psychotherapie beantragt worden; für 
den Zeitraum von 2000-2006 waren es 
insgesamt 10%.

Für eine Auswahl von ca. 3600 Fällen 
(ausschließlich Erwachsene mit erst- und 
zugleich einmaliger Genehmigung einer 
Psychotherapie zwischen 2002 und 2004) 
werden darüber hinaus Behandlungsver-
läufe im Sinne der Entwicklung bestimmter 
Kostenfaktoren (ambulante und stationäre 
Kontakte, Verschreibung von Medikamen-

ten) in den fünf Quartalen vor und neun 
Quartalen nach Bewilligung einer verhal-
tenstherapeutischen oder tiefenpsycholo-
gisch fundierten Psychotherapie dargestellt. 
Das Niveau der Inanspruchnahme bei Per-
sonen mit genehmigter Psychotherapie 
liegt sowohl vor als auch nach der Geneh-
migung der Psychotherapie deutlich über 
der durchschnittlichen Inanspruchnahme 
aller Versicherten. Die Autoren ziehen dar-
aus den Schluss, dass die Inanspruchnah-
me ambulanter Psychotherapie dramatisch 
zugenommen habe, ohne dass eine sicht-
bare Verbesserung des Gesundheitszustan-
des zu verzeichnen sei.

Wir möchten dazu folgendes anmerken: 
Seit dem Inkrafttreten des Gesundheits-
modernisierungsgesetzes (GMG) im Jahr 
2004 sind die Kassenärztlichen Verei-
nigungen zur Weitergabe von Daten an 
die Gesetzliche Krankenversicherung ver-
pflichtet, die eine versichertenbezogene 
Auswertung von Diagnosen und Abrech-
nungsziffern erlauben. Dadurch entsteht 
aus wissenschaftlicher Perspektive mit 
der Zusammenführung der Daten bei den 
Krankenkassen ein erheblicher Informati-
onszuwachs, der erstmals routinemäßige 

Auswertungsmöglichkeiten zur ambulan-
ten Versorgung mit gut definierten Bezugs-
populationen ermöglicht. Gerade die Ana-
lyse von Behandlungsdaten und -effekten 
unter Routinebedingungen verspricht wert-
volle Informationen und praktikable Ansät-
ze für Verbesserungsmöglichkeiten (vgl. z. 
B. Hoyer, Helbig & Wittchen, 2006). Daher 
sind die Bemühungen der GEK grundsätz-
lich zu begrüßen, ihre Daten wissenschaft-
lich auszuwerten und zu veröffentlichen.

Kritisch betrachtet werden müssen eher die 
Schlussfolgerungen aus den Analysen, mit 
denen die Studienautoren zitiert werden. 
Der Tenor: Der Gesundheitszustand von 
„Psychotherapie-Betroffenen“ verbessere 
sich nicht. Abgesehen davon, dass diese 
Begrifflichkeit unpassend ist – es handelt 
sich um Krankheits-Betroffene (wird hier der 
Psychotherapie implizit eine Schädigungs-
wirkung unterstellt?) – passt dies nicht zur 
eigenen Datenlage. Dieses Resümee ent-
spricht nicht den Informationen, die sich in 
dem insgesamt sehr sorgfältig aufbereiteten 
und kommentierten GEK-Report selbst fin-
den und basiert auf einer willkürlichen und 
einseitigen Interpretation:

Kostengesichtspunkte sind ein wichti- �

ger Aspekt der Evaluation von Gesund-
heitsleistungen. Sie umfassen aber 
mehr als die für die Schlussfolgerungen 
ausschließlich herangezogenen direk-
ten Kosten ambulanter Arztkontakte 
und können andere Erfolgsparameter 
nur ergänzen (vgl. Jacobi & Margraf, 
2001). Nicht einfach monetär messbare 
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Bei den ambulanten Arztkontakten der  �

Psychotherapiefälle fällt durchgehend 
ein rasanter Anstieg (>100%) der Inan-
spruchnahme in den vier Quartalen vor 
Antragsgenehmigung ins Auge, der nur 
schwerlich auf die Psychotherapie selbst 
zurückgeführt werden kann (abgesehen 
vom verpflichtenden ärztlichen Konsil 
im Zuge der Antragstellung). Plausibel 
ist die Hypothese, dass es in diesen 
Fällen eine krisenhafte Zuspitzung einer 
vorbestehenden Symptomatik gab, die 
die Inanspruchnahme allgemein und 
eine später aufgenommene Psycho-
therapie im Besonderen ausgelöst hat. 
Möglicherweise fängt die Psychothera-
pie die erhöhte Inanspruchnahme-Ent-
wicklung bei diesen Fällen wieder auf, 
denn sofort nach Antragsbewilligung 
ändert sich die allgemeine Inanspruch-
nahme wieder in Richtung Ausgangsni-
veau (d. h. sinkt wieder auf <50% des 
Maximums vor Therapieaufnahme ab). 
Dies legt doch nahe, dass die Therapie 
wirkt (im strengen Sinne prüfbar wird 
dies allerdings nur durch kontrollierte 
Studien). Wenn bei zwei ausgewähl-
ten Gruppen von Patienten das dann 
erreichte Niveau nicht unter das der-
jenigen mit F-Diagnose sinkt, die nicht 
mit Psychotherapie behandelt wurden, 
dann ist es eine offene Frage, warum. Es 
kann auf dritte Faktoren zurückzuführen 
sein (zum Beispiel auf einen erhöhten 
Schweregrad oder eine erhöhte Komor-
bidität, auch mit körperlichen Erkrankun-
gen, bei Psychotherapiepatienten) – wir 
wissen es nicht. Hier einfach von Nicht-
Erfolg zu sprechen, ist wissenschaftlich 
nicht gerechtfertigt.
Ein grundsätzlicherer Punkt betrifft die  �

Erwartung, insbesondere Psychothe-
rapie müsse dauerhaft zur Reduktion 
von allen möglichen Krankheitskosten 
führen, um als erfolgreich zu gelten. 
Wird diese Meßlatte auch bei anderen 
Erkrankungen angelegt? Es wäre hoch-
interessant, anhand dieser exzellenten 
Datenbasis einmal eine Auswertung bei 
anderen Kassenleistungen vorzuneh-
men: führen etwa eine Blutdruckbe-
handlung, medizinische Interventionen 
bei Adipositas oder eine medikamentö-
se Behandlung eines Ulcus zu besseren 
Ergebnissen im Sinne eines Angleichs 
der Arztkontakte der Behandelten an 

Parameter wie der Rückgang von Sym-
ptombelastung, die Wiedererlangung 
von Lebensqualität, die Reduktion von 
sozialen Beeinträchtigungen – all dies 
zentrale Ziele auch des ärztlichen Han-
delns! – sollten nicht unter den Tisch 
gekehrt werden, und dies übrigens 
nicht nur im Zusammenhang mit psy-
chischen Störungen! Auch eine opera-
tive Behandlung würde wohl kaum in 
Frage gestellt werden, nur weil sie die 
Zahl der nachfolgenden Arztkontakte 
nicht senkt. In diesem Zusammenhang 
wird unterschlagen, welch positiven 
Schritt auf dem Weg zu besserer Ge-
sundheit eine Inanspruchnahme von 
Psychotherapie darstellen kann. Die 
Tendenz zur Chronifizierung von Be-
schwerden durch Herausschieben die-
ser Schritte ist bekannt (Wittchen, 1991; 
Wang et al., 2007). Die präventive Wir-
kung der Psychotherapie wird deshalb 
schon lange diskutiert (Kessler & Price, 
1993). Wird die Inanspruchnahme von 
Gesundheitsleistungen durch ein ver-
bessertes Angebot, wie insbesondere 
seit Inkrafttreten des Psychotherapeu-
tengesetzes im Jahre 1999, geweckt, 
kann dies durchaus adäquat sein und 
eine Unter-Inanspruchnahme vergan-
gener Jahrzehnte ausgleichen.
In umfassenden Kostenstudien stellen  �

bei psychischen Störungen insbeson-
dere indirekte Kosten durch Produkti-
vitätsminderung einen entscheidenden 
Krankheitsfaktor dar (vgl. Jacobi & Mar-
graf, 2001; Wittchen & Jacobi, 2005). 
Dieser wurde im vorliegenden GEK-
Report zur ambulant-ärztlichen Versor-
gung nicht berücksichtigt. Immerhin 
ist im GEK-Report aber eine Abnahme 
späterer stationärer Behandlungen bei 
denjenigen mit bewilligter Psychothera-
pie zu verzeichnen. Auch dies wird aber 
nicht etwa positiv, sondern kritisch kom-
mentiert, denn der Rückgang erreiche 
nicht das Durchschnittsniveau aller Ver-
sicherten. Letztere stellen aber gar nicht 
die relevante Vergleichsgruppe dar, son-
dern diejenigen mit F-Diagnose, für die 
kein Psychotherapieantrag gestellt wur-
de. Entsprechende Analysen wurden al-
lerdings im Report nur hinsichtlich zwei-
er Diagnosegruppen und auch nicht für 
den stationären Bereich durchgeführt, 
was inkonsistent und willkürlich wirkt.
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die Durchschnittsversicherten, wie dies 
von den Autoren für psychische Störun-
gen gefordert wird? Diese Frage könnte 
evtl. anhand dieser neuen Datenbasis 
der Gesetzlichen Krankenversicherun-
gen empirisch geklärt werden (wobei 
hier einige methodische Schwierigkei-
ten wie z. B. die Kontrolle von unter-
schiedlich reliablem und validem Dia-
gnoseverhalten bei Ärzten hinsichtlich 
verschiedener Krankheitsgruppen zu 
lösen wären). Im Übrigen ist die Frage 
des grundsätzlichen monetären Nut-
zens von Psychotherapie für die ver-
schiedensten Patientengruppen auf der 
Basis methodisch deutlich höher ste-
hender Studien (unter Praxisbedingun-
gen) längst positiv geklärt (z. B. Balten-
sperger & Grawe, 2001; Hiller, Fichter & 
Rief, 2003; Zielke, 1993).
Die Autoren nennen einen Anstieg von  �

61% an beantragter Psychotherapie zwi-
schen 2000 und 2006 und sprechen 
davon, dass „erhebliche Bevölkerungs-
anteile (…) von einer Psychotherapie 
bzw. deren Beantragung oder Verlänge-
rung betroffen gewesen sein dürften“ 
(S. 136). Dies wirkt dramatischer als 
es ist, denn es handelt sich um einen 
Anstieg von 0,55% auf 0,88% der Be-
völkerung. Nochmals zur Rekapitulation: 
Eine psychische Störung diagnostiziert 
bekamen jährlich 28% aller GEK-Versi-
cherten – das entspricht übrigens Zah-
len aus epidemiologischen Studien (vgl. 
für Deutschland: Jacobi, Klose und Witt-
chen, 2004; für Europa: Wittchen & Ja-
cobi, 2005) – aber lediglich bei 3% von 
diesen knapp 30% wurde ein Antrag auf 
Psychotherapie gestellt. Man wird den 
Eindruck nicht los, die Interpretation der 
Autoren gehe in Richtung „Wir müssen 
einer Überversorgung und Kostenexplo-
sion durch Psychotherapie entgegen-
wirken“, was angesichts solcher Verhält-
nisse höchst fragwürdig erscheint (vgl. 
auch Jacobi & Wittchen, 2005; Wittchen 
& Jacobi, 2001). Es dürfte nicht allzu vie-
le Erkrankungsarten geben, die ähnlich 
niedrige Behandlungsraten aufweisen 
wie psychische Störungen und umge-
kehrt mit solch hohen gesellschaftlichen 
Kosten assoziiert sind.

Weitere Limitationen des Berichts werden 
von den Autoren selbst genannt und sol-

len hier auch nicht kritisiert werden: Es 
liegt in der Natur der Sache, dass noch 
weitere interessante inhaltliche Aspekte 
und längere Zeiträume bislang noch nicht 
ausgewertet werden konnten, denn gute 
gesetzliche und EDV-technische Rahmen-
bedingungen sind noch neu. Interessant 
wäre übrigens eine Studie dahingehend, 
inwieweit die genehmigten Kassenanträ-
ge, wie sie hier für die Verlaufsmessung 
herangezogen wurden, auch wirklich in 
ausreichender Dosis in Anspruch genom-
men wurden (man denke an die große 
Menge verschriebener, aber nicht einge-
nommener Pharmaka).

Der Studienleiter Prof. Dr. F. W. Schwartz 
wird als Kritiker der Psychotherapie als 
Kassenleistung zitiert, und es drängt sich 
der Verdacht auf, dass er und die Mitauto-
ren ihre eigenen Ergebnisse an manchen 
Stellen in diesem Sinne selektiv interpre-
tieren. Befürworter des Einsatzes von 
Psychotherapie im Rahmen der regulären 
Gesundheitsversorgung und psychothe-
rapeutische Berufsverbände sollten auf-
grund dieses „Falles“ wachsam bleiben, 
denn er zeigt, wie Daten für eine jeweilige 
politische Ansicht benutzt werden können. 
Unter der Forschungsperspektive sagen 
wir aber auch: die exzellente Entwicklung 
im Berichtswesen der Krankenkassen und 
die neuen Erkenntnismöglichkeiten durch 
neue Datenstrukturen sollten deswegen 
nicht einseitig kritisch betrachtet werden. 
Prinzipiell sind diese Reports aller Kas-
sen der letzten Jahre (und wohl auch die 
kommenden) ein Fortschritt für Gesund-
heitsberichterstattung und Versorgungsfor-
schung!
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Eine gestalttherapeutische und musikthera-
peutische Fortbildung (Aufbaucurriculum für 
Gestalttherapie-AbsolventInnen)*
In den letzten Jahren hat das Interesse an 
Aufstellungsarbeit enorme Verbreitung gefun-
den. Die Gestalttherapie bietet auf der Basis 
der Feldtheorie einen wichtigen Beitrag zur 
Aufstellungsarbeit, der sich vor allem durch 
Prozesshaftigkeit und gemeinsamen Entde-
cken von Lösungen auszeichnet. Ansätze aus 
der Gestaltmusiktherapie bereichern die Auf-
stellungsarbeit, da (noch) Unsagbares in der 
Gleichzeitigkeit zum Ausdruck kommt – die 
Familie klingt.
Das IGG bietet eine Fortbildung in zwei Ab-
schnitten von jeweils vier Wochenenden 
zwischen März 2009 und Mai/Juni 2010 in 
Berlin an.
Eine genaue Beschreibung der Fortbildung 
bitte anfordern im IGG-Sekretariat, Ansbacher 
Str. 64, 10777 Berlin, Tel. 030/859 30 30, 
e-mail: info@iggberlin.de bzw. finden Sie auf 
unserer homepage www.iggberlin.de 
Am 14.-16.10.2008 wird ein Einführungs und 
Informationsseminar angeboten (Anmeldung 
erforderlich)
*Zertifizierungspunkte werden beantragt

Seminar 1: Der systemische Ansatz
Seminar 2: Systemische Interventionen
Seminar 3: Der systemische Ansatz im 
 VT-Alltag
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Bei späterer Systemtherapieausbildung 
anrechenbar

Leitung: Dr. Hans Lieb, Dr. Hagen Böser
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Tel: 0 62 01 / 6 59 52
www.if-weinheim.de

Systemtherapie für 
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3x3 Tage
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Die meisten Bücher über die 
Behandlungen von Borderline-
Persönlichkeitsstörungen sind 
aus zwei Gründen für psycho-
dynamisch orientierte Kliniker 
unbefriedigend. Erstens stellt 
sich die psychodynamische 
Therapie in diesem Bereich so 
unsystematisch dar, dass kriti-
sche Kliniker vorwiegend ratlos 
zurückbleiben. Viele Psycho-
therapeuten schwanken dann 
in der Praxis bei diesen Patien-
ten zwischen vertrauter/klassi-
scher Technik und innovativen 
Therapien verschiedener Auto-
ritäten. Sie tun dies durchaus 
aus guten Gründen, auch wenn 
dies für die Patienten oft nicht 
besonders gut ist – zu beidem 
weiter unten mehr. Zweitens 
haben psychodynamisch ori-
entierte Therapien bei Border-
line-Persönlichkeitsstörungen 
im Gegensatz zur Verhaltens-
therapie bisher nicht ihre Wirk-
samkeit nachgewiesen – we-
der in ihren klassischen noch 
in ihren innovativen Ansätzen. 
Auf beide Aspekte geht dieses 
Buch wohltuend fundiert ein. 
Der Preis des Buches liegt an 
der Schmerzgrenze, aber es er-
spart auch manch anderes.

Bateman, Psychoanalytiker und 
Leiter einer Therapieeinrich-
tung für Persönlichkeitsstörung 
in London und Fonagy, Vorsit-
zender des Forschungskomi-
tees der Internationalen Psy-
choanalytischen Vereinigung, 
haben in vorausgehenden 

Buchrezension

Bateman, A. W. & Fonagy, P. (2008). Psychotherapie der Borderline-Persönlichkeits-
störung. Ein mentalisierungsgestütztes Behandlungskonzept. Gießen: Psychosozial-
Verlag. 500 Seiten.

Josef Brockmann

Publikationen zeigen können, 
dass ihr Behandlungsansatz 
in einer RCT-Studie (Random 
Control Trials: Studien mit Zu-
fallverteilung der Patienten auf 
unterschiedliche Behandlungs-
formen, dem „Goldstandard“ 
der Psychotherapieforschung) 
im Rahmen eines Tagesklinik 
Settings effektiv war.

In ihrem Buch formulieren 
die Autoren die Grundlagen 
ihres Behandlungskonzeptes 
und geben einen Überblick 
über eine Behandlungsform, 
deren Wirksamkeit sie empi-
risch belegt haben. Die erste 
Hälfte des Buches liefert viele 
theoretische Aspekte: im 1. 
Kapitel epidemiologische und 
ätiologische Aspekte, im 2. 
Kapitel den Stand der psycho-
therapeutischen Prozess- und 
Ergebnisforschung bei Border-
line-Persönlichkeitsstörungen. 
Im 3. Kapitel geben die Auto-
ren dann Einblick in ihr menta-
lisierungsbasiertes Verständnis 
der Borderline-Persönlichkeits-
störung. Mentalisierung meint 
die Fähigkeit, das eigene Ver-
halten und das Verhalten an-
derer auf der Grundlage zielge-
richteter „mentaler“ Zustände 
wie Gefühle, Wünsche und 
Überzeugungen zu verstehen. 
Eine Person hat die Fähig-
keit zu „Mentalisieren“, wenn 
sie den Geist („mind“) einer 
anderen Person unabhängig 
und getrennt vom eigenen 
Geist („mind“) wahrnehmen 

kann. Dazu gehört auch, dass 
eine Person diese bei sich 
selbst anwenden, d. h. selbst-
reflektieren kann. Fonagy be-
schreibt dies in Seminaren mit 
„To have the mind in mind“. 
Dies klingt arg theoretisch, hat 
aber praktische Relevanz. Ein 
Kind entwickelt die Fähigkeit 
zu „Mentalisieren“ in einem 
interaktiven Prozess, in dem 
eine bedeutende Bezugsper-
son (z. B. die Mutter) sich kon-
tinuierlich und verlässlich auf 
die „mental states“ des Kindes 
bezieht. Die Mutter hilft dem 
Kind, sein Verhalten (und das 
von anderen) in Verbindung 
mit Benennung von Gefühlen, 
Wünschen, Erwartungen und 
Überzeugungen zu verstehen. 
Mit zunehmender Mentalisie-
rung gewinnt das Kind auch 
ein Verständnis dafür, dass an-
dere eine andere Sichtweise 
haben können als es selbst. 
Mentalisierung gelingt dabei in 
sicheren Bindungen besser als 
in unsicheren. Am Anfang der 
mentalen Entwicklung steht 
der psychische „Äquivalenz-
Modus“ der Beziehung. Im 
„Äquivalenz-Modus“ erlebt 
das Kind die äußere Welt als 
Spiegelbild seiner inneren Welt 
– und umgekehrt. Dem „Äqui-
valenz-Modus“ folgt in der psy-
chischen Entwicklung der „Als-
ob-Modus“. Im „Als-ob-Modus“ 
erfährt das Kind (z. B. im Spiel: 
„Ich bin die Prinzessin.“), dass 
die innere Erfahrung nicht der 
äußeren Realität entsprechen 

muss. Ab einem Alter von 4 
Jahren beginnt das Kind beide 
Modi zu integrieren und entwi-
ckelt dabei eine höhere Fähig-
keit zu „mentalisieren“. Spezi-
elle Mentalisierungsstörungen 
bei Borderline- Persönlichkeits-
störungen lassen sich über die-
se Entwicklungsmodi gut iden-
tifizieren und verstehen.

Grundlage des Konzepts der 
Entwicklung von Mentalisie-
rung und ihrer Störungen ist 
der Versuch, ein kohärentes 
Verständnis darüber zu ent-
wickeln, wie Überzeugungen, 
Erwartungen und Bedürfnis-
se sich bei sich selbst und in 
anderen entwickeln. Der men-
talisierungsbasierte Behand-
lungsansatz fördert eben diese 
Fähigkeiten.

Der zweite und praktische Teil 
des Buches beschreibt das Be-
handlungskonzept in Rahmen 
einer Tagesklinik. Das mindert 
den Wert des Buchs für The-
rapeuten, die im ambulanten 
Setting arbeiten. Der Ansatz ist 
aber auch für die ambulante 
Praxis interessant. So betonen 
Bateman und Fonagy, dass al-
len Behandlungsansätzen, die 
sich empirisch als erfolgreich 
erweisen konnten, gemein-
sam ist, dass die Behandlun-
gen einen festen strukturellen 
Rahmen haben. Ebenso sind 
erfolgreiche Behandlungen an 
einen Rahmen gebunden, der 
sowohl theoretisch als auch 



Neue Wege
durch das Vertragsarztrechts-
änderungsgesetz

Kommentar. Von Dr. Rolf Schallen. 
6., neu bearbeitete und erweiterte Aufl age. 2008. 
XVIII, 716 Seiten. Gebunden. ¤ 58,-. 
ISBN 978-3-8114-3431-8

Die Änderungen durch das Vertragsarztrechtsänderungsgesetz 
(VÄndG) vom 01.01.2007 sind durch den Bundesmantelvertrag-
Ärzte und Bundesmantelvertrag-Zahnärzte konkretisiert und 
ergänzt worden. Damit ändern und erweitern sich die Vorgaben 
im Rahmen der Zulassungsregelungen um Defi nitionen und 
Begriffl ichkeiten wie z. B. 

Präsenzpfl icht und Sprechstundenregelung

Vertragsärztliche Tätigkeiten an weiteren Orten 

Nebenbetriebsstätten – Zweigpraxis, ausgelagerte Praxis

Persönliche Leitung der Praxis bei angestellten Ärzten

Zurechnung der Leistungen von angestellten Ärzten.

In der 6., neu bearbeiteten und erweiterten Aufl age des be-
währten Kommentars von Schallen werden die Regelungen und 
ersten Erfahrungen der neuen Zulassungsverordnung aktuell, 
verständlich und praxisorientiert auf dem neuesten Stand der 
Rechtsprechung kommentiert.

�

�

�

�

�

Dabei werden insbesondere die neuen Regelungen dargestellt zu

Gründung von Berufsausübungsgemeinschaften 
(örtlich und überörtlich)

Teilberufsausübungsgemeinschaften

Filialpraxen

Anstellung von Ärzten ohne eigene Zulassung

Kumulierung von Vertragsarztsitzen in Vertragsarztpraxen

Teilzulassung u.v.m.

Der Autor Rechtsanwalt Dr. Rolf Schallen hat langjährige berufl iche 
Erfahrung im Vertragsarztrecht und ärztlichen Berufsrecht. Er ist 
Fachanwalt für Sozialrecht und Medizinrecht sowie Lehrbeauftrag-
ter für Ärztliches Berufs- und Vertragsarztrecht an der juristischen 
Fakultät der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf.

�

�

�

�

�

�

Zulassungsverordnung
für Vertragsärzte, Vertragszahnärzte, 
Medizinische Versorgungszentren, 
Psychotherapeuten

C. F. Müller
MedizinRecht.de

Bestellen Sie beim Buchhandel oder direkt bei:

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, Im Weiher 10, 69121 Heidelberg
Kundenbetreuung: Bestell-Tel. 089/54852-8178, Fax 089/54852-8137
E-Mail: kundenbetreuung@hjr-verlag.de, www.huethig-jehle-rehm.de
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Rezension

praktisch transparent und ko-
härent für den Patienten ist. 
Dies macht die Behandlung 
für den Patienten sicher und 
ist damit genau das, was Men-
schen mit einer Borderline-
Persönlichkeits störung in ihrer 
Vergangenheit vermisst haben 
bzw. was ihnen verloren ge-
gangen ist. Viele Elemente 
des mentalisierungsbasierten 
Ansatzes sind aus anderen 
Therapieformen bekannt und 
können in anderen Therapiefor-
men verwendet werden. Dies 
mag dem einen oder anderen 
Psychoanalytiker verdächtig 
vorkommen, aber Fonagy und 
Mitarbeiter/innen konnten 
das Konzept der Mentalisie-
rungsstörungen in früheren 
Publikationen über Entwick-
lungspsychologie und Bin-
dungsforschung gut herleiten 

(z. B. Fonagy, 2003; Fonagy, 
Gergely, Jurist & Target, 2004). 
Ihr Fazit: Sichere frühe Bindun-
gen zu bedeutenden Bezugs-
personen sind notwendig, um 
die Mentalisierungsfähigkeiten 
des Kindes zu entwickeln. 
Unsichere frühe Bindungen 
oder traumatische Ereignisse 
(wie körperliche Gewalt oder 
sexueller Missbrauch) führen 
zu Mentalisierungsstörungen. 
Mental is ierungsstörungen 
werden seit mehreren Jahren 
von Fonagy und Kollegen in 
England und den USA empi-
risch untersucht. Unter psy-
chodynamisch orientierten 
Psychotherapie-Forschern 
ist die Reflective Functioning 
Scale (Fonagy, Target, Steele 
& Steele, 1998) zu einem ak-
zeptierten Forschungsinstru-
ment geworden.

Das Buch ist strukturiert und 
systematisch, ebenso wie der 
vertretene Ansatz. Die Tech-
nik ist komplex und dabei 
flexibel. Das Buch ist frei von 
einer speziellen Therapieform-
Sprache; es ist in einer Spra-
che geschrieben, in der auch 
Patienten Therapieberichte 
und Anträge lesen können. 
Dies folgt dem vertretenen 
Ansatz der Transparenz und 
Kohärenz, aber auch dem Ver-
ständnis, dass das Scheitern 
der Kommunikation nicht nur 
„beim Patienten“ liegen kann, 
sondern auch beim Therapeu-
ten: Vorübergehende Mentali-
sierungsstörungen (z. B. eine 
Verringerung der Mentalisie-
rungsfähigkeiten in hoch af-
fektiv geladenen Situationen) 
entstehen beim Patienten und 
beim Therapeuten.

Fonagy, P. (2003). Bindungs-
theorie und Psychoanalyse. 
Stuttgart: Klett Cotta.

Fonagy P., Gergely, G., Jurist, E. 
L. & Target, M. (2004). Af-
fektregulierung, Mentalisie-
rung und die Entwicklung 
des Selbst. Stuttgart: Klett 
Cotta.

Fonagy, P., Target, M., Steele, H. 
& Steele, M. (1998). Reflec-
tive-Functioning Manual, 
Version 5.0 for Application 
to Adult Attachment Inter-
views. London: University 
College London.

Romer, G. & Haagen, M. (2007). Kinder körperlich kranker Eltern. Göttingen: Hogrefe. 
169 Seiten.

Margret Kamm

Das Ende letzten Jahres er-
schienene Buch der Auto-
ren ist im deutschsprachigen 
Raum das erste, das sich mit 
den Auswirkungen schwerer 
körperlicher Krankheit eines 
Elternteils auf die Psyche der 
Kinder beschäftigt. Das Buch 
stellt den Wissenstand zu die-
sem Thema zusammen und 
schließt eine wichtige Lücke. 
Die Autoren sind erfahrene 
Praktiker – Kinder- und Ju-
gendpsychiater, FÄ für Kinder 
und Jugendmedizin/ärztliche 
Psychotherapeuten mit ana-
lytischem bzw. tiefenpsycho-
logischem Hintergrund. Beide 
sind familientherapeutisch 
ausgebildet, ihre Interventi-
onskonzepte sind empirisch 
begründet und in der Arbeit 

mit betroffenen Familien er-
probt.

Zunehmend sind auch Psy-
chologische Psychotherapeu-
ten und Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten mit 
dieser Thematik befasst. Die 
Entwicklung in der Medizin hin 
zu zertifizierten Zentren (als 
Vorreiter sind hier die Brust-
zentren zu nennen) erzwingt, 
dass sich unsere Berufsgruppe 
mit diesem früher eher ärztlich 
geprägtem Feld befasst, da 
mehr Psychologische Psycho-
therapeuten in diese Arbeit 
einbezogen werden. Einzelne 
Psychotherapeutenkammern 
der Länder bieten inzwischen 
Fortbildungen zur Psychothe-
rapie in der Psychosozialen 

Onkologie und Palliativmedizin 
an.

Zum Aufbau des Buches:

In der Einleitung weisen die 
Autoren darauf hin, dass die 
seelische Belastung der Kinder 
von den Eltern, die ihre eigene 
Restitution in den Vordergrund 
stellen (müssen), häufig un-
terschätzt wird. Sie verweisen 
auf epidemiologische Unter-
suchungen, die belegen, dass 
schwerkranke Eltern ein Risiko 
darstellen für die Entwicklung 
späterer kinder- und jugend-
psychiatrischer Erkrankungen. 
Das Ziel der Autoren ist Prä-
vention und richtet sich an 
Eltern und Kinder gleicherma-
ßen. Kurz gefasst, Eltern sollen 

in ihrer durch Krankheit verun-
sicherten Elternrolle unterstützt 
werden, Kindern sollen ihrem 
Alter und Entwicklungsstand 
entsprechende Verarbeitungs-
hilfen angeboten werden.

Im zweiten Kapitel werden 
theo retische Grundlagen und 
empirische Ergebnisse vorge-
stellt. Die Autoren unterschei-
den zwischen Familientherapie 
und Systemischer Familienme-
dizin und arbeiten als wesent-
lich für die Systemische Famili-
enmedizin heraus:

Unterstützt werden Famili- �

en, die mit einer Erkrankung 
nicht zurechtkommen.
Im Mittelpunkt der Arbeit  �

steht die Erkrankung und 

Dr. Josef Brockmann

Psychologischer Psychothe-
rapeut
Egenolffstr. 29
60316 Frankfurt
praxis@dr-brockmann.net



147Psychotherapeutenjournal 2/2008

M. Kamm

deren Auswirkungen auf die 
Familie.
Der Fokus liegt auf den Res- �

sourcen der Familie.
Das Vorgehen ist supportiv. �

Die Krankheit „bestimmt“  �

den Auftrag.

Der Vergleich mit Interventi-
onsgrundsätzen in der Psycho-
sozialen Onkologie zeigt, dass 
beide nahezu deckungsgleich 
sind, wenn man die individu-
umzentrierten Interventionen 
zusätzlich berücksichtigt.

Mit Bezug auf das Lebenszyk-
lusmodell von Erikson werden 
Aufgaben und Reaktionen von 
Familien auf schwere Erkran-
kung beschrieben.

Die empirischen Befunde 
beziehen sich zumeist auf 
Familien mit krebskranken 
Elternteilen. Bezogen auf un-
terschiedliche Entwicklungs-
phasen beschreiben die Au-
toren die Möglichkeiten der 
Krankheitskonzeptualisierung 
sowie typische Belastungen 
und Reaktionsweisen von Kin-
dern. Für jeden Altersabschnitt 
werden wichtige präventive 
Verhaltensweisen mit Bezug 
auf den Entwicklungsstand 
skizziert.

Einigkeit besteht darüber, dass 
Kinder über die Erkrankung 
ihrer Eltern informiert werden 
sollten. Die emotionale At-
mosphäre wird von Kindern 
immer wahrgenommen. Sie 
hat tief greifende Auswirkun-
gen auf das Familienleben. 
Die Autoren plädieren für ei-
nen offenen Umgang mit der 
bedrohlichen Wirklichkeit, um 
Kinder nicht mit ihren diffusen 
Fantasien und Ängsten allein 
zu lassen.

Im dritten Kapitel wird auf die 
jeweiligen Besonderheiten 
sechs wichtiger Krankheitsbil-

der (AIDS, Multiple Sklerose, 
Hirnverletzung/Hirntumor, Leu-
kosen, Brustkrebs) eingegan-
gen. Die Autoren verweisen 
auf die bisher einzige größere 
Studie, in der sich bei etwa der 
Hälfte der untersuchten Kinder 
klinisch relevante psychische 
Symptome zeigten.

Auch wenn diese Zahl sehr 
hoch gegriffen scheint, deckt 
sie sich doch weitgehend mit 
der bisher einzigen Studie in 
Deutschland von G. Trabert 
(Zusammenfassung im Dt. Ärz-
teblatt vom 15.6.07), der von 
ca. 30% Auffälligkeiten bei be-
troffenen Kindern ausgeht.

Im vierten Kapitel wird die Be-
gleitung der Familien in der 
letzten Lebensphase eines 
Elternteils in den Vordergrund 
gestellt. Auf die unterschied-
lichen Trauerprozesse von Er-
wachsenen und Kindern unter-
schiedlichen Alters wird Bezug 
genommen. Pathologische 
oder komplizierte Trauer wird 
von gelingender Trauer abge-
grenzt. Risikofaktoren werden 
herausgearbeitet und Faktoren 
ausgewiesen, die auf Kinder 
deuten, die einer weitergehen-
den Diagnostik bedürfen.

Das fünfte Kapitel widmet 
sich der Beratung und The-
rapie betroffener Familien, 
verweist auf die dürftigen 
bislang publizierten In-
terventionskonzepte und 
begründet das eigene In-
terventionsmodell. Dieses 
Kapitel sei besonders dem 
Praktiker ans Herz gelegt, 
beschreibt es doch sehr 
detailliert wichtige Elemen-
te familientherapeutischer 
Interventionen und Vorge-
hensweisen. Diagnostische 
Fragen, bezogen auf die 
spezifische Situation der 
Erkrankung, sind in Tabel-
len aufgelistet. Großer Wert 

wird auf die Vorbereitung von 
familientherapeutischen Situ-
ationen und auf eine schüt-
zende therapeutische Haltung 
gelegt.

Im sechsten Kapitel wird eine 
Auswahl schwieriger therapeu-
tischer Situationen behandelt, 
u. a. der Umgang mit „unaus-
sprechlichen Gedanken“ und 
die Problematik von Familien 
mit unauflösbarer Dauerüber-
lastung.

Das vorletzte Kapitel sucht eine 
Konkretisierung der Interventi-
onen anhand von drei exem-
plarischen Beratungsverläufen.

Lediglich das letzte Kapitel 
„Zukunftsperspektiven für die 
Familienmedizin und medi-
zinische Familientherapie/-
beratung“ fällt sehr knapp aus 
und beschränkt sich auf einige 
Stichworte, die wenig ergiebig 
sind. Der Blick wird hier aus-
schließlich auf den medizini-
schen Versorgungsteil gerich-
tet.

Im Anhang werden Bücher und 
Broschüren zum Thema aufge-
listet und auf Kontaktadressen 

für Hilfsangebote verwiesen. 
Die Internetangebote für Kin-
der sind nur zum Teil erfasst.

Ein wichtiges Buch, das sich ei-
ner vernachlässigten Thematik 
widmet!

„Die hier auf das Gebiet „Kin-
der körperlich kranker Eltern“ 
angewandte kluge Interpreta-
tion von entwicklungspsycho-
logischem Wissen, Empathie 
in die innere Erlebenswelt von 
Kindern verschiedener Alters-
stufen, mit einer konsequent 
familiendynamischen Sichtwei-
se ist spannend, fruchtbar und 
verdient, in unserem medizini-
schen und psychosozialen Ver-
sorgungssystem rezipiert und 
weiterentwickelt zu werden.“ 
Dieser Äußerung von Peter Rie-
desser im Vorwort des Buches, 
ist nichts hinzuzufügen.

KORTEKORTE
RECHTSANWÄLTE

Absage durch
Hochschule oder ZVS?

- Klagen Sie einen Studienplatz ein!
Wir haben seit 1998 zahlreiche Mandate im Bereich Hochschulrecht

erfolgreich betreut. Unsere Kanzlei liegt direkt an der Humboldt-Universität.
Prof. Dr. Niels Korte lehrt selbst an einer Berliner Hochschule.

Entfernung spielt keine Rolle - wir werden bundesweit für Sie tätig.

Dr. Margret Kamm

Psychologische Psychothera-
peutin
Universitäts-Frauenklinik 
Göttingen
Robert-Koch-Str. 40
37075 Göttingen
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Datenschutz in der Arztpraxis
Ein Leitfaden für den Umgang mit Patientendaten

2. überarbeitete Auflage 2008
96 Seiten
broschiert – DIN A4
1 29,80
ISBN 978-3-89577-521-5

Die grundlegenden Sachverhalte werden in allgemein
verständlicher Sprache dargestellt, wobei neben der
Darstellung der gesetzlichen Grundlagen ganz konkrete
Tipps gegeben werden, die von der Praxiseinrichtung bis
zum datenschutzkonformen Umgang mit dem
Praxisrechner und insbesondere auch zum Einsatz des
Internet im Praxisalltag reichen.

„Die Broschüre Datenschutz in der Arztpraxis gibt
einen kompakten Einstieg in das Thema und richtet sich
vor allem an Praxen, die aufgrund der neuen gesetz-
lichen Regelungen keinen betrieblichen
Datenschutzbeauftragten zu bestellen haben.“
Deutsches Ärzteblatt

Bake/Blobel/Münch (Hrsg.)

Datenschutz und Datensicherheit
im Gesundheits- und Sozialwesen

3. überarbeitete Auflage 2008
ca. 300 Seiten
Paperback 
ca. 1 49,00
ISBN 978-3-89577-488-1

Datenschutz und Datensicherheit sind im Gesundheits-
und Sozialbereich eine unabdingbare Voraussetzung zur
Schaffung des notwendigen Vertrauens zwischen
Betroffenen und Institutionen, wie z.B. Patient, Arzt,
Arztpraxis, Krankenhaus oder Krankenversicherung.

Das Autorenteam besteht aus Experten des Arbeitskreises
"Datenschutz und Datensicherheit im Gesundheits- und
Sozialwesen" der GDD e.V., Bonn. Auf aktuellem Stand
behandeln sie typische Probleme ihrer Arbeitsfelder und
geben auf Basis ihrer langjährigen Erfahrung hilfreiche
Tipps und Anregungen für die tägliche Arbeit als
Datenschutz- und IT-Sicherheitsbeauftragte im
Gesundheits- und Sozialbereich, wobei sie das
Sozialwesen vor allem an seinen Schnittstellen zum
Gesundheitswesen betrachten.

"Das empfehlenswerte Praktikerhandbuch richtet sich
an alle Datenschutz- und Sicherheitsbeauftragte,
Revisoren sowie an all diejenigen, die im Gesundheits-
und Sozialwesen Verantwortung tragen. Es verschafft
einen guten Überblick über sämtliche Aspekte von
Datenschutz und Datensicherheit."
Datenschutz und Datensicherheit

Neuauflage

2. Auflage
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Mitteilungen der 
Bundespsychotherapeutenkammer

12. Deutscher Psychotherapeutentag in Bremen 

Am 31. Mai 2008 tagte in Bremen der 12. 
Deutsche Psychotherapeutentag (DPT). 
Der Bremer Kammerpräsident Karl Heinz 
Schrömgens ging in seiner Eröffnungsre-
de insbesondere auf die Unterversorgung 
psychisch kranker Kinder am Beispiel Bre-
merhaven ein. Vier von zehn Kindern leb-
ten dort von Hartz IV. Die Armut in diesen 
Familien führe zu finanziellen Notlagen, 
Ent wicklungsdefiziten der Kinder, einem 
deutlich höheren Krankheitsrisiko und so-
zialer Benachteiligung. Nach der vertrags-
ärztlichen Bedarfsplanung gelte Bremerha-
ven als überversorgt, was zeige, wie wenig 
diese Planung eine ausreichende Versor-
gung von kranken Menschen sichere. Tat-
sächlich reichten die Psychotherapeuten in 
Bremerhaven nicht aus, um die Kinder in 
diesem sozialen Brennpunkt ausreichend 
zu versorgen. Deshalb sei es umso un-
verständlicher, dass auch in Bremerhaven 
fünf Praxissitze für psychotherapeutisch tä-
tige Ärzte freigehalten werden, obwohl es 
dafür keine Anwärter gebe. 

Die Bremer Gesundheitssenatorin, Ingelo-
re Rosenkötter, begrüßte die Delegierten 
des 12. DPT in Bremen. Sie wies darauf 
hin, dass gerade Menschen am Rande es 

schwer hätten und besonderen Schutz be-
nötigten. Sie würdigte die Arbeit der Psy-
chotherapeuten, die es Menschen ermög-
lichen, versäumte Entwicklungsschritte 
nachzuholen, Verletzungen zu überwinden 
oder zu lernen, mit ihnen zu leben. Mit 
Beifall quittierten die Delegierten ihre For-
derung, für die Ausbildung während des 
Psychiatriejahres eine bundeseinheitliche, 
angemessene Vergütung zu finden. Die 
Senatorin begrüßte außerdem ausdrück-
lich, dass sich die deutsche Psychothe-
rapeutenschaft öf fentlich gegen jegliche 
Folter ausspreche. 

Proklamation gegen Folter 

Mit der Proklamation gegen Folter setzte 
sich der 12. DPT in Bremen für ein Verbot 
jeglicher Folter ein. Für Psychotherapeuten 
gibt es keine Rechtfertigung, sich an Fol-
ter oder der Erforschung und Entwicklung 
von Foltertechniken zu beteiligen, so die 
Proklamation. Psychotherapeuten arbei-
ten nicht als Berater in Verhören, in denen 

Foltertechniken 
angewendet wer-
den. Psychothe-
rapeuten fordern 
u n b e d i n g t e n 
Verzicht der Poli-
zei, der Geheim-
dienste und des 
Militärs auf physi-
sche und psychi-
sche Folter. 

Psychische Folter 
er setzt heute, so 
berichtete der 
Journalist Egmont 
R. Koch, häu fig 
die physische 

Fol ter. Psychische Folter hinterlasse kei-
ne körperlichen Spuren. Ihre Anwendung 
sei schwer nachweisbar, jedoch ebenso 
schmerzhaft und verletzend wie körper-

liche Folter und könne einen Menschen 
dauerhaft zerstören. Koch beschrieb, dass 
seit dem 11. September 2001 insbesonde-
re psychische Folter selbst für demokrati-
sche Staaten wieder auf der Tagesordnung 
stehe. Mit der Proklamation gegen Folter 
machte der 12. DPT deutlich, dass die Ab-
lehnung jeder Folter – auch im Krieg und 
bei Terrorabwehr – ein unverzichtbares zi-
vilisatorisches Gebot bleibt.

G-BA übergeht fachliche 
 Expertise 

Im Bericht des Vorstandes kritisierte BPtK-
Präsident Prof. Dr. Rainer Richter, dass 
sich der Gemeinsame Bundesausschuss 
(G-BA) bei seiner Entscheidung zur Ge-
sprächspsychotherapie über die fachliche 
Expertise der Psychotherapeutenschaft 
hinweggesetzt habe. Besonders prob-
lematisch sei daran, dass sich der G-BA 
anmaße, psychotherapeutische Verfahren 
nicht nach dem allgemein anerkannten 
Stand zu definieren. Seine Definition der 
Gesprächspsychotherapie widerspreche 
der psychothe rapeutischen Wissenschaft, 

Ingelore Rosenkötter, Karl-Heinz Schrömgens

Egmont R. Koch
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der Po sition der gesamten Psychothera-
peutenschaft und vor allem dem Selbst-
verständnis des psychotherapeutischen 
Verfahrens, das der G-BA beurteilte. 

Der 12. DPT forderte den G-BA in einer 
Resolution auf, die Fachkompetenz der 
psychotherapeutischen Profession stär-
ker zu berücksichtigen. Berufsrechtliche 
Grundsatzentscheidungen der Profession 
müssten sich in den sozialrechtlichen Ent-
scheidungsprozessen widerspiegeln.

Perspektiven 2011 

Der 12. DPT verabschiedete in Bremen 
die Perspektiven 2011, die gesundheits-
politischen Eckpunkte der deutschen 
Psychotherapeutenschaft. Da bei ging es 
den Delegierten darum, die zukünftigen 
Herausforderungen der Gesundheitspoli-
tik und den Beitrag der Profession zu ihrer 
Lösung zu beschreiben. Kern der Pers-
pektiven 2011 ist die Überlegung, wie die 
Versorgung psychisch kranker Menschen 
durch eine qualitätsorientierte Weiterent-
wicklung des Gesundheitssystems zu ver-
bessern ist.

Bundeseinheitliche Weiterbil-
dungsordnungen notwendig 

Neue rechtliche Rahmenbedingungen 
veranlassten den 12. DPT, sich nochmals 
intensiv mit dem Thema Weiterbildung zu 
befassen. Dr. Martin Stellpflug, Justiziar der 
BPtK, stellte die neue Rechtslage dar, die 
bundeseinheitliche Weiterbildungsordnun-

gen in allen Psychotherapeutenkammern 
er forderlich mache. 

Der G-BA ermöglicht mit seinem Beschluss 
vom 20. Dezember 2007, auch psycho-
therapeutische Methoden zu prüfen und 
zuzulassen. Neue Behandlungsmethoden 
dürfen mit den gesetzlichen Krankenkas-
sen aber nur erbracht und abgerechnet 
werden, wenn der G-BA u. a. Empfeh-
lungen über die notwendige Qualifikation 
der Leistungserbringer sowie Anforderun-
gen an Maßnahmen der Qualitätssiche-
rung abgegeben hat. Dabei hat sich der  
G-BA an Regelungen zu orientieren, die 
vom Spitzenverband Bund der Kranken-
kassen und der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung in Bundesmantelverträgen 
vereinbart werden. Diese müssen bei ih-
ren Vereinbarungen wiederum auf vorhan-
denes Weiterbildungsrecht zurückgreifen 
– allerdings nur, wenn das Weiterbildungs-
recht bundeseinheitlich und inhaltsgleich 
geregelt ist. Ist dies nicht der Fall, über-
nimmt die gemeinsame sozialrechtliche 
Selbstverwaltung diese Aufgabe. 

Der Bundesgesetzgeber billigt den Heilbe-
rufskammern also eine Definitionshoheit 
über berufspolitische Qualifikationen zu. 
Die entscheidende Voraussetzung dafür 
ist, dass jede Landespsychotherapeuten-
kammer die spezifischen Qualifikationen in 
ihrer Weiterbildungsordnung normiert hat 
und diese bundesweit inhaltsgleich sind. 
„Die Psychotherapeutenschaft braucht 
ein einheitliches Weiterbildungsrecht, um 
Kompetenz zu dokumentieren und zu ver-
hindern, dass Berufsfremde die Qualifika-
tionen der Psychotherapeuten normieren 
oder gar negieren“, stellte Stellpflug fest. 

Der 12. DPT richtete deshalb einen drin-
genden Appell an alle Landespsychothe-
rapeutenkammern, noch im Lau fe des 
Jahres 2008 eine Weiterbildungsordnung 
für den Bereich Neuropsychologie zu ver-
abschieden. Er beauftragte den BPtK-Vor-
stand nach kontroverser Diskussion, auf 
dem nächsten DPT in Leipzig inhaltliche 
Vorschläge für die Weiterentwicklung der 
Musterweiterbildungsordnung zu unter-
breiten. Er beschloss, bis zur Veröffentli-
chung des Forschungsgutachtens zur Zu-
kunft der Psychotherapieausbildung keine 
Entscheidungen zur Weiterbildung zu 

treffen. Eine Novellierung der Psychothe-
rapeutenausbildung solle nicht präjudiziert 
werden.

Mindestquote für Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapie 

Der 12. DPT forderte in einer Resolution ei-
ne Mindestquote für Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapie von 20 Pro zent. 
Anlass war ein Gesetzentwurf der Bundes-
regierung, in dem sie beabsichtigt, eine 
Mindestquote von nur zehn Prozent ein-
zuführen. Eine solch niedrige Quote läge 
allerdings unter dem derzeitigen Anteil der 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeu-
ten von bereits bundesweit 13,6 Prozent. 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
würde die Versorgung von psychisch kran-
ken Kindern und Jugendlichen also nicht 
ver bessern. Gleichzeitig plant die Bundes-
regierung, die Mindestquote für psycho-
therapeutisch tätige Ärzte auf 20 Prozent 
abzusenken und zu verlängern, obwohl 
dafür nicht genügend ärztliche Anwärter 
zur Verfügung stehen. Der 12. DPT forder-
te deshalb die Bundesregierung auf, diese 
Mindestquote – wie bisher vorgesehen – 
am 31.12.2008 auslaufen zu lassen.

Qualitätsstandards für die 
Kleinkinderbetreuung 

Der DPT forderte schließlich die Gesetzge-
ber in Bund und Ländern in einer Resolu-
tion auf, für den Ausbau der Kapazitäten 
verbindliche Qualitätsstandards der Klein-
kindbetreuung und -förderung zu setzen. 
Erzieherinnen und Tagespflegerinnen 
bräuchten spe zifische frühpädagogische 
Qualifikationen und ein umfangreiches 
entwicklungspsychologisches Wissen so-
wie emotionale Kompetenzen. Der Perso-
nalschlüssel für die Betreuung von Kindern 
unter drei Jahren müsse internationalen 
Mindeststandards folgen. Auf eine Betreu-
erin dürften nicht mehr als drei oder vier 
Kinder kommen. 

Dokumente zum Download auf www.bptk.
de:

Proklamation gegen Folter und Hinter- �

grundinformationen
Resolutionen (G-BA, Mindestquote,  �

KiFöG)
Perspektiven 2011 �Dr. Martin Stellpflug
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sie die Diskussion zur Zukunft der Psycho-
therapieausbildung begleiten und mitge-
stalten wird. Hintergrund ist ein Gutachten 
zur Ausbildung zum Psychologischen Psy-
chotherapeuten (PP) und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeuten (KJP), das 

das Bundesministerium für Ge sundheit 
(BMG) in Auftrag gegeben hat und das im 
Frühjahr 2009 vorgelegt werden soll. BPtK-
Präsident Prof. Dr. Rainer Richter wies vor 
130 Psychotherapeuten darauf hin, dass 
auch künftig im Interesse der psychisch 
kranken Menschen ausreichend viele qua-
lifizierte Psychotherapeuten ausgebildet 
werden müssten. Ähnlich äußerte sich Ka-
rin Knufmann-Happe, Ministerialdirektorin 
im BMG. Die heutige Psychotherapieaus-
bildung habe sich im Grundsatz bewährt. 
Die Bologna-Reform (mit den neuen Ba-
chelor- und Masterstudiengängen), Rück-
meldungen von Ausbildungsteilnehmern 
insbesondere zum obligatorischen Prak-
tikum (Psychiatriejahr) und Forderungen 
aus der Pro fession selbst hätten das Bun-
desministerium für Gesundheit jedoch be-
wogen, im Rahmen eines Gutachtens eine 
Sach standsklärung vorzunehmen. 

Psychotherapeutische  
Kompetenzen 

Diagnostische Kompetenz, Behandlungs-
kompetenz, die Fähigkeiten zur Gestaltung 
und Nutzung der therapeutischen Bezie-
hung sowie die dazu erforderlichen per-
sonalen Kompetenzen: Für Prof. Dr. Dirk 
Revenstorf (Universität Tübingen) sind 
dies unter Berücksichtigung internationaler 
Forschungsergebnisse die entscheidenden 
psychotherapeutischen Kompetenzen. 
Der Erfolg einer Psychotherapie hänge nur 
zum Teil vom jeweiligen Therapieverfahren 
ab, sondern mehr noch von der Qualität 
der therapeutischen Beziehung. 

Prof. Dr. Harald Rau (Zieglersche Anstalten, 
Wilhelmsdorf) setzte sich anschließend mit 
den Möglichkeiten von Kompetenzerweite-
rungen auseinander. So seien in den USA 
positive Erfahrungen mit Verordnungen 
von Arzneimitteln durch Psychotherapeu-
ten gemacht worden. Mit einem solchen 
Verordnungsrecht könnte in Deutschland 
die Chance verbunden sein, die Versor-
gung in Krankenhäusern angesichts des 
Ärztemangels zu sichern. 

Große Einigkeit bestand in der anschlie-
ßenden Diskussion darin, die Verfahrens-
orientierung in der psychotherapeutischen 
Ausbildung zu erhalten. In welchem Um-
fang die Verankerung in einem Verfahren 
gegen Ende der Ausbildung und in der 

Kostenstrukturerhebung 2007

Praxen von Psychologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten sowie von 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten

Das Statistische Bundesamt (DESTATIS) führt auf der Grundlage des Gesetzes über 
Kostenstrukturstatistik in Kürze eine repräsentative Untersuchung zur Kostenstruktur 
bei Praxen von Psychologischen Psychotherapeutinnen und -therapeuten sowie von 
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeutinnen und -therapeuten durch.

Die Erhebung bezieht sich auf das Jahr 2007. Erhebungszweck ist es, die in den Praxen 
erzielten Einnahmen und die dafür erforderlichen Aufwendungen sowie deren Zusam-
mensetzung darzustellen.

Die Praxen werden mittels einer Zufallsstichprobe ausgewählt. Damit die Belastung 
möglichst gering ist, wird die Erhebung bundesweit bei höchstens fünf Prozent der 
Praxen durchgeführt. Das Ergebnis wird dann auf die Gesamtheit aller Praxen hochge-
rechnet. Um zuverlässige und aktuelle Ergebnisse zu gewinnen, die den gestiegenen 
Anforderungen an die Qualität und Aktualität der Daten genügen, sieht das Gesetz für 
diese Erhebung eine Auskunftspflicht vor.

Die Ergebnisse dienen u. a. der Erstellung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnun-
gen und der berufspolitischen Arbeit von Verbänden und Kammern. Sie eröffnen aber 
auch den Praxen selbst die Möglichkeit, betriebswirtschaftliche Vergleiche durchzufüh-
ren und damit Ansatzpunkte für Rationalisierungs- oder Verbesserungsmaßnahmen zu 
erkennen. Die entsprechenden Fragebogen werden vom Statistischen Bundesamt im 
September 2008 versandt und innerhalb einer Frist von vier Wochen zurückerwartet. 
Die Veröffentlichung der Ergebnisse ist für den Sommer 2009 vorgesehen. Sofern sich 
über die in den Erhebungsunterlagen vermerkten Erläuterungen hinaus weitere Fragen 
ergeben, stehen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Statistischen Bundesamtes 
gerne zur Beantwortung zur Verfügung.

Ausführliche Informationen und Ergebnisse über die Kostenstrukturerhebungen erhal-
ten Sie als kostenlosen Download unter www.destatis.de/shop.

Zukunft der Psychothera-
pieausbildung: Auftakt-
symposium der BPtK 

Mit einem Symposium am 9. April startete 
die BPtK eine Veranstaltungsreihe, mit der 
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weiteren beruflichen Entwicklung aufrecht-
erhalten werden müsse, war dagegen um-
stritten.

Psychotherapieausbildung 
 heute und morgen 

Im März 2008 gab es in Deutschland nach 
Angaben der BAG der Ausbildungsträger, 
für die Günter Ruggaber und Anne Springer 

Bekanntmachung: 
Methodenpapier des Wissenschaftlichen Beirats Psychotherapie

Der Wissenschaftliche Beirat Psychotherapie nach § 11 PsychThG (WBP) hat – in Re-
flexion der Erfahrungen der bisherigen Begutachtungen – seine methodische Verfah-
rensweise entsprechend dem aktuellen Standard weiterentwickelt und in der Sitzung 
am 8. Oktober 2007 sowie in einer nachfolgenden schriftlichen Abstimmung vom 21. 
November 2007 ein neues Methodenpapier (Version 2.6) als Verfahrensgrundlage für 
die zukünftige Gutachtentätigkeit mehrheitlich bei einer Gegenstimme beschlossen. 
Das Methodenpapier trat am 21.11.2007 in Kraft.

Das neue Methodenpapier sieht neben der Bewertung von Psychotherapieverfahren 
die (ggf.) eigenständige Beurteilung von Psychotherapiemethoden vor.

Mit dem Inkrafttreten des neuen Methodenpapiers werden folgende Publikationen, 
die bisher die Grundlage der Begutachtung des WBP bildeten, außer Kraft gesetzt:

Definition der Anwendungsbereiche von Psychotherapie bei Kindern und Jugendli- �

chen (Dtsch. Ärztebl 2000, 97: A 2190),
Definition der Anwendungsbereiche von Psychotherapie bei Erwachsenen (Dtsch.  �

Ärztebl 2002, 99: A 3132),
Mindestanforderungen für die Begutachtung von Wirksamkeitsstudien im Bereich  �

der Psychotherapie (Dtsch. Ärztebl 2004, 101: A 369),
Leitfaden für die Erstellung von Gutachten-Anträgen zu Psychotherapieverfahren  �

(Deutsches Ärzteblatt 1999, 96: A 1015).

Das Methodenpapier (Version 2.6 vom 21.11.2007) einschließlich eines Minderheiten-
votums ist im Internet abrufbar unter http://www.wbpsychotherapie.de.

Bezüglich der Änderungen des neuen Methodenpapiers gegenüber der bisherigen 
Verfahrensweise des Beirats wird zur orientierenden Übersicht auf das Interview mit 
dem Vorsitzenden des WBP im Deutschen Ärzteblatt (Deutsches Ärzteblatt 2008, 105: 
A-388-390) verwiesen.

Prof. Dr. Schulte (Vorsitzender)
Prof. Dr. Rudolf (Stellvertr. Vorsitzender)

Korrespondenzadressen:
Bundespsychotherapeutenkammer
Klosterstraße 64
10179 Berlin
(Geschäftsführung des WBP der zweiten Amtsperiode)

Bundesärztekammer
Herbert-Lewin-Platz 1
10623 Berlin

berichteten, an den 180 Ausbildungsinsti-
tuten etwa 6.000 Ausbildungsteilnehmer 
zum PP und ca. 2.500 zum KJP. Inzwi-
schen gingen aus den Ausbildungsstätten 
jährlich etwa 1.000 Neuapprobierte hervor, 
eine Größenordnung, mit der die Zahl der 
Psychotherapeuten in Deutschland mittel-
fristig auf dem heutigen Niveau gehalten 
werden kann. 

Anne Springer wies darauf hin, dass die für 
einen Psychoanalytiker notwendige Kom-
petenztrias aus persönlicher Kompetenz, 
Beziehungs- und Konzeptkompetenz ein 
komplexer Entwicklungsprozess sei, der in 
einer anwendungsorientierten Ausbildung 
an einer Universität nicht zu realisieren sei, 
sondern nur von Ausbildungsinstituten er-
möglicht werden könne. 

Dr. Wolfgang Groeger (Universität Bo-
chum) stellte abschließend ein an den 
anderen  approbierten Heilberufen an-
gelehntes dreigliedriges Modell einer Di-
rektausbildung von Psychotherapeuten 
vor. Auf ein Bachelorstudium würde dabei 
ein Masterstudium Psychotherapie folgen, 
das eine psychotherapeutische Grundaus-
bildung umfasst und mit der Approbation 
abschließt. Eine anschließende verfahrens-
orientierte Weiterbildung wür de zum Er-
werb der Fachkunde und damit zur Nie-
derlassungsberechtigung führen. 

Akuter Handlungsdruck bei 
praktischer Tätigkeit 

In der abschließenden Diskussion mahnten 
Ausbildungsteilnehmer an, die aktuellen 
drängenden Probleme der Ausbildungs-
teilnehmer nicht aus den Augen zu verlie-
ren. Während des einjährigen Praktikums 
würden sie oft als vollwertige Arbeitskräfte 
eingesetzt – ohne ausreichende Anleitung, 
Supervision und Vergütung. 

Die BPtK wird die Veranstaltungsreihe 
mit drei Workshops weiterführen, um bis 
zur Vorlage des Forschungsgutachtens 
im Frühjahr 2009 eine Position der Psy-
chotherapeutenschaft zur Zukunft der 
Psychotherapieausbildung formulieren zu 
können. 

Geschäftsstelle

Klosterstraße 64
10179 Berlin
Tel. 030 / 278785-0
Fax. 030 / 278785-44
info@bptk.de
www.bptk.de
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Mitteilungen der Landespsychotherapeuten-
kammer Baden-Württemberg

die Gestaltung des Kammerbeitrags hatte, 
wie wir berichteten, in der Vertreterver-
sammlung, im Haushaltsausschuss und 
Vorstand kontroverse und differenzierende 
Diskussionen ausgelöst. Die Vertreterver-
sammlung fasste nach Anregung des Haus-
haltsausschusses und des Vorstandes den 
Beschluss, dass eine Kommission hierzu ei-
ne Umfrage unter den Kammermitgliedern 
durchführt und hierfür die zur Diskussion 
stehenden Beitrags-Modelle darstellt. Das 
Ergebnis dieser Umfrage wird in die wei-
terführende Diskussion einbezogen und 
wurde auf der Kammerhomepage (www.
lpk-bw.de) veröffentlicht. Die Vertreterver-
sammlung hat die Aufgabe, im Oktober 
über die endgültige Gestaltung des Kam-
merbeitrags zu beschließen. Wir möchten 
uns an dieser Stelle bei allen Kammermit-
gliedern bedanken, die uns ihre Rückmel-
dung zur Umfrage zugeschickt haben.

Ende Februar hatten wir Ihnen den dama-
ligen Kammer-Newsletter zugeschickt, in 
dem der neue Kammerbeitrag angekün-
digt und die Überarbeitung der Beitrags-
ordnung dargestellt wurde. Die Kammer 
erhielt hierzu zahlreiche Rückmeldungen, 
kritische Kommentierungen und Rückfra-
gen. Auf der Kammerhomepage und im 
neuen Kammernewsletter werden wir 
diese Kommentare nach Zustimmung 
der Autoren i. S. von Leserbriefen zu-
sammen mit unseren Antworten oder 

Anmerkungen veröffentlichen und zur wei-
teren Diskussion stellen. Wir laden Sie alle 
zu weiterer kritischer Diskussion der Kam-
merarbeit ein und danken den Mitgliedern, 
die unsere Arbeit so begleiten.

In der letzten Vertreterversammlung wurde 
Jürgen Pitzing als Nachfolger von Renate 
Hannak-Zeltner in den Kammervorstand 
als Rechnungsführer gewählt. Frau Hannak-
Zeltner möchten wir für ihr Engagement 
im Kammervorstand auch an dieser Stelle 
nochmals danken. Klaus Häberle wurde 
zum Vorsitzenden des Haushaltsausschus-
ses gewählt, Dr. Bernd Rothenberger zu sei-
nem Stellvertreter. Wir danken beiden, dass 
sie die Leitung dieses Kammergremiums 
übernommen haben. Besonderer Dank gilt 
Ute Steglich, die seit Gründung der Kam-
mer das Amt des Vorsitzes des Haushalts-
ausschusses wahrgenommen hat und wei-
terhin im Ausschuss mitarbeiten wird.

Die Zunahme psychischer Erkrankungen, 
die bei schwerer Ausprägung zu Krank-
schreibung oder längerfristiger Arbeitsun-
fähigkeit und Chronifizierung führen, ver-
anlasst die Krankenkassen, die Bedeutung 
psychotherapeutischer Behandlungen ei-
nerseits wertzuschätzen, andererseits wird 
die Wirkung von Psychotherapie wiederholt 
kritisch hinterfragt, obwohl immer mehr 
Studien auf wissenschaftlich hohem Niveau 
die Wirksamkeit nachweisen. Sowohl auf 

Bundesebene als auch regional haben die 
Kammern die Aufgabe, diese Entwicklung 
aufmerksam zu verfolgen und gegenüber 
Krankenkassen immer wieder zu verdeut-
lichen, dass qualitativ hochwertige Psy-
chotherapie die langfristig beste Hilfe für 
unsere Patienten ist. Deshalb konnte die 
Veröffentlichung der Gmünder Ersatzkas-
se (GEK) nicht unwidersprochen bleiben, 
in der der Psychotherapie eine geringe 
Wirksamkeit unterstellt wurde.

Erfreulich ist, dass die Kammer zuneh-
mend mehr Gehör bei Politikern im Land 
findet und eingeladen wird, zu verschiede-
nen Fragen Stellung zu nehmen. Mit dem 
Landespsychotherapeutentag, der sich die-
ses Jahr anlässlich des 10. Jahrestages der 
Verabschiedung des Psychotherapeuten-
gesetzes mit den Perspektiven der Psycho-
therapie und zukünftigen psychotherapeu-
tischen Versorgung befasst, wenden wir 
uns an unsere Mitglieder, die Fachöffent-
lichkeit und die Politik. Wir würden uns sehr 
freuen, wenn wir Sie am 5. Juli im Haus der 
Wirtschaft in Stuttgart zu unserem Landes-
psychotherapeutentag begrüßen dürften.

Mit den besten Grüßen

Ihr Kammervorstand 
Dietrich Munz, Martin Klett,  

Kristiane Göpel, Birgitt Lackus-Reitter, 
Heinz-Jürgen Pitzing

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG

Im Mittelteil dieser Ausgabe sind für die Mitglieder in Baden-Württemberg die folgenden, am 08.03.2008 verabschiedeten Ände-
rungssatzungen der LPK eingeheftet, nämlich die Neufassung der Gebührenordnung, die Satzung zur Änderung der Fortbildungsord-
nung, die Neufassung der Wahlordnung und die Beitragstabelle 2008.

WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG – WICHTIG
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Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

15. Vertreterversammlung der LPK am 08.03.2008

Nach dem Bericht über die Aktivitäten des 
Kammervorstandes wurde von einem Mit-
glied der Vertreterversammlung kritisiert, 
dass sich die Kammer zu sehr in sozial-
rechtlichen Angelegenheiten engagieren 
würde und diese nicht ihre Aufgabe sei. 
Hierzu erklärte der Kammerpräsident, dass 
die Kammer es als ihre Aufgabe ansieht, 
bei Anfragen zu prüfen, ob in Verträgen zur 
integrierten Versorgung oder anderen Ver-
trägen mit Krankenkassen berufsrechtliche 
Belange berührt sind. Sollten hier Zweifel 
bestehen, sieht der Kammervorstand sei-
ne Aufgabe darin, dies zu klären und im 
Zweifelsfall mit den Vertragspartnern Kon-
takt aufzunehmen.

Im weiteren Verlauf der Vertreterversamm-
lung erhielt der Ausschuss „Ambulante 
Versorgung“ den Auftrag, auf der Basis der 
nach dem WSG möglichen Praxismodelle 
und Kooperationsformen für Psychothe-
rapeuten Informationen zu erarbeiten, 
inwieweit Kammergesetze und Kammer-
ordnungen, vor allem die Berufsordnung, 
Berücksichtigung finden müssen.

Der Vorstand berichtete nochmals aus-
führlich über die Unterschlagungen durch 

die frühere Buchhalterin. Zwischenzeitlich 
wurde gerichtlich festgestellt, dass die frü-
here Buchhalterin in vollem Umfang für die 
falschen Verfügungen zu haften und diese 
zurückzuzahlen hat. In einer ausführlichen 
und teilweise heftigen Diskussion wurde 
nochmals die Verantwortung des Kammer-
vorstandes ausführlich erörtert.

Nachwahl für die Rechnungs-
führung

Nach dem Rücktritt der Rechnungsführe-
rin, Renate Hannak-Zeltner, wurde Jürgen 
Pitzing als neuer Rechnungsführer gewählt. 
Im Haushaltsausschuss wurde Klaus Hä-
berle zum Vorsitzenden, Dr. Bernd Rothen-
berger zum stellvertretenden Vorsitzenden 
gewählt. Ute Steglich bleibt weiterhin Mit-
glied des Haushaltsausschusses. Der Vor-
stand dankt Frau Hannak-Zeltner für ihr En-
gagement. Besonderer Dank gebührt Frau 
Steglich, die das Amt der Vorsitzenden des 
Haushaltsausschusses seit Kammergrün-
dung wahrgenommen hat und weiterhin 
im Ausschuss mitarbeiten wird. Harald 
Massing danken wir für seine Mitarbeit 
im Haushaltsausschuss, aus persönlichen 
Gründen musste er diese beenden.

Beitragsfreie freiwillige Mit-
gliedschaft der Psychothera-
peuten während der Ausbil-
dung

Die Vertreterversammlung bestätigte ihren 
früheren Beschluss, dass Psychotherapeu-
ten in Ausbildung, die freiwillige Kammer-
mitglieder sind, keinen Kammerbeitrag zu 
entrichten haben, durch eine Änderung 
der Umlageordnung.

Umfrage zur Umlageordnung

Nachdem die notwendige Änderung der 
Umlageordnung wieder auf der Tages-
ordnung war, beschloss die Vertreter-
versammlung nach Vorschlag des Haus-
haltsausschusses und des Vorstands, eine 
Kommission zu beauftragen, eine Mitglie-
derumfrage zu den beiden Umlagemo-
dellen durchzuführen. Das Ergebnis der 
Umfrage, die Ende April allen Kammermit-
gliedern zuging, ist auf der Homepage der 
Kammer veröffentlicht. Die Umfrage soll 
für die Vertreterversammlung im Oktober 
den Delegierten eine Orientierung für ihre 
Entscheidung geben. Für Ihre Rückmel-
dungen und Voten bedanken wir uns.

Jürgen Pitzing – als Rechnungsführer neu gewähltes Vorstandsmitglied der LPK

Heinz-Jürgen Pitzing, geb. 1952 in Hamm/
Westfalen, ist Psychologischer Psychothe-
rapeut und seit 2006 Mitglied der Vertre-
terversammlung der Landspsychothera-
peutenkammer Baden-Württemberg. Er 
studierte von 1980–1987 Diplompsycho-
logie an der Technischen Universität Ber-
lin. Hans-Jürgen Pitzing ist seit 2000 Leiter 
der Psychotherapeutischen Ambulanz für 
Sexualstraftäter im Verein Bewährungshilfe 
Stuttgart e.V.. 1990–2000 war er Leiter von 
Kliniken und Rehabilitationseinrichtungen 
für Drogenabhängige in Berlin und Baden-
Württemberg, davor als Diplom-Psycholo-
ge in diversen Beratungsstellen in Kinder- 
und Jugendeinrichtungen in Berlin tätig. 
Weitere berufliche/therapeutische Quali-
fikationen: seit 1994 hat er die Anerken-
nung als Verhaltenstherapeut (DGVT), seit 
1995 die Anerkennung als Supervisor BDP, 
seit 1999 die Approbation als Psychologi-
scher Psychotherapeut. 1999 machte er 

darüber hinaus den Abschluss „Sozialwirt“ 
an der FH Esslingen, 2000 folgte die Ein-
tragung in das Arzt (Psychotherapeuten-)
register der Kassenärztlichen Vereinigung 
Nord-Württemberg – Fachkundenachweis 
Psychologischer Psychotherapeut. Ver-
bandszugehörigkeit: DGVT seit 1984.

Sein soziales und berufspolitisches Enga-
gement: 1989–1992 Reaktionsmitglied 
der Fachzeitschrift „Verhaltenstherapie und 
psychosoziale Praxis (VPP)“ der DGVT in 
Tübingen, 1991–1994 Vorstand im „Thera-
pieladen – Verein zur sozialen und psycho-
therapeutischen Betreuung Suchtmittelge-
fährdeter e.V.“ Berlin. Seit 2001 Mitglied im 
Ausschuss „Psychotherapeuten in Instituti-
onen“ der Landespsychotherapeutenkam-
mer Baden-Württemberg.

Heinz-Jürgen Pitzings Interessenschwer-
punkte liegen in den Bereichen Qualitäts-

sicherung, Sozialmanagement, Vernetzung 
von sozialen Einrichtungen und staatlichen 
Institutionen, Psychotherapie von Straffälli-
gen und Suchtpatienten.
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Baden-Württemberg

10 Jahre Psychotherapeutengesetz – Landespsychotherapeutentag zu Perspektiven 
der Psychotherapie am 05. Juli 2008

PROGRAMM 

10 Jahre Psychotherapeutengesetz – Perspektiven der 
psychotherapeutischen Versorgung

Samstag, 05.07.2007 – Haus der Wirtschaft, 70174 Stuttgart, Willy-Bleicher-Str. 19

9.15 Begrüßung
 Dr. Dietrich Munz, Präsident der LPK Baden-Württemberg
9.30 Grußwort
 Dr. Monika Stolz, Sozialministerin Baden-Württemberg
9.45  10 Jahre Psychotherapeutengesetz – Rück- und Ausblick
 Dieter Best, Bundesvorsitzender Deutsche Psychotherapeutenvereinigung, 

Mitglied Beratender Fachausschuss PT
10.15 Ökonomisierung des Gesundheitswesen – Risiken/Chancen für die 

Psychotherapie
 Dipl.-Psych. Jürgen Hardt, Präsident der PTK Hessen
10.45 Diskussion
11.00 Kaffeepause
11.30 Podiumsdiskussion „Zukunft der psychotherapeutischen Versorgung“
 mit Andreas Vogt (Techniker Krankenkasse), Birgit Bender (Bündnis 90/

Die Grünen), Rudi Bittner (Kassenärztliche Vereinigung), Harald Rau (stati-
onäre psychotherapeutische Versorgung), Jürgen Doebert (niedergelasse-
ne Psychotherapeuten) und Jürgen Merz (Beratungsstellen)

13.15 Mittagspause (Essensmöglichkeit im Haus der Wirtschaft)
14.30 Workshops 1-9
 W1: Quo vadis Psychotherapeutenausbildung? (Loetz/Ruggaber)
 W2: Neue Vertragsformen: Basiswissen und Umsetzung (Wachendorf)
 W3: Mediensucht (Göpel)
 W4: Frühe Hilfen, Modellprojekte, Prävention (Böttinger)
 W5: Schnittstellen der Versorgung: KJ – Jugendhilfe (Reisch)
 W6: Suchtbehandlung als mehrsäuliges Versorgungssystem  

(Müller-Mohnsen)
 W7: Psychotherapie in der Reha – Modelle (Schmucker)
 W8: Zulassungsverfahren: Berufs- und Sozialrecht (Santos-Dodt)
 W9: Psychotherapeutische Versorgungsforschung (Nübling).
ca. 16.30  Ende

Wie mehrfach berichtet, beschäftigt sich 
der diesjährige Landespsychotherapeu-
tentag mit dem 10jährigen Bestehen des 
Psychotherapeutengesetzes (PTG), vor 
allem mit den aus heutiger Sicht mögli-
chen Zukunftsperspektiven. Eröffnet wird 

er von der baden-württembergischen Sozi-
alministerin Monika Stolz. In einem ersten 
Impulsreferat gibt Dieter Best (Bundesvor-
sitzender Deutsche Psychotherapeuten-
vereinigung, Mitglied Beratender Fachaus-
schuss Psychotherapie) einen Rück- und 

vor allem Ausblick zum PTG und Jürgen 
Hardt geht auf die Folgen der zunehmen-
den Ökonomisierung des Gesundheitswe-
sens und deren Risiken und Chancen für 
die Psychotherapie ein. Daran anschließen 
wird sich eine Podiumsdiskussion, durch 
die der Medizinjournalist Torsten Hoff-
mann leiten wird. Als Teilnehmer an der 
Podiumsdiskussion konnten gewonnen 
werden: Andreas Vogt (Leiter Techniker 
Krankenkasse Baden-Württemberg), Birgit 
Bender (Bündnis 90/Die Grünen, MdB, 
Mitglied im Ausschuss Gesundheit), Rudi 
Bittner (Kassenärztliche Vereinigung Bay-
ern), Harald Rau (stationäre psychothe-
rapeutische Versorgung), Jürgen Doebert 
(niedergelassene Psychotherapeuten) und 
Thomas Merz (Beratungsstellen). Thema 
der Podiumsdiskussion: „Zukunft der psy-
chotherapeutischen Versorgung“.

Für den Nachmittag sind darüber hinaus 
9 Workshops zu folgenden Themenberei-
chen vorgesehen: Quo vadis Psychothe-
rapeutenausbildung? (Loetz/Ruggaber); 
Neue Vertragsformen: Basiswissen und 
Umsetzung (Wachendorf); Mediensucht 
(Göpel); Frühe Hilfen, Modellprojekte, 
Prävention (Böttinger); Schnittstellen der 
Versorgung: KJ – Jugendhilfe (Reisch); 
Suchtbehandlung als mehrsäuliges Versor-
gungssystem (Müller-Mohnsen); Psycho-
therapie in der Reha – Modelle (Schmu-
cker); Zulassungsverfahren: Berufs- und 
Sozialrecht (Santos-Dodt) und Psychothe-
rapeutische Versorgungsforschung (Nüb-
ling).

Allen Mitgliedern der LPK Baden-Württem-
berg ging das Programm auf dem Post-
weg zu. Sie finden es darüber hinaus zum 
downloaden auf der Kammerhomepage.

GEK-Report 2007 mit Schwerpunkt ambulante Psychotherapie – Massive Kritik

Ende November 2007 hatte die Gmünder 
Ersatzkasse (GEK) ihren jährlichen Bericht 
zur ambulant-ärztlichen Versorgung vor-
gestellt. Schwerpunkt des so genannten 
GEK-Reports war in diesem Jahr die psy-
chotherapeutische Versorgung. Die LPK 
Baden-Württemberg hat hierzu eine Stel-

lungnahme veröffentlicht (zu finden auf 
der Kammerhomepage www.lpk-bw.de 
unter Aktuelles vom 4.3.2008 sowie im 
Newsletter 1/2008; hier Auszüge).

Im GEK-Bericht wurden die Daten von 
etwa 1,5 Millionen Versicherten der GEK 

einer umfassenden Analyse unterzogen. 
Mit der Auswertung betraut wurde das In-
stitut für Sozialmedizin, Epidemiologie und 
Gesundheitssystemforschung (ISEG) in 
Hannover, das von Professor Dr. Friedrich 
Wilhelm Schwartz, ehemals Mitglied im 
Sachverständigenrat Gesundheitswesen, 
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geleitet wird. Unter der Überschrift „Bei 
Arztbesuchen ist Deutschland Weltmeister 
– Extremer Anstieg der ambulanten Psy-
chotherapien – Zweifel an ihrer Wirksam-
keit“ hebt die GEK in ihrer Presserklärung 
hervor, dass im Zeitraum von 2000 bis 
2006 die Zahl der mit ambulanter Psycho-
therapie behandelten Patienten um 61% 
gestiegen sei. Darüber hinaus zeigten die 
Daten, so die GEK, keine deutlich nach-
weisbaren positiven Wirkungen von Psy-
chotherapie. Gefordert werden „vertiefen-
de Untersuchungen zur Wirksamkeit von 
Kurz- und Langzeitpsychotherapie in der 
alltäglichen Versorgung“.

Der Bericht untersucht im Schwerpunkt-
bereich Psychotherapie vor allem die In-
anspruchnahmedaten aller 20–69jährigen 
Versicherten hinsichtlich medizinischer 
Leistungen vor und nach erst- und einma-
liger Genehmigung einer Psychotherapie. 
Hauptkriterium für die Abschätzung des 
Behandlungsergebnisses ist die Quantität 
der Arztkontakte im Verlauf von 14 Quar-
talen (5 vor und 9 nach Bewilligung). Die 
Studie und v.a. die Interpretation der Er-
gebnisse hat weit reichende, teils heftige 
Reaktionen, u. a. der Psychotherapeuten-
verbände (z. B. bvvp, DPTV, vpp) hervor-
gerufen. Die wichtigsten Kritikpunkte aus 
Sicht der LPK Baden-Württemberg:

Kritikpunkt Bedarf/Versorgung: der Anstieg 
von 61% ist marginal. Der Anteil der GEK-
Versicherten mit Psychotherapie stieg von 
0,55 auf 0,88%. Dies bedeutet, dass nur 
knapp ein 1/10 der psychisch kranken Ver-
sicherten eine fachlich notwendige psycho-
therapeutische Behandlung erhält. Kritik-
punkt Kurztherapien: der Bericht untersucht 
v.a. Kurztherapien (max. 25 Stunden). Dies 
entspricht nicht der Versorgungssituation, 
in der 25-stündige Kurztherapien eher die 
Ausnahme darstellen. Es muss u. a. infrage 
gestellt werden, welche Effekte von solchen 
kurzen Therapien überhaupt erwartet wer-
den können. Kritikpunkt unzureichende Ver-
gleichsgruppe: es werden keine Patienten 
mit der gleichen krisenhaften Zuspitzung 
herangezogen, und es wird nicht diskutiert, 
wie der Verlauf der PT-Patienten ohne In-
tervention aussehen würde. Kritikpunkt Be-
rücksichtigung Ergebnisse der Psychothe-
rapieforschung: die Befundlage aus über 
50 Jahren Psychotherapieforschung wird 
schlicht ignoriert. Kritikpunkt Stichprobe: 
obwohl die GEK nur ca. 2% der Bevölke-
rung versichert, schließt der Bericht auf die 
bundesdeutsche Bevölkerung. Es werden 
keine Repräsentativitätsanalysen durch-
geführt. Kritikpunkt Ergebniskriterium: die 
Studie verwendet v.a. ein einziges Ergebnis-
kriterium. Andere Ergebniskriterien, weder 
weitere gesundheitsökonomische noch 

störungs- bzw. klinisch relevante, werden 
einbezogen, die Kriterienproblematik nicht 
einmal diskutiert. Kritikpunkt Gesundheits-
ökonomie: vorliegende gesundheitsökono-
mische Analysen weisen für Psychotherapie 
auf ein positives Kosten-Nutzen-Verhältnis 
bzw. einen hohen „Return of Investment“ 
hin, d. h. es besteht ein erheblicher gesund-
heitsökonomischer Nutzen. Dies wird im 
GEK-Bericht nicht zu Kenntnis genommen. 
Kritikpunkt Opportunitätskosten bei Nicht- 
oder Falschbehandlung: es ist bekannt, 
dass im Verlauf psychischer Erkrankungen 
somatische Fehlbehandlungen eine nicht 
unwesentliche Rolle spielen. Die mittlere 
Chronifizierungsdauer, bis eine psychische 
Erkrankung erkannt und adäquat behandelt 
werden kann, beträgt nach wie vor 5–7 
Jahre. Dabei erhält nur ein kleiner Teil der 
Bedürftigen eine geeignete psychothera-
peutische Behandlung. Europaweit muss 
mit ca. 300 Mrd. Euro gesellschaftliche Ge-
samtkosten für psychische Erkrankungen 
ausgegangen werden, was darauf hinweist, 
in welchen Dimensionen sich Opportuni-
tätskosten bewegen können.

Ausdrücklich unterstützt wird von der LPK 
die Auffassung des GEK-Reports, dass eine 
fundierte und umfangreiche Versorgungs-
forschung auch im Bereich der Psychothe-
rapie auf den Weg zu bringen ist.

Jugendliches Komatrinken – Landtagsanhörung – SWR1-Interview mit Martin Klett

Mitte Februar wurde von der CDU Land-
tagsfraktion Baden-Württemberg ein 
Expertenhearing zum Thema Jugendal-
koholismus – insbesondere zu dessen 
Einschränkungsmöglichkeiten durch 
nächtliche Alkoholverkaufsverbote an 
Tankstellen – durchgeführt, zu der auch 
die LPK geladen war. Die Kammer wurde 
dabei durch Vizepräsident Martin Klett, in 
Freiburg praktizierender analytischer Kin-
der- und Jugendlichentherapeut, vertre-

ten. Die Anhörung hatte ein großes Press-
echo zur Folge, wie Sie den Meldungen in 
der regionalen Tagespresse entnehmen 
konnten. Im Radio wurde u. a. auch ei-
ne Sendung des SWR ausgestrahlt, zu der 
auch Martin Klett interviewt wurde. Den 
Wortlaut des in Auszügen gesendeten In-
terviews finden Sie im Kammernewslet-
ter 01/2008, auf der Kammerhomepage 
können Sie darüber hinaus auch die Sen-
dung im mp3-Format herunterladen. Dort 

finden Sie zudem auch weitere Infos und 
Presseberichte zur Anhörung.

Geschäftsstelle

Jägerstraße 40, 70174 Stuttgart
Mo–Do 9.00–12.00, 13.00–15.30 Uhr
Tel. 0711 / 674470 – 0
Fax 0711 / 674470 – 15
info@lpk-bw.de; www.lpk-bw.de
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Mitteilungen der Bayerischen 
Landeskammer der Psychologi-
schen Psychotherapeuten und 
der Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten

12. Delegiertenversammlung am 10. April 2008 in München

Die Delegiertenversammlung des Frühjah-
res 2008 stand erneut ganz im Zeichen 
der Zukunft unserer Berufe. Die Delegier-
ten beschäftigten sich unter der Versamm-
lungsleitung von Klemens Funk und seiner 
Stellvertreterin, Ellen Bruckmayer, mit den 
Auswirkungen europarechtlicher und na-
tionaler politischer Entwicklungen auf die 
strukturelle und finanzielle Situation der 
Psychotherapie.

Dr. Nikolaus Melcop, Präsident der PTK 
Bayern, verwies in seinem Bericht über 
die Arbeit des Vorstands auf die Chancen 
der derzeitigen Unruhe in der politischen 
Szene in Bayern. Die Ergebnisse der Kom-
munalwahlen und die bevorstehende 
Landtagswahl haben gesundheitspoliti-
sche Themen in den Fokus gerückt. Es ist 
gerade jetzt eine besondere Offenheit der 
bayerischen Politiker für die Anliegen der 
Interessenvertreter im Gesundheitssystem 
zu erkennen.

Die PTK Bayern positioniert sich in diesem 
Umfeld eindeutig für die Interessen der 
Psychotherapeut/inn/en und die Siche-
rung der psychotherapeutischen Versor-
gung. Vornehmliche Ziele sind dabei die 
Orientierung und Stütze für unsere Mitglie-
der, die Beeinflussung von politischen Ent-
scheidungsträgern, die selbstbestimmte 
Mitwirkung in neu entstehenden Struktu-
ren, namentlich z.B. Beteiligung an Formen 
Integrierter Versorgung oder Netzen bzw. 
Einflussnahme auf deren Ausgestaltung.

Neben der Berichterstattung in Mit-
gliederbriefen, PTJ und Homepage  
wer den die Positionen der Kammer auch 
durch Stellungnahmen gegenüber Minis-

terien bzw. der BPtK 
und durch persön- 
liche Kontakte / Lob-
byarbeit vertreten (z.B. 
in Gesprächen mit Mi-
nis terpräsident Beck-
stein, Finanzminister 
und CSU-Vorsitzendem 
Huber, Gesundheitsmi-
nister Bernhard, bayeri-
schen Bundestagsabge-
ordneten, Vertretern von 
KV und Krankenkassen 
sowie Kontakten zu den 
relevanten Parteien).

Die Kammer übernimmt darüber hinaus 
weiterhin konkrete Verantwortung in viel-
fältigen Problem- und Zukunftsfeldern. 
Nikolaus Melcop verwies z.B. auf die aus-
gebuchten und geplanten Veranstaltungen 
der Kammer zu den Themen Palliativver-
sorgung, Ältere Menschen, Sucht, Kinder 
krebskranker Eltern, Prävention u.a.m.

Anlässlich der durch eine Studie der PTK 
Bayern erneut belegten Unterversorgung 
von Kindern und Jugendlichen mit psychi-
schen Störungen engagiert sich die PTK 
Bayern zudem stark für die Versorgung 
dieser Patientengruppe.

Ein weiterer Schwerpunkt der Kammerar-
beit liegt auf der gezielten Förderung des 
Psychotherapeutennachwuchses. Dabei 
stellte N. Melcop die Bemühungen der 
Kammer dar, dem drohenden Nachwuchs-
mangel im Rahmen der Umsetzung des 
sog. „Bologna-Prozesses“ gezielt entge-
genzuwirken. Es besteht dabei ein enger 

Kontakt der PTK Bayern zu den Ausbil-
dungsteilnehmer/inne/n, Ausbildungsins-
tituten und Hochschulen.

Dr. Melcop stellte zudem die Arbeit der 
Kammer auf den Gebieten Fortbildung, 
Berufsordnung, Veranstaltungen, Länderrat, 
Psychotherapeutenjournal, Versorgungs-
werk und bei Fragen der Anerkennung neu-
er Therapieverfahren (systemische Famili-
entherapie, Gesprächspsychotherapie) vor.

Ausführlich berichtete er auch über die 
Vorbereitungen der Kammer anlässlich der 
Einführung der geplanten elektronischen 
Ausweise im Gesundheitssystem, nament-
lich der elektronischen Gesundheitskarte 
(eGK) als funktionaler Erweiterung der 
bisherigen Krankenversichertenkarte und 
dem Heilberufeausweis (HBA).

Zum Abschluss des Vorstandsberichts mach-
te Nikolaus Melcop noch besonders auf den 
3. Landespsychotherapeutentag am 11. Ok-
tober aufmerksam, zu dem alle Mitglieder 
ganz herzlich eingeladen sind.

Foto: Dr. Nikolaus Melcop
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Resolutionen zu Gesundheits-
politik und Studienreform

Nach ausführlicher Diskussion verabschie-
dete die Delegiertenversammlung einstim-
mig zwei Resolutionen.

Eine Resolution bezieht sich auf die ak-
tuell in Bayern und bundesweit diskutier-
ten Themen im Zusammenhang mit der 
Gesundheitsreform. Anlass war die breite 
Diskussion darüber in den bayerischen 
Medien und mit Politikern im Vorfeld des 
Landtagswahlkampfes. Die PTK Bayern 
setzt sich dafür ein, dass Psychotherapie 
als unverzichtbarer Teil einer flächende-
ckenden Grundversorgung mit Erstzu-
gangsrecht der Patienten gefördert wird 
und dies gerade auch bei der Etablierung 
neuer Versorgungs- und Vertragsmodelle. 
Im Hinblick auf die Bezahlung von Psycho-
therapeuten, die derzeit weit unter dem 
Niveau vergleichbarer Leistungserbringer 
liegt, hat sowohl in der Vergütungsstruktur 
der ambulanten Versorgung als auch bei 
der Eingruppierung angestellter Psycho-
therapeuten eine deutliche Verbesserung 
zu erfolgen.

Eine zweite Resolution zur Studienreform 
wurde anlässlich der aktuell inneruniversi-
tär stattfindenden Festlegungen bzgl. Mas-
terstudiengängen verabschiedet, um die 
Einplanung ausreichender Kapazitäten an 
Master-Studienplätzen mit Schwerpunkt 
Klinische Psychologie durch die Universi-
täten anzumahnen.

Kommentar zu den „Perspekti-
ven 2011“ der BPtK

Anlässlich der bevorstehenden Heraus-
forderungen für unsere Berufe sind die 
Entwicklungen auf Bundesebene von er-
heblicher Bedeutung. Der Präsident der 

Bundespsychotherapeutenkammer, Prof. 
Dr. Rainer Richter, stellte der Delegierten-
versammlung als Gastredner den Stand 
der Perspektivenplanung der BPtK bis 2011 
vor, woraufhin eine breite Diskussion des 
Perspektivenpapiers der BPtK durch die 
Delegierten folgte.

Im Ergebnis stimmte die Delegiertenver-
sammlung einer vom Vorstand der PTK 
Bayern vorgelegten und um einige Beiträ-

ge aus der Delegiertenversammlung er-
gänzten Stellungnahme zu diesem Papier 
der BPtK ohne Gegenstimme zu. Diese 
Stellungnahme finden Sie im geschützten 
Mitgliederbereich unserer Homepage.

Jahresabschluss, Ausschüsse,  
Vertreter der PiA

Vizepräsident Peter Lehndorfer stellte aus-
führlich den Jahresabschluss 2007 vor. 
Dieser war von Vorstand und Finanzaus-
schuss jeweils einstimmig angenommen 
worden. Die auf freiwilliger Basis in Auftrag 
gegebene Prüfung des Abschlusses durch 
eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ergab 
wie in den Jahren zuvor keine Einwendun-

gen. Nach der anschließenden Diskussion 
und einer Stellungnahme durch Rudolf 
Bittner für den Finanzausschuss wurde der 
Jahresabschluss 2007 durch die Delegier-
tenversammlung angenommen und der 
Vorstand entlastet.

Anschließend folgten die Berichte aus 
den übrigen regelmäßig tagenden Aus-
schüssen der Kammer für Aus-, Fort- und 
Weiterbildung (Klemens Funk), für die 

psycho therapeutische 
Versorgung von Kin-
dern und Jugendli-
chen (Silke von der 
Heyde) sowie Psycho-
therapie in Institutio-
nen (Dr. Peter Dillig).

Zum Abschluss infor-
mierten die satzungs-
gemäßen Vertreter 
der Psychotherapeut/
inn/en in Ausbildung 
(Frank Mutert), der 
Ausbildungsinstitute 
(Susanne Färber) und 
Hochschulen (Prof. 

Dr. mult. Georg Hörmann) über ihre Tätig-
keiten.

Expertenkommission und 
-hearing des Sozialminis-
teriums

Das bay. Sozialministerium richtete in 
Folge der Proteste des bay. Hausärzte-
verbandes ein Expertenforum zur Zukunft 
der ambulanten Versorgung ein, das zwi-
schenzeitlich dreimal tagte. Als Leiter wur-
de der Bundesverfassungsrichter a.D. Prof. 
em. Dr. Udo Steiner berufen. Teilnehmer 
sind: Spitzenvertreter vom Sozialministe-

Foto: Prof. Dr. Rainer Richter

Foto: Die 12. Delegiertenversammlung während einer Abstimmung.
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rium (Ministerin, Staatssekretärin, ltd. Be-
amte), Politiker verschiedener Parteien, 
mehrere Vertreter der bay. Krankenkassen, 
KV-Vorstand, Bay. Ärztekammer, PTK Bay-
ern, Hausarzt- und Facharztvertreter. Die 
Kommission sucht nach Möglichkeiten, 
die Arbeits- und Vergütungssituation der 
niedergelassenen Ärzte und Psychothera-
peut/inn/en transparenter zu machen und 
zu verbessern. Weiterhin veranstaltete das 
Sozialministerium in Zusammenarbeit mit 
der Expertenkommission auch am 30. Ap-
ril ein „Expertenhearing“, bei dem nieder-
gelassene Ärzte und Psychotherapeuten, 
die sich direkt mit Anliegen an das Sozi-
alministerium gewandt hatten, Gelegen-
heit hatten, der Sozialministerin und den 
anwesenden führenden Vertretern des 
Gesundheitswesens ihre Probleme und 
Sorgen vorzutragen.

Krankenkassen be-
kräftigen Bedeutung 
der flächendeckenden 
 psychotherapeutischen 
Versorgung

Die Kammer hatte bei unterschiedlichen 
Anlässen Gelegenheit, sich mit Vertre-
tern von Krankenkassen über die aktu-
elle gesundheitspolitische Situation und 
insbesondere über die Zukunft der psy-
chotherapeutischen Versorgung in Bay-
ern vertieft auszutauschen. Insbesondere 
fanden Gespräche mit Vertretern der Lan-
desvertretungen der AOK, der Techniker 
Krankenkasse und von Betriebskranken-
kassen statt. Sowohl die Vertreter der 
Kammer als auch der Kassen betonten, 
dass es in der ambulanten Versorgung 
keine Alternative zum Kollektivvertrag 
über die Kassenärztliche Vereinigung gä-
be. Die Vertreter der Krankenkassen be-
tonten übereinstimmend, dass sie großes 
Interesse an der Aufrechterhaltung und 
(bei Unterversorgung) auch dem geziel-
ten Ausbau der flächendeckenden Ver-
sorgung mit Psychotherapie haben. Auch 
hochqualifizierte stationäre psychothe-
rapeutische Angebote hätten einen sehr 
wichtigen Stellenwert. Angesichts der 
enormen Umstrukturierungen und un-
sicheren Einnahmesituation der Kassen 
betonten deren Vertreter, dass sie derzeit 
keine differenzierten Aussagen zum kom-

menden Jahr und weiteren Planungen 
machen könnten.

PTK Bayern unterstützt 
Aktion „Gesundheitsfonds 
– So nicht!“

Die Kammer unterstützt zusammen mit 
den anderen Heilberufekammern in Bay-
ern und Baden-Württemberg und weiteren 
Institutionen die am 7. Mai durch die Kas-
senärztliche Vereinigung Bayerns (KVB) 
gestartete Initiative „Gesundheitsfonds – 
So nicht!“. Ziel der umfassend angelegten 
Kampagne der KVB ist es, der Öffentlich-
keit in Bayern die strukturellen Mängel des 
Gesundheitsfonds, der nach dem Willen 
der Bundesregierung am 1.1.2009 starten 
soll, eindringlich bewusst zu machen und 
vor dem Hintergrund der bevorstehenden 
Landtags- bzw. Bundestagswahl den Start 
des Gesundheitsfonds in der derzeitigen 
Form zu verhindern. Auf dieser Plattform 
werden nun auch die psychotherapeuti-
schen Anliegen im Gesundheitssystem in 
Bayern vertreten.

Gerade die von der PTK Bayern verfolgten 
Ziele der Verbesserung der psychothera-
peutischen Versorgung und der angemes-
senen Bezahlung von Psychotherapeuten 
werden durch die Einführung des Gesund-
heitsfonds und des zeitgleich startenden 
sog. morbiditätsorientierten Risikostruktur-
ausgleichs (Morbi-RSA) torpediert. Neben 
den für die bayerischen Leistungserbringer 
zu erwartenden Mittelabflüssen mit den 
entsprechenden Folgen für die Versor-
gung sieht die Kammer eine gravierende 
Fehlsteuerung darin, dass der Wettbewerb 
der Krankenkassen nach dem System 
des Gesundheitsfonds sehr stark darauf 
beschränkt wird, ob eine Krankenkasse 
Zusatzbeiträge erheben muss oder nicht. 
Es wird kaum noch Spielräume geben, re-
gional strukturierte Programme zu fördern, 
wie dies bisher auch im Bereich der Psy-
chotherapie in Bayern z.B. über Struktur-
verträge teilweise vorbildlich der Fall war.

Es konnte über Stellungnahmen der Bun-
despsychotherapeutenkammer (BPtK) 
zwar erreicht werden, dass auch einige 
psychische Erkrankungen im Rahmen des 
Morbi-RSA Berücksichtigung finden werden. 

Die Kassen werden jedoch trotzdem zur 
Vermeidung von Zusatzbeiträgen auch bei 
den berücksichtigungsfähigen Krankheiten 
höhere Ausgaben und Investitionen scheu-
en, obwohl solche zum Abbau bestehender 
Unterversorgungen im Bereich der Psycho-
therapie dringend erforderlich wären.

Die PTK Bayern unterstützt daher nach-
drücklich die Bemühungen dieser Kampa-
gne, den Gesundheitsfonds in der derzeit 
geplanten Ausgestaltung noch zu stop-
pen.

Initiativen zur Nachwuchs-
förderung PP / KJP

Der sog. „Bologna-Prozess“ ist in vollem 
Gange und die geplanten Veränderungen 
der Studiengänge berühren uns als Kam-
mer insofern, als wir fürchten müssen, 
dass es nicht mehr genügend entspre-
chend qualifizierte Hochschulabgänger 
geben wird, um die psychotherapeutische 
Versorgung durch PP/KJP in Zukunft zu si-
chern.

Aus den bayerischen Universitätsinstitu-
ten für Psychologie haben wir erfahren, 
dass nach dem jetzigen Stand der Pla-
nungen für die Zukunft nicht die gleiche 
Zahl an Masterabsolventen zu erwarten 
ist, die zuvor für die Diplomstudienplätze 
vorgesehen war. Zudem wird zukünftig, 
im Unterschied zur früheren Rahmenprü-
fungsordnung in Psychologie, keineswegs 
jeder Psychologie-Masterabsolvent einen 
Studienschwerpunkt Klinische Psycholo-
gie belegen. Bereits heute ist die Zahl der 
bayerischen Diplomabsolventen in Psy-
chologie nicht ausreichend, um genügend 
„Nachwuchs“ für unsere Berufsgruppe 
sicher zu stellen, wie wir anhand unserer 
Mitgliederstatistik und der Altersverteilung 
der Mitglieder feststellen müssen.

Bei einer zu befürchtenden ähnlichen 
Entwicklung in den anderen Bundeslän-
dern wird nach Umsetzung des „Bolog-
na-Prozesses“ die Zahl an Studienabsol-
venten in Psychologie mit Schwerpunkt 
Klinische Psychologie voraussichtlich 
nicht ausreichen, um die Zahl der Berufs-
angehörigen mindestens konstant halten 
zu können.
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Nachdem die Kammer bereits im letzten 
Jahr Kontakt zur Landespolitik mit dem 
Ziel aufgenommen hatte, dass die Schaf-
fung der erforderlichen Kapazitäten von 
dieser Seite unterstützt wird, haben wir 
uns nun auch direkt an die Universitätslei-
tungen gewandt, damit diese sich vor Ort 
dafür einsetzen, die Zahl der psychologi-

schen Masterstudienplätze, in denen der 
Schwerpunkt Klinische Psychologie belegt 
werden kann, in der Zahl der früheren Di-
plompsychologiestudienplätze zu erhalten. 
Angesichts der guten Berufsaussichten für 
die Absolventen wäre aus unserer Sicht 
ein Ausbau der Studienplätze wünschens-
wert.

Dieses Thema war auch ein wesentlicher 
Anlass eines Treffens der PTK Bayern mit 
den Hochschullehrer/innen aus Studiengän-
gen der „Zugangsberufe“ für die Psychothe-
rapieausbildung am 12. Juni in der Kammer-
geschäftsstelle, zu dem auch Vertreter der 
zuständigen Ministerien eingeladen waren. 
Ein Bericht wird im nächsten PTJ folgen.

Kurznachrichten

Termin bei Gesundheitsminister 
Dr. Bernhard

Bei einem Termin im Gesundheitsministeri-
um mit Staatsminister Dr. Ottmar Bernhard 
und leitenden Beamten wurden Möglichkei-
ten zur Zusammenarbeit bei der Thematik 
Prävention psychischer Störungen und die 
Situation der Psychotherapeut/inn/en in 
Bayern einschl. der Nachwuchsproblema-
tik besprochen. Dabei wurde dem Minister 
auch die aktuelle PTK-Studie zur Psychothe-
rapeutischen Versorgung von Kindern und 
Jugendlichen in Bayern übergeben, die be-
legt, dass nur etwa die Hälfte der behand-
lungsbedürftigen Kinder und Jugendlichen 
einen Behandlungsplatz findet.

PiA-Treffen mit Wahlen in der 
Kammer

Am 2. April fand in der Kammergeschäfts-
stelle das vierte Treffen der Sprecher der 
Ausbildungsteilnehmer (PiA) statt. Bei die-
sem Treffen informierten die Vertreter der 
PiA in der Kammer-DV über ihre zurücklie-
gende Arbeit und die PiA-Bundeskonferenz 
(Sprecher Frank Mutert). Bei den Wahlen 
für die PiA-Vetreter wurden die bisherigen 
Vertreter wieder gewählt (Sprecher: Frank 
Mutert, Stellvertreterinnen Michaela Erger 
und Britta Herrmann).

Psychotherapie mit älteren 
Menschen – Fortbildung

Am 12. April veranstaltete die PTK Bay-
ern in München die zweite Fortbildungs-
veranstaltung zum Thema Psychothera-
pie mit älteren Menschen. Prof. Susanne 
Zank (Universität Siegen) stellte in ihrem 
Vortrag die Besonderheiten der Psycho-
therapie im dritten und vierten Alter aus 
psychoanalytischer Sicht dar. Anschließend 
berichtete Prof. Gabriele Wilz (Berlin) über 

Beratungs- und Behandlungsmöglich-
keiten von pflegenden Angehörigen. Am 
Nachmittag beschrieb Prof. Martin Teising 
(Frankfurt/Main) in seinem Workshop psy-
chotherapeutische Ansätze bei Suizidalität 
im Alter. Im Workshop von Dr. Käte Schüs-
sel (Erlangen-Nürnberg) stand das Thema 
Gesprächsführung mit älteren Menschen 
im Mittelpunkt.

Suchtforum 2008

Am 23. April fand in München das 7. 
Suchtforum statt – eine Gemeinschafts-
veranstaltung von PTK Bayern, Bayerische 
Akademie für Suchtfragen, Ärztekammer 
und Apothekerkammer. Diesmal standen 
unter dem Titel „Mann SUCHT Frau“ die 
geschlechtsspezifischen Aspekte von Sucht 
und Abhängigkeit zur Diskussion. Prof. 
Irmgard Vogt stellte den Aufbau von ge-
schlechtsspezifischen Behandlungseinrich-
tungen dar. Chantal Mörsen berichtete über 
geschlechtsspezifische Verhaltenssüchte 
(Glückspiel, Kaufsucht, Online-Sucht) und 
deren Behandlung. Dr. Thorsten Kienast 
beschrieb aus ärztlicher Sicht männerspezi-
fische Süchte (Alkohol, Kokain, etc.), Mat-
thias Bastigkeit ging aus Apothekersicht auf 
frauenspezifische Süchte (Medikamente 
etc.) ein. In der abschließenden Podiums-
diskussion zeigte sich ein besonders starkes 
Interesse der Veranstaltungsteilnehmer an 
Online- und Computersucht.

Stellungnahme zu einer  
Landtagspetition zur Zulassung 
von Familientherapie in der 
GKV

Die PTK Bayern äußert sich zu einer Land-
tagspetition eines Vaters einer Patientin mit 
Essstörung zur Zulassung von Familienthera-
pie in der GKV. Neben einigen klarstellenden 
Ausführungen zum Sachstand, zur gesetzli-

chen Lage und zur laufenden Bewertung der 
systemischen Therapie durch den Wissen-
schaftlichen Beirat wird die Stellung der Fa-
milientherapie in der psychotherapeutischen 
Versorgung positiv kommentiert.

Zweites Symposium zur Pallia-
tivversorgung in Nürnberg gut 
besucht

Auch das zweite Symposium der PTK Bay-
ern zur Palliativversorgung am 15. März in 
Nürnberg stieß auf großes Interesse der 
Mitglieder. In Vorträgen und Workshops 
wurden unterschiedliche Aspekte der psy-
chotherapeutischen und der medizinischen 
Versorgung im Palliativbereich dargestellt.

Teilnahme an regionalen Kin-
derschutzkonferenzen

Die in Bayern vom Sozialministerium ins 
Leben gerufenen Kinderschutzkonferen-
zen dienen der stärkeren Vernetzung un-
terschiedlicher Hilfsangebote vor Ort. Auf 
diesen Konferenzen an unterschiedlichen 
Orten in Bayern werden regionale Projek-
te vorgestellt, die sich dem Kinderschutz 
verschrieben haben. Das Motto lautet: Kin-
derschutz braucht starke Netze.

Vorstand der Kammer:

Nikolaus Melcop, Peter Lehndorfer,  
Bruno Waldvogel, Gerda B. Gradl,  
Heiner Vogel, Angelika Wagner-Link,  
Benedikt Waldherr.

Geschäftsstelle

80336 München, St.-Paul-Str. 9
Post: Postfach 151506, 80049 München
Tel.: 089/515555 - 0, Fax: - 25
Mo - Do 9.00 - 15.30, Fr 9.00 - 13.00 Uhr
info@ptk-bayern.de, www.ptk-bayern.de



Fortbildungsveranstaltungen der PTK Bayern 
 
 
 

3. Bayerischer Landespsychotherapeutentag am 11. Oktober 2008 
in München, Technische Universität, Arcisstraße 21 

 
„Schneller, billiger, transparenter…!? – Ansprüche an Psychotherapeutinnen  

und Psychotherapeuten in der globalisierten Moderne“ 

 

Schneller, billiger, transparenter – die Veranstaltung greift den aktuellen Zeitgeist auf, 

den Druck zunehmender Ökonomisierung, Beschleunigung und Effizienzsteigerung. 

Auch an Psychotherapeut/inn/en werden diese Ansprüche herangetragen. Sind diese 

Tendenzen für unsere Arbeit hilfreich –  oder besonders gefährlich? 

Aus psychotherapeutischer, sozialwissenschaftlicher und biologischer Perspektive 

werden diese Themen beleuchtet und aus Sicht der Psychotherapeut/inn/en 

diskutiert. Kann die Gratwanderung zwischen individueller Psychotherapie 

und Effizienz gelingen? Taugt unser Gehirn für schnelle Psychotherapie-Effekte? 

Was schlagen aktuelle Normierungen und Leitlinien vor? Wie viel Psychotherapie, 

wie viel Zeit darf bei psychischen Problemen erlaubt sein? Können und sollen 

Behandlungen normiert, im Verlauf extern kontrolliert und durch Technik wie 

das Internet unterstützt werden - oder drohen gläserner Patient und Therapeut? 

Wann „muss ein Patient wieder gesund“ sein? 

 

Buchung bis zum 30. Juni 2008: 80,-- Euro, danach 100,-- Euro;  
Psychotherapeuten in Ausbildung und Studenten zahlen die Hälfte. 

Für die Veranstaltung werden 7 Fortbildungspunkte anerkannt. 
 

 
 

Zu allen Veranstaltungen finden Sie weitere Informationen, Programme und 
Anmeldeformulare auf unserer Homepage: www.ptk-bayern.de 

 
 
Kinder krebskranker Eltern     Psychotherapeut/inn/en in  
am 5. Juli 2008     Behandlung und Prävention von 
Klinikum der Universität München,   Süchten am 12. Juli 2008 
Campus Großhadern, Hörsaal VIII in München, LMU, Hauptgebäude, 

Geschwister-Scholl-Platz 1 

Eine gemeinsame Fachtagung von    

Lebensmut e.V., LMU Klinikum und   Vorträge und Workshops über 

PTK Bayern zu Themen wie Perspektiven   Präventionsansätze zur Behandlung  

seelischer Gesundheitsvorsorge, aktuelle von Suchtkranken und neue    

Forschungsergebnisse, ambulante   Behandlungsmethoden.  

psychotherapeutische Betreuung von                                                                                      

Kindern krebskranker Eltern. 

Gebühr: 100,-- Euro 
Für die Veranstaltung werden 3  Für die Veranstaltung werden 8 
Fortbildungspunkte anerkannt.   Fortbildungspunkte anerkannt. 

 
 

 
 

1. Tag der Heilberufe in Bayern am 23. Juli 2008  
in München, Hörsaal Physiologie, Pettenkoferstr. 14 

 

Vor der Landtagswahl im September 2008 stellen die Heilberufekammern Bayerns 

gemeinsam die Aussagen der Parteien zum Gesundheitsstandort Bayern im Rahmen  

einer Podiumsdiskussion mit hochrangigen Vertretern der Politik auf den Prüfstand.  

Neben den Aussagen zur Gesundheitspolitik und hier insbesondere zur Zukunft der 

flächendeckenden Versorgung soll auch über die beruflichen Perspektiven der Heilberufe 

diskutiert werden. 

 

Wir würden uns freuen, wenn Sie an der Diskussion teilnehmen würden und  
laden Sie herzlich ein, diese kostenlose Veranstaltung zu besuchen!  
 

 

Neu im Fortbildungskalender 
Seit kurzem können Sie gezielt nach akkreditierten Veranstaltern suchen. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,

Aufgabe – Verkauf – Fortführung – Nachfolge – … einer KV-Praxis: das sind Fragen, 
die die Berliner Psychotherapeutenkammer und ihre Mitglieder zurzeit und in den 
kommenden Jahren bewegen. Egal welcher Begriff verwendet wird, die damit ver-
bundenen inhaltlichen Aspekte und Fragestellungen sind meist identisch. 47% der 
Berliner Kammermitglieder sind 55 Jahre und älter. 43,5% sind zwischen 55 und 67 
Jahren. Unterstellt, dass sich diese Verhältniszahlen etwa auch bei den KV-zugelasse-
nen Mitgliedern widerspiegeln, könnten in den nächsten 10 bis 12 Jahren über 500 
Praxissitze frei werden. Wird der Praxisausstieg nicht von langer Hand geplant und 
strukturiert, kann es passieren, dass keineswegs all diese Sitze wieder vergeben wer-
den. Die Praxisaufgabe ist insofern nicht nur wegen der großen Zahl der betroffenen 
Kolleg/-innen, sondern auch unter dem Aspekt der zukünftigen Patientenversorgung 
von ganz erheblicher Relevanz.

Wesentliches zu den rechtlichen Rahmenbedingungen und unterschiedlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten einer Praxisabgabe wurde von den Rechtanwältinnen Fr. Dr. Uta 
Rüping und Frau Soffner im PTJ 1/2008 (S. 12 ff) anschaulich dargestellt. In den fol-
genden beiden Artikeln werden einige ergänzende berufspolitische und berufsrechtli-
che Erwägungen aus Sicht der Berliner Psychotherapeutenkammer dargestellt.

Einstieg in den Ausstieg – Zulassungsentziehungen 
vermeiden und psychotherapeutische Versorgung 
 langfristig sichern

Jede in einem Richtlinienverfahren – ana-
lytisch, tiefenpsychologisch fundiert oder 
verhaltenstherapeutisch – ausgebildete 
Psychologische Psychotherapeutin1, bzw. 
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peutin, begründete bis zum Inkrafttre-
ten des Psychotherapeutengesetzes am 
1.1.1999 ihren Praxissitz darin, dass sie 
im Delegationsverfahren mit einer Ärztin 
arbeitete.

De iure führte die Psychotherapeutin Be-
handlungen im Auftrag und unter Aufsicht 
einer Ärztin durch. Die damaligen psycho-
therapeutischen Praxen wurden analog 
den ärztlichen nach der Approbation und 
Eintragung in das Arztregister und der Zu-
lassung durch den Zulassungsausschuss 
zu Praxissitzen. Psychologische Psychothe-
rapeutinnen (PP) und Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeutinnen (KJP) fielen 

wie die ärztlichen Kolleginnen damit auch 
unter die Bedarfsplanung.

Die offenen Praxissitze mit 60% für PP 
und KJP und 40% für psychotherapeu-
tisch tätige Ärztinnen2 wurden seitens der 
PP und KJP relativ schnell besetzt. In der 
Konsequenz wird jetzt jeder abzugebende 
Praxissitz öffentlich ausgeschrieben und in 
der Regel gemäß Empfehlung der Praxisin-
haberin die Nachfolgerin vom Zulassungs-
ausschuss bestimmt.

Von Jahr zu Jahr wächst durch die steigen-
de Zahl von Ausbildungsabsolventinnen 
bei gleichzeitiger Zulassungsbeschränkung 
die Nachfrage nach Praxissitzen. Damit ist 
in Berlin ein doppeltes Problem entstan-
den. Zum einen ist durch die wachsende 
Nachfrage nach Praxissitzen ein Markt ent-
standen, in dem die Preise für PT-Praxen 

zum Teil in unangemessene Höhen ge-
trieben wurden, zum anderen kann der 
psychotherapeutische Praxissitz wegfallen, 
wenn die abgebende Praxisinhaberin dem 
Zulassungsausschuss keine Nachfolgerin 
vorschlägt bzw. es sich um eine nichtfort-
führungsfähige Praxis handelt. Wir müssen 
uns beiden Problemen zuwenden. Wenn 
die Preise zu hoch sind, wird der nach-
folgenden Generation der Einstieg in die 
freiberufliche Arbeit unmöglich gemacht, 
wenn Vertragspsychotherapeutinnensitze 
wegfallen, werden die Arbeitsmöglichkei-
ten für unsere Profession immer geringer 
und den Patientinnen wird ein gutes und 
effektives Behandlungsangebot sukzessive 
entzogen.

Wir müssen also in zwei Richtungen den-
ken und handeln. Zum einen, wie der Ver-
kauf einer psychotherapeutischen Praxis 
sachlich gerechtfertigt und fair vonstatten 
gehen kann, zum anderen, wie die psy-
chotherapeutischen Kassenpraxen wei-
tergeführt werden können. Beim Verkauf 
der psychotherapeutischen Praxis wird es 
darum gehen, den materiellen und im-
materiellen Wert angemessen zu berück-
sichtigen, da sich daraus der Verkaufspreis 
zusammensetzen soll. Das Thema Praxis-
verkauf wird in dem nachfolgenden Beitrag 
von Frau Struck ausführlich gewürdigt; ich 
wende mich deshalb dem zweiten Aspekt 
zu, der Weitergabe der psychotherapeuti-
schen Praxen.

Weitergabe einer psychotherapeuti-
schen Kassenpraxis: Die Berliner Psy-
chotherapeutenkammer hat ein großes 
Interesse daran, dass die Kolleginnen, 

1 Der besseren Lesbarkeit wegen benutze ich 
durchgehend die weibliche Form; die Aus-
führungen betreffen selbstverständlich auch 
Männer.

2 Ob diese Aufteilung von 60% für PP und 
KJPs und 40 % für Ärztinnen erhalten blei-
ben soll und wie sich ggf. ein Wegfall auf die 
Gesamtversorgung auswirken kann,  wird 
derzeit kontrovers diskutiert.
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die ihre Vertragspsychotherapeutinnen-
praxis aufgeben, ihren Sitz nicht verfallen 
lassen, sondern ihn weitergeben. Dabei 
kann die Tatsache, dass hiermit auch Geld 
verdient wird, eventuell motivierend sein. 
Damit der Sitz nicht wegfällt, dürfen die 
Ausscheidenden nicht bis zur Aufgabe der 
Kassentätigkeit die Stunden reduzieren 
und damit die Kassentätigkeit auslaufen 
lassen. Wird die Kassentätigkeit bis auf ein 
Minimum reduziert, bleibt am Ende nichts, 
was weitergegeben und damit verkauft 
werden kann. Auf Grund des verbotenen 
Konzessionshandels ist die KV-Zulassung 
nicht verkäuflich. Ist das KV-Volumen  zu 
gering, besteht keine fortführungsfähige 
Praxis mehr. Ein solches Ausschleichen ist 
besonders bei analytisch und tiefenpsy-
chologisch arbeitenden Kolleginnen bisher 
üblich, da gerade bei Langzeitbehandlun-
gen das Ende der Kassentätigkeit im Sinne 
der Patientinnen langfristig geplant wird.

Im Grunde muss also die Praxistätigkeit er-
halten bleiben. Diejenige, die ihre individu-
elle Behandlungskapazität reduzieren will, 
sollte dies durch Umverteilung auf andere 
Schultern tun.

Hier ist die Praxisassistenz3 ideal; sie er-
fordert jedoch, wenn sie sinnvoll greifen 
soll, einen mehrjährigen Vorlauf von 5 bis 
6 Jahren. Bei voll ausgelasteter, laufender 
Vertragspsychotherapeutinnenpraxis stellt 
die den Ausstieg planende Kollegin eine 
Praxisassistentin ein, die das Stundenkon-
tingent übernimmt, das die abgebende 
Kollegin nicht mehr arbeitet. Praxisassis-
tenzen dürfen nicht (auch nicht bei ge-
nehmigungspflichtigen Leistungen!) zur 
Ausweitung der Abrechnungsziffern füh-
ren, sondern müssen im Kontingent der 
Abgebenden liegen. Die Einstellung einer 
Praxisassistentin kann zur Verstärkung der 
Diagnostik und Übernahme von Patien-
tinnenbehandlungen führen. Indem die 
Praxisassistentin Diagnostik betreibt (z. B. 
probatorische Sitzungen für vorhandene 
Institutsambulanzen übernimmt und damit 
die Scheinzahl der abgebenden PP oder 
KJP für das Quartal erhält bzw. erhöht) 
oder reguläre Patientinnenbehandlungen 
durchführt (KZT und entsprechend dem 
jeweiligen Verfahren Langzeitbehandlun-
gen), bleibt die psychotherapeutische Pra-
xis ausgelastet und fällt nicht weg. Solange 

dies im Rahmen des bisherigen Arbeitsvo-
lumens bleibt (geringfügige Steigerungen 
bis zu 3 % dürften möglich sein, am si-
chersten bei der KV zu erfragen), führt hier 
die Praxisassistenz dazu, dass der Kassen-
sitz (aus Sicht der KV) nicht zum Ruhen 
kommt. Diese Lösung ist für alle Seiten 
günstig. Die sukzessiv ausscheidende Kol-
legin erhält ihren Vertragspsychotherapeu-
tinnensitz im System der GKV sowohl für 
die Patientinnen als auch für die folgende 
Generation. Die Kolleginnen, die neu ap-
probiert sind und keinen Kassensitz haben, 
können mit ihrem erworbenen Wissen ih-
ren Lebensunterhalt sichern, Erfahrungen 
sammeln und sich für die späteren Praxis-
übernahmeverhandlungen mit der KV ein-
führen (spielte bei Bewerberinnen in der 
Spruchpraxis des Zulassungsausschusses 
immer wieder eine Rolle!).

Praxisassistenz ist ebenso möglich wie 
Jobsharing. Welches Modell passt, muss 
jede, die das Ende ihrer Berufstätigkeit 
ansteuert, selbst überlegen. Hier beraten 
wir Sie im Rahmen unserer Möglichkeiten 
gerne.

Da nach herrschender Rechtsmeinung 
auch eine psychotherapeutische Praxis 
verkäuflich ist, kann die Möglichkeit der 
Praxis assistenz vielleicht ein materieller An-
reiz für die abgebende Kollegin sein. Denn 
nur eine ausgelastete Kassenpraxis lässt 
sich weitergeben, offiziell „fortführungs-
fähiges Praxissubstrat“ (Patientenstamm, 
Praxisräume, Sprechstunden, Praxisinfra-
struktur etc.).

Ausblick: Es geht jetzt darum, strukturel-
le Voraussetzungen zu schaffen, um die 
Kassenpraxen reibungslos weitergeben 
zu können. Fallen die Sitze weg, haben 
wir in den letzten Jahrzehnten umsonst 
dafür gekämpft, dass psychologische Psy-
chotherapeutinnen und Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapeutinnen an der 
gesellschaftlichen Gesundheitsversorgung 
flächendeckend beteiligt sind. Gleichzeitig 
geht es darum, zu verhindern, dass durch 
überhöhte Preise beim Praxisverkauf unser 
Berufsstand in Misskredit gerät, und dass 
die nachfolgende Generation von PPs und 
KJPs sich den Berufseinstieg ins Gesund-
heitssystem finanziell leisten kann und 
sich nicht durch die Ausbildung und den 

Kauf eines Vorschlagsrechtes für einen 
Kassensitz ruiniert.

Eine Praxisabgabebörse kann perspekti-
visch, wenn alle das wollen, in Kooperati-
on zwischen Kammer und Fachverbänden 
organisiert werden.

Zur berufspolitischen und -rechtlichen 
Frage eines angemessenen Verkaufsprei-
ses verweise ich auf den Artikel von Frau 
Struck.

Abschließend einige Gedanken aus psy-
chotherapeutischer Sicht hinsichtlich der 
verlangten Kaufpreise. Die rechtliche Kon-
struktion des immateriellen Wertes sollte 
Psychotherapeutinnen hellhörig machen. 
Gerade wenn etwas allein durch die Ge-
setze des Marktes so unübersehbar von 
außen bestimmt ist, haben wir als Psy-
chotherapeutinnen mit anderen ethischen 
Grundsätzen die Aufgabe, darüber nachzu-
denken, was hier innerpsychisch passiert. 
Werden Erkenntnisse vermieden, die weh-
tun?

Was bekommt die Praxiskäuferin für ihr 
Geld? In der Regel nichts Materielles! Wa-
rum fordern Psychotherapeutinnen Geld 
für nichts, was verbirgt sich hinter dem 
immateriellen Wert? Wieso verlangt eine 
Psychotherapeutin 10.000 bis 100.000 
Euro für einen Vorschlag an den Zulas-
sungsausschuss? Mir drängt sich die Frage 
auf, wieso Kolleginnen für die Beendigung 
ihres Berufslebens Geld haben wollen. Wa-
rum kann eine Berufstätigkeit nicht einfach 
beendet werden? Wieso soll die nachfol-
gende Generation Geld dafür zahlen, dass 
jemand aufhört, mit den Krankenkassen 
abzurechnen? Wo kommt ein solches An-
spruchsdenken her? Etwas haben zu wol-
len, weil etwas zu Ende geht? Ich vermute, 
dass mit dieser Begehrlichkeit, für Nichts 
Geld haben zu wollen, ein schmerzhafter 
Prozess vermieden wird – die Erkenntnis 
und der Schmerz, dass ein Abschied, ein 

3 Die Verwendung der Begrifflichkeiten Pra-
xisassistenz und Jobsharing erfolgt in der 
Kollegenschaft und unter Fachleuten nicht 
einheitlich. Hier ist mit Praxisassistenz die 
Aufnahme einer Kollegin im Anstellungs-
verhältnis gemeint und mit Jobsharing eine 
gleichberechtigte Partnerschaft in Form einer 
Gemeinschaftspraxis.
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Ende dessen ansteht, das einen wesentli-
chen Teil des Lebens ausmachte.

Mit Patientinnen bearbeiten wir das Ende 
einer Behandlung. Wir wissen, dass es nötig 
ist, diesen schmerzhaften Prozess zu be-
wältigen. Ich gehe davon aus, dass mit dem 
Praxisverkauf möglicherweise ein schmerz-
hafter Prozess verleugnet, vergoldet wird. 
Als Psychotherapeutinnen wissen wir, dass 
das nicht funktioniert. Die versuchte Ermitt-
lung des immateriellen Praxiswertes ist, 
wenn dies nicht berücksichtigt wird, eine 
Form von Selbstbetrug. Auch Psychothera-

peutinnen erleiden den Schmerz des Ab-
schieds, der nicht vergoldet werden kann. 
Wird dieser Schmerz vermieden, kann das 
nur destruktive Folgen haben.

In langen Jahren psychotherapeutischer 
Praxis lernen wir auszuhalten, uns (im 
Winnicottschen Sinne) gebrauchen zu las-
sen. Dafür muss und kann die nachfolgen-
de Generation uns nicht entschädigen, sie 
kann nicht das wiedergutmachen, was zu 
unserem Beruf gehört. Narzisstische Defizi-
te machen es unmöglich, den Kindern voll 
Stolz das Feld zu überlassen, sie und ihr 

Tun libidinös zu besetzen. Vielleicht kann 
die Psychotherapeutenkammer hier in Zu-
kunft eine wichtige Rolle übernehmen und 
die Erfahrungen der Kolleginnen nutzen, 
die sich aus der aktiven psychotherapeu-
tischen Tätigkeit zurückziehen (müssen). 
Erst dann kann ein Dialog zwischen den 
Generationen beginnen, der von gegen-
seitiger Anerkennung und Wertschätzung 
geprägt ist.

Christiane Angermann-Küster 
Vorstandsmitglied der Psychotherapeu-

tenkammer Berlin

Streit um Praxisverkäufe: Was ist ein angemessener Preis für eine KV-Praxis?

Der Streit um die Angemessenheit eines 
Kaufpreises von psychotherapeutischen 
Praxen droht den Berufsstand zu spalten. 
Im Rahmen von Beschwerdefällen liegen 
der Kammer erste Streitigkeiten von Kam-
mermitgliedern untereinander vor.

Der Wert einer Praxis wird aus zwei ein-
zelnen Komponenten zusammengesetzt, 
dem materiellen und dem immateriellen 
Wert. Der materielle Wert bezieht sich auf 
alles, was körperlich vorhanden ist, d. h. auf 
konkrete Praxisräume, Praxisausstattung – 
wie Computer, Literatur, Möbel etc. Er lässt 
sich relativ einfach sachlich ermitteln und 
stellt bei psychotherapeutischen Praxen 
häufig nur einen kleinen Anteil an dem 
insgesamt vereinbarten Kaufpreis dar. Der 
immaterielle Praxiswert dagegen bezieht 
sich auf eher subjektiv geprägte  Aspekte, 
wie Einführung der Praxis, Bekanntheits-
grad, Kooperationspartner, die auf die 
Praxis zuweisen, vorhandene Wartelisten, 
potenzielle Privatpatienten etc. Dieser sub-
jektive Anteil macht den weitaus größten 
Anteil bei der Praxiswertermittlung aus. Er 
lässt sich nur schwer operationalisieren 
und damit im Verwaltungsverfahren auch 
nur begrenzt kontrollieren.

In den so genannten überversorgten und 
damit zulassungsbeschränkten Gebieten 
führt die Berücksichtigung eines immateri-
ellen Verkaufswertes derzeit zu sehr hohen 
Gesamtverkaufspreisen, die objektiv be-
trachtet oft überhöht sind. Der Vorstand der 
Psychotherapeutenkammer Berlin nimmt 
diese Tendenz mit Besorgnis zur Kenntnis. 

Zwar sind eine Reihe von Aspekten der Pra-
xisabgeber durchaus nachvollziehbar, aber 
auch die Praxiserwerber haben berechtigte 
Interessen. In den seltensten Fällen spielt 
die Haltung „warum soll ich nicht nehmen, 
was ich kriegen kann“ und der Gedanke, 
dass der Markt nun mal solch hohe Preise 
zulasse, die ausschlaggebende oder ein-
zige Rolle. Vielmehr soll das Geld häufig 
dazu dienen, eine ungenügende Alters-
sicherung aufzubessern oder einen Aus-
gleich für eine Lebensphase schaffen, die 
häufig als lange Zeit des Darbens oder als 
große Ungerechtigkeit empfunden wurde, 
wie etwa der Kampf um Anerkennung des 
Berufes oder dem Kampf um eine KV-Zu-
lassung etc.

Teilweise sollen durch den Verkaufserlös 
auch die Kosten für einen Umzug in neue 
Praxisräume, und damit zum Teil ebenfalls 
hohe Ausgaben für einen Praxiserwerb 
oder für Steuerverluste abgefedert werden. 
Das sind alles nachvollziehbare Erwägun-
gen. Dabei wird aber übersehen, dass für 
die tatsächlichen oder vermeintlichen er-
lebten Ungerechtigkeiten, für die mangel-
hafte Altersvorsorge u. ä. nicht die jungen 
bzw. nachwachsenden Kolleg/-innen ver-
antwortlich sind. Der Wunsch nach einem 
Ausgleich wird auf ihrem Rücken ausgetra-
gen und das, wo sie selbst häufig Opfer 
(zahlreicher) Benachteiligungen im Ver-
gleich zu anderen Berufsgruppen sind. Die 
jungen Kolleg/-innen sind häufig aufgrund 
der langen Ausbildung und der schlechten 
Vergütung im Rahmen der notwendigen 
praktischen Ausbildung beim Start ins Be-

rufsleben schon verschuldet und sollen 
nun durch Erwerb einer Praxis den Schul-
denberg noch erhöhen. Von den Praxisab-
gebern wird darüber hinaus häufig über-
sehen, dass sich der Verkaufspreis eben 
nicht durch das freie Spiel der Kräfte am 
Markt entwickelt, sondern – zumindest in 
Berlin – hauptsächlich durch die staatliche 
Reklementierung (Zulassungsbeschrän-
kung) geprägt ist. Ohne diese Rahmenbe-
dingungen könnten die z. Zt. gehandelten 
Preise nicht erzielt werden. Ebenfalls nicht 
bedacht wird, dass die KV-Zulassung kein 
Eigentum des Praxisinhabers ist, sondern 
eine staatliche Lizenz, die nicht verkäuflich 
ist. Diejenigen, die heute ihre KV-Praxis 
verkaufen, mussten dafür in der Regel zu-
meist keinen immateriellen Wert bezahlen. 
Aufgrund der unmittelbar nach Einführung 
des Psychotherapeutengesetzes fehlen-
den Zulassungsbeschränkung konnten sie 
sich niederlassen oder eine vorhandene 
eigene Praxis zur KV-Praxis umwandeln. 
Neben den unter Umständen notwendi-
gen Aufwendungen für Anwaltskosten, die 
dazu dienten, den Sitz zu erringen oder zu 
erhalten, mussten sie in der Regel lediglich 
in den materiellen Praxiswert – wie z. B. 
Raum- und Technikausstattung – investie-
ren.

Bei der Nachfolgezulassung, die in § 103 
Abs. 5 SGB V geregelt ist, hat der Zulas-
sungsausschuss die wirtschaftlichen Inter-
essen des ausscheidenden Vertragsarztes 
nur insoweit zu berücksichtigen, als der 
Kaufpreis die Höhe des Verkehrswertes 
der Praxis nicht übersteigt.
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Das Landessozialgericht Baden-Würt-
temberg hat in seiner Entscheidung vom 
22.11.2007 (L 5 KA 4107/07 ER-B) sehr 
schön ausgeführt, dass dies auch bedeu-
tet, dass die Zulassungsausschüsse der 
Kassenärztlichen Vereinigungen bei der 
Prüfung der Voraussetzungen der Nach-
folgezulassung eigenständig Wertermitt-
lungen anstellen dürfen. Die Einigkeit der 
Beteiligten über einen Kaufpreis ist für die 
Zulassungsgremien nicht bindend. Beste-
hen Zweifel an der Angemessenheit eines 
Kaufpreises, können diese Zweifel auf 
Grundlage der Untersuchungsmaxime des 
§ 20 SGB X durch eigenständige Werter-
mittlungen der Zulassungsgremien beho-
ben werden.

Die sachliche Rechtfertigung erfährt der 
Untersuchungsgrundsatz darin, dass das 
öffentliche Interesse an der Feststellung 
des wahren Sachverhalts Vorrang vor den 
Privatinteressen der Beteiligten haben soll. 
Daher kann der Zuschlag der KV-Zulas-
sungsstellen bei unangemessener Preis-
gestaltung anders erfolgen, als es der Pra-
xisabgeber in seiner Vorschlagsliste angibt. 
Das Urteil des Landessozialgerichtes lässt 
sich etwa wie folgt zusammenfassen: Der 
Teil eines Kaufpreises, der nicht auf der 
Leistung des Abgebers beruht, sondern 
durch eine staatlich verordnete Knappheit 
(Zulassungsbeschränkung) entsteht, ist 
kein zu berücksichtigender Verkehrswert.

Das Landessozialgericht gibt noch einen 
weiteren Aspekt für eine Beschränkung 
der Verkaufserlöse zu bedenken: Ein Ver-
tragsarzt, der eine Praxis zu überhöhten 
Preisen erwirbt, geht damit eine Belas-
tung ein, die er angesichts der budget-
bedingt begrenzten Praxiseinnahmen nur 
schwer auszugleichen vermag. Ein finan-
ziell zu stark unter Druck stehender Ver-
tragsarzt neigt aber nach Erfahrung des 
Senats aus zahlreichen Verfahren dazu, 
durch unwirtschaftliches Handeln oder 
durch das Unterlaufen von Qualitätsstan-
dards seinen Praxiserlös zu verbessern, 
also durch Verhaltensweisen, denen im 
SGB V in zahlreichen Vorschriften entge-
gengewirkt wird.

Daher appelliert der Vorstand:

An die Praxisverkäufer: Maßvolle Preise  �

zu verlangen, die sich an dem objek-
tiven Wert einer Praxis orientieren. An-
haltspunkte können hier z. B. die Um-
sätze der letzten zwei 2 Jahre sein und 
auch die Frage, inwieweit tatsächlich 
ein Patientenstamm bzw. angebahnte 
Behandlungen zum Verkaufsobjekt ge-
hören.4

An den Zulassungsausschuss der KV  �

Berlin: Bei einer Nachfolgezulassung die 
Frage eines angemessenen Preises für 
die Praxis explizit zum Prüfungsgegen-
stand zu machen, wie es offensichtlich 
auch in dem Verfahren beim Landesso-
zialgericht Baden-Württemberg zugrun-
de liegenden Fall geschehen ist.
An die Kolleg/-innen, die mit mög- �

licherweise oder sicher überhöhten 
Preisen konfrontiert werden, sich an 
die Kammer zu wenden. Sie wird im 
Stadium der Vertragsverhandlung ver-
suchen Einfluss zu nehmen und ggf. 
auch im Nachhinein im Rahmen eines 
Beschwerdeverfahrens Übervorteilun-
gen sanktionieren.

K. Struck 
Geschäftführerin

Weiterführende Literatur:

Uta Rüping; E. Mittelstaedt (2008): „Abga-
be, Kauf und Bewertung psychotherapeu-
tischer Praxen“, Heidelberg: Psychothera-
peutenverlag

Der Vorstand der Kammer sieht in 
der Forderung unangemessen hoher 
Verkaufspreise von KV-Praxen einen 
Verstoß gegen die guten Sitten so-
wie gegen das Gebot des kollegialen 
Umgangs miteinander. Die Berufs-
ordnung der Berliner Psychothera-
peutenkammer hat das in den §§ 17, 
Abs. 1 und 24, Abs. 5 festgeschrie-
ben. In Beschwerdefällen wurden 
bereits Rügen ausgesprochen und 
zum Teil mit einer Geldauflage bis zu 
3000 EUR versehen.

Redaktion

Ch. Stößlein, I. Brombacher, M. Henkel-
Gessat, P. Isaac-Candeias, Dr. B. Locher, 
U. Meybohm, R. Mrazek, Dr. M. Thielen

Neue Fortbildung ab 
Herbst: „Psychosomatik in 
der Zahnmedizin“

Im Rahmen der Dienstagabendfortbil-
dungen der Zahnärztekammer Berlin 
präsentierten am 8. April 2008 Dr. Wolf-
gang Schmiedel, Kammerpräsident der 
Zahnärztekammer Berlin, und Michael 
Krenz, Kammerpräsident von der Psycho-
therapeutenkammer Berlin, vor rund 120 
Teilnehmer/-innen das neue Fortbildungs-
konzept „Psychosomatik in der Zahnme-
dizin“. Das fachübergreifende Curriculum 
richtet sich an Zahnärzt/-innen wie auch 
an Psychotherapeut/-innen oder Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeut/-innen. 
Es umfasst 8 eintägige Ausbildungsmo-
dule, die im Zeitraum von September 
bis Dezember 2008 angeboten werden. 
Weitere Informationen finden Sie auf den 
Webseiten der Zahnärztekammer Berlin 
(www.zahnaerztekammer-berlin.de), des 
Fortbildungsinstituts der Zahnärztekam-
mer (www.pfaff-berlin.de) sowie auf den 
Webseiten der Psychotherapeutenkammer 
Berlin (www.psychotherapeutenkammer-
berlin.de).

4 Es gibt unterschiedliche Berechnungsmodel-
le, z.B. das Niedersächsische oder Hambur-
ger Berechnungsmodell

Geschäftsstelle

Kurfürstendamm 184
10707 Berlin
Tel. 030 887140-0; Fax -40
info@psychotherapeutenkammer-berlin.de
www.psychotherapeutenkammer-berlin.de
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Psychotherapeutenkammer Bremen

Ergebnisse der Erhebung über die ambulante psychotherapeutische Versorgung von 
Patienten mit Migrationshintergrund im Land Bremen

Die von der Volkswagenstiftung geförder-
te Bremer Studiengruppe am Zentrum für 
Europäische Rechtspolitik „Neuen Subjek-
ten eine Stimme geben: Kulturelle Diversi-
tät im Gesundheitssystem“ untersucht seit 
2005 Zugangsbarrieren von Migranten in 
Gesundheitssysteme. In Kooperation mit 
der Psychotherapeutenkammer Bremen 
und dem Gesundheitsamt Bremen führ-
te die Studiengruppe im Herbst 2007 ei-
ne Erhebung zur psychotherapeutischen 
Versorgung von Bremer Migranten/innen 
durch.

Im Folgenden wird sich auf die Darstellung 
von Eckdaten der Erhebung unter psy-
chologischen Psychotherapeuten/innen 
und Fachärzten für psychotherapeutische 
Medizin im ambulanten Bereich begrenzt. 
Eine ausführlichere Vorstellung der Ergeb-
nisse ist noch geplant.

Auf den Fragebögen vermerkte Kommenta-
re lassen bei einigen Psychotherapeuten/
innen ein großes Interesse und Handlungs-
bedarf in Bezug auf das Thema erkennen, 
was auch an der verhältnismäßig hohen 
Rücklaufquote von 35,36% deutlich wur-
de. Die Kommentare bestätigten teilweise 
Aussagen der Interviews mit Psychothera-
peuten/innen mit Migrationshintergrund 
und deren lange Wartelisten. Insgesamt 
war der Migrantenanteil unter den Patien-
ten/innen der Befragten sehr gering. Die 
Befragten gaben an, dass Patienten/innen 
recht gute Deutschkenntnisse aufwiesen, 
was darauf hindeutet, dass die Gruppe 
nicht-deutschsprachiger Bremer/innen 
psychotherapeutische Dienste selten oder 
gar nicht in Anspruch nimmt. Da es sich 
hier jedoch um eine recht große Gruppe 
handelt, ist anzunehmen, dass bei dieser 
Gruppe eine Unterversorgung vorliegt.

151 der im Lande Bremen zugelassenen 
427 psychologischen Psychotherapeuten/
innen für Erwachsene und Fachärzte für 
psychotherapeutische Medizin nahmen an 
der Erhebung teil. 20 der 47 in Bremerha-
ven zugelassenen Therapeuten/innen und 
131 der 380 in Bremen Stadt zugelassenen 
Therapeuten/innen sandten uns ausge-
füllte Fragebögen zurück, was einer Rück-
laufquote von 42,55% für Bremerhaven 
und 34,47% für Bremen entspricht. Das im 
Verhältnis zur Stadt Bremen größere Inter-
esse der Bremerhavener Gruppe weist evtl. 
auf ein größeres Problembewusstsein und/
oder eine größere Unterversorgung in Bre-
merhaven hin. Dementsprechend könnte 
die geringere Anzahl von Sozialangeboten 
für Migranten/innen in Bremerhaven bei 
oftmals größeren gesundheitlichen Belas-
tungen dieser Gruppe ein Erklärungsmus-
ter für das höhere Interesse der Bremer-
havener Psychotherapeuten/innen an der 
Erhebung sein. Auffällig ist, dass nur sechs 
der Befragten einen Migrationshintergrund 
haben. Zwei gaben neben Deutsch als Mut-
tersprache auch Englisch und Polnisch an 
und sechs Teilnehmer zusätzliche englische 
oder französische Sprachkenntnisse. Ledig-
lich ein Teilnehmer machte Angaben über 

türkische Sprachkenntnisse. Hieraus folgt, 
dass die Gruppe der Befragten kaum bzw. 
keine muttersprachlichen Angebote für die 
beiden größten Migrantengruppen, (tür-
kischsprachig/russischsprachig) anbieten 
kann. Schlüssig ist in diesem Zusammen-
hang, dass 93% aller Befragten die psycho-
therapeutische Versorgung von Patienten 
mit Migrationshintergrund für nicht aus-
reichend halten und 68% die Versorgung 
von Patienten mit Migrationshintergrund im 
Vergleich zu Patienten ohne Migrationshin-
tergrund als schlechter beurteilen:

Dieser Ausschnitt eines Teils der Ergeb-
nisse bestätigt die Forschungshypothese 
eines geringen Zugangs von Migranten 
in das deutsche Gesundheitssystem am 
Beispiel Psychotherapie und macht einen 
dringenden Handlungsbedarf zur Senkung 
von Zugangsbarrieren für Migranten/in-
nen im Bereich psychischer Gesundheit 
offenkundig. Aus der im Zusammenhang 
mit der Befragung durchgeführten Lotterie 
werden fünf Preise an folgende Gewinner 
vergeben: 1. Preis: Dr. Jürgen Lemke, 2. 
Preis: Mechthild Merschemke-Borchert, 3. 
Preis: Gabriele Kattenhorn, 4. Preis: Corne-
lia Kienzler, 5. Preis: Matthias Früh.
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Gründung des Interkulturellen Gesundheitsnetzwerkes Bremen

Nach langer Vorbereitungsphase konnte 
jetzt die Idee eines Interkulturellen Ge-
sundheitsnetzes in Bremen am 28. März 
Wirklichkeit werden. Entstanden ist die Idee 
2007 bei der Fachtagung „Grenzerfahrun-
gen – Grenzbegegnungen – interkulturelle 
Kompetenz im Gesundheitswesen“. Einige 
der dort erarbeiteten Empfehlungen wer-
den jetzt durch das Netzwerk verfolgt:

Fortbildungsangebote für die Qualifizie- �

rung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern in migrationsspezifischen Fragen
Entwicklung von Informationsblättern  �

für Migrantinnen und Migranten
Integration älterer Migrantinnen und  �

Migranten in das Altenhilfesystem
Verbesserung der sprachlichen und  �

kommunikativen Verständigung zwi-
schen Patienten und Trägern des Ge-
sundheitssystems (von Piktogrammen 
bis zur Sensibilisierung für die unter-
schiedlichen kulturellen Sinndeutun-
gen)
Integrationsbeauftragte in den Bremer  �

Kliniken
Förderung einer Ambulanz für Migran- �

ten

Das sind nur einige der Ziele, die bei dem 
Runden Tisch zur interkulturellen Öffnung 
angesprochen wurden und die jetzt im In-
terkulturellen Netzwerk Bremen in Angriff 
genommen werden. Die Psychotherapeu-
tenkammer Bremen wird sich daran aktiv 
beteiligen.

mitarbeiter/innen) gefördert und wurde 
bei der Gründungsveranstaltung mehr-
fach wiederholt.

Andere einfache aber wirkungsvolle Maß-
nahmen wie eine klare mehrsprachige Be-
schilderung, Piktogramme und Flyer können 
ebenfalls einen Beitrag in der Verbesserung 
der Gesundheitsversorgung leisten.

Zu der Gründungsveranstaltung kamen 
mehr als 75 Teilnehmer, viele von ihnen aus 
Bremer Institutionen des Gesundheits- und 
Sozialbereichs. Zu dieser Kooperationsver-
anstaltung hatte das Referat „Migration und 
Gesundheit“ des Gesundheitsamts Bre-
men, die Landesvereinigung für Gesundheit 
Bremen e.V. (LVG) und die Bremer Arbeits-
gruppe „Interkulturelle Öffnung der Bremer 
Krankenhäuser“ (ZERP) eingeladen.

Hintergründe zur Entstehung des Bremer 
Interkulturellen Gesundheitsnetzwerkes, 
Dokumentation oder Information über die 
Aktivitäten kann man im Internet lesen:

www.lv-gesundheitbremen.de

www.gesundheitsamt.bremen.de

www.zerp.uni-bremen.de

Eckhard Lotze („Migration und Gesund-
heit“ am Gesundheitsamt Bremen) wird 
für ein Jahr die Arbeit des Netzwerkes ko-
ordinieren.

Erstes Treffen Kammervorstand – Berufs- und Fachverbände in Bremen

Der Vorstand der PKHB hat sich zum Ziel 
gesetzt, die Kommunikation und Koopera-
tion mit den in Bremen aktiven psychothe-
rapeutischen Berufs- und Fachverbänden 
zu fördern. Ein Ziel dabei ist, nach außen 
geschlossener und effektiver auftreten zu 
können. Zum 6. März wurden die Vorstän-
de aller in Bremen tätigen Verbände zu ei-
nem ersten Treffen eingeladen.

Anwesend waren neben dem Vorstand 
der PKHB Vertreter der Verbände: Karin 
Borowski (VPP im BDP), Peter Hegeler 
(DGVT), Hans Nadolny und Helmut Hen-
drys (DPtV), Hans-Otto Platte und Bernd 

Klipp (DGPT), Henning Schmidt (DGIP), 
Margarete Zepf und Roswitha Rotzoll 
(VAKJP), Volker Prüser (GwG).

Waren die ersten Wortmeldungen noch 
von vorsichtigem Abtasten bestimmt, 
entstand dann schnell eine zunehmend 
konstruktive und lebendige Atmosphäre. 
Es wurden verschiedene Ideen, Wünsche 
und auch Sorgen für zukünftige Klärun-
gen und Kooperationsprojekte geäußert, 
z. B.

Austausch unter Psychotherapeutinnen  �

und Psychotherapeuten verschiedener 

Verbände und Schulen gedeihlicher ge-
stalten
mehr Kooperation in der Öffentlich- �

keitsarbeit
Mangel- und Fehlversorgung in Bremen  �

und Bremerhaven ermitteln und nach 
Abhilfe suchen, möglicherweise auch 
über alternative Versorgungsformen
Kooperation mit anderen Berufsgrup- �

pen im Gesundheitsbereich verbessern

Deutlich wurde, dass Verbände, deren 
Therapieverfahren bisher sozialrechtlich 
nicht anerkannt sind, eher mit Themen wie 
z. B. sozialrechtliche Anerkennung und Ar-

Die gesundheitliche Versorgung von Mi-
granten zeigt in Deutschland Lücken, die 
tiefer werden, je geringer der Bildungs-
stand, das Einkommen, die Aufenthalts-
dauer und die Sprachkenntnisse sind. 
Die Gruppe der sozial benachteiligten Mi-
granten hat auf Grund ihrer sprachlichen 
Schwierigkeiten sowie ihrer kulturellen 
Unterschiede, das oft stattfindende Mig-
rationstraumata und die geringe Kennt-
nis über das Gesundheitssystem höhere 
Zugangsbarrieren, die zu einer mangel-
haften Versorgung dieser Gruppe im Ge-
sundheitssystem führen.

Dabei geht es bei dem interkulturellen 
Netzwerk nicht nur um Veränderungen, 
die direkt für die Migrantengruppe gedacht 
sind, vielmehr geht es um Konzepte, die 
auch den Verantwortlichen im Gesund-
heitssystem zugute kommen sollen. Kul-
turelle Konflikte und Missverständnisse 
belasten nicht nur die Migranten. Eine 
Sensibilisierung für die kulturellen Unter-
schiede, die Sprachen, die unterschiedli-
che Sinndeutung, die Zeitstrukturen, etc. 
öffnet den Verstehenshorizont auf beiden 
Seiten und trägt zur Klarheit und Verstän-
digung in der Behandlung, Pflege und Ver-
sorgung von Patienten bei.

Die Vermittlung einer Interkulturellen 
Kompetenz wird in den Fortbildungsplä-
nen des gesamten Personals im Gesund-
heitswesen (Ärzte/innen, Pfleger/innen, 
Psychotherapeuten/innen, Verwaltungs-
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Psychotherapeutische Kompetenz in Frühförderzentren

Im Haus der Senatorin für Arbeit, Frauen, 
Gesundheit, Jugend und Soziales wird 
derzeit an der Umsetzung der bundesweit 
gültigen Frühförderungsverordnung aus 
dem Jahr 2003 gearbeitet. Neu geregelt 
wird darin nicht nur die möglichst frühe 
Förderung von Kindern mit Behinderun-
gen und solchen Kindern, die von einer 
Behinderung bedroht sind, sondern auch 
die frühzeitige und umfassende Diagnos-
tik. Dabei geht der Gesetzgeber ausdrück-
lich davon aus, dass Behinderungen auch 
von Entwicklungsstörungen, Entwicklungs-
gefährdungen und Entwicklungsbeein-
trächtigungen einschließlich Verhaltens- 
und seelischen Störungen ausgehen.  
Diese Aufgaben sollen in sozialpädiatri-
schen Zentren und interdisziplinären Früh-
förderstellen geleistet werden. Im vorge-

sehenen Leistungskatalog werden neben 
ärztlichen, medizinisch-therapeutischen 
(z. B. Ergotherapie) und heilpädagogi-
schen auch psychologische Leistungen 
ausgewiesen. Ein Blick auf die hier ge-
nannten Aufgaben (z. B. „Austausch über 
den Entwicklungs- und Förderprozess des 
Kindes einschließlich Verhaltens- und Be-
ziehungsfragen“) zeigt, dass es sich bei 
dieser Tätigkeit um Ausübung von Psycho-
therapie im Sinne des PsychThG handelt.

Dessen ungeachtet wurden in der perso-
nellen Ausstattung der genannten Einrich-
tungen in den uns vorliegenden Entwürfen 
bislang Diplompsychologen als Berufsgrup-
pe genannt, nicht aber die approbierten 
Heilberufe des Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten und des Psychologi-

schen Psychotherapeuten. Die PK Bremen 
hatte – informiert durch eine in diesem 
Feld tätige aufmerksame Kollegin – bereits 
im Frühjahr 2006 gegenüber der senato-
rischen Behörde angemahnt, dass unsere 
Berufsgruppe hier zuständig ist. Dennoch 
bedurfte es eines weiteren Schreibens, 
das nachrichtlich auch den Mitgliedern 
des Jugendhilfeausschusses übersandt 
wurde, um eine schriftliche Reaktion des 
Ressorts zu erwirken. In diesem Schrei-
ben vom März 2008 wird der Kammer 
nun zugesichert, dass im Personalbedarf 
des interdisziplinären Systems der Bremer 
Frühförderung Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten und Psychologischen 
Psychotherapeuten als behandlungsbe-
rechtigte Berufsgruppe ausgewiesen sein 
werden.

Bremerhaven: Viele Menschen mit psychischen Störungen bleiben unbehandelt.

„Die hohe Arbeitslosenzahl von nahezu 
20 % und die Strukturprobleme in der 
Stadt Bremerhaven führen zu erheblichen 
sozialen Verwerfungen.“ Dies wird unmit-
telbar in der psychotherapeutischen Arbeit 
spürbar. Ohne die sozialen Probleme zu-
gleich in den Blick zu nehmen, könne in 
der ambulanten psychotherapeutischen 
Praxis kaum noch angemessen gearbei-
tet werden“, so Dipl.-Psych. Mathias Früh 
in einer Sitzung des Kammervorstandes, 
in der er als Vorstandsbeauftragter für 
Bremerhaven den Vorstand informierte. 
Trotz einer statistischen Überversorgung 
von 125% bestehe ein erheblicher Man-
gel an Psychotherapieplätzen. Wartelisten 
könnten kaum noch geführt werden, weil 
eine Zuführung in eine Psychotherapie in 
einem vertretbaren Zeitrahmen nicht mög-

lich sei. Insbesondere Kinder und Jugend-
liche als die Schwächsten der Gesellschaft 
wären kaum versorgt. So gibt es keinen 
Psychotherapeuten, der ausschließlich 
Kinder- und Jugendlichen behandele. Die 
acht von 30 vertragstherapeutisch tätigen 
Kolleginnen und Kollegen, die eine Ab-
rechnungsgenehmigung für Kinder und 
Jugendliche besitzen, könnten den enor-
men Bedarf nicht befriedigen. Wenn wei-
terhin Sonderbedarfszulassungen für Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
vom Zulassungsausschuss abgelehnt wer-
den, sei dies unverantwortlich. Eine jetzt 
ausgesprochene erste Ermächtigung an 
eine KJP-Kollegin sei nur ein Tropfen auf 
dem heißen Stein. Wegen des hohen Mi-
grantenanteiles in der Stadt und fehlender 
spezifischer Behandlungsangebote seien 

Mitbürger ausländischer Herkunft eben-
falls schlecht versorgt. Für spezielle Patien-
tengruppen wie Borderliner, Süchtige und 
Gewalt- und Sexualstraftäter könne man 
von „Null-Chance“ sprechen. Verschärfend 
komme hinzu, dass es zu Personalreduzie-
rungen in psychosozialen Beratungsein-
richtungen gekommen sei. Bedauerlich sei 
ebenfalls, dass es in Bremerhaven – an-
ders als in der Stadt Bremen – keinen so-
zialpsychiatrischen Not- und Krisendienst 
rund um die Uhr gebe.

In der Sitzung bestand Einigkeit, dass zum 
einen die Öffentlichkeit über diese Zu-
stände informiert werden und dass zum 
anderen in Gesprächen mit politisch Ver-
antwortlichen diese Problematik von der 
Kammer thematisiert werden muss.

5 Jahre Psychotherapeutenversorgungswerk (PVW)

Seit Gründung im Winter 2002 durch die 
Psychotherapeutenkammer Niedersach-
sen besteht das PVW jetzt über 5 Jahre. 
Nach dem Beitritt der Psychotherapeu-
tenkammer Bremen (2004) folgten die 

Psychotherapeutenkammern Hamburg 
(2005), Rheinland-Pfalz (2005) und 
Hessen (2006), so dass sich die Mitglie-
derzahl des PVW inzwischen auf über 
3500 Mitglieder versechsfacht hat.

Mit der großen Zahl beitragszahlender 
Mitglieder steht das PVW auf einem so-
liden finanziellen Fundament. Die Mit-
gliederzahl des PVW wird sich zukünftig 
durch die Pflichtmitgliedschaft neuer 

beitsmöglichkeiten für Psychotherapeuten 
ohne Kassenzulassung beschäftigt sind.

Einig waren am Ende alle darüber, dass die 
Kammer-Verbändetreffen fortgesetzt wer-

den sollen. Als Frequenz wurden halbjähri-
ge Treffen für sinnvoll gehalten.
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Kammermitglieder automatisch noch 
weiter erhöhen.

Nach dem Beitritt der o.g. Kammern 
wurden neue Wahlen für die Delegier-
tenversammlung des PVW notwendig. 
Im September 2007 fand die 1. Sitzung 
der jetzigen Delegiertenversammlung als 

30-köpfiges Gremium statt. Als gewählte 
Delegierte für Bremen nahmen Anke 
Herold und Frank Bodenstein teil.

Nach fünf Jahren endete im November 
2007 die Amtszeit des 1. Verwaltungsra-
tes, der noch in der Gründungs-Zusam-
mensetzung war. Die Delegiertenver-

sammlung wählte auf ihrer 2. Sitzung am 
30.11.07 die Mitglieder dieses obersten 
Entscheidungsgremiums des PVW sat-
zungsgemäß neu.

Im neuen Verwaltungsrat wird Frank Bo-
denstein weiter die Interessen der Bremer 
Mitglieder vertreten.

Kammer im Gespräch mit der Bremer Politik

In den zurückliegenden Wochen suchte 
der Vorstand der Bremer Kammer vermehrt 
das Gespräch mit den Verantwortlichen 
für Gesundheitspolitik in bremischen poli-
tischen Raum. So trafen sich Frau Bataller 
und Herr Schrömgens Ende April mit dem 
neuen Gesundheits-Staatsrat Dr. Hermann 
Schulte-Sasse zu einem ersten Austausch 
über die psychotherapeutische Versorgung 
im Land Bremen und die Arbeit der Bremer 

Kammer. Ebenfalls im April fand ein Treffen 
mit dem gesundheitspolitischen Sprecher 
der FDP-Fraktion Oliver Möllenstedt statt. 
Im Mai und Juni folgten Gespräche mit 
den gesundheitspolitischen Sprechern der 
Koalitionsfraktionen, zum einen mit Herrn 
Winfried Brumma von der SPD und zum 
anderen mit Frau Doris Hoch und Frau 
Zahra Mohammadzadeh vom Bündnis 90/
Die Grünen. Ebenfalls das Gespräch wurde 

gesucht mit Frau Dr. Rita Mohr-Lüllmann, 
gesundheitspolitische Sprecherin der CDU 
und dem Sprecher der Fraktion „Die Linke“, 
Peter Erlanson. Im Mittelpunkt der Gesprä-
che standen die Zunahme psychischer Er-
krankungen und die psychotherapeutische 
Versorgungsituation im ambulanten und 
stationären Bereich, aber auch die Anforde-
rungen, vor der die Beratungseinrichtungen 
im Land Bremen stehen.

Leserbrief

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

im November 2007 gab es ein Novum in 
unserer Intervisionsgruppe: Wir drei Ver-
haltenstherapeutinnen wagten den Blick 
über die Grenzen des eigenen Richtlini-
enverfahrens. Wir suchten den Dialog mit 
einer psychoanalytischen Kollegin.

Mehrfach waren wir auf Fragestellungen 
gestoßen, bei denen uns die Sicht und 
auch die Vorgehensweise eines Psycho-
analytikers sehr interessiert hätten. So tra-
fen wir uns schließlich mit einer Psycho-

analytikerin, die ihrerseits großes Interesse 
am Vorgehen der Verhaltenstherapie hat-
te. Anhand von zwei Fallbeispielen wurde 
das jeweilige therapeutische Vorgehen 
beleuchtet und dabei erstaunte uns, dass 
es weit mehr Gemeinsamkeiten der bei-
den Therapierichtungen gibt, als wir uns 
vorgestellt hatten. Gleichzeitig erlebten wir 
die unterschiedliche Betrachtungsweise 
als sehr bereichernd und nahmen viele 
neue Ideen mit in unseren Praxisalltag. Die 
Grenzen beider Methoden wurden sicht-
bar, aber auch die Stärke des jeweils an-
deren Verfahrens sowie die Tatsache, dass 

beides einander ergänzen kann. So erleb-
ten wir unser Treffen als sehr fruchtbar und 
würden uns wünschen, dass es Anstoß für 
den ein oder anderen sein könnte, Ähnli-
ches umzusetzen. Im Sinne des Patienten, 
der beim Anspruch, gute Arbeit zu leisten, 
im Zentrum stehen sollte, scheint uns der 
schulenübergreifende Austausch unver-
zichtbar.

In der Hoffnung auf einen regelmäßigen 
Dialog

Dipl.-Psych. Jutta Eilers

Redaktion Bremer  
Kammerseiten

An diesen Seiten arbeiteten mit:  
Dr. Isabel Bataller, Dr. Christine Block, 
Frank Bodenstein, Dr. Christiane Falge, 
Hans Schindler, Hilke Schröder, Karl 
Heinz Schrömgens.

Geschäftsstelle

Psychotherapeutenkammer Bremen
Hollerallee 22,
28209 Bremen
Fon: 0421 – 27 72 000
Fax: 0421 – 27 72 002

Verwaltung@pk-hb.de
www.pk-hb.de
Geschäftszeiten:
Mo, Di, Do, Fr 10.00–14.00 Uhr
Mi 13.00–17.00 Uhr
Sprechzeit des Präsidenten:
Di 12.30–13.30 Uhr
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Aus der Praxis des Beschwerde-
ausschusses:

Das Ausfallhonorar

Die Frage, ob, wann und in welcher Hö-
he ein Ausfallhonorar bei Nichterscheinen 
eines Patienten erhoben werden kann, ist 
eine Frage, die die Kammergeschäftsstelle 
und den Beschwerdeausschuss rein zah-
lenmäßig am Häufigsten beschäftigt, wenn 
Patienten sich an die Kammer wenden.

Wie in vielen Rechtsbereichen, ist die-
se Frage bislang nicht höchstrichterlich 
entschieden worden, da die Streitwerte 
in der Regel so gering sind, dass Klagen 
nicht über das Amtsgericht hinauskom-
men. Deswegen möchten wir an dieser 
Stelle einige erklärende Worte zum Thema 
„Ausfallhonorar“ anbringen, dies gepaart 
mit der Bitte an die Mitglieder, sich dieses 
Themas anzunehmen. KV-Zugelassene 
und Privatbehandler sind dabei in gleicher 
Weise betroffen und angesprochen.

Grundsätzlich haben sich zwei rechtliche 
Ansätze bei der Begründung des Rechts-
anspruches auf ein Ausfallhonorar bei 
Nichterscheinen des Patienten herauskris-
tallisiert: Zum einen der Annahmeverzug 
durch den Patienten (§§ 615, 611 BGB) 
sowie zum Anderen der Gesichtspunkt der 
positiven Vertragsverletzung. Die Argumen-
tation des Annahmeverzuges wird von den 
allermeisten Gerichten mitgetragen, wenn 
der Behandlungstermin kalendermäßig 
bestimmt und ausschließlich für diesen 
Patienten vereinbart ist. Davon ist in der 
psychotherapeutischen Praxis, die wohl in 
allen Fällen als reine Bestellpraxis organi-
siert ist, auszugehen. Das Nichterscheinen 
eines Patienten zu einem Behandlungs-
termin oder auch schon zu einem Erstge-
spräch rechtfertigt den Anspruch auf das 
Ausfallhonorar. Unter dem Gesichtspunkt 
der positiven Vertragsverletzung entstünde 

ebenfalls der Anspruch auf das Ausfallho-
norar, weil der Patient seinen Pflichten aus 
dem Behandlungsvertrag schuldhaft nicht 
nachgekommen ist und dem/der Behand-
ler/in hierdurch ein durch den Patienten 
zu ersetzender Schaden in Höhe des aus-
gefallenen Honorars entstanden ist.

Soweit die auf den ersten Blick überschau-
bare Rechtslage. Der Teufel steckt jedoch im 
Detail. Im Fall des Ausfallhonorars auf Basis 
der positiven Vertragsverletzung hängt dies 
ganz offensichtlich vom „Behandlungsver-
trag“ ab. Um auf diesem Wege ein Ausfall-
honorar geltend machen zu können, muss 
ein solcher Behandlungsvertrag vorliegen. 
Theoretisch kann ein Behandlungsvertrag 
mündlich geschlossen werden. Da die Be-
weislast aber bei demjenigen liegt, der den 
Anspruch erhebt – also dem/der Behand-
ler/in – empfiehlt sich der Abschluss eines 
schriftlichen Behandlungsvertrages. Unter 
dem Gesichtspunkt des Schadensersatzes 
wegen Annahmeverzug gilt diese Empfeh-
lung gleichermaßen.

Ein Behandlungsvertrag sollte Angaben 
über die Behandlung, die Behandlungs-
dauer, wenn möglich auch über die Be-
handlungstermine und deren Frequenz 
sowie Regelungen für den Fall der vorzei-
tigen Beendigung der Therapie enthalten. 
Sinnvollerweise sollte der Vertrag auch 
das Ausfallhonorar bzw. die Tatbestände 
definieren, die zu einem Ausfallhonorar 
führen. Wenn ein Patient ohne vorherige 
Absage nicht erscheint, ist der Fall einfach. 
Was aber, wenn der Patient vorher absagt? 
Im Vertrag sollte geregelt werden, wie vie-
le Tage vorher ein Termin durch den Pa-
tienten abgesagt werden kann. Zu dieser 
Frist und der Frage der Angemessenheit 
gibt es ebenfalls keine klaren Regelungen, 
da die bisherige Rechtsprechung auch 
hier sehr voneinander abweicht. In der 
Praxis haben sich hierbei Fristen von 3–7 

Werktagen herauskristallisiert. Was auch 
geregelt werden muss und oft zu Ausei-
nandersetzungen zwischen Patient und 
Behandler führt, ist die Frage nach der Ur-
sache einer zu kurzfristigen oder gar nicht 
erfolgten Absage. Stellen Tatbestände wie 
eine plötzliche Erkrankung oder ein Un-
fall Gründe dar, um einen Behandlungs-
termin nicht wahrzunehmen, ohne dass 
der/die Behandler/in ein Ausfallhonorar 
verlangen kann? Auch hier sollte der Be-
handlungsvertrag klare Aussagen enthal-
ten. Entweder das Ausfallhonorar ist un-
abhängig von einem Grund fällig oder es 
werden befreiende Gründe definiert (z. B. 
Krankheit, Unfall).

Bezüglich der Höhe des Ausfallhonorars 
ergibt sich aus der Rechtslage – Ausfall-
honorar als Ersatz des entstandenen Scha-
dens wegen Annahmeverzug oder Nichter-
füllung seitens des Patienten –, dass auch 
nur das ansonsten entgangene Honorar 
als Ausfallhonorar erhoben werden kann. 
Also bei einer GKV-Therapie das von der 
KV gezahlte Honorar, bei einem Privatpa-
tienten das Honorar nach GOP bzw. das 
vertraglich vereinbarte Honorar.

Ein besonders „beliebter“ Streitpunkt im 
Zusammenhang mit dem Ausfallhonorar 
sind die sog. „Urlaubsregelungen“. Aus 
psychotherapeutischer Sicht, aber auch 
unter dem Gesichtspunkt einer optimalen 
Praxisorganisation sind Urlaubsregelun-
gen in Behandlungsverträgen sicher sinn-
voll und nachvollziehbar. Gleichwohl sind 
Regelungen, wonach der Patient seinen 
Urlaub nach dem Urlaub des/der Psycho-
therapeuten/in auszurichten hat und an-
sonsten für die Behandlungsstunden, die 
ausfallen, weil der Patient seinen Urlaub 
anders plant und nimmt, ein Ausfallho-
norar erhoben wird, unzulässig und nicht 
durchsetzbar, wenn der Patient seine Ur-
laubsplanung rechtzeitig mitteilt.
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Ein weiterer „beliebter“ Streit- und Be-
schwerdepunkt sind sog. „Ausschleich-
stunden“. Gemeint sind Regelungen, wo-
nach ein Patient am Ende der Therapie an 
einer bestimmten Anzahl privat zu vergü-
tender Stunden zwecks Beendigung der 
Therapie teilnehmen soll und ansonsten 
ein Ausfallhonorar verlangt wird. Gleicher-
maßen undurchsetzbar sind Regelungen, 
nach denen Patienten, die eine Therapie 
vorzeitig und zumeist fristlos beenden, für 
eine gewisse Zahl von Stunden, die durch 
die Kündigung des Patienten aus Sicht des 
Behandlers ja ausfallen, ein Ausfallhonorar 
zu tragen haben.

Wir wollten Sie mit diesen kurzen Erläu-
terungen für das Thema „Ausfallhonorar“ 
und „Behandlungsvertrag“ sensibilisieren. 
Dies konnte und sollte jedoch keine um-
fassende Abhandlung zu dieser komple-
xen Problematik sein. Wenn Sie Fragen in 
diesem Zusammenhang haben, wenden 
Sie sich an Ihren Berufsverband oder die 
Kammergeschäftsstelle.

Gemeinsame Arbeitsgruppe der 
Ärzte- und der Psychothera-
peutenkammer zu Fragen der 
Versorgung psychisch Kranker

Im Rahmen eines Gespräches mit dem 
Vorstand der Ärztekammer Hamburg wur-
de die Einrichtung einer gemeinsamen 
Arbeitsgruppe beider Kammern vereinbart, 
die sich aus Vertretern aller an der Versor-
gung psychisch Kranker beteiligter Behand-
lergruppen auf ärztlicher und psychothera-
peutischer Seite zusammensetzen soll. Ziel 
soll die Verbesserung der Zusammenarbeit 
und die Entwicklung von Konzepten zur 
Verbesserung der Versorgung psychisch 
Kranker in Hamburg sein. Das erste Tref-
fen findet im Juni in der Geschäftsstelle 
der PTK-Hamburg statt. Die gemeinsame 
Arbeitsgruppe aus ÄK-HH und PTK-HH soll 
auch die Vorbereitung einer gemeinsamen 
öffentlichen Veranstaltung zur Situation 
und Versorgung psychisch Kranker unter 
dem Arbeitstitel „Psychische Gesundheit 
in Hamburg“ vorbereiten. Als Termin ist 
der Spätherbst 2008 vorgesehen. Die Ver-
anstaltung sollte sich dabei an ähnlichen 
Veranstaltungen im Bundesgebiet (z. B.: 
Woche der seelischen Gesundheit Berlin) 
orientieren.

Ethikkommission der Psycho-
therapeutenkammer Hamburg 
eingesetzt

Gemäß § 9 des Hamburgischen Kammer-
gesetzes für die Heilberufe (HmbKGH) 
wurde eine Ethikkommission berufen, die 
ihre Arbeit Anfang 2008 aufgenommen 
hat. Damit besteht nun auch für Psycho-
logische Psychotherapeuten die Möglich-
keit, sich durch Angehörige des eigenen 
Heilberufs bei ihren Forschungsvorhaben 
nach ethischen Richtlinien beraten zu las-
sen. Insbesondere wird sie Stellungnah-
men zu ihr vorgelegten Forschungsvor-
haben abgeben, wie sie bei Anträgen auf 
Forschungsförderung und bei der Publika-
tion der Ergebnisse mittlerweile Standard 
sind. Die Beratung dient vor allem dem 
Schutz der in die Klinische Forschung ein-
bezogenen Patienten. Sie erfolgt auf der 
Grundlage der allgemeinen Menschen-
rechte gemäß der Charta der Vereinten 
Nationen (v. a. §55c) sowie der letztgül-
tigen Fassung der Helsinki Deklaration 
des Weltärztebundes. Die Mitglieder der 
Ethikkommission sind zur Vertraulichkeit 
verpflichtet.

Die Ethikkommission hat sich eine Ge-
schäftsordnung gegeben, die von der 
Delegiertenversammlung beschlossen 
und von der Behörde für Gesundheit ge-
nehmigt wurde (www.ptk-hh.de). Bis auf 
weiteres ist der Geschäftsordnung zu ent-
nehmen, welche Unterlagen über das be-
absichtigte Forschungsvorhaben wie z. B. 
Studiendesign, Befunddokumentation, Pa-
tienteninformation der Ethik-Kommission 
vorgelegt werden müssen. Für die Zukunft 
ist die Erstellung eines Merkblatts geplant. 
Alle für die Prüfung relevanten Unterlagen 
sind mindestens einen Monat vor Beginn 
der Studie in zweifacher Ausfertigung der 
Geschäftsstelle der Ethikkommission bei 
der Psychotherapeutenkammer Hamburg 
zuzuleiten. Die Ethikkommission trifft sich 
in der Regel vierteljährlich oder bei Bedarf.

Mit der Einrichtung einer eigenen Ethik-
kommission hat die Psychotherapeuten-
kammer einen weiteren wichtigen Schritt 
der Professionalisierung unseres Heilberufs 
vollzogen. Die in der Forschungspraxis üb-
lichen bzw. notwendigen Stellungnahmen 
über die Einhaltung ethischer Richtlinien 
können damit ab sofort von unser eigenen 

Häufige Fragen zum Praxisnachfolgeverfahren (Folge 1)

Wann ist der beste Zeitpunkt für die Abgabe meiner Kassenpraxis? �

 Eine Praxis wird zum Ende eines Abrechnungsquartals übergeben. Die Praxis muss 
aus Altersgründen spätestens zum Ende des Quartals aufgegeben werden, in dem 
die PraxisabgeberIn 68 Jahre alt wird. Wenn die PraxisinhaberIn noch keine 20 Jah-
re mit gesetzlichen Krankenkassen (direkt, im Delegations- oder Kostenerstattungs-
verfahren) abgerechnet hat, kann sich dieser Zeitpunkt entsprechend verschieben, 
bis 20 Jahre Kassentätigkeit zusammengekommen sind. Welches der beste Zeit-
punkt ist, hängt von den individuellen Gegebenheiten ab.

Wann muss ich mit der Vorbereitung anfangen? �

 Für ein reguläres Übergabeverfahren sollte mindestens ein halbes bis dreiviertel 
Jahr eingeplant werden. Je früher eine Praxis ausgeschrieben wird, desto reibungs-
loser lässt sich in der Regel der Übergang gestalten.

Meine Praxis befindet sich in meinem Privathaus. Kann ich nicht  einfach mei- �

ne Zulassung verkaufen und meine alte Praxis schließen?
 Nein, das geht leider nicht. Nach der Rechtsprechung der Sozialgerichte muss 

immer die konkrete Praxis übergeben werden (am bisherigen Praxisort, Patien-
tenstamm, evtl. Telefonnummer usw.). Ein Verkauf von/Handel mit Zulassungen 
ist nicht erlaubt. Der PraxisnachfolgerIn steht es dann aber frei, nach einer ange-
messenen Zeit einen Antrag auf Verlegung der Praxis zu stellen. Hamburg gilt als 
ein Bedarfsplanungsbezirk. Deshalb wird dem Verlegungsantrag in der Regel auch 
statt gegeben, wenn nicht die Verlegung zu einer Unterversorgung am bisherigen 
Praxissitz führt (bei KJP-Zulassungen wichtig!).
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Kammer abgegeben werden. Die Ethik-
kommission regte an, über diese Mög-
lichkeit die Deutsche Forschungsgemein-
schaft, das Bundesforschungsministerium 
und andere große Forschungsförderungs-
einrichtungen (z. B. VW-Stiftung, Robert-
Bosch-Stiftung, Bertelsmann-Stiftung) zu 
informieren.

Der Ethikkommission gehören als or-
dentliche Mitglieder Frau Prof. Dr. Hertha 
Richter-Appelt (Vorsitzende), Herr Prof. Dr. 
Gerhard Süß und Dr. Michael Wunder an. 
StellvertreterInnen sind Frau Dr. Dörte La-
schinsky, Prof. Dr. Jochen Eckert und Dipl.-
Psych. Andreas Weber-Meewes. Ergänzt 
wird die Kommission durch den von der 
Behörde benannten Juristen, Herrn Hel-
mut Gramm.

Hertha Richter-Appelt 
(Vorsitzende der Ethikkommission)

ALT trifft JUNG

Nachdem wir bereits 2006/2007 in einer 
Reihe von Veranstaltungen das Thema 
„Praxisnachfolgeregelung“ angesprochen 
hatten, haben wir Ende Mai dieses The-
ma erstmals im Rahmen einer bewusst 
zahlenmäßig klein gehaltenen Runde fort-
gesetzt. Ziel war, ältere Kollegen, die sich 
mit der Frage der Praxisabgabe befassen 
oder altersbedingt befassen müssen und 
zumeist jüngere Kollegen, die gerne eine 
Praxis mit Kassenzulassung übernehmen 
wollen, konkret zueinander zu bringen.

Hierbei standen die Fragen des Zulas-
sungsverfahrens, der Nachfolgebesetzung 
und der Möglichkeiten und Voraussetzun-
gen des „Job-Sharing“ im Vordergrund. 
Aufgrund der enormen Resonanz – die 
Veranstaltung im Mai war binnen weniger 
Tage mehr als zweifach überbucht – wer-
den wir im September erneut einladen. 
Diejenigen, die im Mai wegen der hohen 
Anmeldezahl nicht teilnehmen konnten, 
haben wir auf der Warteliste und berück-
sichtigen diese vorrangig. Für eine weitere 
Veranstaltung sollten sich vor allem poten-
tielle PraxisabgeberInnen melden – es be-
steht bisher leider eine Überzahl bei den 
KollegenInnen, die den Einstieg in eine 
Praxis wünschen.

Denken Sie daran, dass es für das Jobsha-
ringmodell günstig ist, bereits 6-7 Jahre vor 
dem geplanten Praxisausstieg mit den Vor-
bereitungen zu beginnen.

Fortbildung für Apotheker

Auf Bitten der Apothekerkammer Ham-
burg hat die PTK-Hamburg für die Ham-
burger Apotheker eine Fortbildungsveran-
staltung zu Fragen der Versorgung durch 
Psychotherapeuten/innen (Überblick über 
das Versorgungssystem, Störungsbilder, 
Behandlungsmethoden und Verfahren) 
vorbereitet. Referent der ersten Fortbil-
dungsveranstaltung wird Prof. Richter sein. 
Es ist vorgesehen, diese oder ähnliche 
Fortbildungen zu Fragen psychischer Er-
krankungen und deren Behandlungsmög-
lichkeiten für Apotheker fortzusetzen. Wei-
terhin möchten wir in Gesprächen mit der 
Hamburger Apothekerkammern erreichen, 
dass zukünftig auch die Flyer zum „Psych-
Info-System“ in Apotheken ausliegen.

Fortschreibung der  
KJP-Expertise

Wie schon berichtet hat der Vorstand der 
PTK-Hamburg im Jahr 2007 beschlossen, 
die KJP-Expertise zur Versorgung von psy-
chisch kranken Kindern und Jugendlichen 
in Hamburg aus dem Jahr 2003 zu aktua-
lisieren und fortzuschreiben. Dankenswer-
terweise hat uns die KV-HH vor wenigen 
Wochen die neuen Daten geliefert, so dass 
Frau Dr. Albota mit der Auswertung begin-
nen konnte. Wir hoffen das Ergebnis noch 
vor den Sommerferien vorliegen zu haben 
und sind gespannt, wie sich die doch recht 
zahlreich von der KV-HH erteilten Sonder-
bedarfszulassungen und die zusätzlichen 
stationären und teilstationären Angebote 
auf die Versorgungslage auswirken. Eine 
Veröffentlichung ist für das 3. Quartal vor-
gesehen.

Curriculare Fortbildung  
„Palliativversorgung“

Das curriculare Fortbildungskonzept zur 
Palliativ-Care-Versorgung ist fertiggestellt 
und setzt sich nunmehr aus vier Semi-
narblöcken, einem Selbsterfahrungsblock 
sowie 35 Std. supervidierter Hospitatio-
nen zusammen. Der Gesamtumfang be-

trägt 160 Stunden ohne Hospitationen. 
Es ist vorgesehen, den ersten Durchgang 
im September 2008 zu beginnen und bis 
ca. Mitte 2009 die Gesamtfortbildung mit 
einem entsprechenden Zertifikat abzu-
schließen. Teilnehmen können nicht nur 
Hamburger Kammermitglieder, sondern 
auch Mitglieder der Nachbarkammern 
(Teilnehmerzahl ist auf insgesamt 15 be-
grenzt). Alle erforderlichen Unterlagen 
werden in den nächsten Wochen auf der 
Kammerhomepage (www.ptk-hh.de) zur 
Verfügung stehen. Die Hamburger Kam-
mermitglieder werden zusätzlich per Mail 
(Kammertelegramm) informiert.

Initiative gegen den Miss-
brauch von Praktika

Bundesarbeitsminister Olaf Scholz hat 
Ende März eine Gesetzesinitiative ange-
kündigt, mit der die Möglichkeiten des 
Missbrauchs von Praktikanten als „billige“ 
Arbeitskräfte eingeschränkt bzw. unterbun-
den werden sollen. Kernpunkte der Initia-
tive sind die Stärkung des Charakters von 
Praktika als angeleitete Maßnahme zur Er-
langung von Berufsfähigkeiten und die an-
gemessene Bezahlung von Praktikanten. 
Die PTK-Hamburg begrüßt diese Initiative 
des Bundesarbeitsministers vor dem Hin-
tergrund, dass die überwiegende Mehr-
zahl der in der Ausbildung befindlichen 
Psychotherapeuten/innen während der 
praktischen Tätigkeit zwar nahezu vollwer-
tige Arbeitsleistungen erbringen, hierfür 
aber zumeist überhaupt keine Vergütung 
erhalten. Kammerpräsident Prof. Richter 
hat sich deswegen an den Bundesarbeits-
minister gewandt und einerseits Unterstüt-
zung zugesichert, andererseits aber auch 
angemahnt, dass bei der Gesetzesinitiative 
die per Ausbildungs-/Prüfungsverordnung 
vorgeschriebenen Praktika/Praktischen Tä-
tigkeiten berücksichtigt werden und nicht 
nur freiwillige Praktika.

Geschäftsstelle

Hallerstraße 61
20146Hamburg
Tel. 040/226 226 060
Fax. 040/226 226 089
Internet: www.ptk-h.de
EMail: info@ptk-hh.de
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Liebe Kolleginnen und Kollegen

Der Umbau der 
sogenannten Ge-
sundheitsversor-
gung geht weiter. 
Bisher beschäftig-
ten sich Gremien 
mit den Gesund-
heitsreformen: Ge-
sundheitsverwalter, 
Gesundheitsöko-
nomen und Ge-
sundheitspolitiker sowie einzelne berufs-
politisch engagierte Fachkollegen. Diese 
vereinbarten Rahmenbedingungen und 
Verfahrensregeln, deren Auswirkungen 
Sie nur mittelbar in Form von Zulassung 
von Verfahren, Fortbildungsverpflichtung 
Honorargestaltung, u. ä. m. tangierten.

Jetzt sind Sie selbst gefordert. Neue Ver-
tragsformen für Praxen und Institutionen 
stehen zur Wahl. Sie werden sich über 
Modelle informieren und Sie müssen 
entscheiden. Die Wahl können Sie nicht 
mehr Eingeweihten überlassen. Die Neu-
regelung wird Ihre Initiative erfordern. 
Um die Optionen und Konsequenzen zu 
verstehen, müssen Sie die hermetische 
Sprache des Gesundheitswesens erler-
nen: Wenn nicht, bleibt Ihnen nichts üb-
rig, als den Spezialisten Ihre Angelegen-
heiten zu überlassen.

Die Sprache des Gesundheitsversor-
gungssystems ist den meisten Therapeu-
ten fremd und es gibt eine verständliche 
Scheu, sie zu erlernen und sich ihrer zu 
bedienen. Aber in dieser Sprache und 
der damit verbundenen Logik werden die 
Regelungen der solidarischen Krankenbe-
handlung entschieden. Nach dieser Logik 
werden die Normen festgelegt, welche 
Behandlungen wofür und wie lange von 

Kostenträgern finanziert werden. Im Ge-
sundheitsversorgungssystem sind Sie als 
Leistungserbringer angesprochen und 
das hat wenig mit dem zu tun, was die 
meisten von uns werden wollten, als sie 
Psychotherapie zum Beruf wählten.

Es bleibt zu hoffen, dass die Sprache der 
Therapeutik trotz aller Übergriffe des Sys-
tems erhalten bleibt. Das wird von uns 
allen abhängen, ob wir weiterhin über 
seelische Krankheit, über Menschen und 
das Leben reden oder nur noch über 
Leistungserbringung entsprechend be-
stimmter Ziffern in genormten verwal-
tungstauglichen Prozessen.

Auch wenn wir jetzt anders gefordert 
sind, sollten wir nicht vergessen, worum 
es ursprünglich in der Psychotherapie 
ging: Um die Behandlung der Seele.

Ihr Jürgen Hardt 
Präsident

Verantwortung bei 
der Ausbildung von 
Psychotherapeuten. 
Diese fordere eine 
hohe wissenschaftli-
che Qualifikation, die 
fachlich fundiertes 
therapeutisches Han-
deln begründe und 
zugleich eine Erwei-
terung des Blicks auf 

die gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
ermögliche. Psychotherapie müsse realisie-
ren, dass psychische Erkrankung nicht an 
der Grenze des individuellen Körpers halt 
mache. Mit der wachsenden Bedeutung 
psychischer Erkrankungen und ihrer Folge-
kosten werde die Ausbildung zunehmend 
auch zu einer Kammeraufgabe, meinte 
Vizepräsident Hans Bauer. Die Umstruktu-
rierung der Studiengänge im Rahmen des 
Bolognaprozesses und das anstehende For-
schungsgutachten des Bundesgesundheits-
ministeriums seien entscheidende Verän-
derungen. Gerade letzteres lasse vermuten, 
dass die Ausbildungslandschaft sich durch 
neue gesetzliche Regelungen weiter verän-
dern werde und daher einer besonderen 
Aufmerksamkeit und Sorge der Kammern 
zur Sicherung des Berufsstandes und sei-
ner therapeutischen Verpflichtung bedürfe. 
Anschließend verwies Thomas Merz, Vor-
standsmitglied der Kammer, auf die große 
Zahl der angestellten Psychotherapeuten 
hin, die in einem breiten Berufsfeld wich-
tige Versorgungsaufgaben übernähmen, 
was in der Öffentlichkeit weniger wahrge-
nommen würde als die große Gruppe der 
Niedergelassenen.

Susanne Walz-Pawlita, ebenfalls Mitglied 
im Kammervorstand, präsentierte anschlie-
ßend Befunde aus zwei Untersuchungen 
aus Herbst/Winter 2006 zur aktuellen und 
mittelfristigen Nachwuchssituation für die 

Jürgen Hardt

„Bologna“ und Folgen – 
Nachwuchsmangel für 
psychotherapeutische 
Heilberufe

Auf Einladung der hessischen Psycho-
therapeutenkammer trafen sich am 6. 
Februar 2008 Professoren, Vertreter 
des Ministeriums für Wissenschaft und 
Kunst, des Hessischen Sozialministeri-
ums und der Approbationsbehörde zu 
einem Austausch über die Zukunft und 
Nachwuchssituation der psychothera-
peutischen Heilberufe.

In seiner Begrüßungsrede verwies Kammer-
präsident Jürgen Hardt auf die besondere 

Susanne Walz-
Pawlita
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therapeutischen Heilberufe in Hessen. Im 
Moment sei an den 16 hessischen Ausbil-
dungsstätten mit ca. 880 Ausbildungsteil-
nehmern die Nachwuchssituation noch 
befriedigend; allerdings verliere die Ausbil-
dung durch das Übergewicht an verhaltens-
therapeutischen Ausbildungen an Pluralität. 
Aufgrund der Überalterung der derzeit Be-
rufstätigen und angesichts der zunehmen-
den medizinischen und ökonomischen Be-
deutung psychischer Erkrankungen sei die 
ermittelte Mindest-Nachwuchsquote von 
jährlich 120 neuapprobierten PP und 20 
KJP ab 2012 das Minimum an neu auszubil-
denden Psychotherapeuten, um die beste-
hende psychotherapeutische Versorgung 
aufrecht erhalten zu können.

Zur Prognose der Nachwuchssituation vor 
dem Hintergrund der Bologna-Studienre-
form hatte die Kammer im Sommer 2007 
die hessischen Universitäten und Fach-
hochschulen nach ihren Planungen befragt 
und die vorgesehenen Plätze in den Ba-
chelor- und Masterstudiengängen mit den 
bisherigen Absolventenzahlen verglichen. 
Hier erwies sich die „Flaschenhalsproble-
matik“ am Übergang vom Bachelor- ins 
Masterstudium Psychologie als erste mas-
sive Verknappung des Studienangebots 
um fast 30% gegenüber den bisherigen 
Diplomstudiengängen.

Im Ergebnis kam Walz-Pawlita zu einem alar-
mierenden Mangel von über 60 fehlenden 
Masterabsolventen im Fach Psychologie mit 
Schwerpunkt Klinische Psychologie/Psycho-
therapie. Die aktuell geplante Zahl von ca. 
200 Studienplätzen mit Basisqualifikation in 
Klinischer Psychologie reiche nach der vor-
gestellten Prognose zur Sicherung des Nach-
wuchses in den psychotherapeutischen 
Heilberufen nicht aus. Die Bologna-Reform 

schaffe aufgrund des Elitegedankens eine 
gezielte Verknappung der Studenten in den 
Master- und Promotionsstudiengängen, die 
den Nachwuchs in die psychotherapeuti-
sche Ausbildung und damit langfristig auch 
die Versorgung gefährde.

Aus Sicht der Psychotherapeutenkammern 
sei zudem eine gesetzliche Änderung der 
Zugangswege in die Ausbildung notwen-
dig, die einen einheitlichen akademischen 
Bildungsgrad für PP wie KJP festschreibe, 
da sonst die Abqualifizierung der KJP in 
einen Heilberuf zweiter Klasse drohe, was 
langfristig die Ausbildungsäquivalenz zu 
den medizinischen Heilberufen gefährde.

Susanne Walz-Pawlita 
Mitglied des Vorstands

Vertreter von Hochschulen und 
Ministerien: Nachwuchssituati-
on unabsehbar – Detailfragen 
künftiger Ausbildungswege 
ungeklärt

Unter der Moderation von Jürgen Hardt 
und Dr. Ulrich Müller vom Vorstand der 

LPPKJP machte die lebhafte Diskussion 
um das vorgelegte Zahlenmaterial deut-
lich, dass aus Sicht der anwesenden Hoch-
schullehrer die Lage eher noch ernster zu 
beurteilen sei.

Prof. Winfried Rief, Klinische Psychologie 
in Marburg und Sprecher der Fachgruppe 
in der Deutschen Gesellschaft für Psycho-
logie (DGPs), gab die Position der Fachbe-
reiche Psychologie in Hessen wieder, die 
sich auf eine auch zukünftig breit ange-
legte Ausbildung in den psychologischen 
Bachelor- und Masterstudiengängen un-
ter Einschluss einer Basisqualifikation in 
Klinischer Psychologie geeinigt hätten, so 
dass prinzipiell allen Master-Absolventen 
der Zugang in die Ausbildung offen stehe. 
Die Praxis anderer Bundesländer, in denen 
kleine, spezialisierte Masterstudiengänge, 
auch für das Fach Klinische Psychologie/
Psychotherapie, angeboten würden, habe 
sich hier nicht durchgesetzt. Hardo Sor-
gatz, Professor für Klinische Psychologie 
und Psychotherapie an der TU Darmstadt, 
wies auf den großen klinischen Studien-
anteil im seit 2006 bestehenden Bache-
lor-Studiengang hin. Da viele Interven-
tionsmethoden auch in nicht-klinischen 
Tätigkeitsfeldern von großer Bedeutung 
seien, würden diese Themen auch im Mas-
terstudiengang fortgeführt. Der Studien-
abschluss M. Sc. Psychologie müsse den 
rechtlichen Minimalvoraussetzungen für 
eine spätere Approbation u. a. auch des-
wegen genügen, weil sich die Approbation 
neben der Promotion zu einem wichtigen 
Qualifikationsmerkmal für Führungspositi-
onen in Wissenschaft und Wirtschaft ent-
wickle.

... die Ausbildung künftiger Psychotherapeuten in Hessen

Vertreter aus Hochschulen, Ministerien und Psychotherapeutenkammer reflektierten am  

6. Februar 2008…
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Prof. Rudolf Stark, Klinischer Psychologe 
und Leiter des Ausbildungsinstituts an der 
Universität Gießen, hielt in seinem State-
ment eine Prognose noch nicht für mög-
lich, wie viele der Masterstudenten wirk-
lich die Therapieausbildung beginnen: Die 
Schätzungen der Kammer, wonach 60% 
der Hochschulabsolventen „M.Sc. Psy-
chologie“ eine therapeutische Ausbildung 
anstreben könnten, hielt er für zu optimis-
tisch. Er schätzte den Mangel an erforderli-
chen klinischen Studienplätzen im Master-
studiengang eher noch höher ein. Darüber 
hinaus gebe es Vermutungen über zu 
erwartende Wanderungsbewegungen, er-
gänzte Dr. Heike Winter vom verhaltens-
therapeutischen Ausbildungsinstitut der 
Universität Frankfurt: Die Neuapprobierten 
nähmen ihre psychotherapeutische Tätig-
keit nicht unbedingt in Hessen auf, son-
dern könnten in Regionen abwandern, in 
denen mit besserer Vergütung ihrer Arbeit 
zu rechnen sei.

Regierungsdirektor Christoph Gädeke, Re-
ferent im Hessischen Ministerium für Wis-
senschaft und Kunst (HMWK), verwies bei 
Fragen nach einer Aufstockung des Studi-
enplatzangebots auf die Hochschulen: Die-
se entschieden autonom anhand der ihnen 
zugewiesenen Mittel über die Ausgestal-
tung des Lehrangebots. Sollte sich gleich-
wohl erweisen, dass die Zahl der entspre-
chend qualifizierten Hochschulabsolventen 
nicht ausreiche, den Nachwuchs im Bereich 
der Psychotherapie zu sichern, werde das 
HMWK Konsultationen mit den Hochschu-
len führen, um zu versuchen, ein erhöhtes 
Studienplatzangebots zu erreichen.

Prof. Rolf-Peter Warsitz von der Universität 
Kassel berichtete von Überlegungen, Mas-
terstudiengänge etwa in Kinder- und Ju-
gendlichenpsychotherapie oder Klinischer 
Psychologie zu entwickeln. Eine interessan-
te Entwicklungsmöglichkeit im Zuge des 
„Bologna-Prozesses“ liege zudem in der 
Schaffung spezialisierter Masterstudiengän-
ge, die aufbauend oder berufsbegleitend 
zu den Bachelor-Studiengängen in Sozialer 
Arbeit absolviert werden könnten. Vor dem 
Hintergrund der aktuellen berufspolitischen 
Diskussion sei klar, dass diese FH-Master-
Studiengänge keine Psychotherapieausbil-
dung ersetzen könnten, auch wenn eine 
Kooperation von Instituten und Hochschu-

len zur Sicherung eines Masterstudiums bei 
paralleler Approbationsausbildung oft der 
einzige Weg sei, auch den KJP einen Mas-
terabschluss zu ermöglichen. Prof. Michael 
Wolf, Fachhochschule Fulda, formulierte 
die Frage, ob nicht eine stärkere Trennung 
zwischen praxisorientierter Psychothera-
pie- und wissenschaftlicher Hochschulaus-
bildung den zukünftigen Berufswegen der 
Absolventen besser gerecht würde. Die 
Vertreter der klinischen Psychologie wiesen 
jedoch diese Möglichkeit mit dem Verweis 
auf ein notwendiges Junktim von wissen-
schaftlicher und praxisorientierter Universi-
tätsausbildung zurück.

Prof. Tilmann Habermas, Arbeitsbereich 
Psychoanalyse des Instituts für Psychologie 
an der Universität Frankfurt, ergänzte, dass 
nach seiner Einschätzung als Erwachsenen-
analytiker Behandlungen von Kindern und 
Jugendlichen oft komplexer seien als die 
von Erwachsenen und eine stärkere Einbe-
ziehung gesellschaftlicher und sozialer Be-
dingungen erforderten. Umso wichtiger sei 
es, keine Schmalspurausbildung für Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapie zu veran-
kern und den besonderen Zugang in die 
KJP-Ausbildungen zu sichern. Die ungleiche 
akademische Ausbildung lasse langfristig 
eine Abwertung der Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapie befürchten und sei für 
den hochkomplexen Heilberuf nicht ange-
messen. Prof. Alexa Köhler-Offierski, Prä-
sidentin der evangelischen Fachhochschule 
Darmstadt, warnte hingegen vor zu hohen 
akademischen Voraussetzungen für einen 
Zugang in die KJP-Ausbildung. Sie wisse, 
dass von jährlich ca. 150 Absolventen im 
B.A. Soziale Arbeit nur wenige eine kin-
der- und jugendlichentherapeutische Aus-
bildung anstrebten. Daher plädiere sie für 
eine Beibehaltung des Bachelor-Zugangs 
in die KJP-Ausbildung und befürworte 
stattdessen die Aufnahme spezifischer ge-
sundheitsbezogener und klinischer Module 
in die Bachelor-Studiengänge, um das Inte-
resse an diesem Berufsweg zu stärken. Alle 

Bachelor-Studiengänge „Soziale Arbeit“ in 
Hessen seien so ausgestattet, dass sie die 
vom Gesetz geforderte sozialpädagogische 
Qualifikation vermittelten und einen Zugang 
in die KJP-Ausbildung vorbereiteten.

Helga Bußmeier-Lacey, Leiterin des Referats 
Gesundheitsberufe, Pflege- und Kammerauf-
sicht im Hessischen Sozialministerium, und 
Regierungsdirektor Christoph Diefenbach, 
Leiter des Hessischen Landesprüfungs- und 
Untersuchungsamtes im Gesundheitswe-
sen, begrüßten weitere Erhebungen zur Aus-
bildungslandschaft und Zukunft der psycho-
therapeutischen Heilberufe.

Abschließend wurde seitens der Kammer-
vertreter die Frage der Methodenvielfalt in 
der universitären Psychotherapie-Ausbil-
dung angesprochen: Die fast ausschließ-
lich verhaltenstherapeutisch orientierten 
klinisch-psychologischen Lehrstühle ließen 
eine Verarmung der Ausbildungslandschaft 
befürchten. Prof. Hardo Sorgatz äußerte 
hierzu, dass auch an verhaltenstherapeu-
tisch orientierten klinischen Lehrstühlen 
psychotherapeutische Methodenvielfalt 
gelehrt werden würde. Prof. Winfried Rief 
warb in diesem Zusammenhang für die 
wissenschaftliche Freiheit der universitären 
Forschung, die nicht aus beruflichen oder 
paritätischen Erwägungen heraus einge-
schränkt werden dürfe. Zudem konkurrier-
ten die Universitäten in einem internatio-
nalen wissenschaftlichen Feld, dem man 
sich nicht entziehen dürfe.

In Übereinstimmung der Anwesenden 
wurde vereinbart, nach der Publikation des 
Forschungsgutachtens im Frühsommer 
2009 ein weiteres Treffen einzuberufen, 
um dessen Folgen für die Entwicklung der 
Ausbildungslandschaft zu diskutieren und 
zu Vereinbarungen über weitere Planun-
gen zu kommen.

Susanne Walz-Pawlita,  
Dr. Matthias Ochs

Informationen zu Datenschutz und Datensicherheit

1.  Datenschutz und Telefax

Beim Telefaxverkehr werden die Informa-
tionen unverschlüsselt übertragen und 
sind, wie ein Telefongespräch, abhörbar. 

Seitenspeicher oder Übertragungen auf 
dem Farbband können unbefugt gelesen 
werden. Auch können bei der Adressie-
rung durch die Telefaxnummer Adressie-
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rungsfehler vorkommen. Eine erhöhte 
Gefahr besteht bei Telefaxgeräten, die an 
Nebenstellenanlagen angeschlossen sind. 
Übertragungen an den falschen Adressa-
ten können unbemerkt bleiben oder erst 
nachträglich bemerkt werden.

Aufgrund dieser Gefährdungen sollte 
die Übertragung sensibler Daten per 
Telefax nur im Ausnahmefall und unter 
Einhaltung zusätzlicher Sicherheitsvor-
kehrungen (z. B. Verschlüsselungsge-
rät) erfolgen. Der Sendezeitpunkt sollte 
mit dem Empfänger abgestimmt werden, 
damit Unbefugte keinen Einblick nehmen 
können oder Fehlleitungen etwa durch ver-
altete Anschlussnummern oder Rufumlei-
tungen vermieden werden. Es sollte beim 
Fax ein Vorblatt oder ein aussagekräftiger 
Aufkleber mit Seitenzahlangabe verwendet 
werden. Sende- und Empfangsprotokol-
le unterliegen dem Fernmeldegeheimnis 
und sind vertraulich abzulegen. Verfügt 
das Faxgerät über eine Fernwartefunkti-
on, sollte diese grundsätzlich deaktiviert 
und nur für notwendige Wartungsarbei-
ten freigegeben werden.

Vor Verkauf, Weitergabe oder Aussor-
tieren von Faxgeräten ist zu beachten, 
dass im Gerät gespeicherte Daten ge-
löscht bzw. Speicherelemente vernich-
tet werden.

2. Sicherheit bei PCs und  
Laptops

Auf den PCs und Laptops von Psycho-
therapeutInnen sind üblicherweise hoch-
sensible Patientendaten gespeichert. 
Alle vertraulichen Daten sollten durch 
Passwörter geschützt sein, wobei für 
verschiedene Ordner (z. B. Praxis, Psy-
chotherapeutenkammer) am besten un-
terschiedliche Passwörter verwendet wer-
den sollten. Passwörter dürfen nicht leicht 
erraten werden können, sollten aus einer 
Kombination von Buchstaben, Zahlen und 
Sonderzeichen bestehen und von Zeit zu 
Zeit gewechselt werden.

Laptops sollten nicht unbeaufsichtigt blei-
ben, z. B. in einem nicht abgeschlossenen 
Konferenzraum während der Mittagspause. 
Neuerdings gibt es für Laptops eine beson-
dere Diebstahlsicherung durch ein Alarmsys-
tem, auf die ich kürzlich aufmerksam wurde. 

Ich zitiere: „Gänzlich verhindern können Sie 
den Diebstahl mit einer Software wie ‚Laptop 
Alarm’ zwar nicht, doch zumindest die Auf-
merksamkeit von Passanten und zufällig An-
wesenden auf den Dieb lenken. Denn Lap-
top Alarm tritt immer dann in Aktion, wenn 
jemand unberechtigterweise den Rechner 
runterfahren oder den Benutzer abmelden 
will. […] Also ein absolut praktisches Tool, 
das Sie immer dann nutzen sollten, wenn 
Sie Ihren Laptop für einige Minuten nicht 
beaufsichtigen können – beispielsweise, 
wenn Sie allein in einem Café sitzen und die 
Toilette aufsuchen müssen oder auf langen 
Zugfahrten, bei denen sich ein WC-Besuch 
ebenfalls nicht vermeiden lässt.“ (Download 
von Laptop Alarm: www.syfer.nl). Eine Mög-
lichkeit zur Sicherung von Laptops kann da-
neben die Anmeldung des Geräts bei ei-
nem Internetserver der Fa. Steganos sein 
(Steganos Privacy Suite). Über den Kontakt 
dorthin kann durch die Firma eingegrenzt 
werden, wo sich ein gestohlener PC be-
findet (Download der Software unter www.
steganos.de).

Vielfach wird die Verbindung von PCs ins In-
ternet über kabellose Netzwerke, sogenann-
te WLANs, hergestellt. Die Verbindung zu 
WLANs ist nur vertretbar, wenn diese über 
eine der aktuellen Verschlüsselungsme-
thode WPA oder WPA2 hergestellt wird. 
Ein Zugang ohne Verschlüsselung oder über 
den veralteten WEP-Standard kann leicht 
geknackt und dann von unbefugten Perso-
nen abgehört werden.

Vor Verkauf oder Weitergabe von PCs und 
Laptops sollte unbedingt dafür gesorgt 
werden, dass alle sensiblen Dateien nicht 
nur über den Papierkorb und Löschen der 
Dateien im Papierkorb gelöscht werden, 
sondern zusätzlich mit einem geeigneten 
Löschprogramm so überschrieben wer-
den, dass eine Rekonstruktion der Daten 
auch für einen versierten Fachmann nicht 
mehr möglich ist. Sollte das Laufwerk 
bzw. die Festplatte defekt sein, empfiehlt 
es sich, den Datenträger auszubauen und 
mechanisch zu zerstören.

3. Datenschutz im  
E-Mail-Verkehr

E-Mails und E-Mail-Anhänge, soweit sie 
nicht verschlüsselt sind, müssen hin-
sichtlich der Datensicherheit als unsicher 

angesehen werden. Sensible personen-
bezogene Daten, z. B. patientenbezo-
genen Daten, sollten daher nur dann 
per E-Mail versandt werden, wenn die 
E-Mail adäquat verschlüsselt wurde: 
Unter www.gpg4win.de kann eine als si-
cher geltende Verschlüsselung für E-Mails 
nach dem PGP-Standard für verschiedene 
gebräuchliche Mailprogramme kostenfrei 
bezogen werden. Um diese Methode nut-
zen zu können, muss diese Software aber 
sowohl beim Versender wie auch beim 
Empfänger installiert sein. Eine andere, 
einfacher nutzbare Möglichkeit zur E-Mail-
Verschlüsselung für Windows-Systeme 
kann (kostenpflichtig) bezogen werden 
unter www.steganos.de.

4. Sicherheit bei USB-Sticks

Auf USB-Speichersticks können bei einer 
Speicherkapazität von 15 GB und mehr 
riesige Datenmengen ausgelagert werden. 
Die handlichen kleinen Teile sind nicht nur 
sehr praktisch, sie beinhalten gleichzeitig 
besondere Risiken für den Datenschutz. 
Sie können leicht verloren gehen, miss-
braucht oder entwendet werden. Auch 
der kurzfristige Austausch von Daten 
unter Kollegen oder in einer Arbeits-
gruppe mittels USB kann dazu führen, 
dass weitere auf dem Stick enthaltene 
Daten unbeabsichtigt oder auch gezielt 
mit übertragen werden, da die Daten 
an jedem modernen Rechner rasch und 
unauffällig ausgelesen werden können. 
Schutzmaßnahmen sind deshalb drin-
gend zu empfehlen:

Die einfachste Absicherung von USB-
Sticks gegen Datenmissbrauch besteht 
in der Vergabe eines Passworts, ohne 
dessen Eingabe weder der USB-Stick 
als temporäres Laufwerk unter „Arbeits-
platz“ eines Windows-Rechners ange-
zeigt wird, noch die Ordner und Datei-
en auf dem Stick freigegeben werden. 
Falls der Stick in einer Gruppe verwendet 
wird, sollten mehrere Passwörter verge-
ben werden. Z. B. ein erstes Passwort, mit 
dem man in den öffentlichen Bereich der 
Arbeitsgruppe gelangt, mit weiteren Pass-
wörtern können dann einzelne Ordner ge-
schützt werden.

Zur sicheren Verschlüsselung von 
Memorysticks und bei Bedarf ganzer 
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Festplatten eignet sich die kostenlos 
für Windows-, Apple- und Linux-PCs 
unter www.truecrypt.org erhältliche 
freie Software TrueCrypt. Die Soft-
ware enthält eine Hilfestellung zur 
Erstellung einer Verschlüsselung auf 
dem Memory Stick („Traveller Disk er-
stellen“).

Vor Verkauf oder Weitergabe von USB-
Speichersticks ist hinsichtlich der Lö-
schung der Daten analog zu verfahren 
wie oben bei Laptops/Festplatten be-
schrieben.

5. Datenvernichtung

Vernichtung von Akten: Personenbe-
zogene Daten müssen vor der Entsor-
gung unkenntlich gemacht werden, d. 
h. z. B. geschreddert werden. Größere 
Aktenmengen sollten am besten von ei-
nem Vernichtungs-Dienstleister entsorgt 
werden. Dieser sollte als Entsorgungs-
fachbetrieb zertifiziert sein – Qualitätsma-
nagement nach DIN EN ISO 9001:2000 
– Durchführung der Aktenvernichtung ge-
mäß Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). 
Am besten lässt man sich über die fach-

gerechte Entsorgung eine Bescheinigung 
ausstellen.

Vernichtung von CDs / DVDs: Diese 
werden am besten mit einem speziellen 
Schredder vernichtet, wie er z. B. in Ent-
sorgungsbetrieben vorhanden ist.

Dr. Rainer Doubrawa, 
Datenschutzbeauftragter LPPKJP 

Hessen

Für ergänzende Hinweise bedanke ich 
mich bei Dipl.-Psych. Stefan Baier.

Nachrichten

Umgang mit Patientenakten im 
Todesfall – Vorsorgevollmacht 
empfohlen

Gemäß §8 Abs. 3 der Berufsordnung ha-
ben PPs und KJPs dafür Sorge zu tragen, 
dass Patientendokumentationen oder -ak-
ten bei Praxisaufgabe und -übergabe, aber 
auch im Todesfall „in gehörige Obhut ge-
geben“ und „nach Ablauf der Aufbewah-
rungszeit … vernichtet werden“.

Verschiedene Berufskollegen und Kam-
mern waren schon wiederholte Male da-
mit konfrontiert, dass niedergelassene PPs 
oder KJPs plötzlich verstarben und dass 
danach der Verbleib von Patientenunterla-
gen und -akten zu regeln war: Gesetzlich 
fällt die Verantwortung für den Umgang mit 
solchen Akten den Erben der verstorbenen 
Person zu, sofern kein anderes Procedere 
festgelegt wurde. Wenn die verstorbene 
Person ohne Hinterbliebene ist oder jene 
das Erbe ausschlagen, ist der Verbleib von 
Patientendaten ungeregelt.

Der Ausschuss für ethische Fragen und 
Berufsordnung empfiehlt daher, dass für 
den Fall des Todes eines praktizierenden 
Kammerangehörigen der Umgang mit den 
Patientendaten geregelt werden sollte: 
Beim zuständigen Amtsgericht sollte ei-
ne Vorsorgevollmacht hinterlegt werden, 
in der festgehalten ist, wer im Todesfalle 
für Patientendokumentationen und Pra-
xisunterlagen zuständig ist. Das Formular 
einer Vorsorgevollmacht kann z. B. auf der 
Internetseite des Bundesjustizministeri-

ums unter www.bmj.bund.de/files/-/953/
Vorsorgevollmacht.pdf geladen oder in der 
Geschäftsstelle der Kammer angefordert 
werden. Es sollte ausgefüllt an das zustän-
dige Amtsgericht gesandt werden, das ein 
Aktenzeichen vergibt. Im Versorgungsfall 
kann die bevollmächtigte Person unkom-
pliziert beim Amtsgericht Vollmachten er-
halten. Die Registrierung mit Aktenzeichen 
ist kostenlos.

Auf Anregung des Ausschusses für ethi-
sche Fragen und Berufsordnung erhalten 
Hinterbliebene verstorbener Kammeran-
gehöriger von der LPPKJP eine Informa-
tion mit Empfehlungen, wie sie mit Pa-
tientenunterlagen und -akten umgehen 
sollten (Informationen und Dokumente 
dazu siehe unter www.ptk-hessen.de/
ptj).

Dirk Fiedler 
Vorsitzender des Ausschusses für ethi-

sche Fragen und Berufsordnung

Berufshaftpflichtversicherung 
für angestellte PPs und KJPs? 
Beim Arbeitgeber nachfragen!

Im Psychotherapeutenjournal 2/07 wur-
den auf den Seiten unserer Hamburger 
Kammerkolleginnen und -kollegen ange-
stellte Mitglieder aufgefordert, grundsätz-
lich eine Berufshaftpflichtversicherung ab-
zuschließen.

Der Ausschuss „Psychotherapie in Insti-
tutionen“ (PTI) ist unter Mitwirkung des 

Geschäftsführers der Kammer, Herrn 
Rautschka-Rücker, dieser Frage nachge-
gangen, zumal Anfragen von Kammermit-
gliedern zu diesem Thema eingegangen 
sind: Grundsätzlich sollten sich alle ange-
stellten PPs und KJPs bezüglich möglicher 
Haftungsansprüche von Patientinnen und 
Patienten absichern, wie dies auch die 
Berufsordnung in § 5, Abs. 3 fordert. Der 
Ausschuss empfiehlt deshalb angestellten 
Mitgliedern, die keine private Berufshaft-
pflichtversicherung abgeschlossen haben, 
welche auch dienstliche Tätigkeiten ein-
schließt, beim Arbeitgeber nachzufragen, 
in welchem Umfang die abgeschlossene 
Haftpflichtversicherung bei Schadenser-
satzansprüchen eintritt und ob Regressfor-
derungen gegenüber Mitarbeitern erhoben 
werden können.

Von einer Klinik für Psychiatrie und Psycho-
therapie des Landeswohlfahrtsverbandes 
Hessen hat der PTI-Ausschussvorsitzende 
auf Anfrage erfahren, dass „Versicherungs-
schutz bei jedem Grad der Fahrlässigkeit“ 
besteht, der in der Höhe nicht begrenzt 
ist, und dass auf Regressforderungen bei 
Fahrlässigkeit verzichtet wird. Anzumerken 
ist, dass dies nicht unbedingt für andere 
LWV-Einrichtungen oder für Einrichtungen 
anderer Träger gelten muss. Bei einem sol-
chen umfassenden Schutz erscheint der 
Abschluss einer privaten Berufshaftpflicht-
versicherung entbehrlich. Nicht abgedeckt 
ist in so einem Fall nur vorsätzliches Han-
deln, welches aber auch anderweitig nicht 
versicherbar ist.
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Fazit: Nachfragen und bei Unsicherheit 
lieber den relativ geringen Jahresbeitrag 
für eine Berufshaftpflichtversicherung auf-
bringen. Im Zweifelsfall können Sie sich 
mit Rückfragen an die Geschäftsstelle der 
Kammer wenden.

Ralph Wohlfarth, Vorsitzender  
des Ausschusses „Psychotherapie in 

Institutionen“

Punktekonto für Fortbildungen: 
Teilnahmebescheinigungen 
einreichen

Die Kammer führt für die Mitglieder ein 
Punktekonto, auf dem die Teilnahme an 
akkreditierten Fortbildungsveranstaltun-
gen erfasst wird. Die Geschäftsstelle bit-
tet aus organisatorischen Gründen, mit 
der Übermittlung nicht bis zum Ende der 
Fünfjahresfrist zu warten. Bitte senden 

Sie einmal jährlich Kopien Ihrer Fortbil-
dungsbescheinigungen ein.

Umgezogen oder neuer Te-
lefonanschluss? Änderungen 
der Privat- oder Dienstadresse 
mitteilen

Wenn Sie umgezogen sind oder sich Ihre 
Daten geändert haben, teilen Sie das der 
Geschäftsstelle bitte schnellstmöglich mit. 
Sie können dies formlos tun oder auch die 
Internetseite der Kammer nutzen: Ein For-
mular zur Übermittlung der neuen Adress-
daten finden Sie unter www.ptk-hessen.de 
unter Mitgliederservice, Formulare.

Nachrichten im Internet

TK-Modell: Erste Trends �

Hat der wisschenschaftliche Beirat  �

Psychotherapie doch nicht nur recht 

mit seiner Auslegung des Begriffs 
„wisschenschaftlich anerkannt“?
Wer bestimmt den Praxiswert? �

Hilfe bei der Praxiswertermittlung �

Nachvergütungen für den Zeitraum  �

1. Quartal 1999 bis 2. Quartal 2004. 
Urteil des Sozialgerichts Frankfurt
Symposium der Bundeskammer zur  �

Zukunft der Ausbildung vom 9. April 
2008
Mitgliederöffentliches Plenum „Ver- �

änderungen in der ambulanten Ver-
sorgung psychisch Kranker“ vom 16. 
Mai 2008
Delegiertenversammlung vom 17.  �

Mai 2008

Diese und seit Redaktionsschluss 
neu eingegangenen Nachrichten fin-
den Sie im Internet unter www.ptk-
hessen.de/ptj.

Rubriken

Termine

Termine und Informationen fin-
den Sie immer aktuell unter  
www.ptk-hessen.de/ptj.

„Verloren in virtuellen Welten!?“ – Com- �

puterspielsucht im Spannungsfeld 
zwischen Psychotherapie Pädagogik. 
Arbeitstagung von LPPKJP mit u. a. 
Jugend- und Sozialamt Frankfurt, 6. 
September 2008, Jugend- und Sozial-
amt Frankfurt. Eschersheimer Landstr. 
241-249, 60320 Frankfurt.
Delegiertenversammlung 7.-8. Novem- �

ber 2008, Achat Plaza Hotel, Ernst-
Griesheimer-Platz 7, 63071 Offenbach.

Gedenken

Wir gedenken unserer verstorbenen 
Kollegin:

Dipl.-Psych. Barbara Lemisz, Wiesbaden, 
geb. 02.10.1946, gest. 13.04.2008.

Redaktion Hessische  
Kammerseiten:

Uta Cramer-Düncher, Stefan Baier
E-Mail: ptj@ptk-hessen.de
Hessenseiten des Psychotherapeutenjour-
nals im Internet: www.ptk-hessen.de/ptj

Geschäftsstelle

Gutenbergplatz 1
65187 Wiesbaden
Tel 0611. 53168 0
Fax 0611. 53168 29
E-Mail:
post@ptk-hessen.de
Internet: www.ptk-hessen.de
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Niedersachsen

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

aus der Vorstandsarbeit der letzten Monate 
ist zu berichten:

Die Kooperation mit den anderen Heilbe-
rufekammern entwickelt sich zunehmend: 
Nachdem sich NiZzA (der Niedersächsi-
sche Zweckverband zur Approbationser-
teilung) als gelungenes Modell der Ko-
operation von Psychotherapeutenkammer, 
Ärztekammer und Zahnärztekammer er-
wiesen hat, auf das die Kammern anderer 
Bundesländer nach anfänglicher Skepsis 
zunehmend neugierig gucken, bahnen 
sich weitere Kooperationsansätze an: Von 
der erfolgreichen Zusammenarbeit mit der 
Tierärztekammer in einer Weiterbildungs-
angelegenheit hatten wir schon berichtet; 
nun wird die Frage erörtert, ob die gemein-
same Übernahme weiterer Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Berufsausübung 
zweckmäßig sein könnte.

Ein Treffen mit dem ÄKN-Vorstand Ende 
Februar fand in ausgesprochen kooperati-
ver und entspannter Atmosphäre statt und 
mündete nicht nur in der Festlegung eines 
weiteren gemeinsamen Termins, sondern 
auch in der Feststellung erster gemeinsam 
weiter zu bearbeitender Themen. So wur-
den zwei für beide Kammern wichtige ge-
meinsame Anliegen ins Auge gefasst:

Die Arbeit mit PatientInnen mit geringen  �

oder völlig fehlenden Deutsch-Kennt-
nissen und der Erwerb von Wissen über 
kulturell geprägtes Krankheitsverständ-
nis; die Arbeit mit Dolmetschern und 
ähnliche Themen sollen zunächst von 
den Kammern im Rahmen eines The-
menkatalogs spezifiziert werden, um 
darauf aufbauend gemeinsame Fortbil-
dungen zu planen.
Zu Fragen des Kinderschutzes und den  �

sich aus den Entwicklungsbedingungen 
in unserer Gesellschaft ergebenden Be-
lastungen für Kinder wollen sich die bei-

den Kammern austauschen und wech-
selseitig ihre Initiativen unterstützen.

Und: Der PKN-Vorstand erhielt eine Einla-
dung zur Teilnahme an der Kammerver-
sammlung der ÄKN – wir haben diese Ein-
ladung gern angenommen: Dr. Wittmann 
war am 12.04. Gast bei den Delegierten 
der ÄKN.

Ein anderes Feld, auf dem Kooperation 
zunehmend Gestalt gewinnt, sind die re-
gelmäßigen Treffen der „Nordkammern“ 
(Schleswig-Holstein, Hamburg, Bremen, 
Niedersachsen); das letzte Treffen fand 
unter Teilnahme fast aller Vorstandsmitglie-
der aus diesen Kammern Anfang Februar 
in Hannover statt.

ReferentInnen der PKN stellten zu überre-
gional relevanten Themen ihre Kenntnisse 
und Erfahrungen zur Verfügung:

zum Thema Gutachterlisten Herr Dr.  �

Borchard (Forensik-Beauftragter der 
PKN),
zu den Themen Vergütungsfragen und  �

Titelschutz Frau Dr. Karoff (für die PKN 
tätige Arbeitsrechtlerin),
zum Thema Notfallpsychotherapie Herr  �

Dr. Kröger (Beauftragter der PKN für 
Notfallpsychotherapie).

Neben diesen Themen wurden vor allem 
Nachwuchsfragen erörtert, darunter die 
Bedingungen, unter denen PiA im „psych-
iatrischen Jahr“ in Kliniken arbeiten (müs-
sen). Zur Situation der PiA ist eine Erhe-
bung bei allen Ausbildungsinstituten im 
Norden verabredet worden.

Außerdem wurde vereinbart, dass länder-
übergreifend die Zahlen der Studienplät-
ze in Masterstudiengängen Psychologie 
ermittelt werden, um zunächst auf dieser 
Basis Schätzungen anzustellen, ob mit 

den verfügbaren Studienplätzen der Nach-
wuchs an PP zu sichern ist, und dann ge-
gebenenfalls bei Feststellung eines Man-
gels an Studienplätzen bei den einzelnen 
Länderministerien aktiv zu werden.

Aus einem Gespräch mit „unserem“ Mi-
nisterium für Wissenschaft und Kultur im 
Januar diesen Jahres (unter Beteiligung 
von Professor Dr. Wolfgang Schulz von der 
TU Braunschweig) sind wir diesbezüglich 
mit vorsichtigem Optimismus heraus ge-
gangen: Wir fanden nicht nur Verständnis 
für unser Anliegen, die Übergangsquote 
von Bachelorabsolventen zum Masterstu-
diengang Psychologie ausreichend hoch 
anzusetzen, um den Nachwuchs im Heil-
beruf PP nicht zu gefährden; wir konnten 
dem Gespräch auch entnehmen, dass die 
Planungen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
– wenn sie denn umgesetzt werden – in 
etwa die Zahl von Master-Absolventen 
prognostizieren lassen, die für den Erhalt 
der jetzigen Zahl von PP in Niedersachsen 
knapp ausreichend sein könnte – auch 
wenn das ein bescheidenes Ergebnis an-
gesichts des zu erwartenden größeren Be-
darfs an PP und KJP wäre. Auch deshalb 
ist es wichtig, mit Zahlen aus den ande-
ren norddeutschen Bundesländern immer 
wieder in den zuständigen Ministerien und 
in der Politik vorstellig zu werden.

Unsere Presseerklärung zum geplanten 
Abbau von Schulpsychologen-Stellen in 
Niedersachsen (auf unseren Internetseiten 
nachzulesen) fand breite Unterstützung in 
der Fachöffentlichkeit, wurde von der Pres-
se aufgegriffen und löste auch bei einigen 
Politikern Bestürzung aus. Wir werden zu-
sammen mit Vertretern der Schulpsycholo-
gie zu diesem Thema am Ball bleiben.

Bei der Verabschiedung von Prof. Dr. Mau-
the (ehemaliger ärztlicher Direktor des 
Niedersächsischen Landeskrankenhauses 
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Königslutter (jetzt: AWO-Psychiatriezen-
trum Königslutter)), mit dem uns eine 
langjährige Zusammenarbeit verband und 
sicherlich weiter verbindet, war die PKN 
mit drei Vorstandsmitgliedern (Wittmann, 
Köthke, Schwartz) vertreten. Wir haben 
bei dieser Gelegenheit unser Interesse 
bekundet, auch zukünftig mit dieser Klinik 
zusammenzuarbeiten, vor allem auch mit 
der Psychiatrieakademie Königslutter, mit 
der wir gemeinsam das Forensik-Curricu-
lum auf den Weg gebracht haben..

Im Gesundheitsplenum der Region Han-
nover (wir berichteten darüber) hat sich 
als Arbeitsschwerpunkt die Früherkennung 
und -behandlung von Depressionen her-
auskristallisiert. In der dazu gegründeten 
AG „Bündnis gegen Depression“ ist die 
PKN jetzt mit Frau Corman-Bergau in der 
Kernarbeitsgruppe vertreten. Wir können 
also auch dort unsere Kompetenzen ein-
bringen und die Interessen unserer Berufs-
gruppe vertreten.

Dass das nicht selbstverständlich ist, son-
dern dass unser Beitrag zum Gesund-
heitssystem immer noch nicht bzw. nicht 
überall als bedeutsam und notwendig 
wahrgenommen wird, konnte Dr. Witt-
mann auf einer Tagung des Landesfach-
beirats Psychiatrie in Braunschweig fest-
stellen. Dr. Wittmann musste sich einer 
sehr kritischen Diskussion zum Versor-
gungsbeitrag der Psychotherapie stellen, 
die durch die Vorstellung der GEK-Studie 
mit der Behauptung der Wirkungslosigkeit 
von Psychotherapie (vgl. dazu den Artikel 
von Jacobi & Hoyer in diesem Heft) ausge-
löst wurde. Immerhin wurde von allen Sei-
ten am Ende der Veranstaltung betont, wie 
wichtig es sei, im Gespräch zu bleiben.

Nach dem Angestellten-Tag im Novem-
ber 2007 fand Ende Februar eine weite-
re Veranstaltung für unsere angestellten 
Mitglieder statt, und zwar speziell für die 
in Kliniken tätigen PP und KJP. Auch diese 
Veranstaltung, die dafür gedacht war, die 
spezifischen Themen dieser Gruppe von 
Mitgliedern und ihre Anliegen an die PKN 
aufzunehmen (auch über einen dort ver-
teilten Fragebogen), war gut besucht und 
löste offenbar sehr positive Resonanz aus. 
Einen ausführlichen Bericht über Verlauf, 
Ergebnisse und Konsequenzen dieser Ver-
anstaltung, die von unserer Kollegin Anni-
ka Gnoth moderiert worden war, werden 
Sie im nächsten Heft des ptj finden.

Wir machen schon jetzt darauf aufmerk-
sam, dass wir die bereits in der Vergangen-
heit erfolgreich durchgeführten Seminare 
zu den Themen

Berufseinstieg: „Approbation – was  �

nun?“
Praxisweitergabe �

Qualitätssicherung in der Psychothera- �

peutischen Praxis

regelmäßig wieder anbieten werden. Ein 
weiteres Seminar zum Thema „Angestellt 
oder selbständig?“ ist in Planung. Die Ter-
mine werden Sie demnächst auf unseren 
Internetseiten finden können..

Um Mitwirkung werben wir bei der Erstel-
lung einer Liste von Kolleginnen und Kol-
legen, die psychotherapeutisch mit geis-
tig behinderten Menschen arbeiten. Wir 
weisen dazu auf einen Aufruf von Frauke 
Werther hin, der Vorstandsbeauftragten zu 
diesem Thema, – Sie finden ihn am Ende 
unserer Seiten in diesem Heft.

Apropos Veröffentlichung unserer psychothe-
rapeutischen Angebote: Wir werben immer 
wieder darum, dass Sie sich mit Ihrem Ange-
bot in Psych-Info (das Psychotherapeuten-
suchsystem der Länder Schleswig-Holstein, 
Hamburg, Berlin, Bremen, Niedersachsen, 
Saarland) eintragen – das System wird von 
potentiellen PatientInnen, aber auch von In-
stitutionen ausgesprochen gut genutzt, ist 
aber – was die Repräsentanz niedersäch-
sischer Kolleginnen und Kollegen angeht – 
immer noch recht dürftig bestückt. Der Ein-
trag ist sehr unkompliziert möglich, wenn Sie 
sich auf unseren Internetseiten unter „Mit-
gliederbereich – geschlossener Bereich“ mit 
Ihrer Mitgliedsnummer und Ihrem Kennwort 
einloggen; bei Unklarheiten wenden Sie sich 
gern an die Geschäftstelle.

Auf Beschluss der Kammerversammlung 
im April (Bericht: siehe unten) können 
im Rahmen einer Übergangsregelung zur 
Weiterbildungsordnung Kolleginnen und 
Kollegen, die neben Ihrer Approbation zu 
PP eine zusätzliche Qualifikation in Neu-
ropsychologie nach den Bedingungen 
der GNP absolviert haben und bis jetzt 
in diesem Bereich arbeiten, auf Antrag an 
die PKN die Zusatzbezeichnung „Klinische 
Neuropsychologie“ erhalten.

Und dann noch: Denken Sie daran, sich 
rechtzeitig zu unserem niedersächsischen 
Psychotherapeutentag am 26. und 27. 
September 2008 in Osnabrück zum The-
ma „Kinderzeiten – Kindheit in der Psycho-
therapie“ anzumelden!

Ihr PKN-Vorstand: 
Dr. Lothar Wittmann, Gertrud Corman-

Bergau, Werner Köthke, Bertke Reiffen-
Züger, Prof. Dr. Hans-Joachim Schwartz

Die Kammerversammlung der PKN hat getagt

Am 05.04.08 sind die Delegierten der 
PKN zur ersten Kammerversammlung in 
diesem Jahr zusammengekommen.

Im Vordergrund standen nach den Berich-
ten des Präsidenten, Dr. Wittmann, und 
des Vorsitzenden des PVW-Verwaltungs-
rats, Werner Köthke, diesmal zwei inhaltli-
che Themen:

Frauke Werther, Vorstandsbeauftragte der 
PKN für Menschen mit geistiger Behinde-
rung, berichtete von den Schwierigkeiten, 
Psychotherapeuten für diese Klientel zu 
finden, die – legt man z. B. auch die Ver-
schreibung von Psychopharmaka an 30% 
der geistig Behinderten zugrunde – offen-
sichtlich großen Hilfebedarf haben. Frau 
Werther informierte darüber, dass einige 

Psychiater zusammen mit anderen Berufs-
gruppen sich dieses Themas bereits mit 
einigem Engagement angenommen und 
eine Gesellschaft gegründet haben, in der 
mitzuwirken die PP und KJP eingeladen 
sind. Dass diese Einladung ernst gemeint 
ist, werde verdeutlicht durch die Tatsache, 
dass sie zum nächsten DGPPN-Kongress 
eingeladen worden sei, um dort über Diag-
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nostik und Behandlung geistig Behinderter 
aus Sicht von PP und KJP vorzutragen. Ihr 
sei es dabei ein Anliegen, die von ihr auf 
ärztlichen Kongressen wahrgenommene 
Tendenz zur Reduktion der Diagnostik auf 
immer mehr verfeinerte Verhaltensbeob-
achtungsverfahren zu thematisieren und 
die mit den psychodynamischen Verfahren 
verbundenen diagnostischen Möglichkei-
ten (Verstehen der Patienten über Analyse 
von Übertragung und Gegenübertragung 
und der Szene) mehr ins Blickfeld zu rü-
cken.

Die Kammerversammlung beschließt die 
Einrichtung einer Liste von PP/KJP, die 
bereit und in der Lage sind, mit geistig be-
hinderten Menschen psychotherapeutisch 
zu arbeiten; der Vorstand wird beauftragt, 
entsprechend tätig zu werden.

Nach Anfragen des Ausschusses für Be-
rufsordnung und Berufsethik, wie bei Be-
schwerden die Rechte von Patienten und 
Psychotherapeuten in Beschwerdefällen 
und in berufsgerichtlichen Verfahren glei-
chermaßen gewahrt werden können, hat 
der vom Vorstand als „Beschwerdebeauf-
tragter und Ermittler in berufsrechtlichen 
Angelegenheiten“ eingesetzte RA Matthias 
Vestring das Verfahren vorgestellt, das durch 
eine Beschwerde bzw. einen Vorwurf gegen 
einen psychotherapeutischen Behandler 
bei der PKN ausgelöst wird. Herr Vestring 
wird bei jeder Beschwerde tätig, unab-
hängig davon, ob diese sich als möglicher 
Verstoß gegen die Berufsordnung, also als 
milder zu bewertendes Vergehen, erweisen 
wird, oder ob es sich nach näheren Erkun-
dungen um einen strafrechtlich relevanten 
Sachverhalt handeln könnte (vgl. auch die 
Information im Flyer „Berufsaufsicht und 
Beschwerdemanagement“, die Sie im In-
ternet unter „Schlichtung“ finden). Herr 

Vestring berichtete, dass es sein Ziel sei, 
die notwendige Intervention so niedrig wie 
möglich zu halten, also möglichst zur Klä-
rung zwischen Beschwerde führendem Pa-
tienten und Behandler beizutragen. Dieses 
an sich begrüßenswerte Vorgehen warf die 
Frage auf, ob sich der an der Klärung aktiv 
mitwirkende Psychotherapeut selbst durch 
seine Aussagen belasten könne, die im 
Fall eines dann doch erforderlichen berufs-
rechtlichen Verfahrens gegen ihn verwen-
det werden könnten, und ob er daher nicht 
gleich zu Beginn über sein Recht zur Aussa-
geverweigerung informiert werden müsse. 
Angesichts der zu leistenden Güterabwä-
gung wurden Möglichkeiten erörtert, wie 
Mitwirkung an Klärung und Aufklärung über 
die Rechte des Beschwerten „unter einen 
Hut“ gebracht werden können, ein Prozess, 
der im Austausch zwischen Beschwerdebe-
auftragtem, Vorstand und Ausschuss fortge-
setzt wird.

Aus dem Ausschuss für Aus-, Fort- und 
Weiterbildung war anlässlich der Vorberei-
tung einer palliativ-psychotherapeutischen 
Fortbildung durch die PKN das Anliegen 
an die Kammerversammlung herangetra-
gen worden, generell zu entscheiden, ob 
die PKN nicht nur als Entwickler, sondern 
selbst auch als Veranstalter von curricularen 
Fortbildungen aktiv werden solle – oder 
ob die niedersächsischen Ausbildungsin-
stitute, die auch Fortbildungen anbieten, 
vor Konkurrenz durch die PKN geschützt 
werden sollen. Die Kammerversammlung 
hat nach zunächst kontroverser Diskussion 
mit großer Mehrheit beschlossen, sich mit 
den Anträgen, die eine Einschränkung der 
Handlungsmöglichkeiten der PKN bedeu-
tet hätten, nicht weiter zu befassen.

Frau Surmelyeva, eine unserer PiA-Vertre-
terinnen, hat den Bericht von der ersten 

PiA-Bundesdelegierten-Konferenz in Berlin 
vorgestellt. Sie finden diesen Bericht auf 
unseren Internetseiten.

Der Geschäftsführer der PKN, Herr 
Mittel staedt, gab der Versammlung eine 
Übersicht über die Arbeit der Akkreditie-
rungsstelle und die bisher gesammelten 
Fortbildungspunkte auf den Konten unse-
rer Mitglieder. Sie finden auch diesen Be-
richt auf unseren Internetseiten.

Die im April 2007 beschlossene Weiter-
bildungsordnung (WbO) der PKN nennt 
als bisher einzigen Bereich, in dem eine 
Weiterbildung vorgesehen ist, die Neuro-
psychologie. Die Kammerversammlung 
hatte zu entscheiden, wie im Rahmen ei-
ner Übergangsregelung Kolleginnen und 
Kollegen, die approbiert sind und sich da-
rüber hinaus in Neuropsychologie weiter 
qualifiziert haben, die Zusatzbezeichnung 
„Klinische Neuropsychologie“ erwerben 
können. Die Versammlung hat sich darauf 
verständigt, dass dafür neben einer Ausbil-
dung nach den Vorgaben der Gesellschaft 
für Neuropsychologie (GNP) mit entspre-
chendem Zertifikat der Nachweis weiterer 
neuropsychologischer Praxis bis zum Zeit-
punkt der Beantragung der Zusatzbezeich-
nung erforderlich ist.

Was immer auf der ersten Kammerver-
sammlung eines Jahres ansteht, ist die 
Entlastung des Vorstands. Nach den vorge-
legten Kassenberichten und dem Bericht 
des Wirtschaftsprüfers hat der Vorsitzende 
des Finanzausschusses, Dr. Liebeck, Vor-
stand und Geschäftsführung der PKN eine 
„sparsame Haushaltsführung“ bescheinigt 
und der Versammlung die Entlastung des 
Vorstands empfohlen – die Kammerver-
sammlung ist diesem Vorschlag ohne Ge-
genstimmen gefolgt.

Psychotherapeuten für die Behandlung geistig Behinderter gesucht

Zur Verbesserung der psychotherapeuti-
schen Versorgung beschloss die Kammer-
versammlung im April, ein Netzwerk von 
Kammermitgliedern aufzubauen, die mit 
geistig behinderten Menschen arbeiten. 
Bereits vor einiger Zeit war die Bundes-
vereinigung Lebenshilfe mit dem Wunsch 
an die Psychotherapeutenkammern her-

angetreten, die extrem schlechte Versor-
gungslage zu verbessern. Zuletzt hatte die 
interdisziplinäre „Deutsche Gesellschaft 
zur Förderung der seelischen Gesundheit 
von Menschen mit geistiger Behinderung 
e.V.“ (DGSGB) die Psychotherapeuten-
kammern gebeten, Listen mit geeigneten 
Behandlern zu führen, so dass dieser be-

sonders schützenswürdigen Klientel und 
ihren Betreuern entmutigende Odysseen 
erspart bleiben. Die Kammermitglieder, die 
sich für die Arbeit mit dieser Gruppe von 
Patienten bereit erklären, können selbst-
verständlich entscheiden, ob diese Bereit-
schaft veröffentlicht werden soll (was z.B. 
bei Psych-Info auch jetzt schon möglich 
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ist), oder ob ihr Name nur auf konkrete 
Anfrage und Rücksprache weitergegeben 
werden soll. Interessierte werden gebeten, 
per e-mail Kontakt mit Frauke Werther auf-
zunehmen.

Frauke Werther, Beauftragte des Vorstands 
der PKN für Menschen mit geistiger Behin-
derung
frauke.werther@t-online.de

Psychotherapeutenkammer 
Niedersachsen

Roscherstr. 12 
30161 Hannover 
Tel.: 0511/850304-30 
Fax: 0511/850304-44 
Sprechzeiten allgemein:
Mo, Mi, Do, Fr 09.00–11.30 Uhr
Mo, Di, Mi, Do 13.30–15.00 Uhr

Sprechzeiten für Fragen zur 
 Akkreditierung:
Mi. + Do. 09:00–11:30 Uhr
Mail-Anschrift: info@pk-nds.de
Mail-Anschrift für Fragen zur 
 Akkreditierung: Akkreditierung@pk-nds.de
Internet: www.pk-nds.de



183Psychotherapeutenjournal 2/2008

N
or

dr
he

in
- 

W
es

tf
al

en

Mitteilungen der Psychotherapeuten- 
kammer Nordrhein-Westfalen

Multiprofessionelle Teams haben sich durchgesetzt – Ergebnisse einer Befragung von 
angestellten Psychotherapeuten in NRW-Krankenhäusern

In nordrhein-westfälischen Krankenhäusern 
arbeiten rund 700 angestellte Psychothera-
peuten. Sie sind damit eine wesentliche Säu-
le in der stationären Behandlung psychisch 
Kranker. Die Psychotherapeutenkammer 
NRW initiierte deshalb eine Befragung dieser 
Kolleginnen und Kollegen, um systematisch 
detailliertere Informationen zu deren Arbeits-
bedingungen zu ermitteln. Den Fragebogen 
entwickelte die Kommission „Psychotherapie 
im Krankenhaus“, die mit berufspolitisch akti-
ven Mitgliedern besetzt wurde, die selbst in 
Krankenhäusern tätig sind. Der Fragebogen 
wurde im Herbst 2007 an alle Psychothe-
rapeuten in NRW verschickt, die nach dem 
Mitgliederverzeichnis der Kammer in einem 
Krankenhaus angestellt sind. Nach vier Wo-
chen wurde nochmals an den Fragebogen 
erinnert, wodurch eine relativ hohe Rück-
laufquote von 57 Prozent erreicht werden 
konnte. Letztlich wurden 335 beantwortete 
Bögen in die Auswertung einbezogen. Die 
Kommission (R. Mertens, D. Dewald, H. 
Schürmann) fasst im Folgenden die Ergeb-
nisse der Befragung zusammen.

Das Geschlechterverhältnis und das Verhält-
nis von Psychologischen Psychotherapeuten 
(PP) zu Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapeuten (KJP) entspricht annähernd der 
Verteilung in der PTK NRW: 44% männlich, 
56% weiblich sowie 77% PP, 13% KJP, 7% 
doppelapprobiert (Rest keine Angabe).

41 Prozent der Antwortenden gaben an, sie 
seien als Psychologischer Psychotherapeut 
eingestellt, neun Prozent als Kinder- und 
Jugendlichenpsychotherapeut. Dies über-
rascht, da der Beruf des Psychologischen 
Psychotherapeuten erst seit 1999 existiert 
und die Altersverteilung der Kammermit-

glieder nahe legt, dass eine Mehrheit der 
Arbeitsverträge älter als neun Jahre ist. Hier 
hätte möglicherweise im Fragebogen prä-
zisiert werden müssen „laut Arbeitsvertrag 
bin ich als ... eingestellt“ (s. Tabelle 1).

Tabelle 1

Drei von vier Psychotherapeuten arbeiten 
in einer Abteilung für Psychiatrie und Psy-
chotherapie (73%), rund jeder zehnte in 
einer Abteilung für Psychosomatische Me-
dizin und Psychotherapie (12%) oder in 
der Kinder- und Jugendpsychiatrie (8%). 
Lediglich drei Befragte gaben an, in einer 
somatischen Abteilung zu arbeiten.

Häufig in Leitungsfunktionen

Das Krankenhausgestaltungsgesetz NRW 
sieht die Möglichkeit vor, dass Psychothe-
rapeuten auch als Leiter von Krankenhaus-
abteilungen tätig werden. Deshalb interes-
sierte die Kammer besonders, inwieweit 
von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 
wird.

Etwa 10 Prozent gaben an, leitender Psy-
chotherapeut zu sein, etwas mehr noch 
(13%), dass ihnen Personalverantwortung 
übertragen sei. Weitere 15 Prozent haben 

Leitungsfunktionen: im Wesentlichen Sta-
tionsleitung, Ambulanzleitung und häufig 
die Leitung von Tageskliniken. Hier nutzen 
die Krankenhäuser – häufiger als erwartet 
– die soziale Kompetenz von Psychothe-
rapeuten, um ihnen ursprünglich ärztliche 
Aufgaben zu übertragen – eine Tendenz, 
die angesichts des Ärztemangels sicher 
noch zunehmen wird.

Drei Viertel in multiprofessio-
nellen Teams

Die Kammer interessierte ferner, nach 
welchem strukturellen Konzept Psychothe-
rapeuten heutzutage in Krankenhäusern 
tätig sind. Die Antworten (s. Tabelle 2) 
überraschen insofern, als sich das Konzept 
eines „multiprofessionellen Teams“ durch-
gesetzt hat.

Rund drei Viertel der Kolleginnen und Kol-
legen behandeln ihre Patienten in enger 
Kooperation mit anderen Berufsgruppen. 
Lediglich 12 Prozent sind noch wie früher 
stations- bzw. abteilungsübergreifend im 
„Psychologischen Dienst“ tätig, 15 Prozent 
arbeiten überwiegend in einer Ambulanz.

Tabelle 2

Diese Strukturen machen verständlich, war-
um die Initiative „4. Säule“ im Krankenhaus 
(neben ärztlichem Dienst, Pflege, Verwal-
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tung auch ein Psychologischer Dienst), kei-
ne Resonanz gefunden hat. Dies Ergebnis 
zeigt aber auch, wie gut Psychotherapeu-
ten in die stationäre Behandlung psychisch 
Kranker integriert sind und dort auch nicht 
wieder „herausdiskutiert“ werden können.

Stationäre Behandlungen sind rechtlich 
dadurch gekennzeichnet, dass sie unter 
„ärztlicher Leitung“ durchgeführt werden. 
Wie dies in der Praxis aussieht, sollte durch 
zwei Fragen genauer erfasst werden: „Wer 
entscheidet, welche Patienten psychothe-
rapeutisch behandelt werden?“ und „Wer 
entscheidet über den Entlassungszeit-
punkt?“.

42 Prozent der Befragten gaben an, dass 
alle Patienten ihrer Station psychothera-
peutisch behandelt werden, weitere 23 
Prozent: „das wird im Team entschieden“. 
In 24 Prozent der Fälle entscheidet ein lei-
tender Arzt darüber, wer psychotherapeu-
tisch behandelt wird und wer nicht.

Bei der Entscheidung über den Entlas-
sungszeitpunkt ergab sich ein ähnliches 
Bild. In knapp 60 Prozent der Fälle wird 
im Team entschieden, bei 28 Prozent ent-
scheidet der leitende Arzt und in 10 Pro-
zent der Stationsarzt.

Erstaunlich war, dass bei dieser Frage 13 Pro-
zent der Befragten handschriftlich eintrugen, 
selbst über den Entlassungszeitpunkt zu ent-
scheiden. Explizit oder implizit wurde ihnen 
diese Entscheidung von den Ärzten, „die die 
Behandlung leiten“, übertragen. Das kann als 
ein Hinweis auf die Kompetenzzuschreibung 
verstanden werden, die im Gegensatz zu 
manchen (berufspolitischen) Äußerungen 
der Ärztefunktionäre steht.

Kombinationen von Verfahren 
und Methoden

Die Frage nach dem Behandlungsver-
fahren bzw. der -methoden, die von den 
angestellten Psychotherapeuten ange-
wendet werden, ergab erwartungsgemäß 
ein sehr heterogenes Bild (s. Tabelle 3). 
Dies ist deshalb bemerkenswert, weil die 
Einschränkungen der Psychotherapiericht-
linien in Krankenhäusern nicht gelten und 
stationäre Behandlungen zudem unter 
Verbotsvorbehalt stehen: „Erlaubt ist alles, 
was nicht ausdrücklich verboten ist.“

Tabelle 3

Für die Zukunft wäre es sicher hilfreich, 
wenn häufiger präzise untersucht und be-
schrieben würde, wie diese unterschiedli-
chen Behandlungsmethoden miteinander 
wirken, welche Kombinationen für die Be-
handlung nachweisbar besonders hilfreich 
sind. Dies könnte auch Impulse für eine 
Reform der Psychotherapierichtlinien ge-
ben, in denen die Kombination von Einzel- 
und Gruppenpsychotherapie, aber auch 
die Kombination von verhaltenstherapeuti-
schen Methoden und psychodynamischer 
Psychotherapie, bislang nicht erlaubt ist.

Hinsichtlich der Qualitätssicherung psycho-
therapeutischer Behandlung im Kranken-
haus gibt es sicherlich Verbesserungsbedarf. 
Zwar arbeiten 47 Prozent in einem zertifizier-
ten Krankenhaus, doch haben nur 27 Pro-
zent eine Stellenbeschreibung. 21 Prozent 
berichten über spezielle Qualitätssicherungs-
maßnahmen für Psychotherapie und nur 18 
Prozent der Befragten arbeiten aktiv im Qua-
litätsmanagement des Krankenhauses mit.

Kombination von stationärer 
und ambulanter Versorgung

Die Gesundheitspolitik fordert seit Jahren 
verstärkt eine Verbesserung des Über-
gangs vom Krankenhaus in die ambulante 
Versorgung. Im Rahmen der Krankenhaus-
versorgung psychisch Kranker gaben über 
40 Prozent der Befragten an, dass sie Pa-
tienten, die sie stationär behandelt haben, 
auch ambulant weiterbehandeln können, 
eine Tendenz, die in den nächsten Jahren 
noch zunehmen wird.

Die psychiatrischen Krankenhäuser bauen 
derzeit ihre Ambulanzen aus, zum einen, 
weil das ambulante psychotherapeutische 
Behandlungsangebot nicht ausreicht und 
viele niedergelassene Psychotherapeu-
ten Wartelisten haben, zum anderen aber 

auch, weil es den Ambulanzen so möglich 
ist, die multiprofessionelle Behandlung 
ambulant weiterzuführen, also neben der 
psychiatrischen Behandlung auch psycho-
therapeutische, ergotherapeutische und 
bewegungstherapeutische sowie sozial-
therapeutische Angebote zu machen.

55 Prozent der Befragten gaben an, dass die 
Klinik über „regelhafte Kooperationen“ mit 
ambulanten Versorgungseinrichtungen ver-
fügt, im Wesentlichen mit niedergelassenen 
Fachärzten und Psychologischen Psycho-
therapeuten sowie Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeuten. Eine wichtige Rolle 
spielt auch der Sozialpsychiatrische Dienst.

Bei der „Integrierten Versorgung“ ergibt 
sich ein heterogenes Bild. Zwar wird in 25 
Prozent der Einrichtungen diskutiert, sich 
an integrierten Versorgungsformen zu be-
teiligen. 12 Prozent der Kliniken haben so-
gar schon einen entsprechenden Vertrag. 
Doch sind nur vier Prozent der befragten 
Psychotherapeuten daran beteiligt, weitere 
vier Prozent sind mit der Konzepterstellung 
für solch einen Vertrag befasst.

Dies entspricht dem vorherrschenden 
Eindruck, dass integrierte Versorgungs-
formen aktuell eher im Bereich der so-
matischen Medizin bei sehr spezifischen 
Erkrankungen abgeschlossen werden. 
Im psychiatrisch-psychotherapeutischen 
Bereich sind die ökonomischen Risiken 
und Rahmenbedingungen schwerer zu 
präzisieren. Ferner wird die Diskussion 
über Behandlungspfade und leitlinienori-
entierte Behandlungen noch sehr kont-
rovers geführt. Hier könnte eine wichtige 
Kammeraufgabe liegen, den Erfahrungs-
austausch derjenigen zu fördern, die in 
entsprechenden Projekten arbeiten, um 
eine stärkere Beteiligung der Psychothe-
rapeuten zu fördern.

Die ausführliche Auswertung der Umfra-
ge wurde denjenigen, die ausführliche 
schriftliche Informationen wollten, bereits 
mitgeteilt, sie kann auch in der Kammer-
geschäftsstelle angefordert werden.

Im Herbst dieses Jahres wird die Kammer 
einen Workshop speziell für die Adressaten 
dieser Umfrage anbieten, um den Erfah-
rungsaustausch unter den Kammermitglie-
dern zu fördern.
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Werbung für eine psychotherapeutische Tätigkeit – Möglichkeiten und Grenzen

Die Psychotherapeutenkammer NRW 
erhielt wiederholt Anfragen, ob es be-
rufsrechtlich zulässig ist, seine fachlichen 
Fähigkeiten gegenüber Dritten hervorzu-
heben, insbesondere ob es möglich ist, 
Rechtsanwälten für Strafrecht oder Füh-
rungsaufsichts- und Bewährungshilfestel-
len wesentliche Informationen über die 
eigene berufliche Tätigkeit zuzusenden.

Im Kern geht es um die Frage, ob es für 
einen Psychotherapeuten zulässig ist, sich 
mit seinem Leistungsangebot an „Dritte“, 
die er als „Multiplikatoren“ ansieht (keine 
Patienten), zu wenden.

Die Beantwortung dieser Frage bedarf ei-
ner rechtlichen Prüfung, wobei grundsätz-
liche Fragen des Selbstverständnisses der 
Profession aufgeworfen werden. Maßgeb-
lich ist, welche Grenzen die Berufsordnung 
solchen im Kern werbenden Aktivitäten 
setzt.

Berufsordnung: Sachlicher 
Hinweis auf berufliche Tätigkeit 
möglich

Paragraph 21 Abs. 2 der Berufsordnung 
regelt, dass Psychotherapeuten auf ihre 
berufliche Tätigkeit grundsätzlich werbend 
hinweisen dürfen. Die Werbung muss sich 
in Form und Inhalt allerdings auf die sachli-
che Vermittlung des beruflichen Angebots 
beschränken.

Außerdem regelt Paragraph 24 Abs. 2 der 
Berufsordnung, dass irreführende Heilver-
sprechen und unlautere Vergleiche mit 
anderen Psychotherapeuten und deren 
Methoden berufswidrig sind. Nach Absatz 
3 der Vorschrift haben Psychotherapeuten 
insbesondere alles zu unterlassen, was ge-
eignet ist, das Ansehen ihres Berufsstan-
des herabzusetzen.

Zu klären ist also, ob es die Berufsordnung 
erlaubt, z.B. bei Rechtsanwälten und Insti-
tutionen, die mit Strafgefangenen zu tun 
haben, auf die Behandlungsmöglichkeiten 
in der eigenen psychotherapeutischen 
Praxis hinzuweisen.

Berufsordnung erlaubt 
 Zeitungsanzeige

Das Versenden solcher beruflichen Selbst-
darstellungen an einen ausgewählten Ad-
ressatenkreis stellt aus Kammersicht keine 
allgemeine abstrakte, sondern eine geziel-
te konkrete Werbemaßnahme dar. Eine 
gezielte Werbemaßnahme geht insoweit 
über eine zulässige Anzeige in einer Zei-
tung oder ähnlichem hinaus, als dass sie 
sich dem Adressaten aufdrängt.

Zwar tritt ein Psychotherapeut mit einem 
solchen Anschreiben nicht direkt an poten-
tielle Patienten heran. Das Herantreten an 
Dritte ist dennoch als gezielte Maßnahme 
zu beurteilen, da diese Dritten in erhebli-
chem Maße Einfluss auf die Willensbildung 
von eventuellen Patienten nehmen kön-
nen und ja eventuell auch sollen.

Unaufgefordertes Zusenden 
von Werbematerial ist unzu-
lässig

Ein solches Vorgehen beurteilt die Kam-
mer deshalb als einen Versuch, gezielt 
Werbung für eine psychotherapeutische 
Tätigkeit zu veranlassen. Dies ist aber un-
zulässig. Explizit regelt dies beispielsweise 
auch das absolute Mandatswerbungsver-
bot bei Rechtsanwälten in § 6 BerufsO-RA; 
§ 43b BRAO.

Der Versand einer berufliche Selbstdarstel-
lung beruht in diesem Fall auch nicht auf 
einer Anfrage Dritter. Der Psychotherapeut 
wurde nicht dazu aufgefordert, über sein 
Leistungsspektrum zu informieren. Das un-
aufgeforderte Zusenden von Werbematerial 
ist daher auch aus diesem Grunde als be-
rufswidrig zu beurteilen (so auch für die Ärz-
te: Ratzel/Lippert MBO-Ä §§ 27/28 Rn. 14).

Patientenbroschüren in eige-
nen Praxisräumen gestattet

Die Ärztekammern kommen zur gleichen 
Wertung. So heißt es beispielsweise in den 
Auslegungsgrundsätzen der Bundesärzte-
kammer, dass es dem Arzt zwar gestattet 
sein soll, Flyer/Patienten-Informationsbro-

schüren mit Hinweisen zum Leistungsspek-
trum in seinen Räumen anzubieten. Es soll 
aber verboten sein, solche Hinweise/Bro-
schüren bei anderen Leistungserbringern 
im Gesundheitswesen (z.B. in Apotheken, 
Fitness-/Wellnesseinrichtungen, Massage-
praxen) auszulegen.

Erst recht gilt dies aus Sicht der Psychothe-
rapeutenkammer NRW für das Auslegen 
bei Dritten, die noch nicht einmal dem 
Gesundheitswesen zugeordnet werden 
können, also z.B. bei Rechtsanwälten.

Insgesamt kommt die Psychotherapeu-
tenkammer NRW daher zu dem Ergebnis, 
dass solche Werbemaßnahmen unzulässig 
sind.

Bekanntmachung des Hauptwahlleiters 
der PTK NRW
Gemäß § 23 Abs. 3 i.V.m. § 21 Abs. 9 
der Wahlordnung für die Wahl zu den 
Kammerversammlungen der Heilbe-
rufskammern in der Fassung der Ver-
ordnung vom 11. Juli 1996 gebe ich 
bekannt:
Herr Jürgen Schramm, Wahlkreis Düs-
seldorf, Psychologischer Psychothera-
peut, Vorschlag „Kooperative Liste“ hat 
am 13.11.2007 den Verzicht auf den Sitz 
in der Kammerversammlung erklärt.
Nachgerückt ist Frau Maria Hoyer, Psy-
chologische Psychotherapeutin, Vor-
schlag „Kooperative Liste“.
Gez.
Dr. jur. Peter Abels
Hauptwahlleiter

In der Ausgabe 1/2008 hat der Feh-
lerteufel zugeschlagen. Natürlich muss 
es heißen: 
Herr Ulrich Schlünder, Wahlkreis Arns-
berg Psychologischer Psychotherapeut, 
Vorschlag „Qualität durch Methoden-
vielfalt“, hat am 17.10.2007 den Verzicht 
auf den Sitz in der Kammerversamm-
lung erklärt.
Nachgerückt ist Frau Eva Ellinghaus, Psy-
chologische Psychotherapeutin, Vorschlag 
„Qualität durch Methodenvielfalt“.
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Weiterbildung „Klinische 
Neuropsychologie“

Mit Veröffentlichung im Ministerialblatt 
für das Land Nordrhein-Westfalen ist die 
Weiterbildungsordnung (WBO) der Psy-
chotherapeutenkammer NRW am 14. Juli 
2007 in Kraft getreten. Seitdem kann die 
Qualifikation für den Bereich „Klinische 
Neuropsychologie“ anerkannt und als Be-
zeichnung geführt werden.

Diese Möglichkeit stand allerdings erst ein-
mal nur auf dem Papier. Nach intensiver 
Vorarbeit in der Geschäftsstelle und unter 
den in NRW arbeitenden Neuropsycholo-
ginnen und Neuropsychologen konnte der 
WBO nun „Leben eingehaucht“ werden. 

Am 4. April 2008 versam-
melten sich die Mitglieder 
und stellvertretenden Mit-
glieder des Prüfungsaus-
schusses zu ihrer konstituie-
renden Sitzung.

In den Prüfungsausschuss 
wurden Prof. Dr. Gauggel 
(Vorsitz), Frau Unverhau und 
Herr Dr. Völzke (Mitglieder) 
berufen. Als stellvertretende 
Vo r s i t z e n d e 
wurden zu-

gleich Frau Unverhau, Herr 
PD Dr. Suchan und Herr Dr. 
Völzke berufen, als stellver-
tretende Mitglieder Herr PD 
Dr. Suchan, Frau Dr. Wittlieb-
Verpoort, Frau Kroll, Frau 
Luppen, Herr Dr. Ringendahl, 
Herr Floß, Herr Wolbeck und 
Herr Dr. Schmitz-Gielsdorf.

Dem Anlass angemessen 
wurde nicht nur gearbeitet, 
sondern auch gefeiert. Nach 
einer Einführung in die Auf-
gaben und Arbeitsweise des 
Prüfungsausschusses gab 
es bei einem kleinen Imbiss 
und Umtrunk Gelegenheit, 

sich kennen zu lernen und auszutauschen, 
ehe es an die erste Aufgabe ging: die Stell-
vertreter mussten über die Anerkennung 
der Mitglieder entscheiden und anschlie-
ßend die Mitglieder über die Anerkennung 
der Stellvertreter.

Der nächste Meilenstein wird bereits ins 
Auge gefasst: die Erteilung von Weiterbil-
dungsbefugnissen und die Einrichtung von 
Weiterbildungsstätten.

„Eine Profession, die sich klar und geschlossen hinter den 

Nachwuchs stellt!” – das wünschen sich Jürgen Tripp, 28 

Jahre, und Cornelia Beeking, 32 Jahre, von ihren approbier-

ten Kolleginnen und Kollegen. Die beiden sind seit Februar 

2008 die ersten Sprecher der Psychotherapeuten in Ausbil-

dung (PiA) in Nordrhein-Westfalen.

Änderung der Geschäftsordnung  
der Psychotherapeutenkammer 
Nordrhein-Westfalen
vom 17. November 2007

Auf Grund § 23 Heilberufsgesetz (Heil-
BerG) vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. S. 
403), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
1. März 2005 (GV. NRW. S. 148), hat die 
Kammerversammlung der Psychothera-
peutenkammer Nordrhein-Westfalen in 
ihrer Sitzung am 17. November 2007 fol-
gende Änderung der Geschäftsordnung 
beschlossen:
Artikel I § 1 der Geschäftsordnung der 
Psychotherapeutenkammer Nordrhein-
Westfalen vom 12.12.2003 (SMBl. NRW. 
21222) wird wie folgt geändert:
Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die Kammerversammlung tagt öf-
fentlich.“.

Änderung
2. Es wird folgender neuer Absatz 4 an-
gefügt:
„(4) Die Öffentlichkeit kann auf Antrag 
ausgeschlossen werden.“.
Die vorstehende Änderung der Geschäfts-
ordnung der Psychotherapeutenkammer 
NRW wird hiermit ausgefertigt.
Düsseldorf, den 30. Januar 2008
Monika Konitzer
Präsidentin
Genehmigt.
Düsseldorf, den 13. Februar 2008
Ministerium
für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen
III C 2 – 810.101
Im Auftrag
(Godry)

-MBI.NRW.2008.S. 168

Geschäftsstelle

Willstätterstr. 10 
40549 Düsseldorf 
Tel. 0211 / 52 28 47-0 
Fax 0211 / 52 28 47-15 
info@ptk-nrw.de 
www.ptk-nrw.de
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Mitteilungen der Ostdeutschen 
Psychotherapeutenkammer

Ende der Mindestquote – im Osten Chance zur Überwindung der Unterversorgung 
Stellungnahme des Vorstandes der (OPK)

Zehn Jahre nach Einführung der Mindest-
quote für ärztliche Psychotherapeuten und 
Psychologische Psychotherapeuten zeigt 
sich für die neuen Bundesländer, dass 
ärztliche Psychotherapeuten die für sie 
reservierten Praxissitze zum großen Teil 
nicht besetzen konnten. Dieser Umstand 
bedeutet Aufrechterhaltung erheblicher 
Unterversorgung mit Psychotherapie oh-
ne Not, denn ohne diese Mindestquote 
könnten die freien Praxissitze mit Psycho-
logischen Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten bis 
zur Grenze der Überversorgung (110 Pro-
zent) besetzt werden.

Aufgrund der Quote sind nach Berech-
nungen der OPK zur Zeit in Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen 
insgesamt 508 von 671 für ärztliche Psy-
chotherapeuten reservierte Sitze nicht be-
setzt. Für Mecklenburg-Vorpommern gibt 
die KV die Zahlen leider nicht bekannt.

Da die Grenze zur Überversorgung bei 
ambulant tätigen Psychotherapeuten fast 
nirgends erreicht oder überschritten wird, 
vielmehr in vielen Bedarfsplanungsgebie-
ten die Versorgungslage zur Unterversor-
gung tendiert, könnten sich noch mehr 
als 500 Psychotherapeuten niederlassen, 
wenn der Gesetzgeber die bis Ende 2008 
befristete Regelung nicht fortschreibt. So-
mit besteht die Chance zur seit langem 
überfälligen Verbesserung der Versorgung 
mit ambulanter Psychotherapie.

Eine Weiterführung der Quote, auch in 
abgewandelter Form, wäre eine für den 
Versorgungsanspruch der Bevölkerung 
unzumutbare Fortsetzung von berufsstän-
dischen Partikularinteressen, macht der 
OPK-Vorstand deutlich. „Die psychothe-
rapeutischen Leistungen sind durch die 

Psychotherapierichtlinien festgelegt. Die 
unterschiedlichen Berufsgruppen weisen 
kein unterschiedliches Leistungsspektrum 
auf, es stehen ausreichend ausgebildete 
Behandler zur Verfügung, die bei Freigabe 
der seit zehn Jahren ungenutzten Kassen-
sitze die Versorgung auf den durch die Be-
darfsplanung vorgesehenen Stand bringen 
könnten“, unterstreicht OPK-Präsidentin 
Andrea Mrazek das Anliegen der Kammer.

Zu prüfen wäre allerdings, so Mrazek, ob 
die besonders prekäre Versorgungslage 
mit Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten, die auf die Behandlung psychisch 
kranker Kinder und Jugendlicher bis zum 
Alter von 21 Jahren spezialisiert sind, kurz-
fristig durch Sonderbedarfszulassungen für 
diese Behandlergruppe der KJP verbessert 
werden kann oder mittelfristig für KJPs 
eine eigene Bedarfsplanung eingerichtet 
werden sollte.

Um die zuständigen Gesundheitsministe-
rien der fünf Bundesländer auf die durch 
die Mindestquote bedingte Schieflage 
hinzuweisen, hat die OPK mit deren Ver-
tretern und Abgeordneten des Bundesta-
ges Gespräche aufgenommen. Sollte eine 
Gesetzesinitiative zur Weiterführung der 
Quote gestartet werden, wird die OPK auf 
Lösungen drängen, die dem Versorgungs-
bedarf gerecht werden können.

Zum Verständnis: Die Mindestquote hat 
der Gesetzgeber 1999 in der Übergangs-
regelung des Psychotherapeutengesetzes 
vorgesehen. Sie bedeutet, dass 40 Pro-
zent der Praxissitze in der Planungsgruppe 
Psychotherapie den psychotherapeutisch 
tätigen Ärzten vorbehalten sind. Die Quote 
diente dem besonderen Schutz psycho-
therapeutisch tätiger Ärzte im Wettbewerb 
mit den Psychotherapeuten.

Daten zur Einschätzung der 
Versorgungslage nach Bundes-
ländern vor dem Hintergrund 
noch bestehender Mindest-
quote:

Bezugsmaßstab ist dabei die Grenze zur 
Überversorgung (= 110 Prozent Versor-
gungsgrad) und die Grenze zur Unterver-
sorgung (= 50 Prozent Versorgungsgrad).

Brandenburg: Hier sind 96 Sitze für ärztli-
che Psychotherapeuten reserviert, aber nur 
19 Ärzte sind niedergelassen. Das heißt, 
77 der reservierten Sitze sind unbesetzt.

An psychologischen Psychotherapeuten 
sind 174 tätig. Um die Grenze zur Überver-
sorgung zu erreichen, könnten sich noch 
83 PP/KJP niederlassen. Bei den 16 Pla-
nungsbereichen wird nur in zwei (Frankfurt 
(Oder) Stadt, Oder-Spree und Ostprignitz-
Ruppin) ein Versorgungsgrad von 110 
Prozent erreicht. Unterversorgung besteht 
hingegen in Cottbus (25,4 Prozent), Ober-
spreewald-Lausitz und Spree-Neiße (44 
bzw. 40 Prozent). In den anderen Planbe-
reichen bewegt sich der Versorgungsgrad 
zwischen 62,9 und 93,5 Prozent.

Sachsen: In 26 Planbereichen sind 332 
Sitze für ärztliche Psychotherapeuten re-
serviert, aber nur 85 besetzt. 247 Sitze 
sind unbesetzt.

Psychologische Psychotherapeuten sind 
620 tätig. 264 dürften bis zur Über-
versorgungsgrenze noch hinzukommen. 
Hier weisen 9 der 26 Planbereiche Über-
versorgung und sieben (Chemnitz Stadt 
und Land, Zwickau Stadt und Land, Aue-
Schwarzenberg, Mittweida und Stollberg) 
Unterversorgung aus mit Versorgungs-
graden zwischen 18,5 und 45,9 Prozent. 
Allein in Chemnitz Stadt „blockieren“ 37 
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Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

unbesetzte, für ärztliche Psychotherapeu-
ten reservierte Sitze die Überwindung der 
Unterversorgung!

Sachsen-Anhalt: Bei 23 Planbereichen 
sind 123 Sitze ärztlichen Psychotherapeu-
ten vorbehalten, aber nur 28 Sitze sind be-
setzt. 95 sind unbesetzt.

Die Zahl der tätigen psychologischen Psy-
chotherapeuten beträgt 246, bis zur Über-
versorgungsgrenze wären noch 84 Nieder-
lassungen möglich. Überversorgt sind die 
Kreise Quedlinburg und der Altmarkkreis/
Salzwedel, im Saalkreis und in Wernigerode 
liegt der Versorgungsgrad leicht über 100 
Prozent, unterversorgt ist das Mansfelder 
Land mit 33,7 Prozent Versorgungsgrad.

Thüringen: Von den 120 Sitzen für ärzt-
liche Psychotherapeuten sind 31 besetzt, 
89 unbesetzt.

In den 20 Planbereichen sind 263,5 psy-
chologische Psychotherapeuten tätig, 335 
könnten es bis zur Grenze der Überversor-
gung sein. Die Differenz beträgt also 71,5. 
Überversorgt sind Erfurt und der Saale-
Holzlandkreis. In fünf weiteren Kreisen be-
wegt sich der Versorgungsgrad zwischen 
100 und 110 Prozent. In Thüringen weist 
kein Planbereich Unterversorgung aus.

Anmerkung zu fehlenden Daten für Meck-
lenburg-Vorpommern: Da von der KV die 
Daten nicht bekannt gegeben werden, kann 
für MV keine Berechnung erstellt werden. 

Der rechnerische Versorgungsgrad soll über-
all weit über 110 Prozent liegen, was die tat-
sächliche Versorgungslage der Bevölkerung 
nicht wiedergibt. Es sind 134 psychothera-
peutische Praxen zugelassen, davon 109 
PP/KJP und 25 Ärzte. Die von Ärzten nicht 
besetzten Sitze werden mit 35 beziffert.

Stellungnahme der Bundespsycho-
therapeutenkammer (BPtK) zur Min-
destquote: Die BPtK hat das Ende der 
Mindestquote ebenfalls in ihrer Stellung-
nahme als überfällig bezeichnet. Die Stel-
lungnahme kann über die Homepage der 
BPtK unter www.bptk.de/aktuelles/stel-
lungnahmen/849970.html eingesehen 
und heruntergeladen werden. (Kathrin 
Luft, Andrea Mrazek, Brigitte Düring)

OPK-Präsidentin Andrea Mrazek zum Wegfall der Quotenregelung

Der OPK-Vorstand hat in einigen Gesund-
heitsministerien der neuen Länder und 
mit Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages über das Auslaufen der Quo-
tenregelung für ärztliche/psychologische 
Psychotherapeuten Ende 2008 Gespräche 
geführt.

Frau Mrazek, Sie baten um Unterstützung 
für die Position der Kammer, die durch 
ärztliche Psychotherapeuten bisher nicht 
genutzten Sitze für PP und KJP freizuge-
ben, um die Situation für Patienten ver-
bessern zu können. Wie haben ihre Ge-
sprächspartner reagiert? Stößt die OPK 
offene Türen auf oder haben Sie den Ein-

druck, die Ost-Gesundheitsminister könn-
ten für eine Verlängerung der Quotenre-
gelung plädieren?

Die bisher erfolgten Kontakte zu den Ge-
sundheitsministerien in Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Brandenburg ergeben 
Unterstützung für unser Vorbringen, dass 
eine Fortführung der Quotenregelung ein 
gravierendes Problem in der ambulanten 
Versorgung darstellen würde. Insoweit war 
hier in der Sache durchaus Übereinstim-
mung. Wie sich das faktisch letztendlich 
niederschlagen wird, hängt allerdings auch 
von den politischen Bündnissen in dem 
jeweiligen Bundesland ab. Teilweise waren 
auch die Ministerien noch nicht über das 
Gesetzgebungsvorhaben informiert.

Erwartet die Kammer aus den KVen oder 
von den Kassen Widerstand gegen eine 
verbesserte Zulassung von PP/KJP? Wenn 
ja, was sind die Gründe?

Hier ist zu differenzieren zwischen den 
Organisationen auf Bundesebene, al-
so der KBV und den Spitzenverbänden 
der Kassen, die für eine Fortführung der 
Quote eintreten: die KBV aus standespo-
litischen, die Bundesverbände der Kassen 
aus finanziellen Gründen. Sowohl Kassen 
vor Ort als auch die örtlichen KVen sind 
durch ihre größere Nähe zu den Patienten 
für eine Verbesserung der Versorgung und 

das heißt letztlich für eine Besetzung der 
langjährig freigehaltenen Praxissitze.

Welche Verbesserungen könnten Patien-
ten erwarten, wenn die unbesetzten Arzt-
sitze alle besetzt werden können?

Da es jetzt schon Wartelisten für frei wer-
dende Praxissitze gibt, ist davon auszu-
gehen, dass bisher wenig oder nicht ver-
sorgte Gebiete, z.B. die Erzgebirgskreise 
in Sachsen, besetzt werden und dann vor 
Ort Behandlungsmöglichkeiten vorhanden 
sind und die Patienten nicht mehr weite 
Wege auf sich nehmen müssen. Das ist 
besonders für die Behandlung von Kindern 
wichtig, da hier weite Anfahrtswege eine 
besonders hohe zusätzliche Belastung dar-
stellen.

Worin sehen Sie die Ursache für die Nach-
wuchsprobleme der ärztlichen Psychothe-
rapeuten?

Es gibt ja ein generelles Nachwuchspro-
blem – die konkrete Arbeit an Patienten 
ist durch unzureichende Bezahlung und 
schlechte Arbeitsbedingungen unattrak-
tiv geworden. Zusätzlich nimmt die Psy-
chotherapie als ärztliches Berufsfeld eine 
Randstellung ein und die Bedingungen 
sind dort noch schlechter, so dass Ärzte 
auf andere Tätigkeitsfelder ausweichen. 
Die Orientierung auf Psychotherapie ent-
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wickelt sich im ärztlichen Bereich auch erst 
spät, z. T. erst im Verlauf der Facharztaus-
bildung, d.h. sie wird nicht primär nach 
dem Studium angestrebt. Das ist bei Psy-

chologen anders, die schon im Studium ei-
ne Entscheidung für klinische Psychologie 
treffen und dann gezielt eine Psychothe-
rapieausbildung machen, weil sie genau 

diesen Beruf anstreben. Im Unterschied 
zu den Medizinern üben dann approbierte 
Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten auch diesen Beruf aus.

Tatsächlicher Bedarf an Psychotherapie ist unbekannt

OPK startet Forschungsprojekt

In der Diskussion um die Bedarfsplanung 
wird suggeriert, den Kassenärztlichen 
Vereinigungen wäre bekannt, wie vieler 
Psychotherapeuten es in den „Planungs-
bezirken“ bedarf. Demzufolge benötigen 
etwa die Bewohner „ländlicher Kreise“ 
wenig Psychotherapeuten, nämlich einen 
auf 15.692 Einwohner. Die Menschen in 
„Kernstädten“ brauchen nahezu fünfmal 
so viele Therapeuten: einen auf 2.577 
Einwohner. Vielleicht ist der Bedarf ja tat-
sächlich so unterschiedlich – bewiesen 
oder widerlegt wurde das bisher nicht. Lei-
der wurden die Bedarfsplanungsrichtlinien 
keineswegs an einem tatsächlichen Bedarf 
ermittelt, sondern anhand des bestehen-
den Versorgungsgrades zu einem Stichtag 
in den neunziger Jahren errechnet (Psy-
chotherapeuten: 01.01.1999, Vertragsärzte: 
31.12.1990).

Wie groß ist der Bedarf an Psychotherapie 
tatsächlich? Immer so groß wie das Angebot, 
argwöhnen Kostenträger und Psychothera-
pie-Kritiker. Zynische Konsequenz daraus wä-
re, das Angebot möglichst weit zu beschnei-
den. Eine patientengerechtere Alternative 
bestünde dagegen darin, den tatsächlichen 
Psychotherapie-Bedarf zu ermitteln.

Die OPK plant ein Forschungsprojekt zu 
dieser Frage. Erster Arbeitsschritt wird die 
Erstellung einer „Versorgungslandkarte“ 
sein. Diese soll – möglichst fein aufgelöst 
– Aufschluss darüber geben, welche Pati-
enten in den einzelnen Regionen wie gut 
versorgt werden. Dazu sollen vorhandene 
Daten der OPK, der KVen u.a. sowie Ergeb-
nisse einer Befragung von OPK-Mitgliedern 
genutzt werden. Die Versorgungslandkarte 
soll dazu beitragen, regionale Versorgungs-
defizite und eventuelle Fehlentwicklungen 
aufzudecken.

In einem nächsten Schritt soll das Abbild 
der momentanen Versorgungssituation 
mit epidemiologischen Daten verglichen 
werden. Daraus ließen sich Schätzungen 
darüber ableiten, wo für bestimmte Pati-
entengruppen bereits ausreichende Be-
handlungsangebote bestehen und wo sie 
ggf. schlechte Chancen haben, geeignete 
Psychotherapeuten zu finden.

Die OPK konnte u.a. Psychologen der 
Universitäten Dresden und Greifswald 
als Kooperationspartner gewinnen. Der 
Forschungsausschuss möchte OPK-Mit-
glieder schon jetzt bitten, das Vorhaben 
durch die im späteren Verlauf nötige Be-
arbeitung von Fragebögen tatkräftig zu 
unterstützen.

Ansprechpartner: Dr. Gregor Peikert, 
Vorstand OPK, gregor.peikert@opk-info.
de

Auftakt der Informationsveranstaltungen in den Bundesländern

Liebe Mitglieder,

die Diskussionen zur Berufsordnung und 
zur Quotenregelung für ärztliche/psycho-
logische Psychotherapeuten, zur elektro-
nischen Zertifizierung der Fortbildung und 
zum elektronischen Heilberufeausweis 
sind am 18. Juni 2008 vom Vorstand der 
Ostdeutschen Psychotherapeutenkammer 
in Magdeburg eröffnet worden. In der Zeit 
vom 9. Juli bis Ende Oktober 2008 fol-
gen die Veranstaltungen für die Kammer-
mitglieder in Mecklenburg-Vorpommern, 
Sachsen, Brandenburg und Thüringen.

Unser Geschäftsführer, Herr Jacknau, wird 
für alle Fragen zur Fortbildungspflicht 
und Zertifizierung zur Verfügung stehen. 
Rechtsanwalt Immen wird Ihnen die 
rechtliche Relevanz der Berufsordnung er-
läutern und über praktische Auswirkungen 
wie Bedeutung für die Dokumentation 

oder die Berufsgerichtsbarkeit sprechen. 
Zur Mindestquote informieren wir Sie 
über den aktuellen Stand der Absichten 
des Gesetzgebers und die Aussichten, die 
bisher für Ärzte reservierten jedoch nicht 
besetzten Sitze für PP und KJP freizu-
geben. Das Programm lässt spannende 
Diskussionen erwarten, die bei einem 
anschließenden Imbiss gern noch vertieft 
werden können.

Die Veranstaltungen beginnen jeweils 16 
Uhr. Nach den Vorträgen von Rechtsanwalt 
Jan H.L. Immen (Berufsordnung), Kam-
merpräsidentin M.A., M.S. (USA) Andrea 
Mrazek (Mindestquote) und Geschäfts-
führer Carsten Jacknau (Zertifizierung der 
Fortbildungen, elektronischer Fortbildungs-
nachweis und elektronischer Heilberufe-
ausweis) besteht von circa 18.30 bis 20 
Uhr Gelegenheit zur Diskussion und zu 
Gesprächen beim Imbiss.

Sie erhalten rechtzeitig vor Beginn in 
den jeweiligen Bundesländern die Ein-
ladung. Die nächsten Informationsver-
anstaltungen finden zu folgenden Ter-
minen statt:

09.07.2008  Mecklenburg-Vorpommern 
24.09.2008  Sachsen 
15.10.2008  Brandenburg 
29.10.2008 Thüringen  
(Änderungen vorbehalten)

Der Vorstand der OPK sieht diese Veran-
staltungsreihe als eine Möglichkeit, aktiv 
mit Ihnen in Verbindung zu treten und 
sowohl die Arbeit der Ostdeutschen Psy-
chotherapeutenkammer, als auch deren 
Ergebnisse in einem passenden Rahmen 
zu präsentieren. Deshalb freuen wir uns 
auf Ihr zahlreiches Erscheinen,

Ihr Vorstand der OPK
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Laufende, großangelegte Psychotherapiestudien mit BMBF-Förderung

Psychodynamische Kurzzeit-
Therapie und Kognitive  
Verhaltenstherapie in der  
Behandlung der Sozialen  
Phobie: Wem hilft was?

Die soziale Phobie ist eine der häufigsten 
Angststörungen mit meist frühem Erkran-
kungsbeginn und oft chronischem Verlauf. 
Der Forschungsverbund Soziale Phobie 
(SOPHO-NET) möchte das Verständnis 
und die Behandlung der sozialen Phobie 
verbessern und wird dabei vom Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) finanziell unterstützt. Die zentra-
le Studie zur psychotherapeutischen Be-
handlung der sozialen Phobie wird dabei 
ergänzt durch Projekte zur Indikations- und 
Prognoseforschung, zu gesundheitsöko-
nomischen Fragen und zur neurobiologi-
schen Forschung (weitere Informationen 
unter www.sopho-net.de).

Besonders die kognitive Verhaltenstherapie 
und die Psychodynamische Kurzzeitthera-
pie haben sich in der Behandlung der Sozi-
alen Phobie als wirksam erwiesen. Welche 
Therapieform jedoch bei wem langfristig 
erfolgreicher ist, soll als eine von mehreren 
Fragestellungen mit Hilfe dieser deutsch-
landweiten Studie näher untersucht wer-
den. Bei der wissenschaftlich begleiteten 
Behandlung handelt es sich um Psycho-
therapie im Rahmen von 25 Sitzungen.

Die beteiligten Forschungszentren im Zu-
ständigkeitsbereich der OPK nehmen noch 
bis zum Spätsommer 2008 Patienten auf.

Kontaktadressen:

1) Dresden: Technische Universität Dres-
den, Institut für Klinische Psychologie und 
Psychotherapie, Prof. Dr. Jürgen Hoyer, 
Dipl.-Psych. Anja Berg. Hohe Straße 53, 
01187 Dresden, Tel.: 0351/463-36956, E-
Mail: sophonet@psychologie.tu-dresden.
de. Universitätsklinikum Carl Gustav Ca-
rus Dresden, Klinik und Poliklinik für Psy-
chotherapie und Psychosomatik, Prof. Dr. 
Peter Joraschky, PD Dr. Karin Pöhlmann, 
Fetscherstraße 74, 01307 Dresden, Tel.: 
0351/458-2525, E-Mail: sopho@uniklini-
kum-dresden.de

2) Jena: Friedrich-Schiller-Universität Jena, 
Institut für Psychologie, Klinisch-Psycholo-
gische Intervention, Prof. Dr. Ulrich Stan-
gier, Dipl.-Psych. Viktoria Ritter, Humbold-
tstr. 11, 07743 Jena, Tel.: 03641/945176, 
E-Mail: sozialphobieprojekt@uni-jena.de. 
Universitätsklinikum Jena, Institut für Psy-
chosoziale Medizin und Psychotherapie, 
Prof. Dr. Bernhard Strauß, Dipl.-Psych. Su-
san Tefikow, Stoystr. 3, 07740 Jena, Tel.: 
03641/935482, E-Mail: sozialphobiepro-
jekt@uni-jena.de

BMBF Psychotherapiestudie zur 
Erforschung der Mechanismen in 
der Behandlung von Patienten mit 
Panikstörung und Agoraphobie

Ein umfangreiches Forschungsvorhaben 
zur psychotherapeutischen Behandlung 
von Patienten mit Panikstörung und Ago-
raphobie konnte aufgrund einer Förderung 
des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung auch in vier Zentren im Ein-
zugsbereich der OPK realisiert werden. Im 
Mittelpunkt steht eine Psychotherapiestu-

die, die die Mechanismen der Expositions-
behandlung näher beleuchten will. Dabei 
stellt sich z.B. die Frage, ob Therapeuten 
zwingend und wenn ja unter welchen Um-
ständen bei einer Expositionsübung anwe-
send sein müssen. Das Therapieprojekt 
wird durch weitere Forschungsgruppen 
ergänzt, die biologische Mechanismen der 
Panikstörung untersuchen, wie z.B. psy-
chophysiologische Reaktionsmuster und 
deren Bedeutung für den Therapieerfolg, 
die Aktivierung bestimmter Regelkreise im 
Gehirn und deren Veränderung durch The-
rapie sowie genetischen Grundlagen der 
Erkrankung. Informationen zum Projekt fin-
den sich unter www.paniknetz.de.

Patienten können bei Interesse an folgen-
de Zentren verwiesen werden: 1) Dres-
den: Panikambulanz der IAP der TU Dres-
den, Institut für Klinische Psychologie und 
Psychotherapie, Technische Universität 
Dresden, Chemnitzer Str. 46, 01187 Dres-
den, Info-Telefon: 0351-46336889, E-Mail: 
paniknetz@psychologie.tu-dresden.de. 2) 
Berlin: Hochschulambulanz für Psycho-
therapie und Psychodiagnostik, Humboldt-
Universität zu Berlin, Institut für Psycholo-
gie, Rudower Chaussee 18, 12489 Berlin, 
Tel: 030-20939322, E-Mail: panikhilfe@
psychologie.hu-berlin.de. Spezialambulanz 
für Angsterkrankungen, Klinik für Psychia-
trie und Psychotherapie, Charité-Campus 
Mitte, Charité Platz 1, 10117 Berlin, Tel: 
030-450617089, E-Mail: angstambulanz@
charite.de. 3) Greifswald: Poliklinische 
Psychotherapieambulanz, Rudolph-Breit-
scheid-Str. 27, 17487 Greifswald, Sekreta-
riat: 03834-863738, E-Mail: psychothera-
pieambulanz@uni-greifswald.de.

Ausstellung zum Glück im Deutschen Hygiene-Museum Dresden 
– alles andere als ein Glücksratgeber

Was ist Glück? Was suchen wir, wenn wir 
nach Glück streben? Wie gelingt es uns, 
glücklich zu sein? Ist Glück ohne Leid denk-
bar? Was wünschen wir Freunden, Ange-
hörigen, Arbeitskollegen, wenn wir Ihnen 
zu besonderen Anlässen Glück wünschen? 
Glück lässt sich nicht so leicht definieren.

Unter dem Titel „Glück – welches Glück“ hat 
das Deutsche Hygiene-Museum in Dresden 

zusammen mit Siemens Arts Programm 
zur Zeit die Suche nach dem Glück in einer 
Sonderausstellung inszeniert, die noch bis 
zum 2. November 2008 durchstreift werden 
kann. Den Besucher erwarten in sieben Aus-
stellungsräumen rund 400 Exponate aus der 
Kunst- und Kulturgeschichte.

Der künstlerische Leiter der Ausstellung 
Meschac Gaba hat für die Ausstellung gro-

ße Raumbilder entworfen und innerhalb 
der Abteilungen verschiedene Installatio-
nen geschaffen, mit denen experimentiert 
werden kann. Zum Beispiel am Hirnmodell 
im Neuronenraum, wo das Belohnungs-
zentrum aufblinkt, wenn die Besucher auf 
eine Männer- oder Frauenbrust drücken.

Die verschiedenen Facetten des Glücks 
sind auf dem Parcours überschrieben mit 
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Ostdeutsche Psychotherapeutenkammer

„Liebe“, „Restaurant“, „Sport“, „Neuronen“, 
„Musik“, „Körper“ und „Fortuna“. Den Ein-
gang zur Ausstellung betreten die Besu-
cher durch eine Palisade aus Rosen, die 
den Eindruck erweckt, in einen geheimen 
Garten des Glücks einzutreten. Der Spruch 
„Ich liebe die Rose, aber ich fürchte ihre 
Dornen“ inspirierte den Künstler Gaba zu 
dem Bild vom Gehirn, auf dem eine Ro-
se mit Dornen steht. Ein Schlüssel für die 
Ausstellung, der besagt, dass Glück nie oh-
ne sein Gegenteil zu denken ist, Unglück 
und Verlust gleichwertige Bestandteile des 
menschlichen Lebens sind.

Mit seiner Präsentation der Objekte in den 
verschieden Räumen will Gaba auch ihm 
wichtige Lebensregeln vermitteln, wie die-
ser: Liebe kann man nicht kaufen, sie wird 

einem gegeben oder man gibt sie jemand 
anderem. „Aber ohne Liebe zu geben oder 
zu bekommen, können wir nicht glücklich 
sein“, erklärt er. Oder im Restaurant-Raum: 
Essen verbindet Nahrung mit Gesundheit 
und Gesundheit mit Glück. Im letzten 
Raum – einem Labyrinth voller Banknoten, 
zum Greifen nah, aber nicht fassbar, steht 
die Frage, ob Geld wirklich glücklich macht 
oder ob es eher verschiedene Arten von 
„Reichtum“ gibt, die uns beglücken kön-
nen.

Zur Ausstellung ist ein Begleitbuch mit 
Aufsätzen zum Glück erschienen und es 
wird ein umfangreiches Begleitprogramm 
offeriert. In der Vortragsreihe in Kooperati-
on mit Professor Dr. Michael Bauer, Klinik 
und Poliklinik für Psychiatrie und Psycho-

therapie des Uniklinikums Dresden, spricht 
er selbst zum Thema „Himmelhochjauch-
zend – zu Tode betrübt: Wie viele Stim-
mungsschwankungen hält ein Mensch 
aus“. (dür)

Infos zur Sonderausstellung: www.dhmd.
de

Geschäftsstelle

Karl-Rothe-Str. 4 
04105 Leipzig 
Telefon: 0341-462432-0 
Fax: 0341-462432-19 
www.opk-info.de 
info@opk-info.de 
Telefonische Sprechzeiten des Vorstandes: 
Mi. 11.00–13.00 Uhr

Strukturen und Funktionen im Wandel
Von Dr. Uwe K. Preusker. 2008. Ca. 250 Seiten. Kartoniert. 
Ca. ¤ 48,-. ISBN 978-3-87081-456-4

Wer sich im Rahmen seiner Ausbildung oder seiner Berufstätigkeit intensiver mit dem deutschen 
Gesundheitssystem beschäftigt, wird schnell feststellen: Hier handelt es sich um ein außerordentlich 
komplexes Gefl echt verschiedener Subsysteme. Der Mix aus staatlichen Regelungskompetenzen und 
Selbstverwaltungsbefugnissen, aus Freiberufl ichkeit und bürokratischer Regelungsdichte, aus freiem 
Unternehmertum und körperschaftlicher Verfassung ist in dieser Form einmalig auf der Welt.

In diesem Werk wird das deutsche Gesundheitssystem in seinen aktuellen Strukturen und Funktionen 
beschrieben und es werden die Wandlungsprozesse hin zu einem sich entwickelnden Gesundheits-
markt illustriert. Hinzu kommt die Darstellung der wesentlichen Änderungen, die das deutsche Gesund-
heitssystem durch das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz erfahren hat; die Neuregelungen der Reform 
und ihre Auswirkungen werden analysiert und kommentiert. 

Economica
MedizinRecht.de
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Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, Im Weiher 10, 69121 Heidelberg. www.huethig-jehle-rehm.de
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Das deutsche Gesundheitssystem 
verstehen
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Mitteilungen der LandesPsychotherapeuten-
Kammer Rheinland-Pfalz

Bericht aus der Vertreterversammlung vom 12.04.2008

Bei der dritten Vertreterversammlung die-
ser Wahlperiode nahm auf Einladung des 
Vorstandes der Präsident der Bundespsy-
chotherapeutenkammer, Prof. Dr. Rainer 
Richter, teil, um gemeinsam mit den Ver-
tretern der LPK Rheinland-Pfalz den Ent-
wurf „Perspektiven bis 2011 – Psycho-
therapie in Deutschland“ zu diskutieren. 
Dieses programmatische Positionspapier 
zu den Entwicklungsvorstellungen unserer 
Profession im Gesundheitswesen soll mit 
den Anregungen aus den Länderkammern 
beim nächsten Deutschen Psychothera-
peutentag am 31. 5. in Bremen vorgelegt 
werden.

Prof. Richter stellte am Anfang seines 
Statements klar, dass zwei Zielgruppen an-
gesprochen werden sollen:

nach außen die Vertreter in der Ge- �

sundheitspolitik, denen die Position 
der Psychotherapeutenschaft nahe ge-
bracht werden soll,
nach innen die Psychotherapeuten  �

selbst zur Identitätsbildung. Diese soll 
die bisherige Identität nicht ersetzen, 
aber ergänzen und erweitern. Des Wei-
teren soll die Formulierung von Zielen 
auch auf die Psychotherapeuten in Aus-
bildung wirken.

Aufgrund der angestrebten Wirkung auf 
die erste Zielgruppe mag die gewähl-
te Sprache für Psychotherapeuten eher 
befremdlich wirken, sie sei aber nötig, 
um die politischen Akteure zu erreichen 
betonte Richter. Es darf aber auch nicht 
übersehen werden, dass die unterschied-
lichen Sprachwelten mit konträren Vorstel-
lungen zu den Prozessen therapeutischer 
Veränderung korrespondieren. In der em-
pirischen Wissenschaft ist inzwischen un-
strittig, dass spezielle Interventionen den 
am wenigsten wirksamen Faktor beim Zu-
standekommen von Therapieeffekten dar-
stellen. Die wesentliche Wirkvariable ist die 
therapeutische Beziehung. Auf der gesund-

heitspolitischen Ebene und bei den Prüf-
schritten zur sozialrechtlichen Zulassung 
neuer Verfahren werden jedoch sowohl 
die für die Wirksamkeit einer Therapie aus-
schlaggebenden Beziehungsvariablen als 
auch wissenschaftliche Evidenz der Ver-
fahrensäquivalenz ignoriert. Stattdessen 
werden analog zum Forschungsdesign zur 
Überprüfung von Medikamentenwirkun-
gen verfahrensspezifische Interventionen 
verglichen.

Viele kritische Punkte waren im Vorfeld von 
verschiedenen Landeskammern schon an-
gemerkt worden, z. B. der Abschnitt zur 
„Medikamentendämmerung“ oder die sehr 
kurze Darstellung der Arbeit niedergelasse-
ner Therapeuten. Im Zusammenhang mit 
der Darstellung der neuen Versorgungsfor-
men sollen die Grenzen der „alten“ For-
men genauer dargelegt werden.

Prof. Richter war im Weiteren vor allem 
daran interessiert, das Thema „Psycho-
therapeutische Ausbildung“ zu diskutieren, 
da dies in diesem Jahr im Zentrum der 
Diskussion stehen wird. Hier wird es nö-
tig, dass sich die Psychotherapeutenschaft 

deutlich positioniert. Da dies aber ein sehr 
komplexes Gebiet ist, soll eine gründliche 
Beleuchtung der verschiedenen Modelle 
sowie des Ergebnisses des Forschungs-
gutachtens erfolgen. Zentrale Fragen in 
diesem Kontext sind:

Wie ist die arbeitsrechtliche Situation der 
Psychotherapeuten in Ausbildung (PiAs)?

Soll die Ausbildung analog zur ärztlichen 
Ausbildung in eine Weiterbildung umge-
wandelt werden?

Zur Klärung der ersten Frage werden zurzeit 
verschiedene Aktivitäten entwickelt, unter 
anderem auch von den PiAs in Rheinland-
Pfalz. Arbeitsrechtliche Änderungen sollten 
parallel zur Erstellung des Forschungsgut-
achtens verfolgt werden, da sich eine Um-
setzung der Ergebnisse des Gutachtens 
sicher zeitlich hinziehen wird.

Die zweite Frage stellt sich vor dem Hinter-
grund der Umwandlung der Studiengänge 
in Bachelor- und Masterstudiengänge. So 
gibt es Modelle, welche die Einführung ei-
nes Masterstudiengangs „Psychotherapie“ 

Die Präsidenten der BPtK und der LPK im Gespräch mit der Vertreterversammlung
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befürworten. Dies wird aber von vielen In-
stituten sehr kritisch gesehen, ebenso von 
vielen Hochschullehrern, da befürchtet 
wird, dass nur noch wenige Studenten an-
dere Schwerpunkte belegen werden und 
die wissenschaftliche Psychologie damit 
„ausblutet“. Viele Mitglieder der Vertreter-
versammlung waren sich einig, dass eine 
psychologische Grundausbildung unbe-
dingt wichtig ist, da dadurch wesentliche 
wissenschaftliche Kompetenzen erworben 
werden, aber auch ein Weltbild geprägt 
wird, das sich doch wesentlich von dem 
z. B. von Ärzten unterscheidet.

Positiv wurde die Überlegung Prof. Richters 
aufgenommen, die bisherigen Lerninhalte 
durch zu definierende Lernziele zu er-
gänzen. In diese Lernziele/Kompetenzen 
könnten evidenzbasiert die Kenntnisse aller 
Schulen einfließen. Diskutiert wurde, ob es 
zum jetzigen Zeitpunkt sinnvoll wäre, eine 
verfahrensübergreifende Ausbildung an-
zubieten. Dies scheint nach der Einschät-
zung einiger Anwesender allerdings nicht 
sinnvoll, da viele Ausbildungstherapeuten 
zunächst ein Verfahren gut kennenlernen 
und anwenden lernen wollen. Der Einfluss 
anderer „Schulen“ kann hierbei einen stark 

verunsichernden Charakter haben. Ange-
merkt wurde weiter, dass vermehrt sozial-
rechtliches Wissen in der Ausbildung ver-
mittelt werden sollte.

Es war Konsens, dass sich die Kammer in 
die Diskussion um die Strukturqualität ein-
mischen kann und sollte. So sollte z. B. be-
tont werden, dass es in den Kliniken uner-
lässlich ist, gut ausgebildete Betreuer und 
Supervisoren vorzuhalten. Diese Fragen 
müssen mit der DGPPN und den zustän-
digen Klinikleitungen diskutiert werden.

Als weitere Herausforderungen an die Pro-
fession wurden andiskutiert:

der demographische Wandel und die  �

Zunahme chronischer und altersbe-
dingter Erkrankungen
die Finanzierungsstruktur von Psycho- �

therapie
der medizinische Fortschritt mit flankie- �

renden psychotherapeutischen Hilfen 
(Gesundwerden auch als Beziehungs-
geschehen)
die gesundheitspolitische Entwicklung,  �

dass immer mehr Geld in die medizini-
schen Hochtechnologiebereiche fließt 

und immer weniger in die Grundversor-
gung
Aufrechterhaltung bzw. Veränderungen  �

der Psychotherapierichtlinien, damit 
verbunden die Einführung von Weiter-
bildungsordnungen
die Änderung des SGB V, § 28 im Sinne  �

einer Öffnungsklausel z. B. für die Be-
gleitung chronisch und Schwerstkran-
ker.

Es wurde darüber hinaus gefordert, dass in 
den Perspektiven 2011 der Begriff „Psychi-
atrie“ für die Fachgruppe verwandt werden 
soll, nicht für einen Versorgungsbereich. 
Des Weiteren sollen die Belange und For-
derungen der angestellten Psychothera-
peuten deutlich dargestellt werden, denn 
auch dies dient der Identitätsbildung nach 
innen.

Ebenso soll die schlechtere Versorgung 
von Kindern und Jugendlichen pointiert 
dargestellt werden. Denn selbst wenn man 
die Versorgung der Erwachsenen als gut 
und ausreichend betrachten wollte, so ist 
die der Kinder und Jugendlichen in jedem 
Falle unzureichend.

Nach drei Stunden war die Diskussion be-
endet. Die Vertreterversammlung bedank-
te sich für die offene und konstruktive Aus-
einandersetzung um diese Perspektiven, 
die sicher wichtig sind, um die Profession 
nach innen und außen zu positionieren.

Auf der Vertreterversammlung wurden da-
rüber hinaus Satzungsänderungen in der 
Berufsordnung, Gebührenordnung und 
Weiterbildungsordnung vorgenommen (s. 
Beilage in der Mitte des Heftes).

In der Vertreterversammlung entwickelte 

sich eine angeregte Diskussion über die Per-

spektiven 2011.

Landeskonferenz der PiA

Die Bundespsychotherapeutenkammer 
hatte vom letzten Deutschen Psycho-
therapeutentag die Aufgabe bekommen, 
einmal jährlich eine Bundeskonferenz der 
Psychotherapeuten in Ausbildung (PiA) zu 

veranstalten, auf der die PiA ihre Anliegen 
diskutieren und der Bundespsychothera-
peutenkammer zu Gehör bringen können. 
Um dieses Unterfangen auf breiter Basis 
zu legitimieren, waren die Landespsycho-

therapeutenkammern aufgerufen, bis zu 
zwei Delegierte in diese Konferenz zu ent-
senden. Die Bundeskonferenz fand erst-
mals am 12.03.08 statt.
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Die LPK Rheinland-Pfalz unterstützt in vol-
lem Umfang die Initiative der BPtK. Am 
23. Februar 2008 fand auf Einladung der 
LPK Rheinland-Pfalz in deren Geschäfts-
stelle in Mainz die erste Landeskonferenz 
der rheinland-pfälzischen PiAs statt. Diese 
Konferenz diente einem ersten Austausch 
über die für PiAs besonders relevante The-
men, der Bildung eines institutsübergrei-
fenden PiA-Netzwerkes sowie einer Inter-
essenvertretung auf Landesebene und der 
Wahl zweier Landesvertreter für die Bun-
deskonferenz. Vertreter aus zehn der 13 
rheinland-pfälzischen Ausbildungsinstitute 
nahmen daran teil, von der LPK waren die 
Vizepräsidentin, Frau Dr. Benecke, das für 
den Bereich Ausbildung zuständige Vor-
standsmitglied, Herr Gönner, und die Ge-
schäftsführerin, Frau Heinrich, anwesend.

In die Ämter der Bundesdelegierten 
wurden Sabine Wagner vom Weiter-
bildungsstudiengang Psychologische 
Psychotherapie der Universität Mainz 
(PP, VT) und Sandra Hirschler vom 
Alfred-Adler-Institut, Mainz (KJP, PA/TP) 
gewählt. Dr. Heiko Hölzel (Universität 
Trier; PP, VT) und Ulrike Sawitzki-Wild 
(IFKV Bad Dürkheim, KJP, VT) wurden 
als deren Vertreter bestimmt.

Die Unterstützung der Kammer zu einer 
institutsübergreifenden Vernetzung wurde 
von den PiA-Vertretern dankbar in Anspruch 
genommen. Die Ausbildung betreffende 
Problemfelder und Konfliktthemen wur-
den intensiv und konstruktiv diskutiert, es 
wurde versucht, sich auf gemeinsame Ziele 
zu einigen und es wurden Wege gesucht, 
wie diese Ziele erreicht werden können. 
In neu gebildeten Arbeitsgruppen sollen 
Lösungen für die Prolemfelder erarbeitet 
werden. Im Mittelpunkt der Diskussionen 
stand insbesondere die zentrale „Ausbil-
dungsschwachstelle“ Praktische Tätigkeit. 

 

Sabine Wagner, PiA Vertreterin der LPK Sandra Hirschler, PiA Vertreterin der LPK

Es wurde deutlich, dass nicht nur die unter 
dem Existenzminimum liegende (häufig 
gänzlich fehlende) Bezahlung ein Problem 
darstellt, sondern auch die Qualität der 
Ausbildung im Rahmen der praktischen Tä-
tigkeit. Häufig besteht keine oder nur eine 
unzureichende Betreuung im Rahmen der 
Ausbildung. Nicht selten gibt es nur for-
male Betreuungsverhältnisse und die PiAs 
werden in der Praxis oft nur durch andere 
PiAs angeleitet, die in der Ausbildung schon 
weiter fortgeschritten sind. Auch die Tätig-
keitsinhalte werden häufig nicht der Aus-
bildungssituation gerecht. In Extremfällen 
kommt es vor, dass PiAs überwiegend für 
psychologische Testungen oder im Rahmen 
von Forschungsprojekten eingesetzt wer-
den. Nicht selten verfügen PiAs über kei-
nen festen Arbeitsplatz oder ihnen stehen 
nicht mal die notwendigen Arbeitsmittel 
zur Verfügung. Ein weiteres Problemfeld ist 
die mangelnde Kostentransparenz in vielen 
Ausbildungsinstituten, was von vielen PiAs 
bemängelt wurde.

Die erste PiA-Konferenz wurde sowohl von 
PiA-Seite als auch von Kammerseite als Er-

folg und als wichtiger Schritt für eine wirk-
same politische Vertretung der PiA-Interes-
sen gewertet. Es bleibt zu hoffen, dass nun 
ein Prozess angestoßen ist, durch den es 
zu Verbesserungen der völlig inakzeptablen 
wirtschaftlichen Situation der PiAs und zu 
einer Verbesserung der Ausbildungsqua-
lität im Rahmen der Praktischen Tätigkeit 
kommen wird. Ein weiteres Treffen der PiA 
ist für den 13.09.08 geplant.

An diesen Seiten arbeiteten mit:

Dr. Andrea Benecke, Sascha Gönner, Alf-
red Kappauf, Sabine Wagner

Geschäftsstelle

Wilhelm-Theodor-Römheld-Str. 30
55130 Mainz
Tel 06131/5 70 38 13
Fax 06131/5 70 06 63
service@lpk-rlp.de
www.lpk-rlp.de
Telefonische Sprechzeiten:
Mo.–Fr. 10.00–12.30 Uhr und
Di.–Do. 14.00–16.00 Uhr
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kammer des Saarlandes – PKS

PsychotherapeutInnen in 
Ausbildung (PIA)

PIA-Vertreter für die Teilnahme 
an der Bundeskonferenz ge-
wählt

Am 14.02.08 fand ein Treffen der von al-
len Saarländischen Ausbildungsinstituten 
benannten PsychotherapeutInnen in Aus-
bildung in der Kammer statt. Die anwesen-
den AusbildungskandidatInnen wählten 
Frau Dipl. Psych. Almut Mengel-Föhl (AKJP/
AEP – SIAP) zur Vertreterin der PKS für die 
Teilnahme an der ersten Bundeskonferenz 
für PiA in Berlin. Als Stellvertreterin wurde 
Frau Dipl. Psych. Simone Oellerich (AKJP 
– SITP) benannt. Die 1. Bundeskonferenz 
PIA hat inzwischen am 12.03.2008 in der 
Geschäftsstelle der BPtK in Berlin stattge-
funden. Am 09.04.2008 lud die BPtK zu 
einem Workshop zur Zukunft der Ausbil-
dung ein, an dem auch die Kammerpräsi-
dentin teilnahm.

Regelmäßiger Austausch der 
saarländischen PIA mit der 
Kammer

Mit den PIA wurden regelmäßige Treffen 
in der Kammer vereinbart. Der erste Ter-
min war am Mittwoch, dem 02. April 2008 
18.30 Uhr in der Geschäftsstelle der PKS. 
Alle Psychotherapeuten in Ausbildung 
waren zu diesem Treffen eingeladen. Die 
anwesenden PIA nutzten die Gelegenheit 
zum ersten Austausch und Kennenlernern. 
Die Vertreter der Kammer machten auf An-
fragen der Teilnehmer u. a. Erläuterungen 
zur rechtlichen Regelung der Mitgliedschaft 
von PIA in der Kammer und zu Unterstüt-
zungsmöglichkeiten der PIA durch die 
Kammer. Es wurde deutlich, dass die PIA 
die Unterstützung durch die Kammer ger-
ne annehmen, da sie sich im Rahmen ihrer 
Ausbildung eher als „Einzelkämpfer“ fühlen 
und kaum „neutrale“ Ansprechpartner ha-
ben. In weiteren Treffen wollen die PIA der 
4 saarländischen Ausbildungsinstitute fol-

gende Themen angehen: a) Vergleich der 
Ausbildungs- und Praktikumverträge; b) 
Vergleich der Praktikumstellen c) Vergleich 
der Ausbildung im 2. Ausbildungsabschnitt 
an den verschiedenen Instituten; d) Hand-
ling der Supervision

Freiwillige Mitgliedschaft der 
PIA in der PKS

Wie bereits im FORUM 24 berichtet, kön-
nen mit der Neufassung des Saarländi-
schen Heilberufekammergesetzes (SHKG) 
all die saarländischen PIA freiwillige Mit-
glieder der Kammer werden, die sich im 
Praktischen Teil ihrer Ausbildung befinden, 
also dem Teil der vertieften Ausbildung in 
einem wissenschaftlich anerkannten psy-
chotherapeutischen Verfahren nach Psych 
/ KJPTh-AprV § 4 Abs.1. PIA sind als freiwil-
lige Mitglieder zwar noch nicht wahl- oder 
stimmberechtigt, profitieren jedoch als 
Kammermitglieder von der berufsständi-
schen Interessenvertretung in allen ihre 
Berufsausübung betreffenden Fragen. Sie 
stehen damit unter Recht und Pflicht der 
Berufsordnung und können im Bedarfsfal-
le als AusbildungskadidatInnen auch auf 
die Unterstützung und Beratung der Psy-
chotherapeutenkammer zurückgreifen. Als 
Kammermitglieder beziehen sie u. a. unser 
öffentliches Mitteilungsorgan, das FORUM. 
Der Jahres-Beitrag für die freiwillige Mit-
gliedschaft von PIA beträgt 40 €.

Aus der Vertreterversamm-
lung vom 25.02.2008

Tätigkeitsbericht des 
 Vorstandes

Der Vorstand legte der Vertreterversamm-
lung in der Sitzung am 25.02.2008 seinen 
Tätigkeitsbericht vor. Zusammenfassend 
fanden im Berichtsjahr (Februar 2007 – Fe-
bruar 2008) folgende Aktivitäten statt: 17 
Vorstandssitzungen, 3 Vertreterversamm-
lungen, die ständigen Ausschüsse der 

Psychotherapeutenkammer hielten jeweils 
3–5 Sitzungen ab. Der Vorstand hat im 
Berichtszeitraum 6 Ausgaben des FORUM 
(Nr.18 – Nr. 23) herausgegeben, in welchen 
die Kammermitglieder fortlaufend über die 
Aktivitäten der Kammer innerhalb und au-
ßerhalb des Saarlandes informiert wurden.

Auszug Aktivitäten auf Landes-
ebene:

Anhörung im Landtag zur Neufassung  �

des SHKG im Juni
Saarländische Krankenhauskonferenz  �

(Krankenhausplan 2006–2010) im Juni
6 Planungstreffen zur Vorbereitung des  �

Saarländischen Psychotherapeutenta-
ges (SPT) 2008
3 Treffen Initiativkreis Kompetenznetz  �

Depression
Beitritt zur Arbeitsgemeinschaft PSYCH- �

INFO, Teilnahme an Sitzung AG, Umset-
zung des Psychotherapeuten-Informati-
onsdienstes für Mitglieder der PKS
Aktion gelbe Seiten/blaues Telefonbuch  �

– Klarstellung zur korrekten Verwen-
dung der Berufsbezeichnung Psycho-
therapeut/in in den entsprechenden 
Rubriken

Auszug Teilnahme/Organisation  Tagungen 
/Termine etc.:

Fachtagung und Empfang anlässlich  �

des 60. Geburtstages von Ilse Rohr im 
März
Mitveranstalter der Fachtagung ‚Psycho- �

therapie und Geistige Behinderung’ im 
Festsaal des Saarbrücker Schlosses
Sommer: Kolloquium Uni SB: Approba- �

tion nach dem Studium – Ein Weg der 
sich lohnt ?
Expertenhearing zu BA/MA Uni im Juni �

Angestelltenfachtagung der Psychothe- �

rapeutenkammer Baden-Württemberg 
im Juni
Fachtagung Dt. Gesellschaft für bipolare  �

Störungen (DGBS) im September
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Transkulturelle Psychotherapie – Mitge- �

staltung Fachtagung SIAP im Oktober
Landes-Arbeitsgemeinschaft für Ge- �

sundheitsförderung Saarland e.V. 
(LAGS) – Tagung Kindergesundheit
Saarländische Schmerzkonferenz im  �

Oktober
1. Neuapprobiertentreffen im Novem- �

ber
SR-Interview zum Thema Weihnach- �

ten anlässlich Eröffnung des SB Weih-
nachtsmarktes Ende November.

Aktivitäten auf Ebene der Bun-
despsychotherapeutenkammer:

Die Saarländischen Delegierten für die 
BPtK (Ilse Rohr, Ludger Neumann-Zielke 
und Bernhard Morsch) nahmen an 2  
Deutschen Psychotherapeutentagen teil, 
die Präsidentin an 4 Sitzungen des Länder-
rates und 2 Sitzungen des Redaktionsbei-
rates des PTJ. Irmgard Jochum nahm an 
den Sitzungen des Finanzausschuss der 
BPtK teil, Bernhard Morsch an zwei Sitzun-
gen der Lenkungsgruppe Musterberufs-
ordnung der BPtK.

Planungen 2008:

Saarländischer Psychotherapeutentag �

Fortbildungsreihe Ausschuss Angestell- �

te: 4 Veranstaltungen zu Methodenviel-
falt
Fortbildungsreihe KJP: 3 Veranstaltun- �

gen
Vorbereitung, Planung und Durchfüh- �

rung der Wahl 2008

Schlichtungsordnung verab-
schiedet

Die Vertreterversammlung der PKS hat 
die Schlichtungsordnung einstimmig ver-
abschiedet. Während die im vergangenen 
Jahr beschlossene Berufsordnung insbes. 
die Rechte und Pflichten der Kammermit-
glieder formuliert, hat die Schlichtungsord-
nung die Aufgabe, das Verfahren festzule-
gen, wie bei berufsbezogenen Streitigkeiten 
unter den Kammermitgliedern und bei die 
Berufsausübung betreffenden Streitigkei-
ten zwischen Kammermitgliedern und 
Dritten außergerichtlich verfahren werden 
soll. Mit der Verabschiedung der Schlich-
tungsordnung hat die PKS gemäß ihrem 
Auftrag nach dem Saarländischen Heilbe-

rufekammergesetz (§ 12 Abs. 1 SHKG) 
ihr vorläufig letztes Satzungswerk verab-
schiedet. Die Schlichtungsordnung erlangt 
Gültigkeit, wenn sie nach Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde im FORUM 
veröffentlicht wird.

Perspektiven bis 2011 – Psycho-
therapie in Deutschland

Ausführlich diskutierte die VV das Entwurfs-
papier der Bundespsychotherapeutenkam-
mer (BPtK) „Perspektiven bis 2011 – Psy-
chotherapie in Deutschland“. In ihm sind 
die wichtigen Themen der kommenden 3 
Jahre bzgl. der weiteren Positionierung der 
Psychotherapie im Gesundheitswesen be-
nannt. Dieser Aspekt wurde von allen aus-
drücklich begrüßt. Kritischer wurden die 
inhaltlichen Stellungnahmen im Einzelnen 
gesehen, da sie keinesfalls einen breiten 
Konsens aller KollegInnen widerspiegeln. 
Da es im Moment erst eine Grundlage zur 
Diskussion sein soll, ist dieser Aspekt durch 
weitere Diskussionen sicher zu klären. Un-
klar bleibt jedoch, in welcher Funktion das 
Papier dann eingesetzt werden soll: Als 
To-do-Liste für die BPtK und die einzelnen 
Länderkammern? Als Orientierung für alle 
Mitglieder? Als Darstellung nach außen? 
Beschrieben werden in vier Kapiteln 1. 
Herausforderungen für die Profession, 2. 
Prävention und psychische Gesundheit, 
3. Grundlagen einer patientenorientierten 
Versorgung und 4. Qualität und Wettbe-
werb im Gesundheitswesen. Der Entwurf 
steht allen Interessierten auf unserer Web-
site zum Download bereit (www.ptk-saar.
de unter Aktuelles/Infos). Diskutieren Sie 
mit – Rückmeldungen an die Kammer 
sind ausdrücklich erwünscht.

Start Psych-Info

Wie angekündigt konnte der Onlinedienst 
Psych-Info am 15. April auch im Saarland 
starten. Rund 65% der Kammermitglieder 
haben spontan ihre Zustimmung zum Ein-
trag in die Datenbank erteilt. Dabei ist der 
Anteil der eingetragenen Psychotherapeu-
ten in Niederlassung mit ca. 55% und der 
in Beschäftigungsverhältnissen mit rund 
45% vergleichbar hoch. Etwa 10% der 
Kammermitglieder wünschen keinen Ein-
trag, viele derer sind freiwillige Mitglieder, 

nicht mehr berufstätig und / oder im Ruhe-
stand. Etwa ein Viertel der Kammermitglie-
der sind noch unentschlossen, ein Eintrag 
ist allerdings jederzeit möglich. Die Kam-
mer freut sich über die rege Beteiligung 
an diesem wichtigen und notwendigen 
Psychotherapeuten-Informationsdienst.

Die Suche nach geeigneten Psychothe-
rapeuten ist für Patienten wie Rat- und 
Hilfesuchende bislang schwierig gewesen. 
Psych-Info soll die Suche in Wohnortnähe 
vereinfachen und die Information, was 
Psychotherapie ist, wer sie bezahlt und 
wo sie angeboten wird, verbessern. Unter 
www.psych-info.de haben zunächst die 
Psychotherapeutenkammern der „Nord-
länder“ Bremen, Hamburg, Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein einen Psychothe-
rapeuten-Informationsdienst im Internet 
eingerichtet. Später kamen Berlin und nun 
auch das Saarland dazu. In Psych-Info er-
hält man Zugriff auf Praxis-Adressen Psy-
chologischer Psychotherapeuten und Kin-
der- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
und auf Adressen von Psychotherapeuten, 
die als Angestellte/Beamte qualifizierte 
Beratungs- und Behandlungsangebote in 
einer Institution wie z. B. einer Beratungs-
stelle, Klinik oder im schulpsychologischen 
Dienst machen können.

Babyverwechslung in Saar-
louiser Geburtsklinik

Psychologisch-psychothera-
peutische und seelsorgerische 
Krisenintervention in der St.-
Elisabeth-Klinik und im Land-
kreis Saarlouis

Am Freitag, den 7. Dezember 2007, be-
richtete die Bild-Zeitung, dass in einer 
saarländischen Klinik zwei Babys nach der 
Geburt vertauscht worden seien. Der tragi-
sche Vorfall habe sich nach Angaben eines 
Sprechers des betroffenen Krankenhauses 
bereits im Sommer ereignet. Es wurde an-
gegeben, dass es sich bei den Säuglingen 
um zwei Mädchen handeln solle. Nach ei-
nem Vaterschaftstest sei die Tragödie ans 
Tageslicht gekommen.

Erst einen Tag vor dieser Berichterstattung 
hatte man im Kreisjugendamt Saarlouis 
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letzte Gewissheit, dass im Landkreis Saar-
louis eine Mutter mit ihrer Tochter zwei-
felsfrei nicht genetisch verwandt ist. Auf 
Wunsch dieser Familie war im Herbst ein 
Verfahren zur Feststellung der Vaterschaft 
des Mädchens eingeleitet worden. Als in 
diesem Zusammenhang Zweifel an der 
Mutterschaft aufgetaucht sind, wurden 
weitere Gentests am Institut für geneti-
sche Diagnostik und in der humangeneti-
schen Abteilung der Uniklinik in Homburg 
in Auftrag gegeben. Auf der Grundlage die-
ser Untersuchungen konnte der Verdacht 
auf Vertauschung des Babys schließlich 
zweifelsfrei bestätigt werden.

Um möglichst schnell Aufschluss darüber 
zu erhalten, welches weitere Elternpaar 
von dieser Verwechslung betroffen ist, hat-
te man im Jugendamt beim Familienge-
richt den Beschluss beantragt, sogenann-
te Screening-Proben auszuwerten. Diese 
medizinisch verwertbaren Proben werden 
drei Tage nach der Geburt bei dem Neu-
geborenen entnommen. Man hoffte durch 
die Auswertung dieser Proben zeitnah das 
zweite betroffene Elternpaar ausfindig ma-
chen zu können. Auf diese Weise hätte ei-
ne unnötige Belastung und Beunruhigung 
anderer, potentiell von der Verwechslung 
betroffener Eltern verhindert werden kön-
nen.

Unmittelbar nach den ersten Medienbe-
richten wurde in Kooperation zwischen der 
St. Elisabeth-Klinik und dem Landratsamt 
Saarlouis am 07.12.07 ein Krisenstab einge-
richtet, der mit dem Ministerium für Justiz, 
Arbeit, Gesundheit und Soziales des Saar-
landes eng kooperierte. In diesem Gremi-
um arbeiteten neben Vertretern der Klinik 
die Sozialdezernentin Susanne Schwarz, 
Gerd Leidinger als Leiter des Jugendamtes, 
Josef Rath, Leiter des Amtes für Presse, Öf-
fentlichkeitsarbeit sowie Kommunikations-
technik und Norbert Rupp als Leiter des 
Polizeibezirkes Saarlouis mit. Die Landrätin 
Monika Bachmann hatte mit Roland Walt-
ner, der den Schulpsychologischen Dienst 
des Landkreises Saarlouis leitet, auch einen 
Psychologischen Psychotherapeuten von 
Beginn an eingebunden. Eine erste Presse-
konferenz fand an diesem Freitagmorgen 
im großen Sitzungssaal des Landratsamtes 
statt. Landrätin Monika Bachmann, Sozial-
dezernentin Susanne Schwarz, Franz-Josef 

Backes, Geschäftsführer des Klinikträgers, 
Dr. Klaus-Peter Reimund, Ärztlicher Leiter 
der St.-Elisabeth-Klinik, Dr. Mathias Uhlig, 
Chefarzt der Geburtsklinik und Herbert 
Frieling, Pressesprecher des Klinikums, 
informierten die Journalisten eingehend 
über die aktuelle Situation.

In dem Zeitraum, in dem die betroffene 
Mutter in der St.-Elisabeth-Klinik lag, wur-
den insgesamt 14 weitere Mädchen ge-
boren. Diesen Müttern wurde seitens der 
Klinik noch am selben Tag ein DNA-Test 
angeboten, um das Verfahren der Identi-
fizierung des zweiten, verwechselten Ba-
bys zu beschleunigen. Erst die Auswertung 
dieser Tests, deren Ergebnisse spätestens 
in einer Woche erwartet wurden, konnte 
Klarheit bringen, ob das Baby tatsächlich in 
der Geburtsklinik vertauscht worden ist.

Wegen des starken Medieninteresses fand 
am Nachmittag noch eine zweite Presse-
konferenz im Landratsamt statt.

Zeitgleich wurden über den gesamten 
Nachmittag bis in die Abendstunden in 
der St.-Elisabeth-Klinik die DNA-Tests für 
die möglicherweise betroffenen Mütter 
durchgeführt. Die ärztliche Betreuung der 
Mütter und Väter ergänzend standen die 
Psychologin Sabine Hesidens-Lion und 
der Psychotherapeut Roland Waltner als 
Mitarbeiter des Schulpsychologischen 
Dienstes des Landkreises Saarlouis, Anne 
Huwig-Groß, Psychotherapeutin des Ca-
ritasverbandes Saarlouis und Pfarrer Ger-
hard Schwetje als Seelsorger der St. Elisa-
beth-Klinik zur Verfügung, die unmittelbar 
vor Ort in der Klinik Hilfe anboten. Den 
Eltern, die an diesem Nachmittag keine 
psychologisch-psychotherapeutische bzw. 
seelsorgerische Unterstützung in Anspruch 
nahmen, wurde zugesagt, auch am Wo-
chenende und weiterhin entsprechende 
Hilfe erhalten zu können. Dieses Angebot 
wurde von mehreren Eltern samstags und 
sonntags eingehend genutzt. Zusätzlich 
fanden an diesem Wochenende und in 
der Folgezeit intensive Gespräche zwi-
schen Eltern, Landrätin Monika Bachmann, 
Sozialdezernentin Susanne Schwarz und 
Jugendamtsleiter Gerd Leidinger statt.

Die Ergebnisse der DNA-Tests konnten am 
Mittwoch, den 12.12.07, den Müttern mit-

geteilt werden und einerseits beruhigen-
de, aber andererseits auch schockierende 
Gewissheit bringen. Dazu wurden neben 
den bereits eingesetzten Psychologischen 
Psychotherapeutinnen und Psychothera-
peuten noch weitere, bei dem Kranken-
hausträger Marienhaus GmbH beschäftig-
te Kolleginnen und Kollegen tätig.

Um alle betroffenen Eltern vor dem hef-
tigen Medieninteresse zu schützen und 
eine angemessene psychische Verarbei-
tung der schockierenden Nachricht zu 
ermöglichen, wurden diese an einen ge-
heimen Ort gebracht und dort mehrere 
Tage intensiv psychologisch-psychothe-
rapeutisch und sozialarbeiterisch betreut. 
Gleichzeitig wurde der Kontakt zu der 
kinder- und jugendpsychiatrischen Abtei-
lung der Universitätskliniken in Homburg 
hergestellt. Eine Zusammenarbeit mit die-
sem Institut unter der Leitung von Prof. 
Dr. Alexander von Gontard, Kinderarzt und 
Kinder- und Jugendpsychiater, erschien 
dem Krisenstab sinnvoll, weil in dieser Kli-
nik Hilfs- und Behandlungsangebote so-
wohl für Kinder als auch für Erwachsene 
bestehen.

In der Folgezeit wurde die Kontaktanbah-
nung der Familien in Kooperation der be-
teiligten Institutionen behutsam und fach-
lich fundiert eingeleitet. Nach intensiver, 
psychotherapeutischer und kinder- und 
jugendpsychiatrischer Begleitung und Be-
handlung konnten am Sonntag, den 20. 
Januar 2008, die verwechselten Babys 
wieder ihren leiblichen Eltern zugeführt 
werden.

Am darauf folgenden Montag trat ein El-
ternpaar in der Saarbrücker Kanzlei ihres 
Rechtsanwaltes Prof. Dr. Egon Müller vor 
die Presse, um durch umfassende Infor-
mation der Journalisten das belastende, 
gigantische Medieninteresse zu beruhigen. 
Die Eltern baten die anwesenden Presse-
vertreter um zukünftige Zurückhaltung, um 
den Familien die Eingewöhnung in ihre 
neue Lebenssituation zu erleichtern.

Die Eltern des zweiten Kindes nahmen 
an der Pressekonferenz nicht teil, weil 
sie von ihrem Recht auf informationel-
le Selbstbestimmung Gebrauch machen 
wollten.
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Auf der Grundlage der hervorragenden 
Bemühungen der Eltern und eines sehr 
kooperativen Krisenmanagements al-
ler beteiligten Fachinstitutionen konnte 
schließlich ein stabilisierender Rücktausch 
der verwechselten Babys erreicht werden. 
Von einem „Happy End“ bzw. „Verwechs-
lungs-Drama zu Ende“, wie es in Zeitungs-
schlagzeilen zu lesen war, kann jedoch lei-
der noch keine Rede sein. Die psychischen 
Folgen der Vertauschung wiegen schwer 
und belasten die betroffenen Familien 
nach wie vor erheblich.

Autoren:

Monika Bachmann, Landrätin des Landkrei-
ses Saarlouis und Roland Waltner, PP, KJP, 
Leiter des Schulpsychologischen Dienstes 
Saarlouis.

Psychologische und psy-
chosoziale Beratung und 
Psychotherapie für Mig-
ranten und Migrantinnen.

Die Arbeit des DRK Beratungs-
zentrums Saarland

Migranten und Migrantinnen gehören seit 
langem zur Wohnbevölkerung in Deutsch-
land. Sie haben ebenso psychologische 
Probleme und benötigen Hilfe und Unter-
stützung durch Fachleute. Darüber berich-
tete unter anderem das Psychotherapeu-
tenjournal 4/2007 und auch das Forum 
Psychotherapie im November 2007.

Im Saarland unterhält der DRK-Landesver-
band seit Mitte der 80er Jahre des letzten 
Jahrhunderts ein Beratungszentrum, des-
sen Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sich 
speziell um Migranten und Migrantinnen 
kümmern.

Das DRK-Beratungszentrum ist Mitglied 
von BAFF, der bundesweiten Arbeitsge-
meinschaft der Behandlungszentren für 
Folteropfer und Flüchtlinge. In den Jahren 
2000 bis 2004 kooperierte es mit den 
DRK-Zentren in Freiburg und Berlin (siehe 
www.trauma-netz.drk.de). In dieser Zeit 
wurden die „Materialien zur Traumaarbeit 
mit Flüchtlingen“ entwickelt (Von Loeper 
Verlag, Karlsruhe 2003).

Ort und Zielgruppen

Das Beratungszentrum hat seinen Sitz in 
Saarbrücken-Burbach und eine Nebenstel-
le in der Landesaufnahmestelle für Asylbe-
werber und Flüchtlinge in Lebach.

Es macht Angebote für alle Migranten und 
Migrantinnen, d. h. für ausländische Flücht-
linge ebenso wie für deutschstämmige 
(Spät-) Aussiedler/innen, ausländische Ar-
beitnehmer/innen und deren Familien.

Es stellt Hilfe bereit für eine breite Palette 
von Problemlagen, von Primärhilfen über 
psychosoziale und sozialrechtliche Bera-
tung bis hin zu psychologischer Beratung 
und Psychotherapie. Bisher haben Men-
schen aus mehr als 30 Ländern das Be-
ratungszentrum in Anspruch genommen, 
z. B. vietnamesische Flüchtlinge („boat-
people“), russlanddeutsche Aussiedler/
innen und ausländische Arbeitnehmer/
innen aus Afrika.

Personelle Ausstattung

In dem Beratungszentrum arbeiten Psy-
chologen/Innen, Psychotherapeuten/In-
nen und Sozialarbeiter/Innen, zum Teil mit 
Migrationshintergrund, in einem interdiszi-
plinären Team, z.T. auch auf Honorarbasis. 
Zusätzlich werden Dolmetscher/innen in 
verschiedenen Sprachen auf Honorarbasis 
eingesetzt.

Wolf B. Emminghaus

Arbeitsansatz

Die Arbeit nahm ihren Ausgang in der psy-
chosozialen Betreuung von Flüchtlingen. 
Darüber berichtete Report Psychologie im 
Heft 5–6/1992 unter dem Titel „Flucht und 
Kulturkontakt: Ein Arbeitsfeld für Psycholo-
gen?“. Das Beratungszentrum ist offen für 
alle psychosozialen und psychologischen 
Probleme von Migranten/innen.

Es gibt eine Reihe von Belastungen und 
Störungen, die mit dem Migrationsschick-
sal verbunden sind, besonders wenn die 
Migration unfreiwillig ist und aufgrund von 
Verfolgung und Not geschieht, etwa im 
Fall von Flüchtlingen. Der Grund von psy-
chischen Störungen bei Migranten/innen 
wird zum Teil in Faktoren des Herkunftslan-
des und der Lebensgeschichte dort gese-
hen (social selection Hypothese) zum Teil 
in den Bedingungen des Aufnahmelan-
des (social causation Hypothese). Beides 
muss im Einzelfall berücksichtigt werden. 
Mit Migration und Flucht sind regelmäßig 
negative kritische Lebensereignisse ver-
bunden sowie der Wegfall von sozialer 
Unterstützung.

Das Beratungszentrum hat im Laufe sei-
ner langjährigen Arbeit einen Ansatz ent-
wickelt, der davon ausgeht, dass die psy-
chischen Belastungen von Flüchtlingen in 
drei Komponenten systematisiert werden 
können, nämlich 1. „Das Trauma des Exils“ 
(akkulturative Belastungen in unterschied-
lichem Ausmaß), 2. die posttraumatischen 
Belastungsstörungen (als Folge der Vorer-
fahrungen im Heimatland und während 
der Flucht) und 3. das sogenannte Abhän-
gigkeitssyndrom (als Folge der langjähri-
gen institutionellen Versorgung).

In diesem Kontext entwickeln sich eine 
Reihe von Störungen, insbesondere An-
passungsstörungen, posttraumatische Be-
lastungsstörungen, Depressionen, soma-
toforme Störungen, Angststörungen und 
anderes mehr.

Seit Beginn der 90er Jahre entwickelte 
sich im DRK Beratungszentrum ein be-
sonderer Schwerpunkt der Behandlung, 
Beratung und Betreuung von traumatisier-
ten Flüchtlingen, anfänglich insbesondere 
aus Bosnien und anderen Balkanländern. 
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Diese Arbeit ist nicht nur eine therapeuti-
sche Arbeit, sondern zugleich ein Einsatz 
für die Respektierung der Menschenrechte 
im individuellen Fall. Insofern können Psy-
chologen/innen und Sozialarbeiter/innen 
als Mitarbeiter/innen des Roten Kreuzes 
in besonderer Weise helfen. Gerade die 
Kriegsereignisse und die ethnische Verfol-
gung in Bosnien, später auch im Kosovo, 
führte zu einem allgemeinen Bewusstsein 
für die Notwendigkeit, Opfern von Gewalt 
zu helfen, durch entsprechende Trauma-
therapie und politisch durch die Gewäh-
rung eines Bleiberechts.

Migrantenkinder und jugendli-
che Migranten/innen

Im DRK-Beratungszentrum gibt es seit 
2002 auch psychologische und psycho-
therapeutische Unterstützung für Kinder 
und Jugendliche, insbesondere in Sam-
melunterkünften angeboten.

Hier dienen insbesondere kunstthera-
peutische Maßnahmen (bildnerisches 
Gestalten, Musiktherapie) einzeln und in 
Gruppen dem Ausdruck des „Nichtsagba-
ren“ und der Wiederbelebung der eigenen 
Stärken. Diese Maßnahmen werden kom-
plementiert durch sozialpädagogische An-
gebote.

Therapeutische Angebote

Die Behandlung erfolgt in einer Kombi-
nation von narrativer Expositionstherapie, 
kognitiver Verhaltenstherapie, Entspan-
nungsverfahren, künstlerischem Gestalten 
und EMDR.

Im Rahmen eines neuen Projektes mit 
dem Namen WEG – Weg vom Opferdasein 

–, das am 01.03.2008 begonnen hat, wer-
den die verschiedenen therapeutischen 
Komponenten in einem neuen thematisch 
orientierten Ansatz zusammengeführt.

Das DRK-Beratungszentrum ist auf die 
Unterstützung durch die niedergelassenen 
Therapeuten/innen angewiesen und bie-
tet umgekehrt Hilfe an, wenn niedergelas-
sene Kollegen/innen, u.U. ergänzend und 
flankierend, eine Begleitung ihrer eigenen 
Therapien für wünschenswert halten.

Nähere Informationen auch zur Arbeit mit 
Migranten/innen finden Sie auf unserer 
Webseite www.lv-saarland.drk.de unter 
„Migration und Integration“.

Autor:

Wolf B. Emminghaus, Dipl. Psychologe, 
Psychologischer Psychotherapeut

Die vorstehenden Artikel stammen über-
wiegend aus den Ausgaben FORUM 25. 
Sie finden alle vollständigen Ausgaben des 
FORUM auf unserer Website:

www.ptk-saar.de

Redaktion FORUM und saarländische 
Kammerseiten Vorstand PKS (Präsidentin: 
Ilse Rohr, Vizepräsident: Bernhard Morsch, 
Beisitzerinnen: Irmgard Jochum, Liz Lo-
renz-Wallacher, Andrea Maas-Tannchen)

Geschäftsstelle

Talstraße 32
66119 Saarbrücken
Tel 0681. 95455 56
Fax 0681. 95455 58
kontakt@ptk-saar.de
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Mitteilungen der Psychotherapeuten-
kammer Schleswig-Holstein

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
herzlich willkommen PiA!

Mit der letzten Änderung des Heilberufe-
kammergesetzes im Dezember 2007 sind 
die PsychotherapeutInnen in Ausbildung 
(PiA) Mitglieder der PKSH, sobald sie prak-
tisch tätig sind. Am 04. März 2008 hat auf 
Einladung des Vorstands ein erstes Treffen 
der neuen Mitglieder stattgefunden; das 
nächste ist für den 27. Mai 2008 geplant, 
auf welchem die PiA ihre(n) SprecherIn 
wählen. Der Vorstand der PKSH ist an 
aktiven PiA interessiert, denn das Thema 
Ausbildung und Weiterentwicklung des 

Berufes wird uns vor dem Hintergrund 
der Umstellung des Studiums und der 
ständigen Gesundheitsreformen beson-
ders betreffen. Unser Berufsstand ist in 
einer steten Veränderung begriffen; die-
sen Prozess werden wir aufmerksam und 
achtsam gestaltend begleiten.

Mit kollegialen Grüßen 
Juliane Dürkop 

Präsidentin

Bericht aus der Kammerversammlung

Am 14.03.2008 fand in Kiel die 15. Kam-
merversammlung der Psychotherapeu-
tenkammer Schleswig-Holstein statt. Ver-
schiedene Diskussionen und z. T. auch 
Beschlussfassungen zu inhaltlichen The-
men bildeten dabei die Schwerpunkte. 
Daneben standen auch die Entlastung des 
Vorstandes für das Haushaltsjahr 2007 
sowie der Geschäftsbericht des Versor-
gungswerkes für 2006 und Entlastung von 
Verwaltungs- und Aufsichtsrat des Versor-
gungswerkes auf der Tagesordnung.

Zunächst folgte der Bericht des Vorstan-
des, der erfreulicherweise von der Ver-
sammlung nicht nur zur Kenntnis ge-
nommen wurde, sondern offensichtlich 
auch zum Hinterfragen und zu lebendiger, 
konstruktiver und in Teilen auch kontrover-
ser Diskussion einlud. Von der Geschäfts-
führung wurden einige statistische Daten 
zur Kammerentwicklung vorgestellt. Die 
Mitgliederzahl entwickelte sich in 2007 
positiv (+19), so dass in der Kammer jetzt 
über 1.000 KollegInnen repräsentiert sind. 
Die Anzahl der selbstständig tätigen Kol-
legInnen überwiegt dabei etwas die der 
abhängig Beschäftigten (533:427). Seit 
Jahresbeginn sind auch die KollegInnen 
in Ausbildung ab dem Beginn ihres prakti-

schen Ausbildungsteiles beitragsfreie Kam-
mermitglieder, so dass die Mitgliederzahl 
aktuell bei ca. 1.150 liegt.

Eine der zentralen gesetzlichen Aufgaben 
der Kammer ist die Berufsaufsichtsfunkti-
on. Im Jahre 2007 gingen bei der Kammer 
15 Beschwerden über KollegInnen ein, 
was eine deutliche Steigerung gegenüber 
2006 (9) und 2005 (2) darstellt. Wir ge-
hen davon aus, dass dieser Anstieg primär 
mit der Etablierung der Kammer und ihrer 
zunehmenden öffentlichen Wahrnehmung 
erklärt werden kann. Erfreulicherweise 
konnte in ca. 60% der Fälle kein berufs-
rechtlicher Verstoß festgestellt werden. 
Auch bedurfte es noch in keinem Fall der 
Anrufung des Berufsgerichtes, sondern die 
Verstöße ließen sich vorher einvernehm-
lich regeln. Etwa die Hälfte der Beschwer-
den bezog sich auf Honorarfragen, gefolgt 
von Beschwerden über das Verhalten von 
PsychotherapeutInnen. Liebe KollegInnen, 
helfen Sie bitte mit, diesen Teil der Vor-
standsarbeit möglichst gering zu halten. 
Den KollegInnen auf die Finger zu gucken 
und ihnen ggf. auf dieselbigen auch zu 
klopfen, gehört zwar zu den notwendigen, 
aber sicher auch zu den unangenehmeren 
Aufgaben, die zudem recht zeitintensiv 

sind. Und manche Beschwerde scheint 
uns vermeidbar.

Auch nach der Reduktion der Aufwands-
entschädigungen hat der Vorstand weitere 
Aktivitäten zur Kostenoptimierung unter-
nommen. So findet in diesen Wochen eine 
Überprüfung von Strukturen und Abläufen 
in der Geschäftsstelle durch eine Unter-
nehmensberatung statt, die ihren Schwer-
punkt im Non-Profit-Bereich hat. Ziel ist 
die Erarbeitung von Verbesserungspoten-
zialen. Darüber hinaus hat der Vorstand 
auch den Gedanken einer länderübergrei-
fenden, kostenreduzierenden Kooperation 
weiter forciert. Im Februar 2008 fand ein 
Treffen mit den Vorständen der Kammern 
Bremens, Hamburgs und Niedersachsens 
in Hannover statt. Neben der Erörterung 
einer Reihe inhaltlicher Themen wurde 
von uns auch die „Nordkammer“ auf die 
Tagesordnung gesetzt. Während die Kolle-
gInnen aus Bremen und Hamburg hierauf 
leider eher verschnupft reagierten, gab 
es vom Vorstand der Niedersächsischen 
Kammer sehr erfreuliche Signale, über 
konkrete kostensparende Kooperationen 
ins Gespräch zu kommen. Nach Redakti-
onsschluss dieser PTJ-Ausgabe hat es hier-
zu auch bereits ein weiteres Treffen mit 
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dem Niedersächsischen Kammervorstand 
gegeben, über das wir in der nächsten 
Ausgabe sicher berichten können.

Neue Mitarbeiterin in 
der Geschäftsstelle

Wir möchten Ihnen an dieser Stelle 
gern unsere neue Mitarbeiterin Frau 
Sabrowski-Hentschel vorstellen, die uns 
seit dem 01.04.2008 tatkräftig unter-
stützt und für Frau Mildner eingestellt 
wurde, die ihr Arbeitsverhältnis auf ei-
genen Wunsch zum 31.03.2008 been-
det hat.

Roswitha Sabrowski-Hentschel

geb. in Bordesholm, eine erwachse-
ne Tochter, ein erwachsener Sohn, 
Ausbildung zur Bürokauffrau, lang-
jährige Tätigkeit als Lohn-/Gehalts-
buchhalterin in großen Unternehmen. 
Nach Erziehungszeit der Kinder mehr-
jährige Tätigkeit als Immobilienfachkraft 
in der Grundstücks- und Wohnungswirt-
schaft.

Fortsetzung Bericht Kammerver-
sammlung:

Inhaltlich erfreute sich der Vorstandsbericht 
in dem Teil einer besonderen Aufmerksam-
keit, der primär die kassenzugelassenen 
KollegInnen betrifft. Offensichtlich sind 
noch nicht alle Mitglieder der Kammerver-
sammlung davon überzeugt, dass auch de-
ren Interessen im neuen Kammervorstand 
angemessen Berücksichtigung finden. Um 
dieser besonderen Aufmerksamkeit auch 
auf den PTJ-Länderseiten gerecht zu wer-

den, haben wir diese Aktivitäten aus dem 
Bericht herausgenommen und widmen ih-
nen einen eigenen Artikel (siehe nachfol-
genden Beitrag von Dr. Dietmar Ohm).

Schließlich nahm die Diskussion über ei-
ne mögliche Weiterbildungsordnung in 
Schleswig-Holstein breiten Raum ein. Teile 
der Kammerversammlung und Teile des 
Ausschusses für Fort- und Weiterbildung 
drängten darauf, nun zügig eine Weiterbil-
dungsordnung zu erlassen und in ihr eine 
Weiterbildung in Neuropsychologie zu re-
geln. Nach der Anerkennung der Neuro-
psychologie als Therapiemethode durch 
den Wissenschaftlichen Beirat wurde von 
den Befürwortern einer Weiterbildungs-
ordnung argumentiert, dass nur eine Ver-
ankerung der Neuropsychologie in einer 
entsprechenden Weiterbildungsordnung 
auch die Abrechenbarkeit neuropsycholo-
gischer Leistungen im Rahmen der GKV 
gewährleiste und nur so eine adäqua-
te Versorgung der Bevölkerung mit den 
entsprechenden Leistungen ermöglicht 
werden könne. Darüber hinaus wurden 
Wettbewerbsnachteile für die KollegInnen 
in Schleswig-Holstein befürchtet, wenn 
hier, anders als in den meisten anderen 
Bundesländern, keine Weiterbildungsgän-
ge eingerichtet würden. In der Tat ist es 
so, dass die meisten Landespsychothera-
peutenkammern die Neuropsychologie 
im Rahmen einer Weiterbildungsordnung 
geregelt haben und seitens der Bundes-
psychotherapeutenkammer auch Druck 
ausgeübt wird, in allen Ländern identische 
Weiterbildungsordnungen zu erlassen, da 
damit größere sozialrechtliche Vorteile ver-
bunden seien. Unstrittig war auch bei den 
Skeptikern einer Weiterbildungsordnung, 
dass eine Abrechenbarkeit neuropsycho-
logischer Leistungen im Rahmen der GKV 
und damit eine verbesserte Versorgung 
der Bevölkerung anzustreben sei. Jedoch 
wurde die Notwendigkeit einer Weiterbil-
dungsordnung für diese Zwecke bezweifelt. 
Eine Handlungsmaxime des Kammervor-
standes ist es, Hürden für den Erwerb von 
Zusatzbezeichnungen keinesfalls höher zu 
legen, als dies fachlich sowie berufs- und 
sozialrechtlich unbedingt erforderlich ist. 
Die Übernahme etwa der Musterweiter-
bildungsordnung der Bundespsychothe-
rapeutenkammer würde bedeuten, dass 
KollegInnen zukünftig berufsrechtlich eine 

entsprechende Zusatzbezeichnung im Be-
reich der Neuropsychologie nur erwerben 
können, wenn sie an eine komplette Aus-
bildung nach dem Psychotherapeutenge-
setz eine zweijährige Vollzeitweiterbildung 
anhängen. Es wurde argumentiert, dass 
die sozialrechtlichen Implikationen unklar 
seien (entsprechende Regelungen auf der 
sozialrechtlichen Seite gibt es noch nicht) 
und sich die propagierten sozialrechtlichen 
Vorteile keineswegs zwingend aus einer 
Weiterbildungsordnung ergäben. Auch 
aus versorgungspolitischen Überlegungen 
heraus seien möglichst niedrige Hürden 
anzustreben, denn die Bevölkerung profi-
tiere nur, wenn sich auch genügend Kol-
legInnen finden, die eine entsprechende 
Qualifikation erwerben wollen.

Vor dem Hintergrund dieser Argumenta-
tionen gab es dann zwei Anträge. Heiko 
Borchers beantragte, den Ausschuss für 
Fort- und Weiterbildung mit der Erarbei-
tung einer Weiterbildungsordnung zu be-
auftragen, in der der Bereich der Neuro-
psychologie geregelt wird. Juliane Dürkop 
beantragte, den Ausschuss mit der Prüfung 
der Fragen zu beauftragen, wie eine Ver-
besserung der Versorgung erreicht werden 
kann, wie es mehr KollegInnen ermöglicht 
werden kann, neuropsychologische Leis-
tungen zu Lasten der GKV abzurechnen 
und welche Alternativen es zu einer Wei-
terbildungsordnung gibt, um diese Ziele zu 
erreichen. Der Antrag von Heiko Borchers 
fand bei 7 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen 
und einer Enthaltung keine Mehrheit. Der 
Antrag von Juliane Dürkop wurde von der 
Kammerversammlung mit 8 Ja-Stimmen 
bei 7 Enthaltungen angenommen.

Soweit zum inhaltlichen Teil. Heinrich 
Thomsen und Britta Beers erläuterten 
den Kassenprüfungsbericht für das Ge-
schäftsjahr 2007. Es wurde insgesamt ei-
ne ordnungsgemäße Kassen- und Buch-
führung attestiert. Einige Anregungen zur 
Optimierung wurden gemacht und von 
der Geschäftsführung aufgegriffen. Die 
Kassenprüfer empfahlen abschließend die 
Entlastung des Vorstandes. Da in 2007 der 
Vorstand gewechselt hat, waren zwei Ab-
stimmungen erforderlich. Sowohl der alte 
Vorstand für die Zeit von Januar bis August 
wie auch der neue Vorstand für die Zeit 
von September bis Dezember wurden von 
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der Kammerversammlung jeweils ohne 
Gegenstimme entlastet.

Schließlich wurde der Geschäftsbericht des 
Versorgungswerkes 2006 auf der Kammer-
versammlung vorgestellt, diskutiert und 
verabschiedet. Der versicherungsmathe-
matische Gutachter empfahl, den entstan-
denen rechnerischen Überschuss voll der 
satzungsgemäßen Rücklage zur Deckung 
der Rentenzahlungen zuzuführen. Dieser 
Empfehlung folgte die Kammerversamm-
lung einstimmig. Verwaltungsrat und Auf-
sichtsausschuss des Versorgungswerkes 
wurden jeweils ohne Gegenstimme für 
das Geschäftsjahr 2006 entlastet. Schließ-
lich wurde die Satzung des Versorgungs-
werkes in mehreren, meist redaktionellen 
Punkten bei einer Enthaltung ohne Gegen-
stimme geändert. Interessant dürfte noch 
sein, dass sich das doch recht überschau-
bare Versorgungswerk der Psychothera-
peutenkammer Schleswig-Holstein auch 
bundesweiten Interesses erfreuen darf. So 
gab es in letzter Zeit zwei Anstöße anderer 
Psychotherapeutenkammern, über Koope-
rationen nachzudenken.

Bernhard Schäfer 
Vizepräsident

Tätigkeitsbericht: Was hat 
der Vorstand der PKSH in 
den ersten Monaten nach 
den Wahlen für die nieder-
gelassenen KollegInnen 
getan?

Anlässlich der Kammerversammlung am 
14.03.2008 berichtete Dr. Dietmar Ohm 
als der im PKSH-Vorstand für die Betreu-
ung der niedergelassenen Mitglieder Zu-
ständige über die bisher geleistete Arbeit.

Einen Großteil der Arbeit machte die Be-
ratung von anfragenden Mitgliedern aus, 
die sich mit ihren Anliegen telefonisch 
oder schriftlich an die PKSH wandten. Zur 
Veranschaulichung sollen einige Themen 
beispielhaft herausgegriffen werden:

Eintrag ins Psychotherapeutenregister �

Fortführungsanträge bei Überschreiten  �

der Höchstgrenzen im jeweiligen The-
rapieverfahren

Neue Formulare für Therapieanträge ab  �

Januar 2008: Was heißt „persönliches 
Verfassen der Berichte?“ (Man kann das 
Tippen der Berichte natürlich weiter de-
legieren, Supervision für das Verfassen 
der Berichte in Anspruch nehmen; ge-
nauso wie Formulierungs- und Antrags-
hilfen in der Fachliteratur.)
Einrichtung einer Zweitpraxis: In ge- �

sperrten Gebieten genehmigungs-
pflichtig? Sonderzulassung? (Geneh-
migungspflicht besteht in gesperrten 
Gebieten, wobei Sonderzulassungen 
bei Vorliegen bestimmter Bedingungen 
auf Antrag möglich sind.)
Rückgabe der KV-Zulassung mit 68 Jah- �

ren: Bedeutung der 20-Jahre-Regelung. 
(Die KV-Zulassung ist in bestimmten 
Fällen über das 68. Lebensjahr hinaus 
möglich, falls die KV-Zulassung vor dem 
01.01.1999 erfolgt ist.)
Verkauf des Praxissitzes: Räumlichkei- �

ten im eigenen Haus (Der Praxissitz 
kann auch ohne entsprechende Räum-
lichkeiten verkauft werden.)
Abrechnungsmöglichkeiten gemäß GOP. �

In dem folgenden Fall konnte einer Kol-
legin geholfen werden, die ihre Praxis in 
Schleswig-Holstein verkaufen und sich in 
einem anderen Bundesland niederlassen 
wollte. Aufgrund der vorgeschriebenen 
Fristen konnte ihr Fall nicht mehr im Sit-
zungstermin des Zulassungsausschus-
ses am 07.05.2008 verhandelt werden. 
Der folgende Termin sollte aber erst am 
17.09.2008 stattfinden, sodass der Kol-
legin wegen dieses Zeitverzuges erheb-
liche finanzielle Nachteile entstanden 
wären (u. a. monatelang doppelte Miete 
für die Praxisräume). Eine entsprechende 
Nachfrage ergab, dass es bei Kranken-
kassenvertretern im Zulassungsausschuss 
Vertretungsprobleme gab, so dass sich 
die Sitzungen monatelang hinauszie-
hen konnten. Die Intervention der PKSH 
beim Zulassungsausschuss und bei den 
Krankenkassenvertretern führte zu einem 
sehr erfreulichen Ergebnis: Es wurde ein 
zeitnaher Sitzungstermin am 21.05.2008 
anberaumt, an welchem u. a. der Fall der 
Kollegin entschieden werden konnte. Die-
ser Abbau bürokratischer Hemmnisse ließ 
nicht nur bei der betroffenen Kollegin, 
sondern auch beim PKSH-Vorstand Freude 
aufkommen.

Ein weiteres Beispiel für die geleistete 
Arbeit betrifft die Tatsache, dass Psycho-
therapie mit Strafgefangenen unseres 
Erachtens unzureichend honoriert wird. 
Dementsprechend wandte sich die PKSH 
mit einem Schreiben an das Justizminis-
terium Schleswig-Holstein, aus dem aus-
schnittweise zitiert wird:

„… Gemäß Ihrer Vorgaben kann beispiels-
weise für eine Einzelsitzung tiefenpsycho-
logische Psychotherapie (Abrechnungszif-
fer 861, Dauer mindestens 50 Minuten) 
nur ein Honorar von 40,22 € abgerechnet 
werden. Für Verhaltenstherapie (Abrech-
nungsziffer 870, Dauer mindestens 50 
Minuten) beträgt das Honorar nur 43,72 
€. Für übende Verfahren in Einzelsitzung 
(z. B. Progressive Relaxation, Dauer min-
destens 20 Minuten) kann nur 8,74 € ab-
gerechnet werden.

Diese Honorare sind nicht kostendeckend. 
Aufgrund eines Urteils des Bundessozialge-
richtes ist das Honorar für Versicherte ge-
setzlicher Krankenversicherungen geregelt 
worden und beträgt für psychotherapeuti-
sche Einzelsitzungen (tiefenpsychologisch, 
verhaltenstherapeutisch) z. Zt. etwa 70,- €. 
Bei Privatpatienten kann ohne schriftliche 
Begründung bis zum 2,3fachen Satz abge-
rechnet werden, so dass sich beispielswei-
se für verhaltenstherapeutische Einzelthe-
rapie ein Honorar von 100,55 € ergibt.

… Bei Straftätern, die sich im Strafvollzug 
befinden, kommen auf die psychothe-
rapeutisch tätigen KollegInnen nicht et-
wa geringere, sondern erfahrungsgemäß 
überdurchschnittlich hohe Anforderungen 
zu. Dementsprechend sollte sich das Ho-
norar am Besten am 2,3 fachen Satz der 
GOÄ bzw. GOP orientieren. Zumindest 
sollte es dem Honorarsatz der gesetzlichen 
Krankenversicherungen entsprechen. Wir 
bitten Sie darum, Ihre Honorarvorgabe zu 
verändern und für sachgerechte und ange-
messene Honorierung Sorge zu tragen ...“

Unsere Intervention hat zwar noch zu kei-
ner Verbesserung der Situation geführt, 
aber wir werden weiter auf dieses Problem 
hinweisen.

Viele Mitglieder wandten sich wegen ei-
nes zwischen der Techniker Krankenkas-
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se und der KVSH geschlossenen Vertra-
ges an die PKSH. Gemäß diesem Vertrag 
wird eine Erhöhung der Honorare für pro-
batorische Leistungen und die Erhebung 
des biographischen Befundes (93,5% 
des Mindestpunktwertes für genehmi-
gungspflichtige Leistungen) angeboten. 
Psychologische PsychotherapeutInnen 
können diesem Vertrag beitreten, wenn 
sie sich verpflichten, TK-Versicherten in-
nerhalb von 14 Tagen einen Ersttermin 
zu geben. Außerdem muss sichergestellt 
werden, dass die beteiligten Psychothe-
rapeutInnen an drei Tagen in der Woche 
erreichbar sind, wobei das auch über 
telefonischen Anrufbeantworter möglich 
ist.

Es gibt sicher sowohl für den Beitritt als 
auch für die Ablehnung nachvollziehba-
re Gründe. So ist es verständlich, wenn 
KollegInnen die versprochenen finanzi-
ellen Vorteile als derart gravierend an-
sehen, dass sie dem Vertrag beitreten. 
Andererseits wurde von Mitgliedern auf 
Gründe verwiesen, diesem Vertrag ge-
genüber skeptisch zu sein: Er führt u. 
a. wahrscheinlich zu einer Ungleichbe-
handlung der Versicherten gesetzlicher 
Kassen, was moralische oder ethische 
Bedenken aufwerfen kann. Außerdem 
fragen sich viele KollegInnen, ob es be-
rufspolitisch klug sein kann, besondere 
Zusatzverpflichtungen einzugehen, nur 
um das Honorar in fast „normaler“ Hö-
he zu erhalten.

In der Kammerversammlung am 14.03. 
2008 wurden Vor- und Nachteile eines 
solchen Vertrages erörtert. Ein eindeutiges 
Meinungsbild gab es nicht – es fanden 
sich sowohl Befürworter als auch Kritiker. 
Da die Geschäftsstelle eine Vielzahl von 
Anfragen zur Haltung der Kammer zu die-
sem Vertragsangebot erhielt, hat der Kam-
mervorstand in einem Antwortschreiben 
einige der aus seiner Sicht zu bedenken-
den Aspekte zusammengestellt. Es wurde 
allerdings darauf hingewiesen, dass die 
PKSH nicht Vertragspartnerin war und die 
Entscheidung, an diesem Vertrag teilzu-
nehmen, jedem einzelnen Mitglied über-
lassen sein muss.

Dr. phil. Dipl.-Psych. Dietmar Ohm 
Vorstandsmitglied der PKSH

Vereinbarung zwischen der 
Psychotherapeutenkam-
mer Schleswig-Holstein 
(PKSH) und der Kassen-
ärztlichen Vereinigung 
Schleswig-Holstein (KVSH) 
zur Fortbildungspflicht 
und zu Fortbildungszertifi-
katen

Am 30.06.2009 endet der erste Fünf-Jah-
res-Zeitraum, für den die KV-zugelassenen 
PsychotherapeutInnen erstmals ihre Fort-
bildungspflicht der KVSH gegenüber nach-
weisen müssen. Dementsprechend reichen 
immer mehr KollegInnen ihre Fortbildungs-
nachweise bei der PKSH ein, um das Fortbil-
dungszertifikat zu erlangen. Hierfür müssen 
anerkannte Fortbildungen im Umfang von 
250 Punkten bescheinigt werden.

Die Psychotherapeutenkammern haben 
den gesetzlichen Auftrag erhalten, diese 
Fortbildungszertifikate bei ausreichenden 
Fortbildungsnachweisen auszustellen. 
Die KVen müssen wiederum überprüfen, 
ob diese Fortbildungszertifikate vorliegen. 
Dementsprechend wurde ein Treffen mit 
RepräsentantInnen der KVSH am 03.03.08 
in Bad Segeberg notwendig, um zu Verein-
barungen hinsichtlich des gemeinsamen 
Vorgehens zu gelangen.

Bei der genaueren Beschäftigung mit die-
ser Thematik fiel dem Vorstand der PKSH 
im Vorfeld ein Problem auf, das bisher 
unseres Erachtens unangemessen und 
zu ungunsten der KollegInnen geregelt 
war. Es geht darum, dass es durchaus vor-
kommt, dass KollegInnen zum Zeitpunkt 
des Einreichens ihrer Fortbildungsnach-
weise bereits mehr als 250 Fortbildungs-
punkte angesammelt haben. Bei der 
bisherigen Regelung hätte das bedeutet, 
dass die überzähligen Fortbildungspunkte 
„verloren“ wären, da sie nicht hätten in den 
nächsten Fünf-Jahreszeitraum übertragen 
werden können. Da das Fortbildungszertifi-
kat jederzeit innerhalb des geltenden Fünf-
Jahreszeitraumes beantragt werden kann, 
hätte es beispielsweise sein können, dass 
ein Jahr vor Fristablauf 300 Fortbildungs-
punkte nachgewiesen werden. Nach der 
bisherigen Regelung wären dementspre-
chend 50 Fortbildungspunkte überzählig 
und würden verfallen.

Es konnte nach intensiven Verhandlungen 
mit den KV-RepräsentantInnen eine aus 
unserer Sicht günstigere Regelung ver-
einbart werden: Im Fortbildungszertifikat 
wird der Zeitpunkt angegeben, an dem die 
250 Punkte auf dem Fortbildungskonto 
erreicht werden. Dieser Zeitpunkt wird als 
Ausstellungsdatum angesehen. Bei weite-
ren Zertifikaten werden natürlich nur noch 
Fortbildungspunkte, die nach dem letzten 
Ausstellungsdatum erzielt worden sind, 
berücksichtigt. Für unser Beispiel würde 
das bedeuten, dass die oben erwähnten 
überzähligen 50 Fortbildungspunkte für 
das nächste Fortbildungszertifikat genutzt 
werden können. Hierdurch kann eine et-
was größere Flexibilität bei der Ableistung 
der Fortbildungspflicht erreicht werden. 
Dies könnte beispielsweise für Mütter ein 
Vorteil sein, die in einem Fünf-Jahreszeit-
raum ihre Fortbildungspflicht schwieriger 
ableisten können als in einem anderen.

Um zu einem effektiven und ökonomischen 
Datenaustausch zu gelangen, wird die PKSH 
der KVSH zukünftig mindestens vierteljähr-
lich einen Datensatz derjenigen KV-zugelas-
senen Kammermitglieder übermitteln, die 
bereits ein Zertifikat erhalten haben. Dem-
entsprechend brauchen die PKSH-Mitglieder 
ihre Fortbildungszertifikate nicht selbst bei 
der KVSH einzureichen. Im Gegenzug wird 
die KVSH der PKSH die Fortbildungspunkte 
für die Teilnahme an Qualitätszirkeln min-
destens jährlich per Datensatz zur Verfügung 
stellen, so dass damit ebenfalls ein ökono-
mischer Weg des Datenaustausches verein-
bart werden konnte. Eine entsprechende 
Umsetzung hinsichtlich der notwendigen 
EDV-Angleichungen und eine Regelung der 
damit verbundenen Kosten konnte ebenfalls 
einvernehmlich erreicht werden.

Dr. phil. Dipl.-Psych. Dietmar Ohm 
Vorstandsmitglied der PKSH

Schweigen – aber richtig!

Zur Praxis der Verschwiegen-
heitspflicht

Vertrauen ist die Basis jeder erfolgreichen 
Beziehung, sei sie rechtlicher, heilberuflicher 
oder nur menschlicher Natur. Dies gilt erst 
recht für den Bereich der Psychotherapie. 
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Mitteilungen der Psychotherapeutenkammer

Nur wenn der Patient zu seiner Therapeu-
tin/seinem Therapeuten Vertrauen gefasst 
hat, wird er die Offenheit zeigen, die für ei-
ne erfolgreiche Therapie erforderlich ist.

Der Patient muss insbesondere darauf 
vertrauen dürfen, dass sein Therapeut ver-
schwiegen ist. Die Wahrung der Geheim- 
und Individualsphäre des einzelnen Pati-
enten ist daher das höchste Gut, das der 
Therapeut zu schützen hat.

Um die Verschwiegenheit nicht der indivi-
duellen Vereinbarung zwischen dem Pati-
enten und dem Therapeuten zu überlassen, 
hat der Gesetzgeber Regeln aufgestellt, die 
den Psychotherapeuten zur Verschwiegen-
heit verpflichten und ihm das Recht geben, 
Aussagen als Zeugen in einem Gerichtsver-
fahren zu verweigern. Rechtliche Grund-
lage hierfür ist das verfassungsrechtlich 
geschützte allgemeine Persönlichkeitsrecht 
des Artikels 2 Abs. 1 i. V. m. Artikel 1 Abs. 1 
Grundgesetz, das im „Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung“ konkretisiert ist.

Damit soll zugleich die positive Einstellung 
des Einzelnen angesprochen werden, sich 
ohne Angst vor Ausforschung durch staat-
liche Stellen in heilberufliche Behandlung 
zu begeben.

Nach § 203 StGB macht sich derjenige 
strafbar, der als Angehöriger einer im Ge-
setz ausdrücklich genannten Berufsgrup-
pen ein fremdes Geheimnis, das ihm im 
Rahmen der Berufsausübung anvertraut 
worden ist oder sonst wie bekannt wurde, 
unbefugt offenbart. Zu den danach ver-
pflichteten Berufsgruppen gehören auch 
die Psychologischen Psychotherapeutin-
nen und -therapeuten sowie die Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeutinnen/ 
-therapeuten.

Strafbar macht sich jedoch nur derjenige, der 
Informationen preisgibt, die ihm im Zusam-
menhang mit seiner beruflichen Tätigkeit 
bekannt wurden. Als Privatperson erlangte 
Kenntnisse sind dagegen nicht geschützt. 
Die Kenntnisnahme ist dabei jedoch nicht 
nur auf die Therapiezeit beschränkt, sondern 
erfasst alles, was dem Therapeuten gerade 
deshalb gesagt wurde, weil er als Therapeut 
angesprochen wird. Wenn dagegen der The-
rapeut als Privatperson angesprochen wird, 

so bei privaten Veranstaltungen, greift die 
Verschwiegenheitspflicht nicht.

Rechtlich geschützt ist immer nur das Ge-
heimnis, also eine Tatsache, die sich auf ei-
ne bestimmte Person und seine vergange-
nen und bestehenden Lebensverhältnisse 
bezieht und nur dieser Person oder einem 
beschränkten Personenkreis bekannt ist und 
an deren Geheimhaltung der Betroffene ein 
schützenswürdiges Interesse hat. Meinun-
gen und Wertungen dagegen können nicht 
Gegenstand eines Geheimnisses sein. Sie 
werden erst dann zur Tatsache, wenn be-
kannt wird, dass eine bestimmte Person ein 
bestimmtes Werturteil vertritt.

Es muss nicht nur objektiv geheim sein, also 
höchstens einem beschränkten Personen-
kreis bekannt sein, sondern auch subjektiv 
vom Betroffenen als Geheimnis behandelt 
werden. In der Regel wird der Betroffene 
diesen Wunsch mehr oder weniger deutlich 
zum Ausdruck bringen. Das Interesse an 
der Geheimhaltung kann sowohl sachlicher 
als auch persönlicher Art sein. Das Geheim-
haltungsinteresse muss unter Abwägung 
von Lage und Standpunkt des Patienten 
nachvollziehbar verständlich sein, so dass 
Bagatellinformationen keine schutzwürdi-
gen Tatsachen begründen. Für den Begriff 
des Geheimnisses kommt es jedoch nicht 
darauf an, ob die Tatsachen rechtlich oder 
moralisch akzeptabel sind oder für den Be-
troffenen günstig oder ungünstig ausfallen.

Mit dem Tode des Betroffenen endet der 
Schutz des Geheimnisses nicht. Gegen 
§ 203 StGB verstößt derjenige Therapeut, 
der das ihm anvertraute Geheimnis offen-
bart. Die Offenbarung kann geschehen 
durch Veröffentlichung, Auskunftserteilung, 
Akteneinsichtsgewährung, mündliche Wei-
tergabe, indem Dritten die Möglichkeit 
verschafft wird, auf Daten zuzugreifen. 
Von der Offenbarung erfasst sein muss 
die geheime Tatsache und die Person des 
Betroffenen, wobei es ausreichend ist, 
dass ein Dritter auch unter Zuhilfenahme 
von besonderen Kenntnissen die Person 
identifizieren kann. Für den Empfänger der 
Informationen muss das Geheimnis noch 
ganz oder teilweise unbekannt sein. Kennt 
also der Dritte die Tatsachen, die das Ge-
heimnis ausmachen, bereits, liegt kein Ver-
schwiegenheitsverstoß vor.

Die Offenbarung setzt kein aktives Handeln 
voraus. Sie kann auch durch Unterlassen 
geschehen. Wer als Therapeut aus Faulheit 
davon absieht, seinen Schreibtisch aufzu-
räumen, seinen PC vor Zugriffen Dritter zu 
schützen und dabei in Kauf nimmt, dass 
ein Dritter geheime Daten zur Kenntnis er-
hält, handelt durch Unterlassen und macht 
sich ebenso strafbar.

Der Therapeut ist immer dann zur Offen-
barung eines Geheimnisses berechtigt, 
wenn er befugt handelt. Die Befugnis zur 
Offenbarung kann sich aus unterschiedli-
chen Umständen ergeben.

Der wichtigste Fall der Befugnis ist die Einwil-
ligung des Geheimnisgeschützten. Die Ein-
willigung ist grundsätzlich formlos, es emp-
fiehlt sich jedoch zu Nachweiszwecken eine 
schriftliche Zustimmung einzuholen. Die Ein-
willigung setzt bei Patienten keine Geschäfts-
fähigkeit voraus, so dass auch Minderjährige 
die Einwilligung wirksam und auch gegen 
den gesetzlichen Vertreter erklären können, 
soweit sie in der Lage sind, die Bedeutung 
ihrer Erklärung zu verstehen.

Soweit die Person nicht einsichtsfähig ist, 
weil sie z. B. unter Betreuung steht, ist die 
Erklärung des Personensorgeberechtigten 
erforderlich.

Daneben kann sich die Befugnis ableiten 
aus gesetzlichen Offenbarungspflichten 
(z. B. §§ 202, 203 SGB VII, § 100 SGB X) 
und aus rechtfertigendem Notstand, wenn 
durch die Offenbarung eine gegenwärtig, 
nicht anders abwendbare Gefahr beseitigt 
werden soll, die für Leib, Leben, Freiheit, 
Ehre und Eigentum gegeben ist und der 
Grad der drohenden Gefahr die Offenba-
rung rechtfertigt. Hier ist immer eine sorg-
fältige Abwägung im Einzelfall erforderlich.

RA Andreas Kühnelt, Justitiar der PKSH 
Kanzlei Koch Staats Kickler Schramm 

und Partner, Kiel

Geschäftsstelle

Walkerdamm 17, 24103 Kiel 
Tel. 0431/66 11 990 
Fax 0431/66 11 995 
Mo bis Fr: 09 – 12 Uhr 
zusätzlich Do: 13 – 16 Uhr 
info@pksh.de www.pksh.de
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Leserbriefe

Die Redaktion begrüßt es sehr, wenn sich Leser in Briefen zu den Themen der Zeitschrift äußern; sie macht aber zugleich darauf 
aufmerksam, dass sie sich vor allem angesichts der erfreulich zunehmenden Zahl von Zuschriften das Recht vorbehält, eine Auswahl 
zu treffen oder gegebenenfalls Briefe auch zu kürzen. Als Leser der Briefe beachten Sie bitte, dass diese die Meinung des Absenders 
und nicht die der Redaktion wiedergeben.

Hofmann: „Editorial“ Psychotherapeutenjournal 3/2007

Sehr geehrte Damen und Herren des Re-
daktionsbeirates,

es ist mir zu Jahresbeginn ein Bedürfnis, 
Ihnen für Ihre wertvolle Arbeit am Psycho-
therapeutenjournal zu danken! Es tut gut, 
mit dem Psychotherapeutenjournal eine 
Zeitschrift in Händen zu halten, die über 
aktuelle und praxisrelevante Themen gut 
informiert und interessant diskutiert.

Besonders bedanken möchte ich mich für 
das Editorial aus Heft 3/2007. Einerseits ist 

es erfrischend, dass bei aller Brisanz der 
vielseitigen und vielschichtigen berufsin-
ternen Problematiken der Blick über die 
„Insel“ möglich ist, wie Sie, Herr Hofmann, 
es hier tun.

Andererseits zeigt dieser Artikel, wie wert-
voll die psychotherapeutische Sicht für 
Gesellschaft und Politik sein kann! Es ist 
verständlich, dass regierende Menschen 
angesichts von Gewalt gegen Kinder genau 
wie alle anderen mit Hilflosigkeit reagieren, 
die schier unerträglich ist und die aktuell – 

wie leider sehr oft – dazu führt, sich durch 
die Suche nach dem Schuldigen (und des-
sen Maßregelung) von Überlegungen ab-
halten zu lassen. Zu wünschen bleibt, dass 
es uns gelingt, uns in diesem Sinne Gehör 
zu verschaffen!

Mit freundlichen Grüßen

Fricka Wankmüller (KJP) 
Siedlungsweg 35 

48268 Greven

Buchholz: „Entwicklungsdynamik psychotherapeutischer Kompetenzen“ 
 Psychotherapeutenjournal 1/2007

Balsam für die Therapeuten-
seele

Der Artikel von Professor Buchholz ist Bal-
sam für meine Therapeutenseele, die sich 
in seinen Gedanken wiederfindet.

Mit meinen 66 Jahren bin ich manchmal 
verunsichert, manchmal auch verärgert 
angesichts all der „wissenschaftstheoreti-
schen Positionen“ und „Evaluationen“ etc. 
im Angebot. Gut dass auch mal ein so le-
sens- und für die Praxis der Psychothera-
pie bedenkenswerter Artikel veröffentlicht 
wird. Er gibt uns im Feld der Psychothe-
rapie die Erlaubnis zum Vertrauen auf un-
sere – gewiss theoriegestützte (die neue 
beschriebene „Naivität“ ist ja eine zweite 
Naivität, die sich sinnvollerweise erst ei-
ne Zeit nach der durch Theoriearbeit und 
Selbsterfahrung durcheinander gewirbel-
ten ersten Naivität einstellt) – „Bauchin-
telligenz“ (Gigerenzer) zurück. Analytiker 
traktieren ihre Patienten nicht mit Regel-
systemen, sondern begegnen ihnen mit 

der erfahrungsgesättigten „Sensibilität des 
Herzens“.

Astrid Greil-Bartholomäus (KJP) 
Paul-Lechler-Str. 14 

72072 Tübingen 
bartholom@t-online.de

Die Landkarte ist nicht die 
Gegend

Liebe Kolleginnen und Kollegen in der Re-
daktion des Psychotherapeutenjournals,

der Kollege Buchholz legt dar und belegt, 
was jedem erfahrenen Psychotherapeuten 
und jeder erfahrenen Psychotherapeu-
tin, der bzw. die nicht in Dienst und Brot 
oder in sonstiger Abhängigkeit von einem 
methodengebundenen Ausbildungsinsti-
tut steht, zwangsläufig bewusst wird: Die 
Landkarte ist nicht die Gegend und see-
lische Prozesse sind besonders im Zuge 
eines Heilungsgeschehen nur bedingt vo-
raussagbar. Insofern sind Methoden und 

die ihnen zugrundeliegenden Theorien, 
Werte und Menschenbilder notwendige 
Werkzeuge und das Rüstzeug, auf deren 
Grundlage Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten ihren Stil entwickeln, 
nicht weniger, aber auch nicht mehr. Aber 
mit einer solchen Haltung lässt sich kein 
Regelbuch schreiben, wohl auch kaum ein 
Ausbildungsinstitut betreiben, also kein 
Geld verdienen. Das Erforschen einer sol-
chen, lebendigen Psychotherapie ist au-
ßerdem ungleich viel schwieriger als z. B. 
die Erbsenzählerei von angeblich isolierba-
ren Wirkfaktoren… Es wäre schön, wenn 
sich wieder mehr herumsprechen würde, 
dass die menschliche Seele im Grunde 
herrlich unberechenbar ist. Beschreibbar 
ist sie schon.

Mit freundlichen Grüßen

Dipl.-Psych. Michael Botho (PP) 
michael.botho@T-Online.de 

„knowledge“ und „knowing“
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„knowledge“ und „knowing“

Mit großem Interesse habe ich den fun-
dierten und mit zahlreichen sehr anschau-
lichen Beispielen untermauerten Artikel 
von Michael B. Buchholz gelesen.

... [Es] bewegt mich eine ganz praktische 
Frage, nämlich: Wie passt wachsende The-
rapiekompetenz zusammen mit meinen 
… zunehmenden Problemen, mich dem 
Gutachter im Rahmen der erforderlichen 
Berichte verständlich zu machen? Im Be-
richt an den Gutachter … muss man ... die 
eigene Vorgehensweise deutlich machen 

und intuitive implizite Überlegungen kön-
nen nur sehr schwer zum Ausdruck ge-
bracht bzw. … nachvollzogen werden. Ei-
ne plausible Erklärung für dieses Dilemma 
findet sich in der von Buchholz dargeleg-
ten Unterscheidung von „knowledge“ und 
„knowing“, die beide zusammen in dem 
deutschen Begriff „Wissen“ enthalten sei-
en, wobei knowledge „das mitteilbare Wis-
sen, das in die Lehrbücher eingeht“ um-
fasst und knowing ein intuitives Können 
ist, das nur schwer in mitteilbares Wissen 
zu überführen ist. …. Bei zunehmender 
Berufserfahrung werden wir laut Buchholz 

von Novizen, die zunächst genau nach 
den Regeln des Lehrbuches arbeiten, aber 
noch in geringerem Ausmaß über Intuition 
verfügen, über mehrere Zwischenstadien 
zu Könnern. …. Je mehr therapeutische 
Erfahrung man hat, desto intuitiver geht 
man vor, und desto schwieriger wird es, 
das eigene Handeln in Worte zu kleiden, 
welche dem Gutachter das Vorgehen 
deutlich machen sollen. ….

Dipl. Psych. Karin Krüll 
Südring 85 

37079 Göttingen
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Kontaktdaten der Psychotherapeutenkammern

Bundespsychotherapeutenkammer
Klosterstraße 64
10179 Berlin
Tel. 030/27 87 85-0
Fax 030/278785-44
info@bptk.de
www.bptk.de

Baden-Württemberg
Jägerstraße 40
70174 Stuttgart
Tel. 0711/674470-0
Fax 0711/674470-15
Mo – Do 9.00 – 15.30 Uhr 
info@lpk-bw.de
www.lpk-bw.de

Bayern
St.-Paul-Straße 9
80336 München
(Post: Postfach 151506
80049 München)
Tel. 089/515555-0
Fax 089/515555-25
Mo – Do 9.00 – 15.30 Uhr
Fr 9.00 – 13.00 Uhr
info@ptk-bayern.de
www.ptk-bayern.de

Berlin
Kurfürstendamm 184
10707 Berlin
Tel. 030/887140-0, Fax -40
Mo, Mi – Fr 9.00 – 14.00 Uhr
Di 14.00 – 19.00 Uhr
info@psychotherapeutenkammer-berlin.de
www.psychotherapeutenkammer-berlin.de

Bremen
Hollerallee 22
28209 Bremen
Tel. 0421/27 72 000
Fax 0421/27 72 002

Mo, Di, Do, Fr 10.00 – 14.00 Uhr
Mi 13.00 – 17.00 Uhr
Sprechzeit des Präsidenten:
Di 12.30 – 13.30 Uhr
verwaltung@pk-hb.de
www.pk-hb.de

Hamburg
Hallerstraße 61
20146 Hamburg
Tel. 040/226 226 060
Fax 040/226 226 089
Mo, Di, Do 9.00 – 15.00 Uhr
Mi 9.00 – 17.00 Uhr
Fr 9.00 – 14.00 Uhr
info@ptk-hh.de
www.ptk-hh.de

Hessen
Gutenbergplatz 1
65187 Wiesbaden
Tel. 0611/53168-0
Fax 0611/53168-29
Mo – Do 9.00 – 13.00 Uhr
post@ptk-hessen.de
www.ptk-hessen.de

Niedersachsen
Roscherstraße 12
30161 Hannover
Tel. 0511/850304-30
Fax 0511/850304-44
Mo, Mi, Do, Fr 9.00 – 11.30 Uhr
Mo, Di, Mi, Do 13.30 – 15.00 Uhr
Beitragsangelegenheiten:
Mo, Mi – Fr 9.00 – 11.30 Uhr
Mo – Do 13.30 – 15.00 Uhr
info@pk-nds.de
www.pk-nds.de

Nordrhein-Westfalen
Willstätterstraße 10
40549 Düsseldorf

Tel. 0211/522847-0
Fax 0211/522847-15
Mo – Do 8.30 – 16.30 Uhr
Fr 8.30 – 14.30 Uhr
info@ptk-nrw.de
www.ptk-nrw.de

Rheinland-Pfalz
Wilhelm-Theodor-Römheld-Str. 30
55130 Mainz
Tel. 06131/5703813
Fax 06131/5700663
Mo – Fr 10.00 – 12.30 Uhr
Di und Do 14.00 – 16.00 Uhr
service@lpk-rlp.de
www.lpk-rlp.de

Saarland
Talstraße 32
66119 Saarbrücken
Tel. 0681/9545556
Fax 0681/9545558
Mo, Di 8.30 – 12.30, 13.30 – 17.30 Uhr
Mi 13.30 – 17.30 Uhr
kontakt@ptk-saar.de
www.ptk-saar.de

Schleswig-Holstein
Walkerdamm 17
24103 Kiel
Tel. 0431/661199-0
Fax 0431/661199-5
Mo bis Fr 9.00 – 12.00 Uhr
Do 13 – 16 Uhr
info@pksh.de
www.pksh.de

Ostdeutsche Psychotherapeutenkammer
Karl-Rothe-Str. 4
04105 Leipzig
Tel. 0341/462432-0
Fax 0341/462432-19
info@opk-info.de
www.opk-info.de



208 Psychotherapeutenjournal 2/2008

Stellen-/Praxismarkt

Jobsharing

Psych. Psychotherapeutin,
promoviert, Approb., Arztreg., 
Psychiatrie und Praxis Erfah-
rung, erfahren VT Erw., Sucht, 
Einzel- u. Gruppenarbeit sucht 

Jobsharing auch Praxisassistenz 
f. 15-20 Stunden Woche in Raum 
 Düsseldorf. Tel: 0211 75 84 94 11

Raum Osnabrück, MS, BI
erf. psych. Psychotherapeut  

(TP-Appr., Einzel + Gruppe, Arzt-
reg.) sucht sofort oder langfristig 

Jobsharing/Mitarbeit, perspektivisch 
Übernahme eines KV -Sitzes.

Tel.: 0160-98692009

Psychologische  
Psychotherapeutin (VT)

sucht stundenweise  
Mitarbeit/ Praxisassistenz/

Jobsharing in Praxis  
(Mainz oder Wiesbaden).

Tel.: 0160 / 93578383

Hamburg und Umgebung
Psycholog. Psychotherapeutin

(TP, Traumaverfahren, Hypno-
therapie, Arztregistereintrag) mit 

langer Berufserfahrung
sucht Job-Sharing.  
Tel.: 040-41497370

Erfahrene Psychologische 
Psychotherapeutin mit Arztregis-
tereintragung sucht Jobsharing mit 

späterer Praxisübernahme
oder Praxiskauf in Raum  

München/Augsburg
Tel: 0177/3128345

Raum Aschaffenburg/Frankfurt
Biete Sicherstellungsassistenz  

(VT, Erw.) 
für 5 - 10 Std./Woche

E-Mail: vt.assistenz.ufr@arcor.de

PP ,Fachkundenachweis in VT, 
 Arztregistereintrag, weiblich, 41, 

sucht Jobsharingspartner-In in und 
um Köln für ca. 5 Stunden wöchent-
lich. Kontakt: Tel: 0221 726418, mail-
adresse: veranoencolonia@web.de

Psychologischer Psychothe-
rapeut (TP) sucht KV-Sitz oder 
Job- Sharing in Berlin, sofort 

oder später. Bringe Computer-
kenntnisse mit (abgeschlossenes 
Informatikstudium) sowie Erfahrun-
gen in QM (kann z.B. QM für eine 

Gemeinschaftspraxis übernehmen) 
Tel.: 030 91 62 766 Email: ssykor@

gmail.com

Raum Oldenburg/Bremen  
und umzu

Psych. Psychotherapeutin  
(TP, bald auch PA)

sucht Jobsharing oder  
Praxis-Assistenz.

Tel.: 04487/980407

Psychologische Psychotherapeutin
(TP+GruppenT) sucht Jobsharing, 
ggf. perspekt. KV-Sitz (ganz/teil) im 

Großraum Gießen/MR/FB/HG/F 
Kontakt: 0175-3405888 o. 

Email: gh53@gmx.net

Großraum
Bremen/Oldenburg

Psychologische Psychotherapeutin
(Artzreg. TP Erw.) sucht

Job-Sharing
(auch geringe Stundenzahl)

Tel.: 0421/7940076
eMail: 2686-914@online.de

Regensburg: 
Biete Jobsharing / 

Anstellung in VT-Praxis

Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080218

Praxisabgabe

Plane für Januar 2009 den Verkauf 
meiner umsatzstark. Verh.-ther. 

Praxis (KV-Zulass., incl. KJP-Zulass.) 
in gesperrt. Bezirk (Mittelhess.)

Anfragen unter 
Chiffre PTPJ 080207

KV-Praxis in Südost-Bayern
Einkommensintensive Praxis 

an PP und/oder KJP 
günstig bis Herbst 2008

zu verkaufen. Existenz für VT, TP, AP 
gegeben, Zuschriften erbeten unter 

Chiffre PTPJ 080216.

Bodensee und Alpen  
vor der Haustür

langjährig eingeführte Praxis Psych.
Analyse/ TP/Erw./Ki/Ju altershalber 

zum 1.10.2009 zu verkaufen
Verhandlungen jetzt: sieglinde@

schreiber-ueberlingen.de

Praxisabgabe nach 2. Quartal 09 
VHS KV-Bezirk Baden-Baden 
an PP mit A/T Erwachsene.

Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080201

KV Praxis
Kinder- und 

Jugendlichenpsychotherapie
in Wuppertal zu verkaufen

Tel: 0202 7595527

Kleine Anzeigen – mit GROSSER 
Wirkung!

... und das schon ab
 53,- zzgl. MwSt

München
TP KV-Sitz 12/08 zu verk. u. sehr 

schöner Raum (Glockenbach)  
zu vermieten

Tel.: 089/8349253

Praxisabgabe in Haan 
bei Düsseldorf 
zum 01.04.09.

Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080202

KV-Sitz (Psychoanalyse, 
Tiefenpsychol. PT, KJP) 

im S-Bahn-Bereich 
MÜNCHEN 

ab sofort nach Mitarbeit 
abzugeben. 

Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080204

Wenn Preis und Qualität stimmen – 
kann inserieren Spaß machen!

Psychotherapeutische Praxis
in Augsburg 
abzugeben.

Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080213

 

KV-Sitz (PA + PP Erw.) 
in AACHEN 

zu verkaufen.

Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080211

Kreis Aachen
KV-Sitz, gut eingeführt, sehr gute 

Verkehrsanbindung
Köln-Aachen, an PP 

(TP-Erwachsene) abzugeben
zu Ende 2008. Zuschriften erbeten 

unter Chiffre PTPJ 080217

Praxis (PP) in Gotha
ruhige, zentrale Lage

optimale Verkehrsanbindung
bestens etabliert

abzugeben.

psth-g@web.de

Nachfolger(in) für ländliche 
Gruppen- u. Einzelpraxis gesucht.

Bereich Lüneburg. 
Job-Sharing möglich.
Zuschriften erbeten 

unter Chiffre PTPJ 080214.

KV-Praxis (VT) in Ostwestfalen 
zum 31.12.2009 zu verkaufen. 
Vorher ist Job-Sharing möglich.

Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080203

München Zentrum
KV-Praxis PP (PA/TF)

ab 01.07.2009 
abzugeben

Tel.: 089/5438724

KV Sitz für PP AT + TP für Erwach-
sene im Großraum südlich von 
Stuttgart zu verkaufen, 2. oder 
3. Quartal 09 (auch Jobsharing 

möglich). Angebote 
unter argusaugen@yahoo.de

KV-Sitz in Leipzig (PP, TP)
gut eingeführte Praxis 

im 3./4. Quartal 
abzugeben. 

Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080219 

Praxistausch

Praxistausch Psychologische Psy-
chotherapeutin (VT/Erw.) tauscht 
KV-Sitz. Biete Kreis Groß-Gerau 
(Rhein-Main-Gebiet) suche Lü-
beck oder Aachen bis jeweils 60 

km Entfernung. Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080208

Praxistausch 
Psychologischer Psychotherapeut 

Biete: Oberbergischer Kreis bei Köln 
Suche: Süd-/Südwest-Deutschland 

tausch@gmx.eu

Praxisübernahme

Psychol. Psychotherapeutin
(VT, Erw.)

sucht KV-Sitz/Jobsharing
im Großraum Bonn/Köln

vt-praxis@tiscali.de

Kaufe KV-Praxis

in Köln oder Berlin

01785378634
Psych. Psychother. (TP)

Raum Saarbrücken

Erfahrene Psych. 
Psychotherapeutin

sucht KV-Sitz oder Jobsharing

Zuschriften erbeten 
unter

Chiffre PTPJ 080212

Psych. Psychotherapeutin
(VT, Erw.)

sucht KV-Sitz / Jobsharing
oder Assistenz

in München und Umgebung
Tel: 089 / 81 89 42 98
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Stellen-/Praxismarkt

Raum Wiesbaden
Erfahrene Psych. Psychotherapeutin

(TP mit Arztregistereintrag) sucht
KV-Sitz (halb/ganz) o. Jobsharing

Tel. 0611 / 373 472 o. 373 604

Psych. Psychotherapeutin

sucht KV-Sitz od. Jobsharing
im Großraum Nürnberg

(auch Lk. Nürnberg, Roth)

Tel. 09181 500790

Suche KV-Sitz 

in Berlin

Tel.: 0176-20318286

Psychologische
Psychotherapeutin (TP)
sucht KV-Sitz im Raum

Offenbach Land,
Wiesbaden oder Aschaffenburg

Tel.: 0171-9010372

Marburg-Biedenkopf, Gießen
Erfahrene Psychologische 

 Psychotherapeutin (Einzel- u. 
 Gruppe tpf/pa Erw.) sucht KV-Sitz.

Tel.: 01520/1892589

Psychologische Psychotherapeutin 
(TP;Erw.)

sucht KV-Sitz oder Job-Sharing 
in Saarbrücken und Umgebung.

Angebote bitte 
unter 06805 207971

Zahle Höchstpreis für KV-Praxis an 
der Nordsee, bevorzugt Schleswig-
Holstein, NF. Eventuell Tausch mit 

rheinischer Großstadt.  
Zuschriften erbeten unter 

Chiffre PTPJ 080205.

Nachfolger(in) für ländliche 
 Gruppen- und Einzelpraxis gesucht. 

Bereich Lüneburg.  
Job-Sharing möglich. 

Zuschriften erbeten unter  
Chiffre PTPJ 080214.

Psychologische Psychotherapeu-
tin (VT, auch berufserfahren in 

 Familienth. und Psychodr.), 45 Jah-
re, sucht bundesweit KV-Sitz oder 
Job-Sharing für sofort oder später.  

Zuschriften erbeten unter  
Chiffre PTPJ 080220.

Praxisvermietung

Schöner Raum (20 m²)
in Praxengemeinschaft in
Kiel, Niemannsweg 41
ab sofort zu vermieten

0431/697473

Hannover-Zentrum
Praxisgemeinschaft bietet ab sofort 

14 m2-Raum zur Untermiete 
(  280,00 brutto p.M.) oder 
 stundenweisen Nutzung an. 

Tel.: 0172-5178263

Gut eingeführte psychothera-
peutische Praxisgemeinschaft 
bietet Räumlichkeiten für neue(n) 
Kollegen oder Kollegin in zentraler 

Lage von Vechta.
Tel 04441 91 90 250

Praxisraum (16m2) in Psychothera-
peutischer Praxengemeinschaft in 
Mönchengladbach-Rheydt ab Juli 

zur Untermiete oder 
stundenweisen Nutzung frei. 

Tel. 0160-93067965

Berlin-Schöneberg  
Niveauvoller, heller 23qm großer 

Praxisraum stunden- oder  
tageweise zu vermieten,  

stilvoller Altbau.  
Extra-WC und Telefon.  

Tel. 0355-4948134 oder  
0173-6130021 

Gesucht – Gefunden!
Mit PTJ erreicht man über 34.500 

Psychologische Psychotherapeuten

Stellenangebote

Herrenberg: Praxisassistentin in 
geringfügigem Umfang gesucht, VT 

Erwachsene, Honorarbasis,
abgeschl. VT-Ausbildung, Approba-

tion, Eintrag ins Arztregister 
vorausg. 07032/287617

Gesundheitszentrum im Kreis 
WAF sucht approbierte Psycholo-
gische Psychotherapeuten/innen 
im Rahmen einer interdisziplinä-

ren Kooperation für Arbeit mit 
(jungen) Erwachsenen und Eltern.

Sehr selbstständige Arbeit im 
Angestelltenverhältnis, Umsatz-
beteiligung. Zuschriften erbeten 

unter Chiffre PTPJ 080206

Kassel: Eigenverantwortlich 
arbeitende/r psychol. Psychothera-
peut/in (Approb.; Arztregister) zum 

1. Okt. 2008 zur Festanstellung 
(Vollzeit o. Teilzeit) für 

MVZ-Neugründung gesucht. 
Tel: +49 (0)6172/127-211

Biete Mitarbeit mit Option 
auf Praxisübernahme für 

Psychologische/n Psychothera-
peutIn in TP zugelassener, gut 

eingeführter Praxis im schönen 
Passau. Zuschriften erbeten 
unter Chiffre PTPJ 080209

Für das Erstellen Familienpsycho-
logischer Gutachten wird PP oder 
klinisch erfahrene Kollegin im Raum 

D gesucht. Ggf. ist eine Weiterbil-
dung ‚Training on the Job’ möglich. 
Kurzbewerb an: Gutachtenstelle 

Nordrhein Kopernikusstr. 55 
40225 Düsseldorf

Das Zentrum Psychotrauma-
tologie im Krankenhaus Maria-

Hilf in Krefeld sucht ab sofort 
Psychologische/n Therapeu-
tIn mit Approbation oder in 

fortgeschrittener Weiterbild. für 
Tiefenpsychol. und/oder Analytische 

Psychotherapie in Festanstellung 
für halbe Tage, Vergütung analog 

BAT IIa oder PPT auf Honorarbasis 
Schriftliche Bewerbung an: DIPT 

e.V. Herrn Univ.prof. Dr. G. Fischer
Springen 26, 53804 Much

Psychol. PsychotherapeutIn
Raum Niederrhein

5-10Std./Wo. VT-Erw.,
schriftl. Bewerbung mit Qual.nachw.

und Zeugn. erbeten
hs@training-coaching.com

Stellengesuche

Kinder- und Jugendpsychothe-
rapeutin (TP) (Approbation/Arzt-
registereintrag) sucht Anstellung, 
Mitarbeit auf Honorarbasis, Job-

Sharing/KV-Sitz in Recklinghausen 
und Umgebung 

Tel.: 02361/26922
psychotherapie-b-mo@

t-online.de

Raum OL
Psychologischer Psychotherapeut
(Arztreg. TP/Analyt. + System. PT)
sucht Mitarbeit auf 400,-EUR-Basis

in Praxis/Institution: Zuschr. an
Chiffre PTPJ 080210

Schnell, einfach und bequem!

Kleinanzeigen schaltet man unter 
www.ptv-anzeigen.de

Dipl.-Psychologin und approb. 
KJPin mit langjähr. Erfahrung in 
teilstat./stat. Jugendhilfe sucht 
(TZ-)Anstellung in Praxis oder 

Einrichtung Raum ER-N-FO-BA 
Zuschriften erbeten unter 

Chiffre PTPJ 080215

Anzeigenschluss 

für die nächste Ausgabe 

ist der 22. August 2008.

PTJ Ausgabe 3/08

erscheint 

am 25. September 2008.

Ihre Chiffre-Zuschriften senden Sie bitte 

in einem zweiten geschlossenen 

Umschlag an den Verlag: 

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH, 

Herrn Günther Pfeffer

Chiffre Nr._____, 

Im Weiher 10, 
69121 Heidelberg
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Kleinanzeigen

Systemisch für  
PsychotherapeutInnen

Bielefeld
26. - 28. 11. 2008 320,- Euro
30 Weiterbildungspunkte

www.iagus.de
0521/174972

Tiefenpsychologisch fundierte 
sowie analytische Psychotherapie
Fallarbeit zu Psychodynamik, Diag-

nostik und Behandlungsplanung
Erwachsene, Kinder und Jugendli-
che 16 Jahre Erfahrung, Express-

Service Tel.: 0221 / 468 09 73, 
Fax: 0221 / 279 04 56

Mo.-Do. 9:00-15:00 Uhr, 
Fr. 9:00-10:00 Uhr

Supervision bei der  
Berichterstellung (TP, AP)

durch erfahrene Dipl.-Psychologin.
Kompetent, schnell, zuverlässig.

Tel: 0221-3319983
email: berichterstellung@psydie.de

web: http://www.psydie.de

Qualifizierte, zuverlässige und 
 kostengünstige Supervision bei 
Antragstellung (TP) für Erwach-

sene, Kinder u. Jugendliche v. 
Psychol. Psychotherapeutin 
(App.) mit langj. Erfahrung Tel.: 

06731/996247
e-mail: A.Etgen@gmx.de

FocusingZentrum Rheinland 
akkreditierter Veranstalter der 

LPK-RLP  
Focusing-Ausbildung 6 WE  

Beginn 19.– 21.9.08  
SystemCoaching 3 WE,  
5 FR/SA ab 26.– 28.9.08  

Focusingberatung/Coaching   
8 WE ab 7.– 9.11.08  

Gesundheitsförderung und  
Selbstentfaltung durch  

Achtsamkeit 4-Tage u. 4 WE  
ab 20. – 24. 5. 09  

Selbsterfahrung (Focusing,  
therap. Tanz, “inneres Kind”)
www.focusingzentrum.de 

T 06742 1359 Boppard 
Dr. Sybille Ebert-Wittich 

Dipl.-Psych, PPT, Supervisorin

Supervision
bei der Antragsstellung

www.psychdienst.de
Dienstleistungen für

Psychotherapeuten und Ärzte
E-Mail: dunja.hergenroether@

koeln.de
Telefon: 02 21 / 5 70 88 31

Nach der ab 1.1.08 gültigen Quali-
tätsmanagement-Richtlinie werden 
Klinische Einrichtungen sowie PPT 

in freier Praxis dazu verpflichtet 
Maßnahmen zur Qualitätssicherung 
einzuführen. Dazu gehört die syste-
matische Doku., Planung u. Evalua-

tion von Behandlungsverläufen. 
Dies gelingt mit dem Kölner Doku-
mentationssystem Psychotherapie 

und Traumabehandlung.  
KÖDOPS I am 07.11.08 und  
KÖDOPS II am 21./22.11.08  

Infos: www.psychotraumatologie.de 
DIPT e.V., Springen 8, 53804 Much, 
Tel.: 02245-9194-0 in Zusammen-

arbeit mit dem Inst. f. Klinische 
Psychologie und Psychologische 
Diagnostik der Universität zu Köln

Erfahrenes Team von Psychothe-
rapeuten bietet Supervision nach 

Aktenlage bei VT Antragserstel-
lung. Wir liefern alle Berichtstypen 
- schnell, kompetent und kosten-

günstig. 

Infos: www.ixcodi.com  
Fon: 0341-14991060  

Email: webinfo@ixcodi.com

Zuverlässige, kompetente und 
qualifizierte

Supervision bei VT-Antragstellung
Von Dipl.-Psych. Tel. 02234-949170,

E-Mail: jubender@freenet.de

Psydea, die Fragebogensoftware
Diagnostik und psychologische 
 Datenererhebung - schnell und 

einfach per PC.
Info: www.psyprasoft.de

Workshops aus dem 
Nähkästchen:

 Dipl.-Psych. Günter Drechsel
www.g-drechsel.de

Akademie bei König & Müller, Würzburg 131

Antrag pro Adler & Röhn, Essen 121

Christoph-Dornier-Klinik, Münster 105

CIP-Medien, München 4. US

Datakontext, Frechen 148

Deutsche Gesellschaft für 
Verhaltenstherapie, Tübingen 121

EMDR-Institut Deutschland, Bergisch-Gladbach 105

Ergosoft, Hassloch 2. US

MVG Verlag, Heidelberg 142

Institut f. Integrative Gestalttherapie, Würzburg  129

Institut für Familientherapie, Weinheim 143

Institut für Gestalttherapie und 
Gestaltpädagogik, Berlin 143

Institut für Psychosoziale Medizin und 
Psychotherapie, Jena 141

Institut für Verhaltenstherapie, Berlin 110

Kanzlei Korte, Berlin 147

Kanzlei Meisterernst, Münster 141

Klingenberger Institut, Konstanz 131

Inserentenverzeichnis PTJ 2/08

Klinikum Berchtesgardener Land, Schönau 110

Mediations-Ausbildungsinstitut, Saarlouis 139

Prop e.V., München 113

Psychoholic, Remscheid 101

Psychometrika, Hannover 3. US

Psychotherapeutenkammer Berlin, Berlin 129

Salus Klinik, Salus-Friedrichsdorf 113

Springer Verlag, Heidelberg 107

Universitätsklinikum Jena, Jena 109

Verlag Hans Huber, CH-Bern 135

Vogelsbergklinik, Grebenhain 109

Einen Teil dieser Ausgabe liegen Beilagen folgender 
Institute/Kammern bei:

IVB, Berlin �

Märkisches Institut, Baruth �

Psychotherapeutenkammer Berlin, Berlin �

Psychotherapeutenkammer NRW, Düsseldorf �

Wir bitten unsere Leser um Beachtung !

www.ptv-anzeigen.de
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Branchenverzeichnis

Akademie bei König & Müller
Semmelstraße 36/38
D-97070 Würzburg
Tel. 0931-46 07 90 33
www.koenigundmueller.de
E-Mail: 
akademie@koenigundmueller.de

Akademie für Fortbildung in 
 Psychotherapie (afp)
Bundesakademie
Postfach 13 43, 72003 Tübingen
Tel.: 0700 23723700
Fax.: 0700 23723711
bundesakademie@afp-info.de
www.afp-info.de

Arbeitsgemeinschaft für Wissen-
schaftliche Psychotherapie 
Berlin (AWP-Berlin)
Fortbildungen in Dialektisch- 
Behavioraler
Therapie (DBT) und weiteren 
achtsamkeitsbasierten Verfahren
Bundesring 58        12101 Berlin
Tel.: 030/8974 5599  
www.awp-berlin.de

AVT Köln GmbH
Akademie für Verhaltenstherapie
Marzellenstraße 2-8
50667 Köln
Tel.: 0221 – 42 48 570
E-Mail: info@avt-koeln.org
www.avt-koeln.org

Ärztlich-Psychologischer  
Weiterbildungskreis 
München - Südbayern
aktuelles Semesterprogramm 
im Internet

Berliner FortbildungsAkademie
staatlich anerkanntes Ausbildungs-
institut für VT
Rothenburgstr. 38
12163 Berlin-Steglitz
Internet: www.b-f-a.de
email: b-f-a@t-online.de
Tel. : 030 79703982
Fax.    : 030 79703984
Sprechzeiten:  
Mo: 9-11 Uhr; Do: 9-11 Uhr

Deutsche Akademie für 
Psychoanalyse
Goethestr. 54, 80336 München
Tel.: 08131/66 78 84
Wadpcongress2007@dynpsych.de
www.wadp-congress.de

Deutsches Institut für
Psychotraumatologie e.V.
Telefon: 02245-9194-0
www.psychotraumatologie.de
Zert. WB f. app. PPT,
Mehrdimensionale Psycho-
dynamische Traumatherapie

EMDR-Institut Deutschland
51427 Bergisch Gladbach
02204-25866
www.emdr.de
info@emdr-institut.de

FoBiS 
Systemisches Institut für Bildung, 
Forschung und Beratung
Altdorfer Str. 5
71088 Holzgerlingen
07031/ 60 59 88
07031/ 60 49 75
info@fobis-online.de
http://www.fobis-online.de

Fort- und Weiterbildungsinstitut 
MFK Münchner FamilienKolleg  
Pfarrstr. 4, 80538 München 
Tel.:  089 - 22 29 92
mfk.familienkolleg@t-online.de 
www.mfk-fortbildung.de

Fortbildung Klinische Hypnose
in Darmstadt. Veranstalter: DGH
Tel.: 06033/73667 oder
www.hypnoseausbildung.de

INNTAL INSTITUT
NLP und systemische Ausbildung
in München, Rosenheim, Ulm, 
 Bremen anerkannt von  
Ärztekammer und PTK
Tel.: 08031 50601 Fax 50409
mail@inntal-institut.de
www.inntal-institut.de

www.psycho-vision.de
Virtuelle Realität in der Angstbe-
handlung www.cme-pt.de Zertifizierte 
Online-Fortbildung 

Helm-Stierlin-Institut
Schloß-Wolfsbrunnenweg 29
69118 Heidelberg
Tel.: 06221-71409-0
Fax: 06221-71409-30
mail: infohsi-heidelberg.com 
Internet: www.hsi-heidelberg.com

IGW Institut für integrative 
 Gestalttherapie
Theaterstr. 4, 97070 Würzburg
Fon: 0931/354450
Fax: 0931/3544544
info@igw-gestalttherapie.de
www.igw-gestalttherapie.de 

Institut für Traumatherapie 
Oliver Schubbe
EMDR-Kurse, Curricula 
 Psychotraumatherapie
und EMDR-Vertiefungsseminare, 
kammerzertifiziert
Tel.: 030-4642185
www.traumatherapie.de
info@traumatherapie.de

Institut für Verhaltenstherapie, 
Verhaltensmedizin u. 
Sexuologie (IVS)
Nürnberger Str. 22,
90762 Fürth
Tel.-Nr. 0911 / 78 72 72 7
FAX:    0911 / 78 72 72 9
Email: ambulanz@ivs-nuernberg.de
Homepage: www.ivs-nuernberg.de

Märkisches Institut
für Psychotherapie
Dr. Thomas Kornbichler
Dämmchen 17
15837 Baruth/ Mark Schobendorf
Tel.: 033704-66134/-66133 (FAX)
info@maerkisches-institut.de

milton erickson institut berlin
wartburgstr. 17, 10825 berlin
fon & fax:  030 . 781 77 95
büro: do 9 - 12 uhr
www.erickson-institut-berlin.de
mail@erickson-institut-berlin.de

Münchner Institut für Trauma-
therapie (MIT)
Leitung: Prof. Dr. Willi Butollo
Zertifizierte Aus- und Fortbildung
Mehrphasige Integrative Traumathe-
rapie (MIT)
& Dialogische Exposition
Information und Termine:
www.trauma-ambulanz.com

Schule für Initiatische 
Gestalttherapie
Tel. 09721/34627
winfried-wagner@aiki-institut.de
Nußbergstr. 35, 97422 Schweinfurt
www.initiatische-gestalttherapie.de

SGAZ - Seminar für
Gruppenanalyse Zürich
Quellenstraße 27
CH-8005 Zürich
Tel..: +41-442718173
Email: sgaz@bluewin.ch
Internet: www.sgaz.ch

systema-institut mannheim

Fon: 0621-7992828
www.systema-institut.de
systema-institut@t-online.de

Thies Stahl Seminare
Dipl.-Psych. Thies Stahl
Aus- und Fortbildung in NLP, 
Coaching, Mediation und 
Systemischer Aufstellungsarbeit
Tel.: 04106 645763
TS@ThiesStahl.de
www.ThiesStahl.de

Buchhandel/Verlage

CIP-Medien Verlagsbuchhandlung
Nymphenburger Str. 185, 
80634 München
Tel. 089-130793-21,  
E-Mail cipmedien@aol.com
www.cip-medien.com

Psychotherapeutenverlag 
Verlagsgruppe  
Hüthig Jehle Rehm GmbH
Im Weiher 10
D-69121 Heidelberg
Tel.: (0 62 21)4 89-0
Fax: (0 62 21) 4 89-52 9
redaktion@psychotherapeutenjournal.de
anzeigen@psychotherapeutenjournal.de
www.psychotherapeutenjournal.de
www.ptv-anzeigen.de
www.huethig-jehle-rehm.de

Schattauer GmbH
Verlag für Medizin 
und Naturwissenschaften
Hölderlinstr. 3
70174 Stuttgart
Tel. ++49 0711 22987-0
Fax ++49 0711 22987-50
info@schattauer.de
www.schattauer.de

Verlag Hans Huber
Hogrefe AG
Länggassstr. 76
CH 3000 Bern 9
www.verlag-hanshuber.com

Kliniken/Rehazentren

Christoph-Dornier-Klinik
für Psychotherapie
Tibusstr. 7-11
48143 Münster
Tel. 0251/4810-100
Fax. 0251/4810-105 
info@c-d-k.de
www.c-d-k.de
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